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			Einleitung

			Die Vereinigten Staaten von Amerika faszinieren uns durch die »Gleichzeitigkeit der Extreme«, wie es die Schriftstellerin Annette Mingels genannt hat.1 Ein Land von kontinentaler Größe mit über 330 Millionen Einwohnern und unermesslichen Bodenschätzen. Amerika beeindruckt mit den weltweit meisten Nobelpreisträgerinnen und -trägern, der innovativsten Technologie, den größten Wirtschaftsunternehmen und der international attraktivsten Populärkultur. Kein Land der Erde nimmt jährlich so viele neu eingewanderte Menschen auf wie die USA. Und welches Land bringt politische Talente vom Rang eines Barack Obama hervor? Aber Amerikanerinnen und Amerikaner sind auch zugänglich für die populistischen Parolen eines Donald Trump. Das Land erschreckt uns durch die alltägliche Gewalt auf den Straßen und die scheinbare Gleichgültigkeit, mit der die fortgesetzte rassische Diskriminierung gegen African Americans, ­Hispanics und Native Americans ebenso hingenommen wird wie die soziale Spaltung. Auch in der Coronapandemie sind die Extreme deutlich geworden: Die USA haben (Stand Mai 2021) mehr als 32,7 Millionen Coronainfektionen und über 582.000 COVID-19-Tote zu beklagen. Gleichzeitig ist es der amerikanischen Regierung viel eher gelungen, der Bevölkerung ein umfassendes Impfangebot zu unterbreiten, als den europäischen.

			Das Ziel der Länderberichte der Bundeszentrale für politische Bildung/bpb ist es, den Leserinnen und Lesern fundierte Informationen und Analysen zur Verfügung zu stellen, die über die Tagesaktualität hinausgehen. Der hier vorgelegte Länderbericht USA erscheint gut 15 Jahre nach seinem Vorgängerband. Damals, im Jahr 2004, standen die amerikanische Innen- und Außenpolitik sowie gesellschaftliche Debatten im Schatten der Anschläge vom 11. September 2001 und der Kriege in Afghanistan und Irak. Richtet man zu Beginn der 2020er-Jahre den Blick auf die beiden davorliegenden Jahrzehnte, so erscheinen mehrere Ereignisse besonders erwähnenswert: Die Anschläge vom 11. September 2001 haben in den USA zu einer Betonung nationaler Sicherheit geführt. Im Frühjahr 2003 wurde der Irak angegriffen, dem der Besitz von Massenvernichtungswaffen vorgeworfen wurde, die für die USA und ihre Verbündeten im Nahen und Mittleren Osten bedrohlich erschienen. Mittlerweile steht fest, dass die Begründung für den Krieg unzutreffend war – was der damals regierenden Bush-Administration bereits bewusst gewesen sein musste. Die von Präsident George W. Bush proklamierten Kriegsziele einer Befriedung und Demokratisierung des Mittleren Ostens sind nicht erreicht worden. Die Außenpolitik Bushs erschien am Ende seiner Amtszeit quer durch das politische Spektrum diskreditiert. Das wirtschafts- und sozialpolitische Erbe, das er seinem Nachfolger hinterließ, war nicht minder schwer. Die Bush-Administration hatte nach 2001 versucht, durch Stimulationsprogramme einen Wirtschaftsabschwung zu verhindern. Daraus entwickelte sich eine Spekulationsblase am Immobilienmarkt, die 2007/08 in einer Finanzkrise mündete. Gegen Ende der Amtszeit Bushs durchliefen die USA eine tiefe Rezession.

			Die wohl bemerkenswerteste Entwicklung der US-Politik im darauffolgenden Jahrzehnt bestand darin, dass sich die Amerikanerinnen und Amerikaner bei den Wahlen 2008 und 2016 für zwei höchst unterschiedliche Präsidenten entschieden. Barack Obama und Donald Trump standen für diametral entgegengesetzte politische Überzeugungen. Der Intellektuelle Obama, Sohn eines Kenianers und einer Amerikanerin, vertrat die Vision eines inkludierenden Staates, der ethnische und sozioökonomische Unterschiede auszugleichen suchte. Obama formulierte diese Vorstellung zum ersten Mal im Sommer 2004 in einer Rede auf dem Nominierungsparteitag der Demokratischen Partei. Als Präsident wollte er mit einer Reform der Krankenversicherung die Spaltung der Gesellschaft in Versicherte und Nichtversicherte überwinden. Die Wahl eines Schwarzen in das höchste Staatsamt schien eine post-racial period einzuläuten, eine Zeit, in der ethnisch bedingte Chancenungleichheit überwunden werden könnte.

			Wer so dachte, hatte jedoch die Gräben unterschätzt, die noch immer innerhalb der amerikanischen Gesellschaft existierten. Es ist wahrscheinlich, dass gerade Obamas Beschwörung eines Amerikas der Gemeinsamkeiten seine Politik angreifbar gemacht hat. Linke politische Kräfte wünschten einen umfassenderen liberalen – progressiven, ökologischen, Einwanderung bejahenden – Aufbruch. An der sozialen Ungleichheit habe sich in Obamas Amtszeit nicht viel geändert, so die Kritik von links. Und auch die rassistische Diskriminierung gegen African Americans, Hispanics und Native Americans ging nicht zurück, was viele Betroffene unzufrieden stimmte und unter anderem zum Beginn der Black-Lives-Matter-Bewegung beitrug. 

			Vor allem wurde Obama jedoch von rechts angegriffen. Noch lange nach seiner Wahl zum Präsidenten wurde ihm von Konservativen – da­­runter Donald Trump – vorgeworfen, dass er nicht in den USA geboren sei und deshalb das Amt verfassungswidrig erlangt hätte. Widerstand gegen Obamas Politik wurde zum übergeordneten Ziel der Republikanischen Partei und vieler konservativer und rechtsradikaler Medienorganisationen. Die Spaltung Amerikas in zwei geradezu feindliche politische Lager kann daran abgelesen werden, dass zentrale Reformvorhaben wie der Patient Protection and Affordable Care Act (»Obama-Care«), der allen Amerikanerinnen und Amerikanern Zugang zur Krankenversicherung gewähren sollte, im Kongress keine Unterstützung aus den Reihen der Republikaner erhalten haben. Stattdessen beschworen Konservative die Furcht der weißen Mittelschicht vor Steuererhöhungen und vor Kriminalität, die oftmals mit ethnischen Minderheiten assoziiert wird.

			In dieser Situation bot sich der politische Außenseiter Donald Trump als Kandidat um das Präsidentenamt an. Es gelang ihm, eine Reihe bekannter und erfolgreicher republikanischer Politiker bei den Vorwahlen des Jahres 2016 zu schlagen, indem er stärker als alle anderen innerparteilichen Konkurrenten an nationale und nationalistische Gefühle der Weißen appellierte. 

			Das Herausgeberteam des Länderberichts USA hat zentrale Themen aus den Bereichen Geschichte, Politik, Gesellschaft, Kultur, Wirtschaft und internationale Beziehungen ausgewählt, die Schlaglichter auf amerikanische Befindlichkeiten und Diskussionen werfen und für ein deutschsprachiges Publikum von Interesse sind. Das Ziel der einzelnen Beiträge soll eine Einbettung gegenwärtiger Ereignisse in einen größeren Kontext sein. Sie identifizieren die entscheidenden Veränderungen und versuchen, Erklärungen dafür zu finden. Manche Beiträge sind längerfristig historisch angelegt, andere richten ihren Fokus auf die Administrationen ­Obamas und Trumps.

			Der Redaktionsschluss für die Beiträge dieses Länderberichts war im November 2020. Die Amtszeit von Präsident Joe Biden, der Trump am 20. Januar 2021 ablöste, konnte entsprechend noch nicht berücksichtigt werden. Einige langfristige Herausforderungen, die sich in der ­Amtszeit Trumps abzeichneten – die Coronakrise, der Klimawandel, gesellschaft­liche und politische Polarisierungen sowie neue sicherheitspolitische Be­­drohungen –, werden die neue Administration noch weiter beschäftigen. Die hier vorgestellten Analysen können als Grundlage für die Einschätzung der neuen politischen Prioritäten und Maßnahmen dienen.

			Die Herausgeber und die Herausgeberin sind keinem bestimmten Amerikabild verpflichtet. Politische Überzeugungen haben bei der Auswahl der Autorinnen und Autoren keine Rolle gespielt. Es kam uns darauf an, sowohl deutsche als auch amerikanische Wissenschaftler und Journalisten zu Wort kommen zu lassen, um gemeinsam einen Beitrag zum besseren Verständnis der Vereinigten Staaten zu leisten. Danken möchten wir an dieser Stelle allen Autorinnen und Autoren der Beiträge, Karsten Petersen und Heike Schlatterer für die Übersetzungen sowie Eik ­Welker, Dr. ­Thomas Siebold und Dirk Michel für das Lektorat. Beate Weingartner hat die umfangreiche Bildredaktion übernommen. Dr. Miriam ­Shabafrouz hat als Mitherausgeberin das Projekt vonseiten der Bundeszentrale für politische Bildung geleitet. Dr. Hans-Georg Golz, der Leiter des Fachbereichs Print der bpb, hat das Projekt des Länderberichts initiiert und unterstützt. Das administrative Team der bpb, der Kartograf Manfred Müller und die Grafikagentur Naumilkat haben zum Gelingen des Bandes ebenfalls entscheidend beigetragen. 

			Andrew Denison, Georg Schild und Miriam Shabafrouz, Mai 2021
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			I Geschichte und ­Selbstverständnis

		


		
			Georg Schild

			Das politische Selbstverständnis

			Die Vereinigten Staaten von Amerika blicken auf eine fast 250-jährige Nationalstaatsgeschichte. In dieser Zeit hat sich aus einem agrarisch geprägten Staatenbund am Ostrand des nordamerikanischen Kontinents ein Land entwickelt, das wirtschaftlich, technologisch und kulturell führend ist auf der Welt. Ermöglicht wurde diese Entwicklung nicht zuletzt durch das politische System, das gegen Ende des 18. Jahrhunderts nach einem revolutionären Aufbegehren gegen das britische Mutterland errichtet worden ist. Es hat sich als attraktiv, stabil und gleichzeitig als wandlungsfähig erwiesen, um immer neue Herausforderungen wie territoriale Erweiterungen, wirtschaftliche Krisen, sozialpolitische Probleme sowie die Übernahme außenpolitischer Verantwortung gestalten zu können. Diese Entwicklung soll im Folgenden unter dem Gesichtspunkt betrachtet werden, wie die Amerikanerinnen und Amerikaner ihre politischen Ziele und Überzeugungen in den letzten fast 250 Jahren immer wieder neu definiert und ihr politisches Selbstverständnis gesehen haben.

			Das politische Selbstverständnis der Revolutionszeit

			Die amerikanischen Gründungsdokumente haben zwei grundlegende politische Ziele formuliert, deren Bedeutung bis heute ungebrochen ist: eine Garantie größtmöglicher individueller Freiheit und die Schaffung eines effizienten demokratisch organisierten Staatswesens zum Schutz der öffentlichen Ordnung. Was jedoch unter »Freiheit« und »Demokratie« zu verstehen ist, wer die zu schützende »Ordnung« festlegt, welche Personen Freiheit genießen und am demokratischen Prozess beteiligt sein sollen, ist von den founding fathers ebenso wenig abschließend festgelegt worden wie das Verhältnis von Freiheit und Staat.

			Für die Gründergeneration war Freiheit zunächst Freiheit vom Staat. Das entsprach den Interessen der weißen besitzenden Oberschicht, die sich von der steuererhebenden britischen Herrschaft befreit hatte. Diese Freiheit vor staatlichen Interventionen bedeutete aber auch, dass sich die ­Politik nicht für das Schicksal der Sklaven im Süden interessierte. Erst als die Sezessionsentscheidung der Südstaaten die Union existenziell bedrohte und der Bund hohe Kosten zur Wiederherstellung der Einheit aufbringen musste, entstand eine konkurrierende Vorstellung, nach der staatliche Interventionen notwendig sein konnten. Nach dem Bürgerkrieg (1861-65) waren es die Industrialisierung, die Weltwirtschaftskrise und der Kalte Krieg, die zu einem grundsätzlichen Nachdenken über das Verhältnis von Freiheit und Staat geführt haben. Beide Vorstellungen – Freiheit durch einen begrenzten Staat und Freiheit durch staatliche Intervention – stehen seither in einem Wettbewerb miteinander.

			Die amerikanische Kolonialgeschichte wird häufig auf den Konflikt der Siedler mit dem Mutterland Großbritannien reduziert. Für die politische Geschichte der USA waren die Konflikte zwischen den Kolonien jedoch ebenso bedeutsam. Verantwortlich für das geringe Zusammengehörigkeitsgefühl als Engländer in Amerika war unter anderem, dass die Kolonien zwischen 1607 und 1732 mit höchst unterschiedlichen und zum Teil gegensätzlichen Vorstellungen und Zielen gegründet worden waren. So dominierten in den Neuenglandkolonien religiöse Eiferer, die Abweichler bedrohten. In Maryland und Pennsylvania hingegen konnten ­religiöse Dissidenten eine neue Heimat finden. Dazu kam, dass es zwischen fast allen benachbarten Kolonien Differenzen über den exakten Grenzverlauf gab.

			Die Überzeugung, dass die Kolonien gemeinsame Interessen gegenüber dem Mutterland besaßen, entstand in dem Moment, als die britische Krone nach dem Siebenjährigen Krieg (1756-63) begann, diese stärker finanziell zu belasten. Das neue Feindbild des steuererhebenden Mutterlandes wurde zur Kraft, die Amerika schuf. Der Konflikt mit Großbritannien über ­Steuerzahlungen führte im April 1775 zu einem offenen militärischen Konflikt, der erst im Vertrag von Paris 1783 beendet werden konnte. Zu diesem Zeitpunkt hatten die USA ihre Unabhängigkeit von Großbritannien erklärt und sich mit den Konföderationsartikeln eine erste gemeinsame politische Struktur gegeben.

			Die Unabhängigkeitserklärung vom 4. Juli 1776 spiegelt wie kein zweites Dokument das politische Selbstverständnis der Revolutionsgeneration wider, das von einer naturrechtlichen Vorstellung von Freiheit dominiert wurde. Danach besaßen »alle Menschen« (all men) vom »Schöpfer« verliehene, unveräußerliche Rechte auf Leben, Freiheit und das Streben nach Glück (zu verstehen im Sinn einer Aneignung materieller Güter).1 Der Staat gewährt diese Rechte nicht, sie sind vorstaatlich. Die Aufgabe des Staates ist es, diese Rechte zu schützen. Eine Regierung, die dieser Verpflichtung nicht nachkomme, müsse gestürzt werden. Das war die Rechtfertigung für die Auflehnung gegen die britische Krone, die in der Unabhängigkeitserklärung zahlreicher Verfehlungen und der Beschneidung der Freiheit der in Amerika lebenden Briten beschuldigt wurde.

			Die Unabhängigkeitserklärung machte aus den Kolonien 13 unabhängige Staaten, die ihr Verhältnis zueinander bestimmen mussten. Das erste Dokument, in dem sie dies taten, waren die Konföderationsartikel von 1777. Fortdauernde Konflikte waren dafür verantwortlich, dass sich der Ratifizierungsprozess bis Februar 1781 hinzog. Die Artikel schufen die »Vereinigten Staaten von Amerika«, die als »Union« und »Freundschaftsliga« bezeichnet wurden. Es war ein bewusst schwach gehaltener Staatenbund, dessen einziges gemeinsames politisches Organ der Kongress war, der Entscheidungen mit qualifizierter Mehrheit treffen musste. Es gab keine separate Regierung; dem Kongress fehlte das Besteuerungsrecht.

			Mitte der 1780er-Jahre wurde deutlich, dass die so geschaffenen staat­lichen Strukturen zu schwach waren, um innen- und außenpolitische Herausforderungen lösen zu können. Im Mai 1787 kamen in Philadelphia Delegierte aller Staaten zu­­sammen, um die Konfödera­tionsartikel zu überarbeiten. Die Versammlung legte nach mehrmonatigen Beratungen den Entwurf einer Verfassung vor, die eine enge Union der Staaten mit einer handlungsfähigen Regierung schuf, die unter anderem Steuern erheben und Krieg erklären konnte. Um das Aufkommen einer Tyrannei zu verhindern, wurde politische Macht auf un­­­terschiedliche Staatsorgane (Legislative, Exekutive, Judikative) verteilt. Diese Machtverteilung und Ämterverschränkung (checks and balances) machten die Regierungstätigkeit bewusst schwer und sollten verhindern, dass ein Teil der Regierung die gesamte Macht im Land übernehmen und zum Tyrannen werden konnte.

			Über den Entwurf der Verfassung wurde in den Jahren 1787 und 1788 in allen Staaten erbittert debattiert. Revolutionäre, die einst Seite an Seite im Unabhängigkeitskrieg gegen britische Soldaten gekämpft hatten, fanden sich als Kontrahenten in der Ratifikationsdebatte wieder. Kritiker des Verfassungsentwurfs wie Patrick Henry und Richard Henry Lee, die als anti-federalists bezeichnet werden, befürchteten, dass angesichts der neu geschaffenen Machtfülle der Regierung die Freiheit der Bürger zu stark eingeschränkt werde. Politische Macht sollte stattdessen auch weiterhin auf der Ebene der Einzelstaaten verbleiben. In einem unter dem Pseudonym Brutus veröffentlichten Essay vom 18. Oktober 1787 heißt es, dass große Republiken immer Opfer innerer Spannungen geworden seien. Die antiken Republiken Athen und Rom hätten ihre territorialen Einflussbereiche im Lauf der Zeit ausgedehnt. Parallel dazu hätten die Bürger ihre republikanischen Freiheiten verloren. Diese Gefahr drohe auch in Amerika, wenn aus 13 Republiken ein großer Zentralstaat werde.

			Befürworter der Verfassung, die sogenannten federalists, widersprachen dieser Argumentation. James Madison, ein Rechtsanwalt aus Virginia, der maßgeblich an der Ausarbeitung der Verfassung beteiligt war, drehte in einem Zeitungsbeitrag vom 23. November 1787 (dem späteren 10. federalist-­Artikel) das zentrale Argument der anti-federalists um. Er erklärte, dass es in jeder Gesellschaft unterschiedliche ethnische, politische und soziale Gruppierungen (factions) gebe. In einer kleinen Republik sei es leicht möglich, dass eine solche Gruppierung eine Mehrheit bilden könne. Madison befürchtete insbesondere, dass sich die Armen zusammenschließen und Steuern für die Reichen beschließen würden. Davor schütze eine großräumige Republik. Dort gebe es so viele unterschiedliche Gruppierungen, dass keine einzelne von ihnen die Mehrheit auf sich vereinen und die Macht an sich reißen könne.

			Die Verfassung wurde in Abstimmungen in allen Bundesstaaten angenommen und trat am 4. März 1789 in Kraft. Auf den ersten Blick ­scheinen die anti-federalists die Debatte um die Ratifikation verloren zu haben. Aber auf ihre Kritik an den Gefahren einer großen Regierung hin wurde der Verfassung ein Grundrechtsteil (Bill of Rights) beigefügt. Diese ­ersten zehn (von mittlerweile 27) Amendements zur US-Verfassung schützen unter anderem das Recht auf Religions-, Versammlungs- und Pressefreiheit (erster Verfassungszusatz) und geben den Bürgern das Recht, Waffen zu besitzen (zweiter Verfassungszusatz). Der zehnte Zusatzartikel erweitert das System der checks and balances um das Verhältnis vom Bundesstaat zu den Einzelstaaten. Alle Machtbefugnisse, die von der Verfassung nicht explizit dem Bund übertragen worden sind, bleiben danach den Einzelstaaten vorbehalten.

			Sklaverei und der Weg zum Bürgerkrieg

			Zum Zeitpunkt der Amerikanischen Revolution lebten 700.000 Menschen völlig rechtlos als Sklaven in den Südstaaten. Bis zum Bürgerkrieg stieg diese Anzahl auf weit über drei Millionen. Bei den Beratungen über die Verfassung hatten Delegierte aus dem Süden erklärt, dass sie der Verfassung nicht zustimmen würden, wenn darin eine Beseitigung der Sklaverei vorgesehen sei. Mit dieser Drohung setzten sie sich durch. Im Verfassungstext taucht der Begriff Sklaverei nicht auf, allerdings gab es Bestimmungen, die sich eindeutig darauf bezogen. Die Verfassung legte fest, dass sich die Repräsentation der Einzelstaaten im Kongress an der  Anzahl der Bewohner orientiert. Die Südstaaten hatten ursprünglich gefordert, dass auch die Anzahl der Sklaven in diese Berechnung einfließen müsse, was die ­Nordstaaten entrüstet ablehnten. Schließlich einigte man sich auf einen Kompromiss, nach dem ein Sklave zum Zweck der politischen Repräsentation drei Fünftel eines Weißen entsprach.

			Die Frage der Repräsentation von Sklaven für die Verteilung von Abgeordnetenhausmandaten macht deutlich, wie einflussreich die Südstaaten zu Beginn der US-Nationalgeschichte waren. Auf wirtschaftlichem Gebiet nahm ihre Bedeutung in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts noch weiter zu. Der weltweite Bedarf an Baumwolle konnte nur von den Plantagen im amerikanischen Süden gedeckt werden; Baumwolle war das wichtigste Exportgut der jungen USA.

			Die Verfassung hatte einen Staat geschaffen, innerhalb dessen Grenzen zwei grundlegend unterschiedliche Vorstellungen von Freiheit existierten. Für viele im Norden stand Sklaverei in klarem Widerspruch zum Freiheitsgebot der Revolution. Im Süden entwickelte sich in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts (nicht zuletzt in Reaktion auf die nordstaatliche Kritik an der Sklaverei) eine konkurrierende Freiheitsauffassung, nach der Freiheit (für Weiße) und Sklaverei (für Schwarze) sehr wohl ­nebeneinander bestehen konnten.

			In der Rückschau mag es folgerichtig erscheinen, dass sich aus der ­Teilung des Landes in einen freien und einen sklavenhaltenden Teil ein Konflikt entwickelte. Allerdings war die Arbeitsteilung zwischen Nord und Süd über Jahrzehnte hinweg für beide Seiten profitabel gewesen. Die Sklaverei wurde zu einer Klammer, die beide Landesteile wirtschaftlich zusammenhielt. Im Süden wurden landwirtschaftliche Produkte preisgünstig angebaut und im Norden in Manufakturen weiterverarbeitet. ­Kredite erhielten Plantagenbesitzer von Banken im Norden; Baumwollexporte nach England liefen über den Hafen von New York.
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			Der Missouri-Kompromiss von 1820: Nördlich der Südgrenze des Bundesstaates ­Missouri (36° 30’ Breitengrad) sollte Sklaverei verboten bleiben.

			Erst im Zusammenhang mit Gesetzen über die Rückführung von entflohenen Sklaven und der möglichen Expansion von Sklaverei in neu organisierte Territorien im Westen kam es zu Konflikten. Mit Gesetzen zur Rückführung machte sich der »freie« Norden zum Komplizen der Sklavenhalter, die ihr »Eigentum« einforderten, wenn Sklaven geflohen waren. Dagegen regte sich im Norden ebenso Widerstand wie gegen eine Erweiterung des Sklavereigebietes nach Westen. Die ursprünglichen ­Vereinigten Staaten erstreckten sich vom Atlantischen Ozean bis zum ­Mississippi. Im Jahr 1803 kauften die USA von Frankreich das westlich gelegene ­Louisiana-Territorium hinzu. In den Jahren 1846 bis 1848 führten die USA Krieg gegen Mexiko und annektierten die Nordprovinzen des Nachbarlandes. Damit hatten die Vereinigten Staaten Mitte des 19. Jahrhunderts ihre modernen kontinentalen Grenzen angenommen. Die neu erworbenen Territorien sollten als Staaten organisiert werden, die in die Union aufgenommen werden konnten. Dabei ging es neben der moralischen Frage, ob Sklaverei in Amerika ausgeweitet werden dürfe, auch um das politische Selbstverständnis des Landes. Da sich der Kongress in Washington aus Senatoren und Abgeordneten der Einzelstaaten zusammensetzt, hatte die Frage der sklavereifreundlichen oder -kritischen Einstellungen Folgen für die Machtverteilung im ganzen Land. 

			Im Jahr 1860 war die Fähigkeit der Amerikaner, das Sklavereiproblem durch Kompromisse zu lösen, erschöpft. Nachdem Abraham Lincoln im November 1860 zum Präsidenten gewählt worden war (aber noch bevor er sein Amt im März des Folgejahres antreten konnte), wurden in sieben Südstaaten Versammlungen einberufen, die die Frage einer Los­lösung aus der Union erörterten. In allen sieben Staaten (und später in vier weiteren) wurden Sezessionsbeschlüsse angenommen. Dies mag auf den ersten Blick übertrieben erscheinen, weil die Institution Sklaverei nach Lincolns Amtsübernahme keineswegs unmittelbar gefährdet war. Im Verständnis der Zeitgenossen war sie in der Verfassung verankert; der Oberste Gerichtshof hatte zuletzt im Jahr 1857 auf die Rechtmäßigkeit der Sklaverei verwiesen. Jedoch war Lincoln ausschließlich mit Stimmen der Nordstaaten zum Präsidenten gewählt worden. Dies wies auf grundlegende Entwicklungen im Land hin. Der landwirtschaftlich geprägte und wirtschaftlich erfolgreiche Süden sah sich plötzlich einer politischen Dominanz des bevölkerungsreicheren und sich industrialisierenden Nordens gegenübergestellt. ­Langfristig mochte damit auch das Überleben der Sklaverei gefährdet sein.

			Als die Südstaaten ihren Austritt aus der Union erklärten, stand Präsident Lincoln vor schwierigen Fragen: Sollte er sich der Forderung der Südstaaten nach Unabhängigkeit beugen oder für den Erhalt der Union kämpfen? Würde die amerikanische Demokratie einen Bürgerkrieg überstehen? Sollten die Nordstaaten einen Krieg nur zur Wiederherstellung des Status quo ante oder zur Beseitigung der Sklaverei führen? Lincoln forderte in den ersten Kriegsmonaten bewusst nicht ein Ende der Sklaverei. Es kam ihm (nur) auf die Verteidigung der Demokratie und die Wiederherstellung der Union an. Der Präsident sah die große Leistung der amerikanischen Politik darin, allen weißen Männern eine politische Mitsprache gegeben zu haben. Diese Art der Demokratie sei bedroht, weil eine kleine Gruppe von Rebellen die Macht im Süden an sich gerissen habe. Lincoln sprach deshalb bewusst von einer Rebellion der Südstaaten, nicht aber von einem Bürgerkrieg. 

			Im September 1862 kündigte der Präsident eine Befreiung der Sklaven an, falls die Südstaaten nicht innerhalb der nächsten 100 Tage in die Union zurückkehren würden. Als die Südstaaten nicht auf das Angebot eingingen, erließ Lincoln am 1. Januar 1863 die Emanzipationsproklamation, die den Sklaven in den Südstaaten die Freiheit gewährte. Nach Kriegsende wurde das Sklavereiverbot im 13. Verfassungszusatz dauerhaft verankert.

			Der Bürgerkrieg stellt in rechtlicher, politischer und gesellschaftlicher Hinsicht einen Einschnitt und Neuanfang in der amerikanischen Geschichte dar. Der Bund hatte sich in einem Konflikt mit den Einzelstaaten militärisch durchgesetzt. Damit änderte sich auch die Vorstellung von Freiheit. Der Staat übernahm die Aufgabe, die Freiheit der ehemaligen Sklaven gegenüber ihrem master und den Einzelstaaten zu sichern. Der 14. Verfassungszusatz (1868) machte alle Schwarzen zu Bürgern der USA; der 15. Zusatz (1870) verbot es, das Wahlrecht nach rassischen Vorgaben zu beschneiden. Der in der Geschichtswissenschaft für diesen Zeitraum verwendete Begriff Reconstruction – Wiederherstellung – umschreibt das Ziel der Politik der Jahre 1865 bis 1878 nur unzureichend, weil (zumindest vorübergehend) eine grundlegende Änderung der politischen und sozialen Verhältnisse angestrebt wurde.

			Freiheit und Staat im 20. Jahrhundert

			In der Reconstructionphase ging der Staat in den Augen der meisten Weißen im Süden (und vieler im Norden) bis an den Rand des zu akzeptierenden Maßes an staatlicher Einflussnahme – und vielleicht sogar ­darüber hinaus. Viele Südstaatler widersetzten sich den staatlichen Bemühungen um eine rechtliche Gleichstellung der Schwarzen. Auch das Interesse des Nordens an den Problemen der Schwarzen erlahmte Ende der 1870er-Jahre und andere Probleme wirtschaftlicher und sozialer Art wurden als wichtiger empfunden. Reconstruction gilt vielen Historikern heute als »unvollendete Revolution« oder gar als gescheitert.2

			Das politische Selbstverständnis eines aktiv Integration anstrebenden Staates der Bürgerkriegs- und Reconstructionjahre endete, als sich der Bund nach 1878 aus den südstaatlichen Angelegenheiten zurückzog. Die ehemaligen Konföderierten begründeten daraufhin ein System der Rassentrennung im öffentlichen Leben (»Jim-Crow«-Gesetze), das vom Su­preme Court 1896 als rechtmäßig anerkannt wurde. Freiheit wurde damit er­­neut als Abwesenheit von staatlicher Regulierung verstanden. Wenn (nördliche) Einzelstaaten sozialpolitische Maßnahmen wie eine Begrenzung der Arbeitszeiten einzuführen versuchten, stießen sie auf Widerstand des Obersten Gerichtshofs, der im Jahr 1905 A­rbeitsschutzgesetze als ­unzulässige Einschränkung der Vertragsfreiheit ablehnte. Im Jahr 1918 erklärte das Gericht ein Bundesgesetz, das Kinderarbeit einschränkte, für verfassungswidrig. Nicht dem Kongress, sondern nur den Einzelstaaten stehe diese sozialgesetzgeberische Regelungskompetenz zu, so die Richter.

			Um die Wende zum 20. Jahrhundert entwickelten sich aus ­agrarischem und industriellem Widerstand gegen diese konservative Rechtsauffassung soziale und politische Bewegungen, die als Populismus und Progressivismus bezeichnet werden. Es waren Bemühungen, den industriellen Kapitalismus politisch einzuhegen. Farmer, Gewerkschafter und liberale Politiker forderten grundlegende Reformen der politischen und sozialen Strukturen des Landes. Die sogenannten progressiven Präsidenten Theodore ­Roosevelt und Woodrow Wilson stellten sich an die Spitze der Bewegung und forderten eine Stärkung des Bundesstaates gegenüber der Wirtschaft bei gleichzeitigen Reformen staatlicher Institutionen. Ihre größten Erfolge waren neue Zusätze zur Verfassung: der 16. Verfassungszusatz (1913) ermöglichte eine progressive Lohn- und Einkommensteuer, der 17. Zusatz (1913) führte die direkte Wahl von Senatoren und der 19. Zusatz (1920) das Frauenwahlrecht ein.

			Der progressive Impuls verlor während des Ersten Weltkriegs an Bedeutung. In den 1920er-Jahren plädierten Politiker erneut für eine Rücknahme staatlicher Verantwortung zugun­sten eines freien Spiels der Marktkräfte. Den Höhepunkt dieser Entwicklung markierte der Wahlkampf 1928, in dem der republikanische Präsidentschaftskandidat Herber Hoover optimistisch vom Ende der Armut in Amerika sprach, falls die Laissez-faire-­Politik der letzten acht Jahre fortgesetzt werden könne. Hoover gewann die Wahl, sah sich jedoch bereits nach wenigen Monaten mit der bedrohlichsten Wirtschaftskrise in der Geschichte des Landes konfrontiert. Die Great Depression war nicht nur eine sozialpolitische Herausforderung, sie stellte die nach dem Bürgerkrieg zweite existenzielle politische Krise der amerikanischen Republik dar. Angesichts von über 25 Pro­zent Arbeitslosigkeit und weitverbreiteter Armut glaubten immer weniger Amerikaner, dass die be­stehenden politischen und wirtschaftlichen Strukturen des ­Landes geeignet seien, den Wohlstand der Bevölkerung dauerhaft zu garantieren. Zu keiner anderen Zeit in der US-Geschichte wurde so offen über Alternativen zur liberalen Demokratie gesprochen wie während der Weltwirtschaftskrise.

			Im November 1932 wählten die Amerikanerinnen und ­Amerikaner Franklin D. Roosevelt zum Präsidenten, der zwei Krisen zu bewältigen hatte: die Depression und (ab 1941) den Weltkrieg. In der Art, wie ­Roosevelt die Wirtschaftskrise anging, löste er nicht nur eine kurzfristige Notlage. Er schuf eine neue politische Struktur, die sogenannte New-Deal-Ordnung. Er erweiterte das Selbstverständnis des Staates als Institution, die sich dem Wohl des Menschen verpflichtet fühlt. Für Roosevelt bestand kein Zweifel, dass wirkliche Freiheit einen intervenierenden Staat voraussetzte. In einer programmatischen Rede hatte er im August 1931 nach dem Wesen des Staates gefragt und ihn als organisierte Form menschlicher Gesellschaft definiert, von Menschen geschaffen für ihren ­gegenseitigen Schutz und ihr Wohlergehen. Der Staat müsse Arbeitslosen Unterstützung nicht aus Barmherzigkeit zukommen lassen, sondern weil dies seine soziale Aufgabe sei.3

			Der New Deal bestand zunächst aus Maßnahmen, die die Notlage der Menschen durch Arbeitsbeschaffungsprogramme zu lindern suchten. Daneben sollte die Wirtschaftstätigkeit angeregt werden. Als Drittes wurden langfristige Sozialprogramme wie das Social-Security-­Rentensystem initiiert. Die in den Jahren 1933 bis 1939 geschaffenen Vorstellungen von den Aufgaben des Staates haben den New Deal selbst lange überlebt, obwohl die meisten konkreten Maßnahmen Roosevelts nur kurzlebig beziehungsweise auf die Beilegung unmittelbarer Probleme ausgerichtet waren. Auch kann nicht behauptet werden, dass der New Deal die Weltwirtschaftskrise beendet hätte. Das geschah erst nach 1941 mit militärischen Aufrüstungsmaßnahmen, die ein enormes keynesianisches Nachfrageprogramm darstellten.

			Die New-Deal-Vorstellung von hoher staatlicher Verantwortung setzte sich nach Ende des Zweiten Weltkriegs im Kalten Krieg zunächst fort. Der Staat unterhielt auch in Friedenszeiten eine Armee im Umfang von 2,5 Millionen Soldaten, was etwa dem Zehnfachen der Anzahl vor dem Zweiten Weltkrieg entsprach. Gleichzeitig wurde ein nationaler Sicherheitsstaat geschaffen. Die Bundespolizei FBI unter ihrem langjährigen Direktor J. Edgar Hoover und republikanische Politiker wie Joseph McCarthy verfolgten Personen, die sich in öffentlichen Äußerungen für den Kommunismus aussprachen.

			Auch in anderen Bereichen sah die Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg nachhaltige Veränderungen. So erklärte der Oberste Gerichtshof im Jahr 1954 die Rassentrennung an Schulen für verfassungswidrig. 1967 wurde das in zahlreichen Staaten bestehende Verbot von Eheschließungen über Rassengrenzen hinweg für ungültig erklärt. In einer kontroversen Entscheidung erlaubte das Gericht 1973 Abtreibungen – die Grundlage dafür war die Überzeugung der Richter, dass alle Grundrechte auf einem Recht auf Privatsphäre basierten, auch wenn es im Verfassungstext nicht explizit ausgewiesen ist.

			Den Höhe- und Wendepunkt der liberalen Ordnungsvorstellung markiert die Präsidentschaft Lyndon B. Johnsons von 1963 bis 1969. Er definierte wie sein Vorbild Franklin D. Roosevelt weitreichende sozialpolitische Ziele und versuchte, eine Koalition gleich gesinnter Interessenvertreter zu schaffen. Die Doppelbelastung eines Krieges gegen die Armut im eigenen Land (war on poverty) und des Krieges in Vietnam war jedoch zu groß. Die gesellschaftliche Koalition, auf die sich Johnson stützte, war zu heterogen und zerbrach.

			Die späten 1960er-Jahre waren eine Zeit der Unruhen in den großen Städten und an Universitäten. Konservative erhoben den Vorwurf, dass die Regierung dafür verantwortlich sei: Sie greife zu sehr in das Leben der Bürgerinnen und Bürger ein und wecke Erwartungen, die sie nicht erfüllen könne. Nun dominierten konservative Republikaner wie Richard Nixon und Ronald Reagan die Debatte über das politische ­Selbstverständnis der USA. Sie lehnten die seit den 1930er-Jahren gewachsene Bedeutung des Staates als aktive sozialpolitische Kraft ab, ohne jedoch konkrete Gegenentwürfe zu liefern, und argumentierten mit einer vermeintlich besseren Vergangenheit. Reagan erklärte, dass die politische Philosophie des späten 18. Jahrhunderts, nach der diejenige Regierung die beste sei, die am wenigsten regiere, auch für das spätere 20. Jahrhundert noch immer relevant sei. Die Regierung sei nicht die Lösung für Amerikas Probleme, so Reagan in seiner Rede zur Amtsübernahme im Jahr 1981, »die Regierung ist das Problem«.4

			Die Kritik am intervenierenden Staat fiel besonders bei denjenigen Weißen der Südstaaten auf fruchtbaren Boden, die spezielle Programme für Schwarze ablehnten. Innerhalb weniger Jahre wandelte sich der Süden von einer Bastion der Demokraten zu einer verlässlichen Basis für die Republikanische Partei.

			Das politische Selbstverständnis seit Ende des Kalten Krieges

			Seit Ende des Kalten Krieges diskutieren die USA unter jedem neuen Präsidenten kontrovers über das politische Selbstverständnis des Landes. Bill Clinton propagierte in den 1990er-Jahren eine Abkehr von der Außenpolitik zugunsten einer Konzentration auf die Innen- und Wirtschaftspolitik. Eine Senkung der Militärausgaben, die sogenannte Friedensdividende, sollte die finanzielle Ausstattung von Schulen und Universitäten verbessern. Sein Projekt einer Gesundheitsreform scheiterte jedoch am konservativen Widerstand im Kongress. Sein Nachfolger George W. Bush unterwarf nach den Anschlägen vom 11. September 2001 alle innen- und gesellschaftspolitischen Überlegungen der Frage, welchen Beitrag sie im »Krieg gegen den Terror« leisten könnten. In den Jahren 2001 und 2003 begannen die USA Kriege in Afghanistan und im Irak, die das Vermächtnis Bushs bis heute bestimmen. Sie waren völkerrechtlich fragwürdig, länger und kostspieliger als erwartet und sie haben das Machtgefüge im Mittleren Osten nachhaltig (und nicht im Interesse der USA) verändert. Berichte über Folterungen Gefangener durch amerikanische Militärpolizisten im Gefängnis Abu Ghraib und die Errichtung des Gefangenenlagers Guantanamo werden das Bild Amerikas über die Region hinaus für lange Zeit prägen.

			Im November 2008 wählten die Amerikanerinnen und Amerikaner einen Präsidenten, der sich deutlich von seinen Amtsvorgängern unterschied. Barack Hussein Obama, Sohn eines Kenianers und einer Amerikanerin, stand für ein neues Amerika, das bereit erschien, überkommene Rassenschranken zu überwinden. Anders als die meisten schwarzen Bürgerrechtsführer stellte Obama race relations nicht in den Mittelpunkt ­seiner Politik. In einer Rede auf dem Nominierungsparteitag der Demokraten hatte er bereits 2004 gefordert, alles Trennende zu verdrängen und stattdessen das Einigende zu betonen: »Well, I say […] tonight, there is not a liberal America and a conservative America – there is the United States of America. There is not a black America and a white America and Latino America and Asian America – there is the United States of America.«5

			Nach der Wahl Obamas erwarteten Liberale das Ende der Benachteiligung aller Minderheitengruppen. Konservative betrachteten seine Wahl hingegen vor dem Hintergrund einer demografischen Entwicklung, nach der Weiße gegenüber Schwarzen und Latinos immer mehr an Einfluss verlieren werden, mit Sorge. Die Wahl Donald J. Trumps zum ­Präsidenten 2016 war nicht zuletzt ein Auflehnen von Teilen des weißen konservativen Amerikas gegen diese vermeintliche Überfremdung. »Es war, als hätte meine Gegenwart im Weißen Haus eine tief verwurzelte Angst geweckt, als glaubten meine Gegner, die natürliche Ordnung der Dinge löse sich auf«, so Obama im ersten Band seiner Erinnerungen Ein verheißenes Land. Trump habe Millionen von Amerikanern, die wegen eines schwarzen Mannes im Weißen Haus verschreckt waren, ein »Elixier zur Behandlung ihrer rassischen Ängste« versprochen.6

			Trump unterschied sich von allen anderen Präsidenten dadurch, dass er vor seinem Amtsantritt keinerlei Regierungserfahrung gesammelt und den Staat als Ordnungsinstrument zeitlebens kritisch betrachtet hat. Als Unternehmer in der Immobilienbranche und als Casinobetreiber ist er einige Male das Ziel von Untersuchungen von Regierungsbehörden gewesen. Als die demokratische Präsidentschaftskandidatin Hillary Clinton ihm in einer Fernsehdebatte im September 2016 vorwarf, dass er jahrelang keine Einkommensteuer bezahlt habe, konterte Trump, dass dies nur zeige, wie klug er sei, »that makes me smart«.

			Trump ist nur schwer in etablierte politische Kategorien einzuordnen, weil er sich in seiner Rhetorik und Politik höchst unterschiedlicher Elemente eines liberalen Staatsverständnisses (Steuersenkungen) und einer nationalistischen Wirtschaftspolitik (Importzölle, Ablehnung internationaler Abkommen zum Umweltschutz) bedient hat. Es gibt jedoch einige politische Vorstellungen, die er durchgängig artikuliert hat und die zusammengenommen als Trumpismus bezeichnet werden können. So ­bezeichnet sich Trump selbst stolz als Nationalisten. In einer Rede fragte er seine Zuhörer im Oktober 2018: »Wisst ihr, was ich bin?«, und antwortete selbst: »Ich bin ein Nationalist. O. K.? Ich bin ein Nationalist.«7 Daneben wandte sich Trump gegen hohe Einwandererzahlen und stempelte Immigranten als gefährlich ab. Er schuf damit bewusst einen Gegensatz zwischen »wahren« Amerikanern und Eingewanderten, um so eine Spaltung innerhalb der Gesellschaft zu fördern. Schließlich diskreditierte er politische Insti­tutionen und die Medien. Er wandte sich gegen den sogenannten deep state – ein nur vage definiertes Konzept der vermeintlichen Vorherrschaft einer kleinen bürokratischen Elite über den Willen des Volkes – und gegen eine kritische Medienberichterstattung, die er als fake news bezeichnet. Der Höhepunkt der Unterminierung des Vertrauens der Bevölkerung in staatliche Institutionen wurde gegen Ende des Jahres 2020 erreicht, als sich Trump weigerte, das Ergebnis der verlorenen Präsidentschaftswahl anzuerkennen. Er stellte stattdessen als bisher einziger Präsident in der US-Geschichte die Integrität des Wahlaktes und damit ein entscheidendes Merkmal der Demokratie infrage.

			Selbstverständnis und Erinnerung

			Amerikanerinnen und Amerikaner debattieren nicht nur über das politische Selbstverständnis des Landes, sondern auch über die Erinnerung daran. Anlässlich des 150. Jahrestages der Verabschiedung der Unabhängigkeitserklärung erklärte der konservative Präsident Calvin Coolidge im Juli 1926, dass oft behauptet werde, dass die Welt seit 1776 große Fortschritte gemacht habe, dass neue Gedanken und Erfahrungen gesammelt worden seien, die einen Fortschritt gegenüber den Menschen der Revolutionszeit gebracht hätten. »Diese Überlegung lässt sich jedoch nicht auf diese großartige Charta übertragen. Wenn alle Menschen gleich geschaffen sind, ist das endgültig. Wenn sie mit unveräußerlichen Rechten ausgestattet sind, ist dies endgültig. Wenn Regierungen ihre gerechten Befugnisse aus der Zustimmung der Regierten ableiten, ist dies endgültig. Kein Fortschritt kann über diese Sätze hinaus gemacht werden.«8 Anders als Coolidge andeutet, bezweifeln Liberale jedoch keineswegs die Bedeutung des Dokuments von 1776. Sie betonen stattdessen, dass sich eine Nation, die sich auf die Ideale und universellen Wahrheiten der Unabhängigkeitserklärung beruft, dem Vorwurf der Heuchelei aussetzt, wenn sie sich im täglichen Leben nicht an diesen Werten orientiert. Das Vermächtnis der Unabhängigkeitserklärung ist die Umsetzung der in der Revolution proklamierten Werte im Bürgerkrieg, auf Märschen der Bürgerrechtsbewegung und im Kampf um Anerkennung von Rechten religiöser, ethnischer und sexueller Minderheiten.

			Hinter der Beständigkeit des politischen Systems der Vereinigten ­Staaten stand seit knapp 250 Jahren die Bereitschaft der Bürgerinnen und Bürger, sich immer wieder neuen Umständen anzupassen. Dass diese Wandlungsfähigkeit notwendig sei, war bereits den Gründervätern bewusst. So schrieb der ehemalige Präsident Thomas Jefferson im Juli 1816, dass es Personen gebe, die die Verfassung mit Ehrfurcht betrachteten und für zu ­heilig hielten, um sie zu verändern. Diese Personen schrieben den Verfassungsvätern eine »übermenschliche Weisheit« zu. »Ich kannte diese Zeit gut«, so Jefferson, »ich gehörte dazu und arbeitete mit. Sie war der Gegenwart sehr ähnlich, aber ohne die Erfahrung der Gegenwart. […] Ich bin sicher kein Befürworter häufiger und unerprobter Änderungen von Gesetzen und Verfassungen. […] Aber ich weiß auch, dass Gesetze und Institu­tionen mit dem Fortschritt des menschlichen Geistes Hand in Hand gehen müssen. So wie dieser sich weiterentwickelt, aufgeklärter wird und neue Entdeckungen gemacht und neue Wahrheiten offenbar werden, müssen sich auch ­Institutionen fortentwickeln und mit der Zeit gehen.«9 Knapp 200 Jahre später reflektierte der erste schwarze Präsident Barack Obama am Tag seiner Wahl über die Geschichte des Landes, in dem einstmals Sklaverei bestand und in dem nun auch Schwarze zum Präsidenten gewählt werden konnten, »for that is the true genius of America – that America can change«.10
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			Das kulturelle Selbstverständnis

			Als kulturelles Selbstverständnis einer Nation bezeichnet man gemeinhin Merkmale und Vorstellungen, die als Gemeinsamkeiten oder als gemeinschaftsbildend für die Bevölkerung begriffen werden. Häufig bleiben diese implizit und dienen als selbstverständliche Grundlage des individuellen und kollektiven Urteilens und Handelns. Sie bieten Orientierung und werden in wiederkehrenden kulturellen Praktiken (zum Beispiel zivilreligiöse Feiertage), in der nationalen Erinnerungskultur (Denkmäler und Monumente) oder auch in einem geteilten Archiv von Narrativen (etwa von gemeinsam bewältigten Krisen) rituell inszeniert. 

			Das kulturelle Selbstverständnis Amerikas ist identitätsstiftend und wirkt somit inkludierend und exkludierend zugleich: In ihm bündeln sich Vorstellungen einer geteilten Geschichte und eines (fort)bestehenden Wertekonsenses, während abweichende Vorstellungen und Werte als »anormal« oder »gefährlich« klassifiziert werden. Die Zuschreibung, jemand oder etwas sei »unamerikanisch«, bedeutet in diesem Diskurs scharfe Kritik oder gar sozialen Ausschluss. 

			Einheitserzählungen und Widersprüche

			In historischer Perspektive speist sich das kulturelle ­Selbstverständnis der Amerikanerinnen und Amerikaner aus den Einheitserzählungen der Gründungs- und Transformationsmythen: Diese Mythen über den Ursprung und die Entwicklung der Nation, über das Land und über die Menschen, die es bewohnen, haben eine stark affektive Dimension und erzeugen somit auch eine emotionale Bindekraft, die gemeinhin als Patrio­tismus oder gar als »Bekenntnis« (American Creed) bezeichnet wird. Neben dem Rückbezug auf eine gemeinsame Geschichte evozieren Mythen stets auch die Verheißung einer gemeinsamen besseren Zukunft. In dieser Hinsicht tragen sie ein utopisches Versprechen in sich, das schon lange vor der Staatsgründung mit Amerika verknüpft wurde. 

			Die Nation schloss sich politisch aus 13 Kolonien zusammen, die sich im Amerikanischen Revolutionskrieg (1765-83) von England abgespalten hatten. Von einer gemeinsamen kulturellen Identität konnte zu diesem Zeitpunkt kaum die Rede sein – sie musste zunächst »erfunden«, kultiviert und behauptet werden. 

			Die Rolle der Gründerväter in der Herstellung eines politischen und kulturellen Selbstverständnisses wurde oft hervorgehoben: Ihre Abkehr von der Monarchie und vom englischen König zugunsten einer neuen Staatsform bedurfte einer neuen Semantik der legitimen Herrschaft und einer demokratischen Bildsprache, wie sie der Maler John Trumbull für das Bild The Declaration of Independence erschuf – das Gemälde ist seit 1976 auf der Rückseite des Zweidollarscheins zu sehen. Es zeigt eine Gruppe ­Männer bei einer Zusammenkunft zur Überreichung der Unabhängigkeitserklärung an den Vorsitzenden des Kontinentalkongresses John ­Hancock. Es ist bar jeglichen höfischen Pomps, entbehrt jeder Art von strenger sozialer Hierarchie und betont vielmehr die ernsthafte Anstrengung der Anwesenden für die gemeinsame demokratische Sache. 

			Das kulturelle Selbstverständnis wird jedoch immer auch ein gewisses Maß an Verdrängungsleistung beinhalten, die eine nationale Identität ­stabilisiert – zugunsten einer Erzeugung von Homogenität und auf Kosten unterdrückter Minoritäten und ihrer Geschichte. Das Bild einer fundamentalen Einheit ist somit »vorgestellt«, aber in der Praxis so nicht existent oder zumindest nicht für alle Bürgerinnen und Bürger in ihrer Lebenswelt empirisch erfahrbar – was in einer multiethnischen und multikulturellen Gesellschaft wie den USA besonders erwartbar ist. 

			Das kulturelle »Nation-Building« und die (Selbst-)Verzauberung der neuen Nation als unverbrüchliche, dauerhafte und »heilige Union«, wie es der erste amerikanische Präsident George Washington in seiner Farewell Address (1796) formulierte, standen oft auf dem Prüfstand – nicht zuletzt, weil die Gründungselite weiß und männlich war und einige der Gründer­väter Sklaven besaßen, für die (wie für die Ureinwohner und viele andere) das Glücksversprechen der amerikanischen Unabhängigkeitserklärung nicht galt. Die Differenzen zwischen Nord- und Südstaaten und die Konflikte um die Sklaverei und auch um Zölle haben in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts in einen blutigen Bürgerkrieg geführt, der bis heute ­kulturell nicht verarbeitet zu sein scheint. Der Konflikt lebt fort in der ­Erinnerungskultur und ihren unterschiedlichen gruppenspezifischen Perspektivierungen (nach Ethnie/race, Geschlecht oder Klasse) und regionalen Varianten (Norden/Süden) sowie in verschiedenen politischen Lagern.

			Immer wenn die vorgestellte Gemeinschaft oder Nation brüchig wird, finden eine explizite Thematisierung der stillschweigend vorausgesetzten Werteordnung und eine Auseinanders­etzung über das kulturelle Selbstverständnis statt, treten binnenkulturelle Differenzen offen zutage. Die Einheitserzählungen verlieren partiell ihre Plausibilität und somit ihre Glaub­würdigkeit; latent gehaltene Widersprüche, Ungerechtigkeiten und Benachteiligungen von Bevölkerungsgruppen werden zu manifesten Konflikten und können zu einer sozialen, politischen, gesellschaftlichen ­Zerreißprobe werden.

			In den gegenwärtigen Debatten ist eine deutliche Radikalisierung und Polarisierung zu beobachten – hinsichtlich der Symbolik, die mit der Geschichte der Sklaverei verbunden ist (z. B. der Confederate flag), und der Kontroverse über die Angemessenheit von Statuen für Bürgerkriegshelden der Südstaaten (z. B. für Robert E. Lee). Die Unite-the-Right-Demonstrationen in Charlottesville am 11. und 12. August 2017 offenbarten zudem eine neue Qualität von rechtsradikalem Aktivismus in der Tradition rassistisch motivierter, südstaatlicher Restaurationsbestrebungen und ein erstarkendes weißes Überlegenheitsgefühl (»white supremacy«), das mit einer offenen Gewaltbereitschaft einherging. Letztere führte in Charlottesville zum Tod einer Gegendemonstrantin und zu zahlreichen Verletzten. Präsident Trump wurde dafür kritisiert, dass er diese terroristische Gewalt von rechts nicht sofort scharf verurteilt hatte.

			Der breit gefächerte kulturelle backlash, der sich mit der Präsidentschaft Donald Trumps verbindet, richtet sich einerseits dezidiert gegen die Politik seines Vorgängers im Amt, Barack Obama, und andererseits gegen das Erbe der sozialen Protestbewegungen der 1960er- und 1970er-Jahre (die Bürgerrechtsbewegung, die Frauenbewegung, die Antikriegsbewegung u. a.) und die von ihnen ausgelösten gesellschaftlichen Veränderungen hin zu stärkerer sozialer Inklusion, Emanzipation und politischer Anerkennung von Minderheiten und Frauen. 

			Der bezüglich dieser Entwicklungen in der Folgezeit neu errungene gesellschaftliche Konsens wird in jüngster Zeit immer wieder grundlegend infrage gestellt. Statt von einem kulturellen Selbstverständnis einer geeinten Nation gemäß dem Motto »e pluribus unum« ist in politischen Kommentaren anhaltend von Spaltung, Polarisierung und den »geteilten Staaten von Amerika« die Rede. Dieser Wandel lässt sich nicht zuletzt durch den Vergleich der Amtszeiten Barack Obamas und Donald Trumps illustrieren.

			Das kulturelle Selbstverständnis während der ­Präsidentschaft Obamas 

			Die Wahl Barack Obamas zum ersten nicht weißen Präsidenten der USA 2008 galt vielen als Zeichen der Hoffnung auf einen Neuanfang in einer »post-racial society«, einer Gesellschaft, die endlich Rassismus, Rassentrennung und Diskriminierung überwunden hätte. Der 44. Präsident wurde als Verkörperung dieser neuen Zeit betrachtet und als Garant für eine soziale und politische Wende, die an die soziale Gesetzgebung des New Deal der 1930er-Jahre und die politischen Forderungen der Bürgerrechtsbewegung seit den 1960er-Jahren würde anknüpfen können. Obama, dessen Vater aus Kenia stammte, stand prototypisch für die ­amerikanische Einwanderungsgeschichte im Zeichen von Multikulturalismus und ­Chancengleichheit. Als »skinny kid with a funny name«, so Obama über sich selbst, sei er als Außenseiter in die amerikanische Gesellschaft gestartet und sein Lebensweg und seine Bilderbuchkarriere gemäß dem amerikanischen Traum seien nur in Amerika überhaupt denkbar und möglich gewesen. 

			Bei seiner Amtseinführung 2009 versammelte sich die größte Menge, die jemals bei diesem Ereignis registriert wurde: Mehr als 1,5 Millionen Menschen wohnten der Zeremonie bei und eine regelrechte Euphorie (»Obama-mania«) hatte die Stadt und Teile des Landes erfasst. Der afroamerikanische Autor Charles Johnson regte gar an, die Geschichte der afroamerikanischen Bevölkerung nun neu zu schreiben als eine Geschichte, die nicht mehr hauptsächlich von Sklaverei und Diskriminierung geprägt sei. 

			In seinem Wahlkampfbuch The Audacity of Hope: Thoughts on Reclaiming the American Dream (2006) beschreibt Obama den amerikanischen Traum nicht als Traum vom sozialen Aufstieg des Einzelnen, sondern als Vision des gesellschaftlichen Zusammenhalts für alle Amerikanerinnen und Amerikaner. In einer Rede vor Vertretern der Industrie kritisierte Obama die Idee des self-made man als Schimäre und beschwor Solidarität statt Individualismus. Ganz in diesem Tenor komponierte Bruce Springsteen den Song »We Take Care of Our Own« für Obamas Wahlkampf um die Wieder­wahl 2012. Das Lied beschwört die Zuhörerinnen und Zuhörer mit dem für Obama – und Springsteen – typischen zivilreligiösen Pathos: Die Rede ist von den USA als gelobtem Land und von der Flagge als Symbol für Gemeinschaft; das dazugehörige Video zeigt zunächst in Schwarz-Weiß triste Szenen der Armut und Arbeitslosigkeit, bevor es zum Ende hin, nun in Farbe, diese Szenen in solche der Hoffnung und Zuversicht transformiert. Das politische Projekt Obamas, das vielleicht am stärksten versuchte, die Vorstellung von Solidarität und Zusammenhalt umzusetzen, war das einer staatlichen Krankenversicherung für alle Amerikanerinnen und Amerikaner (Affordable Care Act, verabschiedet 2009/2010). 

			Das dominierende kulturelle Selbstverständnis der Obama-Ära drückt sich in idealisierter und simplifizierter Weise auch in dem Brief des Präsidenten an seine Töchter aus (Of Thee I Sing: A Letter to My Daughters, 2010), in dem dieser einen Kanon bedeutender Amerikanerinnen und Amerikaner vorstellt mit 13 Personen diverser Gruppenzugehörigkeit aus den Bereichen Sport, Kunst, Technik, Wissenschaft, Politik, Aktivismus und soziales Engagement: Georgia O’Keefe, Albert Einstein, Jackie ­Robinson, Sitting Bull, Billie Holiday, Helen Keller, Maya Lin, Jane Addams, Martin Luther King Jr., Neil Armstrong, Cesar Chavez, Abraham Lincoln und George Washington.

			Im Geist dieses Selbstverständnisses veränderte Obama auch das Gesicht wichtiger amerikanischer Institutionen: Er berief zwei Richterinnen an den Supreme Court und erlaubte Transgenderpersonen Zugang zum Militär. Am Ende von Obamas zweiter Amtszeit im September 2016 wurde das National Museum of African American History and Culture auf der ­National Mall, dem symbolischen Zentrum der Nation, in Washington D.C. eröffnet – es liegt auf der Achse zwischen dem Washington Monument und dem Kapitol und verleiht damit der Gesamtanlage der staatstragenden Gebäude der Hauptstadt eine neue Perspektive.

			Doch diese Institutionalisierung der Erinnerung an die Geschichte der Sklaverei und des Rassismus im öffentlichen Raum konnte nicht überdecken, dass auch in Zeiten eines schwarzen Präsidenten die Polizeigewalt gegen Schwarze unvermindert andauerte: Trayvon Martin, Michael Brown, Tamir Rice, Philando Castile – dies sind nur einige Namen der Opfer von rassistischer Polizeigewalt, die zur Gründung der Bewegung Black Lives Matter führten und die zeigen, dass die Idee eines »post-racial America« eine uneingelöste Utopie bleibt.

			Die kulturelle Gegenreaktion unter Donald Trump

			Mit einem populistischen Politikstil und einer nostalgisch eingefärbten Rhetorik zog Donald Trump im Januar 2017 ins Weiße Haus ein. Sein Wahlkampfslogan »Make America Great Again« steht im Gegensatz zu der Zukunftsorientierung des »Yes, We Can« Obamas für eine nostalgische Bezugnahme auf vergangene Größe und Machtfülle. Damit beschwöre er jedoch, so die Philosophin Martha Nussbaum, eine gute alte Zeit herauf, die es so nie gegeben habe.1 Auch in Trumps Amtsantrittsrede, die an Auftritte totalitärer Herrscherfiguren erinnerte und in der erstmals in der Geschichte der USA Begriffe wie »carnage« (Massaker), »depletion« (Auszehrung), »tombstones« (Grabsteine) und »Islamic« (islamisch) vorkamen, wurde die Ausrichtung seiner Präsidentschaft deutlich. Deren »disruptiver« Charakter (Kenneth Walsh) lässt sich an verschiedenen Beispielen aufzeigen.2 Die Twitter-Botschaften Trumps an seine politischen Gegnerinnen auch bereits während des Wahlkampfes, insbesondere politische Slogans wie »lock her up« bezogen auf Hillary Clinton oder »send her back« ­bezogen auf Ilhan Omar, eine somalischstämmige demokratische Abgeordnete im Repräsentantenhaus, zeigen eine ungeahnte Verrohung der politischen Kultur. 

			Trumps Rückkehr zu einem ethnisch grundierten Nationalismus und einem exklusiven Verständnis der amerikanischen Staatsbürgerschaft zeigt sich in der Reakzentuierung, ja bisweilen selektiven Dämonisierung eines zentralen Pfeilers des kulturellen Selbstverständnisses der USA: des Einwanderungsnarratives. Trumps Sprachgebrauch weist Ähnlichkeiten mit der Sprache des amerikanischen Nativismus auf, einer politischen Bewegung, die als Abwehrreaktion auf die stark ansteigende Einwanderung ab Mitte des 19. Jahrhunderts entstanden war und vor etwa 100 Jahren eine Blütezeit erlebte. Die Nativisten, die mit allerlei pseudowissenschaftlichen rassistischen Modellbildungen, apokalyptischen Visionen, eugenischen Bewältigungsszenarien und politischen Exklusionsprogrammatiken für ihre Ziele kämpften, waren zwischenzeitlich zu einem Randphänomen der amerikanischen Gesellschaft geworden. Nun sind ihre Ideen, präsidial verbrämt, wieder hoffähig geworden und ins Weiße Haus eingezogen.

			Die revisionistische Arbeit am fundierenden Narrativ der USA als Einwanderungsland zeigt sich vielerorts. Ein Mitglied von Trumps Beraterstab, Stephen Miller, der als Co-Autor von Trumps Inaugurationsrede gilt und dem bereits vielfach Rassismus vorgeworfen wurde, ging so weit, die Entfernung des ikonischen Gedichtes The New Colossus (1883) der jüdisch-amerikanischen Autorin Emma Lazarus vom Sockel der Freiheitsstatue zu fordern. Das Gedicht verspricht den Verfolgten Europas und der Welt Rettung, Schutz und Freiheit und unterstreicht damit das Selbstverständnis als Erlösernation (redeemer nation). 

			Während Trump das Einwanderungsnarrativ desavouiert und nachhaltig beschädigt (obwohl sein Großvater, Friedrich Trump, selbst mit 16 Jahren aus Deutschland in die USA eingewandert ist), zelebriert er mit Vorliebe das Narrativ des erfolgreichen Unternehmers als »self-made man«, den er gern selbst verkörpert, und bedient damit die vielgestaltigen Hoffnungen des sozialen Aufstiegs gemäß dem materiellen Versprechen des amerikanischen Traums. Als Autor von Büchern wie The Art of the Deal (1987) und als Protagonist der Fernsehrealityshow The Apprentice (ab 2004) bekannt geworden, entspricht sein autoritärer Regierungsstil dem eines Firmenpatriarchen, der geschäftliche Vereinbarungen trifft, bei denen er nach Möglichkeit die andere Seite über den Tisch zieht. 

			Entsprechend dieser Fixierung auf Gewinnmaximierung, ist Trumps Politikstil wiederholt als plutokratisch bezeichnet worden. Auch wenn er sein Vermögen geerbt und nicht verdient hat, unterstreicht er stets sein erfolgreiches individuelles Streben nach wirtschaftlichem Erfolg, jedoch nicht im Sinn einer protestantischen Arbeitsethik zur Stärkung des Gemeinwohls, wie sie beispielsweise mit Benjamin Franklin, einem der amerikanischen Gründerväter, in Verbindung gebracht wird, sondern in einer ­sozialdarwinistischen Ausrichtung, die Gewinner und Verlierer produziert. 

			Dabei gelingt es Trump, mit einer stark simplifizierenden Rhetorik, soziale Ungleichheit zu einer kulturellen Frage zu erklären, wobei er gleichzeitig den weißen Mann zum »Opfer« stilisiert und ein weißes Überlegenheitsdenken kultiviert. Für den afroamerikanischen Autor ­Ta-Nehisi Coates ist Trump daher der »first white President«3 – der »erste«, weil er die Privilegien (s)eines »Weißseins« explizit behauptet und einfordert und zugleich das politische Erbe Obamas nach Kräften zu tilgen sucht. In diesem Licht der Restauration weißer (männlicher) Macht sind auch die jüngsten Besetzungen am Supreme Court mit den als konservativ geltenden Richtern Neil Gorsuch und Brett Kavanaugh und der Richterin Amy Coney Barrett zu werten.

			Alte Mythen, neue Spaltungen

			Die Erzählungen der USA über sich selbst im Sinn von Selbstgesprächen und Selbstrepräsentationen sind Narrative einer imaginierten nationalen Gemeinschaft, die über lange Zeit als Interpretationshilfen und als Mittel dienten, die eigene komplexe Geschichte begreifbar zu machen: Mythen über die Gründerväter und andere historische ­Führungspersönlichkeiten, über die USA als »gelobtes Land« und über die soziale und kulturelle Inte­­gration (»Schmelztiegel«). Auch das Versprechen des amerikanischen Traums im Sinn des sozialen Aufstiegs gehört dazu.

			In Abwandlung des Titels von Paul Veynes Buch Glaubten die Griechen an ihre Mythen (1987), einem Klassiker der Historiografie, lässt sich aktuell fragen: Glauben die Amerikanerinnen und Amerikaner (noch) an ihre Mythen? Und, wenn ja, an welche? Die Frage nach einem neuen Konsens – und wie dieser aussehen könnte – muss derzeit unbeantwortet bleiben. In den meisten gegenwärtigen Selbstrepräsentationen überwiegt die Darstellung als gespaltene Nation, geteilt in red und blue states (für die Farben der Republikaner und Demokraten) oder retro und metro states, um eine etwas ältere Klassifizierung entlang der Wertorientierungen konservativ versus liberal zu nennen.

			Die Wahl Trumps hat die Aufmerksamkeit auf Regionen der USA gelenkt, die gewissermaßen aus dem Blick der Nation geraten waren, und damit auf die binnenkulturelle Fremdheit und Zerrissenheit innerhalb der amerikanischen Gesellschaft, die nicht nur zwischen Regionen und Ethnien besteht, sondern auch die weiße Bevölkerung spaltet. Sie wird aktuell in vielen verschiedenen Varianten analysiert: Ethnografische Studien wie die von Katherine J. Cramer (The Politics of Resentment, 2016), Francesco Duina (Broke and Patriotic, 2018) und Arlie Russell Hochschild (Strangers in Their Own Land, 2016), die – teils aus Sicht der akademischen, urbanen Zentren, teils aus einer Insiderperspektive – das sogenannte heartland neu betrachten, geben Aufschluss über das »andere« Amerika, das sich von Obama viel erhofft hatte und 2016 enttäuscht und wütend mehrheitlich Trump seine Stimme gab. 

			Die Studien belegen, dass die Menschen in diesen Orten, bei denen es sich oft um historische frontier-Städte handelt, sich selbst überlassen sind – oder sich zumindest so fühlen. Daraus leitet sich ein regionales, ländliches Selbstverständnis ab, das eine Form des Individualismus aus siedlerkolonialistischen Tagen kultiviert, der Waffenbesitz, Religiosität und traditionelle patriarchale Familienwerte mit einer grundsätzlichen Abneigung gegen den Staat, seine Bürokratie und Eliten aller Couleur verbindet.

			Aufschluss über das aktuelle kulturelle Selbstverständnis und seine In­­fragestellung geben auch populärkulturelle Produktionen wie Romane, Filme und TV-Serien. Dort wird seit geraumer Zeit nicht nur beharrlich die natio­nale Spaltung, sondern in Dystopien auch der Untergang der Nation eindringlich inszeniert – und nicht immer mit einem Neuanfang verknüpft. Apokalyptische Bilder und Schreckensvisionen von neuen (und neu aufgelegten alten) Kriegen haben Konjunktur – so liegt etwa in der bekannten TV-Serie Designated Survivor (2016-19) mit Kiefer ­Sutherland selbst das Kapitol als Zentrum der amerikanischen Demokratie symbolträchtig in Ruinen. Anders als in vielen anderen Filmen und Serien ist es hier kein äußerer Feind – aus Russland oder aus dem Weltall –, der die USA in ihrer Existenz bedroht: Die (demokratie)feindlichen Kräfte sind hausgemacht und wirken im Innern des Landes. Ähnliches evozieren die an Margaret Atwoods dystopischem Roman The Handmaid’s Tale und dessen jüngster Verfilmung orientierten Proteste, die vor der Transformation der amerikanischen Demokratie in einen misogynen Gottesstaat warnen.

			Insofern mögen die neoklassizistische Architektur des Regierungsviertels und die repräsentativen Bauten entlang der National Mall an die Größe und Bedeutung des Römischen Imperiums erinnern, auf die die junge amerikanische Republik und ihre Gründerväter sich einst bezogen; womöglich verweist dieser Anblick aber auch auf dessen Ende und Untergang, herbeigeführt durch imperial overreach, eine imperiale Überdehnung nach außen und Zerstrittenheit, Korruption und Machtmissbrauch im Inneren.

			»Are We Rome?«, fragte der Schriftsteller Cullen Murphy deshalb in Sorge und mit Bezug auf verbreitete antikisierende Vergleiche. Die zahlreichen bisher veröffentlichten Enthüllungsbücher zur Trump-Präsidentschaft (u. a. von Michael Wolff, Bob Woodward, Philip Rucker/Carol ­Leonnig, Mary L. Trump), die bei allen Tendenzen zum Sensationellen von tiefer Sorge um die Zukunft der USA und ihre vermeintliche Vorbildfunktion getragen sind, lassen einen Vergleich der beiden Settings zumindest nicht völlig abwegig erscheinen. Sie handeln von einem Präsidenten, der von diversen Quellen als wenig staatsmännisch, sehr autoritär und autokratisch, selbstverliebt, arbeitsscheu und mitunter gar als mafiös beschrieben wird. Sie alle diagnostizieren eine »dysfunktionale Präsidentschaft«, die mit zahlreichen Traditionen bricht und langfristig das Amt beschädigt.

			Amerikanischer Konsens und Dissens

			Noch in den 1950er-Jahren beklagte der Historiker John Higham die Orientierung am »amerikanischen Konsens« und den Kult der Einmütigkeit (»the cult of the consensus«),4 der zu einer einseitigen Sichtweise auf die amerikanische Geschichte führe und zu einer Einebnung beziehungsweise Verdrängung zentraler Differenzen und Konflikte. Bereits wenige Jahre später traten diese dann schroff zutage. Die Affirmation von Vielfalt als Charakteristikum amerikanischer Kultur beispielweise im Kontext der counterculture wurde schnell als zentrifugal wirkende Bedrohung der Nation (im Sinn von Schlesingers Disuniting of America) empfunden. In der Beschreibung der gesellschaftlichen Kraftfelder der 1960er- und 1970er-Jahre spricht der Soziologe Robert Bellah gar von einem »broken covenant« – von der drohenden Aufkündigung des Gesellschaftsvertrages.5 Für Bellah stand damals nicht weniger als ein gemeinsames kulturelles Selbstverständnis der USA auf dem Spiel.

			Auch aktuell scheint dies einmal mehr der Fall zu sein. Joe Biden hat seinen Wahlkampf als »einen Kampf um die Seele dieser Nation« beschrieben, stets das Verbindende und Einende betont und von einer »Heilung« des Landes gesprochen, die die Polarisierung zu überwinden sucht.6 Mit ­seiner Selbstinszenierung als »Anti-Trump« hat er über 80 Millionen Stimmen und damit die Wahl gewonnen. Seine Präsidentschaft (mit der Vizepräsidentin Kamala Harris als der ersten schwarzen Frau in diesem Amt) soll nun sowohl die unterschiedlichen politischen Gruppen innerhalb seiner ­eigenen – der Demokratischen – Partei versöhnen als auch die Kultur der Überparteilichkeit in der amerikanischen Politik – in Aushandlungen von Kompromissen mit Vertreterinnen und Vertretern der Republikanischen Partei, wo nötig – wieder zu neuer Bedeutung führen. Letztlich gilt es zudem langfristigen Schaden von der amerikanischen Demokratie als einem politischen System der checks and balances abzuwenden, mit dessen Manipulation Trump im Stil autoritärer Machthaber stets offen gedroht hatte. Auch die ­medialen Eskalationsschleifen könnten nun ein Ende haben – wie es ein ehemaliger Berater Obamas formulierte: »Das Land muss sich erst einmal erholen und braucht einen langweiligen Präsidenten.«7

			Die Gratwanderung zwischen der Durchsetzung eines Konsenses um jeden Preis (und damit einer Unterdrückung interner Widersprüche und Konflikte) einerseits und einer polarisierenden Betonung der ­Heterogenität und der Interessensdifferenzen (und damit eine Bedrohung der Einheit und des Fortbestands der Nation) andererseits prägte das kulturelle Selbstverständnis der Vereinigten Staaten im Lauf ihrer mehr als 200-jährigen Geschichte. Die Frage nach der richtigen Balance dieser sich widerstrebenden Tendenzen ist aktuell einmal mehr besonders virulent.

			Anmerkungen

			
				
					1	Martha Nussbaum, The Monarchy of Fear: A Philosopher Looks at Our Political Crisis, New York 2018, S. 3.

				

				
					2	Kenneth T. Walsh, »Trump Plays the Role of the Great Disrupter«. U.S. News & World Report, 2. Juni 2017, https://www.usnews.com/news/ken-walshs-washington/articles/2017-06-02/president-donald-trump-plays-the-role-of-the-great-disrupter.

				

				
					3	Ta-Nehisi Coates, We Were Eight Years in Power: An American Tragedy, New York 2017, S. 366.

				

				
					4	John Higham, »The Cult of the American Consensus: Homogenizing Our History«, in: Commentary, 27 (1959) 2, S. 93-100.

				

				
					5	Robert N. Bellah, The Broken Covenant: American Civil Religion in Time of Trial, Chicago 1975.

				

				
					6	Evan Osnos, Joe Biden: American Dreamer, London 2020, S. 124.

				

				
					7	Ebd., S. 19: »This country needs to just chill the fuck out and have a boring president.«

				

			

		


		
			Andrew Denison

			Das geografische Selbstverständnis

			Die Bedeutung der Geografie und der frontier, also des Grenzlands, für die Geschichte und die Identität der Amerikaner ist groß, vielfältig und oft widersprüchlich. Die amerikanische Geografie bietet strategischen Schutz, wirtschaftliche Vorteile und verbindet die verschiedenen Teile des Kontinents miteinander. Ihr natürlicher Reichtum eröffnete im 18. Jahrhundert den Weg für 13 britische Kolonien, die Unabhängigkeit zu erlangen und sich mit der Zeit zu einer Supermacht ohnegleichen aufzubauen. 

			Die Geografie besteht aus Landschaften, Verkehrswegen und Stand­orten, doch die Geografie als Wissenschaft beschäftigt sich nicht nur mit den Räumen und der Art, wie Menschen sie nutzen und ändern, wie Menschen sie schonen und zerstören, sondern auch damit, wie Menschen über die Landschaften denken und wie die Landschaften ihr Denken prägen. Ian Morris, Archäologe an der Stanford University, behauptet, dass Biologie und Soziologie die Ähnlichkeiten unter Menschen erklären, Geografie hingegen erkläre die Unterschiede.1 Der Geograf und Entwicklungsforscher der Columbia University Jeffrey Sachs spricht von der Wechselwirkung von Geografie, Technologie und Institutionen als treibendem Moment der Geschichte.2 

			Der frontier-Mythos

			Die Geografie gestaltet die Gedanken der Amerikaner, durchdringt ihre Geschichten und prägt ihre Mythen. Die Amerikaner sahen ihre Geografie von Anfang an als frontier, als einladende, wenn auch unbekannte und riskante Möglichkeit. Die frontier entspricht damit nicht nur einem physischen Grenzraum, sondern einer Mentalität – Amerikaner ­wollen die ­frontier bezwingen, immer wieder neue Grenzen durchbrechen, neue Räume erkunden, neues Wissen erlangen, Unordnung in Ordnung umwandeln. Im Internetzeitalter feierte die Electronic Frontier ­Foundation im Jahr 2020 ihr 30. Jubiläum als führende NGO der USA für Datenschutz und Digitalrechte. 

			Die frontier in der amerikanischen Geschichte ist zugleich historischer Mythos und künftige Herausforderung. Während der letzten Eiszeit vor etwa 15.000 Jahren besiedelten zunächst die aus Asien eingewanderten und später als indigen betrachteten Amerikaner den Kontinent. Vor 500 Jahren begannen dann die Europäer vom Osten her, Amerikas Reichtum zu erobern (und die Einheimischen dabei weitgehend zu vernichten). Nach der Unabhängigkeitserklärung im Jahr 1776 war die frontier für die Vereinigten Staaten von Amerika von größter Bedeutung: Sie zu besiedeln und gegen die europäischen Kolonialmächte zu verteidigen, war die wichtigste Aufgabe der kleinen Republik. Dazu fanden sich die Sklavenhalter und Baumwollplantagenbesitzer des Südens mit den »Indianer« vertreibenden Kleinbauern und Stadtbewohnern des industrialisierenden Nordens zusammen. Ihr Zweckbündnis riss mit dem amerikanischen Bürgerkrieg von 1861 bis 1865 auseinander, doch die weiterhin einladende frontier des »Wilden Westens« spielte eine große Rolle in der schweren Überwindung der Spaltung des Landes in »Norden« und »Süden«. 

			Im 21. Jahrhundert hat frontier eine andere Bedeutung als damals, doch die Begrifflichkeit bleibt gängig. Die frontier ist heute dort, wo die technologischen Möglichkeiten warten, die wissenschaftlichen und ­geistigen Erkenntnisse, um den ökologischen und politischen Herausforderungen – Klimawandel, Pandemie, Artensterben, Wasserknappheit, atomare Bedrohung – gewachsen zu sein. Die frontier bedeutet in dieser Hinsicht für Ameri­kaner mehr als Grenzland eine einladende Möglichkeit, aber auch eine verführerische, schnell schwindende und leicht verspielte Chance. Dieser Mythos, dieser American Dream, krache in unserer Zeit erneut gegen die Grenzen des Wachstums, der globalen Zusammenarbeit und der Vernunft, sagt der US-Historiker Greg Grandin in seinem 2020 mit dem Pulitzerpreis prämierten Buch über den frontier-Mythos im amerikanischen Denken.3
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			Geschichte, Geografie und Identität

			Amerikas geografische Fülle und das frontier-Denken prägen die amerikanische Geschichte und Identität, seit die ersten europäischen Siedler Anfang des 16. Jahrhunderts den Kontinent an der Ostküste betraten und immer weitere Teile des Kontinents in Besitz nahmen. Die geografischen und ökologischen Konsequenzen dieser neuen atlantischen Verbindungen auf beiden Seiten des Ozeans werden unter dem Begriff Columbian exchange zusammengefasst. Europäische Technologien und Institutionen erleichterten die Eroberung. Doch letzten Endes waren es die eingeschleppten Krankheiten, die die ursprüngliche Bevölkerung Nord- und Südamerikas um circa 90 Prozent reduzierten.4

			Seit 1782 steht auf dem offiziellen Siegel der Vereinigten Staaten e pluribus unum, aus vielen eines. Die Möglichkeit, die konkurrierenden, zutiefst unterschiedlichen Interessen und Wahrheiten der Amerikaner im Gleichgewicht zu halten, ist nicht nur in der Verfassung, sondern in der Geografie der USA verankert, in ihren unbedrohten Grenzen, aber auch in ihrer einladenden, zu bändigenden beziehungsweise zu »zivilisierenden« frontier – hier konnte der Einzelne dem sozialen Druck entkommen oder gar reich werden. 

			Seit 1849 sprechen Amerikaner vom California Dream der Goldgräber und seit Anfang der 1930er-Jahre vom American Dream – ein Begriff, der während der Wirtschaftskrise als hoffnungsvolle Alternative zur amerikanischen Misere begann, Verwendung zu finden, und der die Krise überlebt hat. Das Land der unbegrenzten Möglichkeiten war immer auch das Land der unbegrenzten Widersprüche. So war der Gold Rush im Westen für viele am Ende nur ein Rausch, der in Armut oder Tod endete. Ein boom-and-bust-Zyklus mit wirtschaftlichen Hochphasen und schlagartigen Einbrüchen prägt das Denken auf den Ranches und Farmen, in den Gas-, Öl-, und Steinkohleunternehmen sowie seit etwa 50 Jahren auch in den Wind- und Solarfirmen. 

			Am schnellsten wird der amerikanische Traum durch Naturkatastrophen wie Erdbeben, Tornados, Hurrikans und Dürren zerstört. Waldbrände dominieren heute die Schlagzeilen, doch Präsident Theodore Roosevelt etablierte schon 1905 den US Forest Service als Antwort auf eine furchtbare Brandsaison. Als Nachfolgeinstitution des 1977 von Präsident Jimmy Carter gegründeten Department of Energy und des 2003 von Präsident George W. Bush etablierten Department of Homeland Security wird eine kommende US-Regierung – so könnte man hoffen – ein department für Katastrophen- und Klimaschutz ins Leben rufen. Schätzungen sagen, dass innerhalb der nächsten 45 Jahre einer von zwölf Einwohnern im Süden der USA wegen des Klimawandels in den Norden oder Westen ziehen könnte.5

			Während der amerikanische Traum zunächst vor allem weißen europäischen Einwanderern und sich hocharbeitenden Amerikanern vorbehalten war, öffnete er sich mit Martin Luther Kings »I have a dream« und Barack Obamas Präsidentschaft zunehmend auch den People of Color. Doch unter anderem die geografischen Nachteile der schwarzen Bevölkerung, das heißt die Gebundenheit an Standorte mit fehlender Infrastruktur und hoher Kriminalität, ob im ländlichen Süden oder in den ­segregierten Großstädten des Nordens, setzen dem Aufstieg nach wie vor Grenzen. Die höheren Todesraten bei Schwarzen in der Coronapandemie sind auch eine Erblast der »Jim-Crow«-Gesetze zur Entmündigung der Schwarzen und der Rassentrennung, des sogenannten systemischen oder institutionalisierten Rassismus. So ist es verständlich, dass viele Amerikaner immer die Sorge mit sich tragen, ihre Träume seien alle nur Illusionen: Die Armen werden nicht reich, die ehemals versklavten Schwarzen nicht frei.

			Amerikaner wohnen und arbeiten in fast allen Klimazonen zwischen dem Pazifik und dem Atlantik. Das Klima ist gemäßigt bis subtropisch im Süden und Osten der Vereinigten Staaten, tropisch in Hawaii und Süd­florida, polar in Alaska, semiarid in den Great Plains westlich des 100. Längengrads, mediterran an der kalifornischen Küste und trocken im Great Basin und im Südwesten. Umgeben von natürlichem Reichtum – Flüsse und Seen, Rohstoffe und Agrarflächen – neigen die Amerikaner zum Optimismus, auch bezüglich ihrer eigenen Fähigkeit, die Welt zu verändern. In der amerikanischen Geografie liegt eine Erklärung für die kreative Spannung zwischen amerikanischem Idealismus und Pragmatismus. 

			Vom Ende der frontier und den endgültigen Grenzen

			Die Regierenden der jungen, noch sehr verwundbaren Republik wollten die frontier öffnen, mit Straßen und Kanälen die ostwestliche Vernetzung vorantreiben. Mit dem Louisiana Purchase im Jahr 1803, dem Kauf des Louisiana-Gebietes von Frankreich (siehe Karte, S. 49), und um 1820 herum mit der National Road, die durch die Appalachen und in die Ohio- und Mississippi-Flussbecken führte, erschloss die Regierung in Washington für die Republik das größte navigierbare Flussbecken der Welt mit höchst ergiebigen Agrarflächen. Bis heute dominiert dieses Flussbecken bei der globalen Produktion von Lebensmitteln und Industriegütern. Ohne das Mississippi-Flussbecken, das sich von Montana über New York bis Louisiana erstreckt, wären der Reichtum und die Produktivität der USA nicht zu erklären.
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			Der Mississippi und seine Zuflüsse.

			1848 annektierten die Amerikaner in einem umstrittenen Krieg gegen Mexiko das obere Drittel vom damaligen Gebiet ihres Nachbarn, also bis zum Rio Grande und der Sonora-Wüste. Die Besiedlung des Westens ging zügig voran. Sie verschärfte jedoch gleichzeitig den Streit zwischen sklaven­haltenden und freien Staaten und war ein Grund für den Ausbruch des Bürgerkriegs (1861-65), in dem die Nordstaaten schließlich über die in die Sezession gegangenen Südstaaten siegten. 

			Schon während des Bürgerkriegs bewilligte der US-Kongress auf Präsident Abraham Lincolns Drängen hin mit den Pacific Railroad Acts von 1862 den Bau zweier transkontinentaler Eisenbahntrassen bis zur Pazifikküste. Hierin lag eine arbeitsbeschaffende Maßnahme für mehrere Tausend ehemalige Soldaten aus dem Norden und Süden sowie für die nach 1865 befreiten Sklaven. Hierin lag aber auch ein geostrategisches Kalkül: Vor dem nächsten europäischen Angriff sollte das Projekt die Besiedelung und Sicherung der Pazifikküste ermöglichen, die USA vernetzen und die Grenzgebiete zu Mexiko am Rio Grande besiedeln. Diese Ziele unterstützte der US-Kongress nicht nur mit Schienenbau, sondern auch mit den Homestead Acts von 1862 und 1866, durch die bis ins frühe 20. Jahrhundert circa zehn Prozent der Fläche des Landes an 1,6 Millionen Siedler verschenkt wurden – was dann auch das Ende der letzten in Freiheit lebenden Stämme der amerikanischen Ureinwohner mit sich brachte.

			Die Idee einer offenen frontier prägt bis heute das Selbstverständnis vieler Amerikaner, auch wenn sie die dunklen Kapitel des amerikanischen frontier-Denkens – von der Massakrierung der Ureinwohner über die Zerstörung der Natur bis hin zur Hybris eines Vietnam- oder Irakkriegs – kennen. Sie sehen sich immer noch als frontier people, als Siedler, Pioniere, Hinterwäldler, Tüftler, manchmal auch Missionare und Kreuzritter, als rebellierende, gut bewaffnete, oft argwöhnische Nachkommen der Revolutionäre der Gründungszeit und des sogenannten Wilden Westens.

			Immer wieder machten sich Amerikaner Sorgen darüber, dass ihre frontier – und auch der American Dream – zu Ende geht. Ende des 19. Jahrhunderts wurde es zunehmend schwieriger für Siedler, kostenloses Land zu erhalten. Der amerikanische Historiker Frederick Jackson Turner bezeichnete dies 1893 als Ende der frontier in der amerikanischen Geschichte. Doch zur gleichen Zeit setzte die Industrialisierung ein, zahlreiche Fabriken wurden gebaut und die Republik wurde von einem Land der Bauern zu einem Land der Fabrik- und Büroarbeiter. Die Industrierevolution zog rasant über das ganze Land, getragen von den sich schnell verbreitenden Eisenbahn- und Telegrafennetzen sowie von einer Fülle neuer Erfindungen und Energiequellen. Doch es war nicht nur eine Zeit des explodierenden Reichtums, sondern auch eine der rasant steigenden Bevölkerungszahlen. Schon mit den Homestead Acts war die Anzahl der europäischen Einwanderer stark gestiegen, doch mit der Industrialisierung wuchs die Nachfrage nach (ausländischen) Arbeitern noch schneller. 

			Im 20. Jahrhundert überquerten die Amerikaner zahlreiche neue frontiers – auch wenn nach der Aufnahme von Alaska und Hawaii als 49. und 50. Bundesstaat ab 1959 keine weiteren territorialen Aneignungen stattfanden. Die Weltkriege haben die USA zu einer Supermacht gemacht und das geografische Selbstverständnis der Amerikaner globalisiert. John F. ­Kennedy sprach im Wahlkampf 1960 immer wieder von einer »new frontier« der unbekannten Möglichkeiten und Gefahren. 

			Macht und Reichtum des Landes hatten ihren Preis, gerade für die von den Bürgern geliebten Landschaften der USA. Anfang der 1960er-Jahre warnte Rachel Carson in ihrem Buch Der stumme Frühling (1962) vor der Vergiftung der amerikanischen Gewässer am Beispiel des Love Canal im Bundesstaat New York. Mit Carsons kontroverser (im Nachhinein hochgelobter) Studie gewappnet, formierte sich eine neue ökologische Bewegung – mit gesetzgeberischen Konsequenzen. Im Jahr 1970 fand der vom demokratischen Senator Gaylord Nelson initiierte erste Earth Day statt und der republikanische Präsident Richard Nixon etablierte die Environmental Protection Agency.

			Frontier und Identität einer Supermacht: der Standort USA im 21. Jahrhundert

			Im 21. Jahrhundert bieten wie in den Jahrhunderten davor zwei ­Ozeane den USA ein geschütztes Rückzugsgebiet und im gewissen Sinn Sicherheit zum Nulltarif. Sie ermöglichen zugleich den Zugang zu den ­Märkten anderer Kontinente. Bestückt mit vielen Buchten und natürlichen Häfen, bleiben die Küsten der USA einschließlich des Panamakanals im Informa­tionszeitalter weiterhin Schaltzentralen der Wertschöpfung, ob bei Energie, Agrarprodukten, Flugzeugen oder Computerteilen. Amerikas Städte, seine Finanzzentren und Gewerbegebiete mit großen Einkaufspassagen, seine Häfen und Flughäfen, durch Straßen, Schienen, Flugkorridore und Datenautobahnen vernetzt, bieten eine günstige Infrastruktur für eine florierende Wirtschaft. 

			Die unterschiedlichsten Regionen machen die USA zu dem, was sie sind, doch es ist die Dimension der bewohnbaren, produktiven, vernetzten Flächen, die den heutigen Reichtum und die vielen Standortvorteile der USA erklärt. Die große Anzahl von Klein- und Universitätsstädten ­(college towns) des Heartland, der zentral gelegenen Bundesstaaten, sowie die Vororte der Metropolen bieten mehr als genug Wohnfläche für Millionen weiterer Einwohner mit ihren Träumen vom Eigenheim. Die Bevölke­rungsdichte des Landes beträgt heute mit 33,3 Einwohnern pro Quadratkilometer nur etwa ein Siebtel der Dichte Deutschlands.

			Gleichwohl klagen Amerikaner oft über ihre zerfallende ­Infrastruktur, die sich in kaputten Flughäfen, Brücken, Straßen und Dämmen sowie einer mangelhaften Trinkwasser- und Energieversorgung zeigt. Die Vereinigung der amerikanischen Bauingenieure gibt der US-Infrastruktur zwar seit Jahren sehr schlechte Noten, doch ihre aufschlussreichen Berichte zeigen die Investitionsmöglichkeiten, gäbe es dazu den politischen Willen. Im Global Competitiveness Report 2019 des World Economic Forum landeten die USA bei der Infrastruktur auf Platz 13, deutlich hinter Deutschland auf Platz 8, aber noch weit vor China auf Platz 43.

			Vernetzte Großstädte, auch die Megalopolen der vielen Großstadtregionen wie Boston – New York – Washington, Chicago – Milwaukee, ­Dallas – Fort Worth, Denver – Boulder – Colorado Springs, San Francisco Bay Area oder Santa Barbara–Los Angeles–San Diego, sind trotzdem Motoren der ­Innovation, der sozialen Synergien und der Wertschöpfung in einer Weltwirtschaft, in der es immer mehr auf Ideen und Kreativität ankommt. Anders als viele andere Metropolen der Welt sind die Großstädte der USA von offenem, bebaubarem Land umgeben. In den Vororten und über das ganze Land entwickelt sich eine lokal bezogene, weltvernetzte, einwanderungsreiche, postindustrielle kleinstädtische Landschaft – aber nicht ohne Konflikte.

			Zwischen aufsteigenden Großstädten und einladenden Vororten belebt die Konkurrenz der unterschiedlichsten Standorte das Geschäft. Die bebauten Flächen der USA steigen rasant – ein einsames Bauerndorf wird schnell zum kosmopolitischen Vorort. Das verunsichert die ländlichen Bewohner, die zugleich aber viel mehr Macht in Washington genießen als die Bewohner der schnell wachsenden Großstädte und Vororte der USA. Ländliche Gegenden sind konservativ, urbane Gegenden eher liberal. Wie kaum ein anderer Faktor erklärt die Bevölkerungsdichte das Wahlverhalten der Amerikaner.

			Lange Zeit waren die Großstädte der USA im Wachstum, doch jetzt sehen Geografen eine gewisse Deurbanisierung. Die Coronakrise wird dies beschleunigen. Jene Städte, die eher großflächig sind, mit vielen Einfamilienhäusern, wo man sowieso lieber zu Hause arbeitet, werden profitieren. Dagegen werden Städte, die von engem Nebeneinander und öffentlichen Verkehrsmitteln geprägt sind, größere Problem haben. Exemplarisch für beide Varianten stehen Los Angeles und New York City, die folglich die Coronapandemie bisher sehr unterschiedlich erlebten.

			Von den Rocky Mountains bis zu den Appalachen findet seit über einem Jahrzehnt ein Boom der unkonventionellen Kraftstoffe statt. Die Schieferölrevolution des Frackings ermöglichte es den USA, weltweit größter Erdöl- und Erdgasproduzent zu werden. Nicht nur die geografischen und geologischen Gegebenheiten machen den Unterschied, sondern auch ihre Nutzung. »Öl ist in den Köpfen«, sagte der bekannte Energiemarktanalyst Daniel Yergin.6 Von Wissenschaftlern und Ingenieuren über die Finanzierung und Versicherung bis hin zur Regulierung bedarf Energieförderung einer umfassenden Infrastruktur und eines Know-how. 

			Trotz des Booms der Fossilbrennstoffe und des andauernden Wirtschaftswachstums ist zumindest die CO2-Bilanz der USA nicht schlecht: 2019 verzeichneten sie mit 140 Megatonnen (2,9 Prozent) auf Länder­basis den größten Rückgang energiebezogener CO2-Emissionen; gegenüber dem Jahr 2000 sind die Emissionen um fast eine Gigatonne auf insgesamt 4,8 Gigatonnen gesunken.7 Gleichwohl sind CO2-Emissionen pro kopf" in den USA immer noch etwa doppelt so hoch wie im EU-Durchschnitt. Und die Trump-Regierung hat mit ihrer Deregulierung, zum Beispiel bei den Obergrenzen für die Emissionen von Methan, einem besonders potenten Treibhausgas, das bei Fracking oft freigesetzt wird, an die Restrisiken dieser Übergangstechnologie erinnert. Dennoch werden die amerikanischen Vorteile der Energiegewinnung wichtiger in einer Zeit, in der China und Indien wesentlich mehr Energie verbrauchen (und importieren) werden als Nordamerika. Heute schon ist China der weltgrößte Ölimporteur. Bis 2040, so der Prognose der Internationalen Energieagentur (IEA), wird China 30 Prozent des international gehandelten Öls und ein Viertel des Gases für sich beanspruchen. 

			Die neuen unkonventionellen Energievorräte sowie weitere innovative Technologien machen die Agrarflächen noch produktiver. Die USA haben 45 Prozent mehr Agrarland als China und verfügen über viel mehr Wasser. Kalifornien, Iowa, Texas, Nebraska und Illinois sind die größten Produzenten von Lebensmitteln. Die USA ist weltgrößter Lebensmittelexporteur, eine Rolle, die mit Chinas Beitritt zur Welthandelsorganisation (WTO) im Jahr 2001 stark gewachsen ist. China ist seit fünf Jahren weltgrößter Lebensmittelimporteur, vor allem durch Sojabohnen aus den USA. 

			Es gibt also eine geografische Basis für die heutige Macht der USA. Die Geografie ist vorteilhaft, aber die Nutzung ist nicht ohne Kosten, vor allem sozialer, politischer und ökologischer Art. Die Geografie erklärt die Schwäche der Zentralregierung, das weiter existierende Nord-Süd-Gefälle, den überproportionalen Einfluss der ländlichen Regionen der USA. Sie erklärt auch die chaotische, führungslose, hyperpolitisierte Reaktion auf die Coronapandemie, die die in Washington unterrepräsentierten Großstädte Amerikas am frühesten und härtesten traf. 

			Der geografische Reichtum, die vielen Standortvorteile der USA werden nach Corona anders gesehen werden. Treibt die unterschiedliche und unterschiedlich genutzte Geografie das Land wieder zur tiefen Spaltung wie vor dem Bürgerkrieg? Oder bleibt die amerikanische Geografie ein Puffer gegen soziale Unruhen und Klassenkämpfe? Gibt ihre Geografie den USA den Rückhalt, um nach der Krise stärker und globaler zu sein als je zuvor?

			Die amerikanische Supermacht in der künftigen globalen Geografie

			Geostrategisch können die USA global agieren, müssen es aber nicht, denn alle potenziellen Gegner sind weit von ihren Grenzen entfernt. Die USA haben im Gegensatz zu den euroasiatischen Großmächten keine gefährlichen, großen Nachbarn und damit die Freiheit und Sicherheit, Großmacht sui generis zu sein. Sichere Grenzen geben ein eigenes Selbstverständnis – Optimismus, aber auch Hochmut.

			Im Kalten Krieg und in der Konkurrenz mit den euroasiatischen Großmächten, vor allem mit der Sowjetunion und der Volksrepublik China, haben die Amerikaner ihre globale militärische Dominanz ausgebaut. Doch die USA waren nie unverwundbar. Die Gründungsväter fürchteten einen Angriff der europäischen Mächte umso mehr, je reicher das kleine Land wurde. Die Einwanderer brauchte man, um das Land stark zu machen, doch man fürchtete auch, dass sie nicht amerikanisch genug seien. Heute beleben neue Gefahren die alten Ängste. Immer mehr Staaten streben nach ballistischen Raketen, die amerikanische Großstädte erreichen können. Die Coronapandemie wird von vielen als die erste Invasion der USA beschrieben. Die Verwundbarkeit ist vielfältiger geworden, auch komplizierter.

			Trotz einer langen Tradition des Isolationismus – viele ­Amerikaner kennen George Washingtons Warnung, das Land solle sich aus den Machtkämpften weit entfernter Staaten heraushalten – und trotz relativer Unabhängigkeit durch reichhaltige Ausstattung mit Rohstoffen sehen viele Amerikaner die ganze Welt als eine einladende frontier – mit all den verlockenden Möglichkeiten und leicht zu übersehenden Gefahren. Die Beliebtheit des 1888 gegründeten National Geographic Magazine spiegelt dieses Interesse, diese Neugier, auch diese Ehrfurcht wider. Zum 50. Jahrestag des Earth Day stellte die Aprilausgabe 2020 des Magazins zwei ­Visionen der Zukunft dar: eine, in der die Menschen ihren Planeten erfolgreich retten, und eine, in der sie dies nicht schaffen.

			Die USA wird globaler, die Welt wird amerikanischer – auch das sagt uns dieses international beliebte Magazin, das eine tragende Institution der amerikanischen Identität ist. Und es stellt den Amerikanern, die den Kontinent seit Jahrhunderten besiedelten, die alte Frage in neuer Form: Sind die Amerikaner, sind ihre Institutionen und Technologien der künftigen, globalen Geografie und deren neuen frontier gewachsen?
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			James M. Lindsay

			Das außenpolitische Selbstverständnis

			Die Vereinigten Staaten von Amerika pflegten lange Zeit ein ambivalentes Verhältnis zur übrigen Welt. Fast anderthalb Jahrhunderte lang hatten sie sich nicht in europäische Angelegenheiten eingemischt. Nach dem Zweiten Weltkrieg übernahmen sie jedoch die Führung bei der Schaffung einer Weltordnung, die eine noch nie da gewesene Sicherheit und beispiellosen Wohlstand hervorbrachte – für ihre Partner und sich selbst. Doch auch, wenn die Vereinigten Staaten bereitwillig die Führungsrolle in der freien Welt übernahmen, um der Sowjetunion entgegenzutreten und Demokratie und Menschenrechte zu fördern, beklagten sie sich regelmäßig, dass ihre Freunde und Verbündeten ihren fairen Beitrag nicht leisteten. Und obwohl die USA unermüdlich betonten, wie wichtig Kooperation und Rechtsstaatlichkeit seien, zeigten sie sich irritiert, wenn andere Regierungen sich weigerten, ihrer Führung zu folgen, und brachen oft selbst die Regeln, die sie anderen auferlegen wollten.

			Heute sind diese Spannungen im Hinblick auf die weltpolitische Führungsrolle der Vereinigten Staaten sehr deutlich zu erkennen. Präsident Donald J. Trump kam 2017 ins Amt, nachdem er die US-Außenpolitik der vergangenen 70 Jahre angeprangert hatte, weil sie ein »amerikanisches Blutbad« angerichtet habe. Inwieweit Trumps Kritik an der US-Außen­politik zu seinem Wahlsieg beigetragen hat, ist umstritten. Nach dem Ende seiner Präsidentschaft ist jedoch klar geworden, dass er eine Außenpolitik betrieben hat, die in der jüngeren US-Geschichte ohne Beispiel war. Anstatt sich zu bemühen, gleich gesinnte Länder zusammenzubringen, um gemeinsame Herausforderungen zu bewältigen, hat er ­außenpolitische Grundsätze beiseitegewischt, die diese Länder – darunter auch enge Partner und Verbündete – seiner Meinung nach in die Lage versetzen, die Vereinigten Staaten auszunutzen. Dieser Nationalismus und Unilateralismus droht die beachtliche Ära einer weltpolitisch führenden Rolle der USA zu beenden.

			Das Vermächtnis des Isolationismus

			Um die aktuelle außenpolitische Debatte in den Vereinigten Staaten zu verstehen, muss man sich zunächst über die entgegengesetzten Zugkräfte von Isolationismus und Internationalismus im Klaren sein. Der Begriff »Isolationismus« ist in gewisser Hinsicht eine falsche Bezeichnung, da er von Kritikern geprägt wurde, die das Bestreben der Vereinigten Staaten, ihre politischen Verwicklungen auf der Weltbühne – aber nicht unbedingt ihre wirtschaftlichen Beziehungen – zu minimieren, diskreditieren wollten. Isola­tionismus war die in der jungen amerikanischen Republik vorherrschende Weltsicht, die den Segen des ersten Präsidenten George Washington hatte. 

			Als dieser 1796 ankündigte, er werde sich aus dem politischen Leben zurückziehen, empfahl er seinen Mitbürgern, wirtschaftliche Beziehungen zum Ausland zu pflegen, aber ihr Schicksal nicht von Entscheidungen abhängig zu machen, die in den Hauptstädten anderer Länder getroffen werden. »Es ist unsere ideale Politik«, so riet er, »permanenten Bündnissen mit beliebigen Teilen der ausländischen Welt aus dem Wege zu gehen.« Sein Argument war einfach: »Europa hat eine Reihe ­primärer Interessen, die für uns keine oder nur eine sehr ferne Rolle ­spielen. Daher wird Europa häufig in Kontroversen verwickelt sein, deren Ursachen unseren Interessen im Wesentlichen fremd sind.«1

			In Washingtons Rat spiegelten sich Prinzipientreue und Pragmatismus. Damals waren die USA schwach und politisch fragil. Der Handel mit Europa war ein wirtschaftliches Muss. Sich aber in die politischen Angelegenheiten Europas einzumischen, brachte das Risiko mit sich, in weit entfernte Kriege hineingezogen zu werden, die dem jungen Land mehr Schaden als Nutzen gebracht hätten. Gleichwohl deuteten die Amerikaner Washingtons Rat bald um, und zwar dahingehend, dass er nicht ihre Schwäche, sondern ihre Tugendhaftigkeit reflektiere. Außenminister John Quincy Adams fing diese Stimmung am besten ein, als er 1821 zum Unabhängigkeitstag eine Rede hielt – vier Jahre, bevor er Präsident wurde. Die Vereinigten Staaten stünden allein, so argumentierte er, weil sie »nicht in die Ferne schweifen, auf der Suche nach Ungeheuern, die es zu vernichten gilt. Sie wünschen allen anderen ihre Freiheit und Unabhängigkeit. Sie sind Vorkämpfer und Verteidiger nur der eigenen Interessen.«2

			Diese isolationistische Weltsicht prägte die US-Außenpolitik im gesamten 19. Jahrhundert. Die Vereinigten Staaten ignorierten Ereignisse jenseits ihrer Küsten weitgehend und konzentrierten sich vielmehr darauf, westwärts zu expandieren und den eigenen Kontinent zu erobern. Die geografischen und weltpolitischen Gegebenheiten machten diese Haltung möglich. Europa lag jenseits eines Ozeans und Amerikas Nachbarn im Norden und im Süden stellten keine Bedrohung dar. Zur gleichen Zeit gaben die europäischen Mächte ihre Bestrebungen auf, in Nordamerika Kolonialreiche aufzubauen. Als Frankreich 1803 das Louisiana-Territorium an die Vereinigten Staaten verkaufte, gab es seine Ansprüche auf den ­Kontinent auf. Spaniens Kolonialreich zerfiel. Großbritannien leistete Widerstand gegen die Bestrebungen der USA, sich Kanada einzuverleiben, gab jedoch, davon abgesehen, alle Versuche auf, die kontinentale Expansion der USA aufzuhalten.

			Während die Vereinigten Staaten von einem unbedeutenden Agrarland zu einem industriellen Giganten heranwuchsen, wobei sie große Gebiete übernahmen, die vorher zu Mexiko gehört hatten, wurde Isolationismus zunehmend infrage gestellt. Es kam zu Forderungen, das Land möge auch jenseits seiner Grenzen Präsenz zeigen. Einige verfolgten das Ziel, dadurch die Interessen der USA zu schützen, andere wollten neue Märkte für US-Produkte erschließen und Dritte wollten das Unrecht aus der Welt schaffen und demokratische Werte vorantreiben. Die Debatte zwischen jenen, die der Versuchung widerstanden, in überseeische Gebiete zu expandieren, und denen, die sich dafür aussprachen, hatte sich 1898 mit dem Spanisch-Amerikanischen Krieg erledigt. 

			Binnen weniger Monate gewannen die Vereinigten Staaten ein Reich hinzu, das Puerto Rico in der Karibik und die Philippinen im Pazifik umfasste. Im Lauf des darauffolgenden Jahrzehnts entwickelte sich Washington zum Polizisten der westlichen Hemisphäre, der darauf beharrte, nicht tatenlos zuzusehen, wenn lateinamerikanische Länder ihre wirtschaftlichen und politischen Angelegenheiten schlecht regelten.

			Doch der an der Wende zum 20. Jahrhundert neu aufkommende Elan, auch im Ausland Präsenz zu zeigen, beschränkte sich auf die westliche Hemisphäre. Das Tabu, sich nicht in die politischen Angelegenheiten Europas einzumischen, bestand nach wie vor. Als 1914 in Europa Krieg begann, erklärte Präsident Woodrow Wilson die Vereinigten Staaten zu einer neutralen Macht. Eine große Mehrheit der Amerikaner unterstützte diese Entscheidung; sie betrachtete den fernen Krieg nicht als ihren eigenen Kampf. Als Deutschland im Jahr 1917 den uneingeschränkten U-Boot-Krieg aufnahm, taten die Vereinigten Staaten das, was zuvor undenkbar gewesen war: Sie traten in einen europäischen Krieg ein. Und sie taten dies mit voller Unterstützung der Amerikaner; der Kongress stimmte der Kriegserklärung Präsident Wilsons mit überwältigenden Mehrheiten zu.

			Mit dem Eintritt der USA in den Ersten Weltkrieg übertönten internationalistische Stimmen eine Zeit lang die isolationistischen Rufe. Doch im Zuge der Debatte über das, was nach einem Sieg zu tun sei, trat eine tiefe – und, wie die folgenden 100 Jahre zeigen würden, anhaltende – Spaltung unter den Internationalisten zutage, nämlich über die jeweiligen Vorzüge von Multilateralismus versus Unilateralismus. 

			Bei der Pariser Friedenskonferenz von 1919 schlug Wilson einen Völker­bund vor, der seine Mitgliedstaaten verteidigen würde – unabhängig davon, wie weit sie von den Küsten Amerikas entfernt lägen. Der Präsident und seine Mitstreiter waren davon überzeugt, dass kollektive Sicherheit auch die Sicherheit Amerikas gewährleisten würde. Doch andere Internationalisten lehnten Wilsons Strategie ab. Sie verlangten, dass die Vereinigten Staaten auch im Ausland ihre eigenen Interessen vertreten sollten; doch sie teilten die Bedenken von Isolationisten, die Interessen des Landes an die Launen von anderen zu ketten. Sie forderten vielmehr, die Vereinigten Staaten müssten die Freiheit behalten, auch in überseeischen Regionen nach Gutdünken zu agieren. Der Widerstand der Unilateralisten führte – in weit höherem Maß als jener der Isolationisten – dazu, dass der Senat den Versailler Vertrag ablehnte und mit ihm auch die Mitgliedschaft der ­Vereinigten Staaten im Völkerbund.

			Als in den 1930er-Jahren in Europa abermals Krieg drohte, gewannen isolationistische Stimmungen wieder Auftrieb. Die Amerikaner kamen immer mehr zu der Überzeugung, dass es ein Fehler gewesen sei, in den sogenannten Großen Krieg einzutreten. Um zu vermeiden, in einen weiteren Konflikt hineingezogen zu werden, verabschiedete der Kongress eine Reihe von Gesetzen, mit denen die kommerziellen Beziehungen der USA zu Krieg führenden Staaten eingeschränkt wurden.

			Als in Europa 1939 Krieg begann, entschied sich Präsident Franklin Delano Roosevelt – wie sein Vorbild Wilson – zunächst für Neutralität. Doch es lag auf der Hand, dass er aufseiten Großbritanniens stand, was bei manchen Amerikanern die Befürchtung weckte, dass er das Land auf Umwegen doch in den Krieg führen wollte. Im Jahr 1941 bildete sich das America First Committee, um das Land aus dem Krieg herauszuhalten. Das Argument gegen eine Intervention war einfach: Die Vereinigten Staaten hätten kein Interesse an dem, was in Europa geschah. Sie könnten vielmehr ihre Sicherheit garantieren, indem sie sich in die »Festung Amerika« zurückziehen würden. Diese Idee sprach viele Amerikaner an – bis zum ­japanischen Angriff auf Pearl Harbor.

			Der Zweite Weltkrieg und Amerikas Aufstieg zur Weltmacht

			Amerikas Aufstieg zur führenden Militärmacht vollzog sich während des Zweiten Weltkriegs. Die US-Streitkräfte kämpften zur gleichen Zeit auf zwei Kontinenten. Amerikanische Wissenschaftler entwickelten die Atombombe, die das Land noch mächtiger machte – zu mächtig, um sich nach 1945 aus internationalen Angelegenheiten herauszuhalten.

			Der Sieg der USA im Zweiten Weltkrieg warf erneut die Frage nach ihrer Rolle auf der weltpolitischen Bühne auf. Roosevelt und sein Nachfolger im Präsidentenamt Harry S. Truman lieferten die Antwort. Anstatt das zu wiederholen, was sie als Amerikas fehlgeleiteten Rückzug nach dem Ersten Weltkrieg betrachteten, übernahmen die Vereinigten Staaten bereitwillig eine globale Führungsrolle. Der Krieg hatte die Behauptung der Isolationisten widerlegt, dass die Sicherheit des Landes durch Nichteinmischung gewährleistet werden könne. So machten sie sich Wilsons Kern­idee zu eigen, dass kollektive Sicherheit und multilaterale Kooperation den Interessen der USA dienten. Roosevelt und Truman förderten die Gründung einer Reihe von multilateralen Institutionen, darunter die Vereinten Nationen, die Weltbank, den Internationalen Währungsfonds und die NATO. Mit diesem neuen multilateralen Rahmenwerk billigten ­Roosevelt und Truman – zumindest theoretisch, wenngleich nicht immer in der Praxis – die Idee, dass die Vereinigten Staaten gewisse Grenzen ihrer Handlungsfähigkeit akzeptieren sollten. In einem scharfen Kon­trast zu der Debatte um den Versailler Vertrag befürwortete der Senat – und in einem weiteren Sinn auch das Land an sich – diesen neuen Multilateralismus.

			Die USA definierten nun ihre Interessen global. Die meisten Amerikaner waren zu der Über­zeugung gelangt, dass ihre Sicher­heit und ihr Wohlstand es erforderten, mit anderen zusammenzuarbeiten, um Drohungen zu entschärfen, bevor sie amerikanische Küsten erreichten. Das Auseinanderfallen der im Zuge des Krieges eingegangenen Allianz mit der Sowjetunion untermauerte diese Überzeugung. Als Moskau seine nach dem Krieg gegebenen Versprechen nicht einhielt, sondern einen Eisernen Vorhang an den Grenzen Osteuropas errichtete und den Zugang nach Westberlin blockierte, wuchs der Wunsch nach Verbündeten, Freunden und Partnern. Eine Reihe von politisch motivierten Initiativen der USA, vor allem der Marshallplan, trugen dazu bei, Westeuropa zu stabilisieren. 

			Spätestens Ende 1949, als die Sowjetunion ihre ersten Atomwaffen testete und in China Mao Zedong an die Macht kam, stellte sich bei vielen Amerikanern das Gefühl ein, die totalitäre und existenzielle Bedrohung durch das Naziregime, die sie vier Jahre zuvor überwunden hatten, sei in neuer Form zurückgekehrt.

			Wie sehr der Zweite Weltkrieg und der Beginn des Kalten Krieges die US-Außenpolitik verändert hatten, wurde im Juni 1950 deutlich. Truman reagierte auf das Vorrücken nordkoreanischer Truppen über den 38. Breitengrad nach Süden, nicht indem er die Neutralität der Vereinigten ­Staaten verkündete, sondern die Verpflichtung bekräftigte, Südkorea zu verteidigen. Der weiteren Ausbreitung des Kommunismus musste Einhalt geboten werden. So wurde die Eindämmung der Sowjetunion (containment) zu einer Leitlinie der US-Außenpolitik. Viele von Trumans Kritikern aus dem Lager der Republikaner forderten, die Vereinigten Staaten müssten noch weiter gehen und territoriale Zugewinne der Kommunisten zurückerobern (rollback). Als jedoch der Aufstand vom 17. Juni 1953 in der DDR und der ungarische Volksaufstand im Oktober 1956 durch sowjetische Truppen niedergeschlagen wurden und als 1954 im Indochina­krieg nordvietnamesische Kräfte die französischen Truppen in der Schlacht um Điện Biên Phủ schlugen, weigerte sich selbst der republikanische Prä­sident Dwight D. Eisenhower, zu handeln. Der unbestimmte Ausgang des Koreakriegs und das Risiko eines Atomkriegs minderten den praktischen Reiz einer Rollbackpolitik und zementierten die Containmentpolitik als US-Doktrin.

			In dem Bestreben, die Expansion des kommunistischen Herrschaftsbereichs einzudämmen, orientierte sich die US-Regierung an dem, was sie als die Lektion des Münchner Abkommens von 1938 sah – nämlich, dass Appeasementpolitik einen Aggressor ermutigt, anstatt ihn friedlich zu stimmen. Die daraus resultierende Unterstützung nicht kommunistischer Regime in vielen Regionen der Welt, vor allem in Asien und Afrika, führte allerdings in vielen Fällen dazu, solchen mit einer zweifelhaften Haltung zu Menschenrechten beizustehen und hin und wieder – wie etwa 1953 im Iran und 1954 in Guatemala – durch verdeckte Operationen Regierungen zu stürzen, die unter der Bevölkerung beträchtliche Unterstützung genossen. Die Selbstverpflichtung der USA, sich der empfundenen kommunistischen Bedrohung entgegenzustellen, erreichte ihren Höhepunkt in Südvietnam, 13.000 Kilometer entfernt von der Westküste der Vereinigten Staaten. Im Zuge ihrer Anstrengungen, die Aggression Nordvietnams zurückzuschlagen, »ameri­kanisierte« Washington eine Aus­ein­andersetzung, die eigentlich ein Bürgerkrieg war. Nachdem 1965 die ersten US-Kampfverbände in Vietnam eingetroffen waren, schwoll die US-Truppenstärke innerhalb von drei Jahren auf über 500.000 Soldaten an. Sie kämpften tapfer, aber ein Sieg blieb unerreichbar. Das Ausbleiben offen­sichtlicher militärischer Fortschritte und die wachsende Anzahl gefallener US-Soldaten sprengten innerhalb der ­Vereinigten Staaten den öffentlichen Konsens über den Vietnamkrieg.

			Richard Nixon, der 1969 als US-Präsident vereidigt wurde, verbrachte einen großen Teil seiner ersten Amtszeit mit dem Versuch, die amerikanischen Truppen aus Südvietnam herauszuholen und stattdessen die Luftstreitmacht der USA dafür einzusetzen, um Nordvietnam zu zwingen, einem Frieden zu seinen Bedingungen zuzustimmen. Mit dem erstgenannten Vorhaben hatte er Erfolg, doch am ­zweiten scheiterte er: Die Friedensvereinbarung, die im Januar 1973 unterzeichnet wurde, ermöglichte es den letzten US-Kampfverbänden, in die Heimat zurückzukehren, erlaubte aber auch nordvietnamesischen Truppen, in ­Südvietnam zu bleiben. Zwei Jahre später unternahm Hanoi einen Vorstoß, der zur letzten Offensive des Nordens gegen den Süden werden sollte. 

			Während Nixon versuchte, einen ehrenvollen Frieden in Südvietnam zu erreichen, bemühte er sich gleichzeitig, mithilfe seiner Entspannungspolitik (détente) die Beziehungen zu Moskau zu verbessern. Diese Bestrebungen führten zu historischen Vereinbarungen zur atomaren Rüstungsbeschränkung, doch sie schafften es nicht, die Ambitionen des Kremls zu zügeln. Als 1979 – fünf Jahre, nachdem Nixon wegen des Watergate-Skandals zurückgetreten war – sowjetische Truppen in Afghanistan einmarschierten, landete die Détentepolitik zusammen mit der »Festung Amerika« auf dem Müllhaufen der Geschichte.

			Die Entspannungspolitik wurde von Präsident Ronald Reagan endgültig beendet. Reagans Kritik an der Détente stützte sich auf zwei Prämissen: Erstens würde Moskau auch weiterhin mit expansionistischen Plänen liebäugeln, wie die Invasion in Afghanistan gezeigt habe, und zweitens sei die kommunistische Unterdrückung der individuellen Freiheit moralisch verwerflich. Nachdem Reagan 1981 sein Amt als Präsident angetreten hatte, machte er die Konfrontation mit der Sowjetunion zur zentralen Maxime seiner Außenpolitik. Er erhöhte den Verteidigungshaushalt beträchtlich und stationierte eine neue Generation atomarer Waffen in Übersee ungeachtet breiter öffentlicher Proteste in etlichen europäischen Ländern. Er leistete Militärhilfe für antikommunistische Widerstandsgruppen in aller Welt, vor allem in Mittelamerika. Doch am wichtigsten war, dass er die Sowjetunion wiederholt als »Reich des Bösen« diffamierte. Im Juni 1987 hielt er eine Rede vor dem Brandenburger Tor in Westberlin und forderte: »Mr. Gorbachev, tear down this wall!« 

			Zum Erstaunen der meisten Beobachter fiel die Mauer nur zwei Jahre später tatsächlich. Die Aufgabe, auf den Kollaps der Sowjetunion angemessen zu reagieren, fiel Präsident George H. W. Bush zu. Seine Amtszeit machte er zu der außenpolitisch erfolgreichsten Präsidentschaft seit ­Truman. Bush managte den friedlichen Untergang der Sowjetunion. Er teilte die Vorbehalte der Regierungschefs Großbritanniens und Frankreichs nicht und unterstützte die deutsche Wiedervereinigung. Als im August 1990 irakische Truppen in Kuwait einmarschierten, hauchte er Roosevelts ursprünglicher Vision für die Vereinten Nationen neues Leben ein und überzeugte den UN-Sicherheitsrat, eine von den USA geführte internationale Eingreiftruppe zu autorisieren, um Kuwait zu befreien. Eine neue Ära hatte begonnen.

			Außenpolitische Debatten seit dem Ende des Kalten Krieges

			Nach dem Ende des Kalten Krieges änderte sich die außenpolitische Diskussion in den Vereinigten Staaten und beflügelte den Hochmut, der die US-Außenpolitik während der nächsten zwei Jahrzehnte antreiben würde. Die neuen Fronten der Debatte sahen zunächst so aus wie eine Neuauflage der Konfrontation zwischen Isolationisten und Internationalisten in den 1930er-Jahren. Einige politische Akteure forderten tatsächlich, dass sich Amerika zurückziehen solle, doch sie waren in der Minderheit. Die wichtigste Frage der 1990er-Jahre war nicht, ob die Vereinigten Staaten auch weiterhin eine führende weltpolitische Rolle spielten sollten, sondern wie. So sehr die Unilateralisten im Kalten Krieg freie Hand wollten, so wussten sie doch nur allzu genau, dass es ohne Verbündete nicht geht, wenn man einer feindlich gesinnten Supermacht die Stirn bieten will. Zudem konnten sich die Unilateralisten damit trösten, dass die USA durch ihre Machtfülle die von ihr geschaffenen Institutionen dominierten. Gleichwohl schienen nach der Auflösung der Sowjetunion die Risiken einseitiger Machtausübung durch die USA zu verblassen. Die Spaltung zwischen Multilateralisten und Unilateralisten verlief nun immer mehr entlang der Parteigrenzen, wobei die Demo­kraten multilaterale Ansätze befürworteten, die Republikaner dagegen unilaterale.

			Der Demokrat Bill Clinton gewann die Präsidentschaftswahlen 1992 unter anderem damit, dass er isolationistische Stimmungen in sein Wahlkampfversprechen aufnahm, sich »wie ein Laserstrahl [auf Probleme der heimischen Wirtschaft] zu fokussieren«.3 Da er kaum außenpolitische Erfahrungen hatte, geriet er zu Beginn seiner Präsidentschaft bei Krisen in Somalia, Haiti, Ruanda und auf dem Balkan ins Stolpern. Doch nach dem Erfolg des 1995 geschlossenen Abkommens von Dayton, mit dem der Bürgerkrieg in Bosnien befriedet wurde, erkannte er, wie wichtig eine globale Führungsrolle der USA war. Da er davon überzeugt war, dass die Länder der Welt durch die unaufhaltsam voranschreitende Globalisierung miteinander vernetzt würden, bezeichnete er die Vereinigten Staaten als die »unentbehrliche Nation«. Um es mit den Worten eines seiner Berater zu sagen: Er glaubte, dass die USA, wenn sie sich für freie Märkte und Demokratie einsetzten, »sicherer, wohlhabender und einflussreicher werden und die übrige Welt humaner und friedlicher«.4 Für einige seiner Initiativen, etwa die NATO-Erweiterung und die Schaffung der Welthandelsorganisation (WTO), gewann Clinton die Unterstützung beider Parteien im Kongress, doch bei vielen anderen Vorstößen gelang ihm das nicht. Die Republikaner bekämpften seine Entscheidung, 1999 bei der Bombardierung von Serbien durch die NATO die Führung zu übernehmen. Während dieser Widerstand scheiterte, gelang es den Republikanern, die Ratifizierung vieler der von Clinton verhandelten multilateralen Vereinbarungen zu blockieren, darunter der Kernwaffenteststoppvertrag, das Kyotoprotokoll und der Vertrag zum Internationalen Strafgerichtshof, weil dafür eine Zweidrittelmehrheit im US-Senat erforderlich gewesen wäre. Clintons Kritiker hielten ihm vor, er würde die Vereinigten Staaten in unüberlegte multilaterale Vereinbarungen verstricken, die den US-Interessen zuwiderliefen und die Vorteile der US-Vorherrschaft zunichtemachten.

			George W. Bush trat sein Amt mit dem Versprechen an, die militärische Macht der USA einzusetzen, »um aus diesen Jahren des Einflusses Jahrzehnte des Friedens zu machen«.5 Wie Clinton war er davon überzeugt, die USA würden durch das Fördern freier Märkte auch Demokratie unterstützen. Daher schloss er sich der Initiative seines Vorgängers an, China als Vollmitglied in die Welthandelsorganisation (WTO) aufzunehmen, um Peking zu einem »verantwortungsvollen Mitglied« der Weltgemeinschaft zu machen. Doch bei anderen Gelegenheiten versuchte Bush, die Vereinigten Staaten von den Einschränkungen zu befreien, die ihnen durch internationale Vereinbarungen auferlegt waren. Seine 2001 getroffene Entscheidung, die USA aus dem 1972 mit der Sowjetunion geschlossenen Vertrag über die Begrenzung von antiballistischen Raketenabwehrsystemen (ABM-Vertrag) zurückzuziehen, zeigt Bestrebungen, die durch die Terroranschläge vom 11. September 2001 noch verstärkt wurden. Bald darauf waren die Vereinigten Staaten in Afghanistan und im Irak in zwei Kriege verwickelt – im ersteren Konflikt aus Notwendigkeit, im letzteren aus freien Stücken. In beiden Kriegen waren anfängliche Erfolge zu verzeichnen, auf die dann jedoch die zermürbenden Kosten der Besetzung eines anderen Landes folgten. In seiner zweiten Amtszeit wollte Bush eine freedom agenda umsetzen, nach der die Vereinigten Staaten ihre Übermacht einsetzen sollten, um in fremden Ländern das Entstehen von Demokratien zu fördern. Diese ehrgeizige und zugleich naive Initiative verlief aufgrund der immanenten Schwierigkeiten, die der Versuch mit sich bringt, andere Gesellschaften zu formen, schnell im Sand. Spätestens gegen Ende der Präsidentschaft Bushs waren die meisten Amerikaner zu der Überzeugung gelangt, der Irakkrieg sei ein Fehler gewesen, der von drängenderen Problemen im eigenen Land abgelenkt habe. Die Rezession im Zuge der Finanzkrise 2008 bekräftigte diese Überzeugung nur noch.

			Anschließend versuchte Präsident Barack Obama, den Scherbenhaufen zusammenzukehren. Wie Clinton und Bush war er davon überzeugt, dass die USA eine weltweite Führungsrolle übernehmen müssten, obwohl er meinte, seine Vorgänger hätten sich mit ihren außenpolitischen Entscheidungen übernommen. Er versuchte, das Fundament der US-Führung neu aufzubauen, indem er beschädigte Beziehungen zur ­Europäischen Union reparierte, das militärische Engagement der USA im Nahen Osten zurückschraubte und die US-Außenpolitik auf jene Herausforderungen neu ausrichtete, die der Aufstieg Chinas mit sich brachte. Etliche führende Politikerinnen und Politiker Europas fragten sich, ob er sich den transatlantischen Beziehungen noch verpflichtet fühle; sie beklagten, dass seine Taten hinter seiner hochfliegenden Rhetorik zurückblieben. Russland verschmähte sein Angebot, einen Neuanfang in den bilateralen Beziehungen zu unternehmen. Russische Truppen marschierten stattdessen in die Ukraine ein und annektierten die Halbinsel Krim. Obama zog die US-Streitkräfte aus dem Irak ab, nur um dann den Aufstieg der Terrororga­nisation Islamischer Staat (IS) beobachten zu müssen. Der Arabische Frühling löste eine Kaskade von Krisen aus, vor allem in Ägypten, Libyen und Syrien, wo Obama kaum gute Entscheidungen treffen konnte – und mit den Entscheidungen, die er traf, verschlimmerte er die Lage nur noch. Zugleich machte er sich für eine Transpazifische Partnerschaft (TPP) stark, um in Asien ein wirtschaftliches und strategisches Gegengewicht zu China zu schaffen, doch viele seiner demokratischen Parteifreunde lehnten dieses Freihandelsabkommen ab. Obamas Präsidentschaft endete damit, dass die globale Führungsrolle der USA von Freund und Feind gleichermaßen infrage gestellt wurde.

			Als Präsident Donald Trump ins Amt kam, versuchte er nicht etwa, die globale Führungsrolle der USA aufzupolieren. Ganz im Gegenteil glaubte er, diese Rolle habe zum Niedergang der Vereinigten Staaten geführt. Er argumentierte, dass Amerikas Freunde Handelsabkommen ­ausnutzen würden, um US-Jobs zu stehlen, während sie zugleich kostenlos von US-Sicherheitsgarantien profitierten. Dass die Tatsachen diese Diagnose kaum stützten, spielte keine Rolle für Trump. Er nannte seinen Ansatz ­»America first«, was Spekulationen provozierte, er wolle in eine isolationistische Vergangenheit zurückkehren. Doch diese Beschreibung geht an der Sache vorbei. Obwohl Trump die Kriege in Afghanistan und im Irak verurteilte, war er weniger daran interessiert, von der weltpolitischen Bühne abzutreten, als vielmehr daran, einen besseren Deal herauszuschlagen. Er betrachtete Außenpolitik nicht als Chance, zum beiderseitigen Vorteil mit gleich gesinnten Ländern zusammenzuarbeiten, sondern vielmehr als einen Wettkampf nach dem Motto »fressen oder gefressen werden«, in dem jedes Land nur darum kämpft, seine Interessen zu vertreten.

			Trump hielt sein Versprechen, eine nationalistische, transaktionale und fundamental unilateralistische Außenpolitik zu verfolgen. Er stieg aus einer ganzen Reihe von multilateralen Vereinbarungen aus, darunter die Transpazifische Partnerschaft, das Atomabkommen mit dem Iran und das Klimaschutzübereinkommen von Paris. Er verabschiedete sich aus ­wichtigen Rüstungskontrollabkommen, vor allem aus dem 1987 mit der Sowjetunion geschlossenen INF-Vertrag. Er brach Handelskriege vom Zaun und das nicht nur mit China, dessen Eintreten in die Welthandels­organisation er als kolossalen Fehler anprangerte. Und er brüskierte viele der engsten Partner der USA – aus Gründen der »nationalen Sicherheit«. Er setzte verbündete Länder unter Druck, mehr Geld für ihre Verteidigung auszugeben, wobei er mehrfach andeutete, er werde womöglich die US-Verpflichtungen aus Verteidigungsbündnissen nicht erfüllen. Er sprach zahlreichen Diktatoren seine Bewunderung aus, während er im gleichen Atemzug demokratische Regierungschefs kritisierte und meinte, Menschenrechte würden zu wichtig genommen.

			Trotz Trumps Prahlerei, seine Präsidentschaft werde so erfolgreich sein, dass die Amerikaner bald vom ständigen Gewinnen gelangweilt sein würden, brachte er mit seiner Politik sehr wenige nennenswerte Erfolge zustande. Die Beziehungen zu Europa verschlechterten sich zusehends, seine Handelskriege führten nicht zu deutlich besseren Handelsabkommen, der Iran zeigte sich weitgehend unbeeindruckt von seiner Strategie des maximalen Drucks, Nordkorea baute sein Nuklearwaffenarsenal weiter aus und die globale Klimakrise verschärfte sich. Noch dazu versagte er in der Coronapandemie sowohl im Inland als auch in der Außenpolitik. Auch gelang es Trump nicht, eine deutliche Mehrheit seiner Landsleute von den Vorzügen seiner America-first-Politik zu überzeugen. Ein Großteil der Bevölkerung erteilte seinen außenpolitischen Vorstößen schlechte Noten und Umfrageergebnisse zeigten wiederholt, dass die meisten Amerikaner jene politischen Strategien bevorzugten, die er verworfen hatte. 

			Ungeachtet der breiten öffentlichen Kritik hatte die Außenpolitik jedoch nur geringe Auswirkungen auf die Präsidentschaftswahlen 2020. Wie in den meisten früheren Wahlkämpfen konkurrierten die Kandidaten hauptsächlich um innenpolitische Themen, insbesondere um die Schaffung von Arbeitsplätzen sowie den Umgang mit der Pandemie und dem systemischen Rassismus. Nach einem harten Wahlkampf gewann Joseph Biden schließlich mit einer knappen Mehrheit.

			Der Sieg des ehemaligen Vizepräsidenten hat gezeigt, dass Außenpolitik für Präsidentschaftswahlen zwar selten von Bedeutung ist, sich aber umgekehrt Präsidentschaftswahlen durchaus auf die Außenpolitik auswirken. Biden setzte sich für die Wiederherstellung der globalen Führung der USA und die Wiederaufnahme des Multilateralismus ein. Seine Botschaft an die Staats- und Regierungschefs der Welt in den Tagen nach seiner Wahl lautete: »Amerika ist wieder da.«6 Viele US-Partner und Verbündete, insbesondere in Europa, begrüßten die in Aussicht gestellte Rückkehr zu einem traditionellen außenpolitischen Ansatz der USA, mit dem der von Trump angerichtete Schaden behoben werden solle. Aber Biden sah sich sogleich im In- und Ausland mit denselben Hindernissen konfrontiert, die bereits Obamas Bemühungen erschwert hatten, die globale Führung der USA auf eine nachhaltigere Basis zu stellen. Auch nach dem Machtwechsel bleibt die amerikanische Politik stark polarisiert, die Spaltung zwischen Multilateralisten und Unilateralisten ist tief und viele ausländische Regierungen lehnen inzwischen entweder die US-Führung ab oder bezweifeln, dass Washington in der Lage wäre, seine Versprechen zu erfüllen. Die wahrscheinliche Folge dieser Führungsschwäche der USA ist eine Welt mit mehr Konflikten und weniger Wohlstand.

			Übersetzung aus dem Englischen von Karsten Petersen

			Anmerkungen

			
				
					1	John C. Fitzpatrick (Hrsg.), The Writings of George Washington, Vol. 35, Washington 1940, S. 234.

				

				
					2	John Quincy Adams, Address of July 4, 1821, in: Walter LaFeber (Hrsg.), John Quincy Adams and American Continental Empire: Letters, Papers, and Speeches, Chicago 1965, S. 45.

				

				
					3	Zitiert in Elizabeth Drew, On the Edge: The Clinton Presidency, New York 1994, S. 138.

				

				
					4	Anthony Lake, »From Containment to Enlargement«, US Department of State Dispatch, 27. September 1993, S. 659.

				

				
					5	George W. Bush, Address Accepting the Presidential Nomination at the Republican National Convention in Philadelphia, 3. August 2000.

				

				
					6	Transkript der Pressekonferenz von Joe Biden über den »Affordable Care Act«, 10.11.2020, https://www.rev.com/blog/transcripts/joe-biden-press-conference-on-affordable-care-act-transcript-november-10.

				

			

		


		
			Christian Lammert

			Das sozialpolitische Selbstverständnis

			Zahlreiche Versuche, den sozialpolitischen Sonderweg der USA zu erklären, verweisen auf dort vorherrschende Traditionen und kulturelle Normen wie den stark ausgeprägten Individualismus sowie das damit einhergehende Misstrauen gegenüber dem Zentralstaat. Allerdings lässt sich Sozialpolitik nicht allein mit einer bestimmten politischen Kultur erklären. Zwar wird der USA oftmals eine dominante liberale Tradition attestiert, allerdings muss politische Kultur mehr als langfristiges Ergebnis und intellektuelle Verarbeitung historisch einschneidender Ereignisse und kollektiver Erfahrungen verstanden werden. Mit Blick auf die USA kann hier eine Reihe von sich verstärkenden, aber zum Teil auch gegensätzlichen Einflüssen und ideengeschichtlichen Strömungen genannt werden, die das sozialpolitische Grundverständnis bilden. Der US-amerikanische Politikwissenschaftler Rogers Smith spricht von einer liberalen, einer republikanischen sowie einer antiegalitären Tradition, die für die inhaltlichen und organisatorischen Grundzüge der Sozialpolitik in den USA zentral sind.1

			Die liberale Tradition

			Die protestantische Arbeitsethik und der bürgerlich-kapitalistische Geist mit der Betonung von persönlichen und unternehmerischen Freiheiten als Fundament der Wirtschafts- und Sozialpolitik waren in den USA immer schon wirkmächtig. Ein dominanter liberaler Konsens, so die allgemeine Einschätzung, habe einerseits eine sozialstaatliche Entwicklung wie in Westeuropa verhindert, andererseits aber den Zusammenhalt einer sozial und ethnisch stark fragmentierten Gesellschaft erst ermöglicht. Dieser Konsens setzt auf Eigeninitiative und Selbstverantwortung der Bürgerinnen und Bürger und ist bis heute ein zentrales Kennzeichen der US-amerikanischen Kultur und Demokratie. Der Zusammenhang von individueller Arbeit, Leistung und Erfolg, so der Ideenhistoriker Hans Vorländer, sei konstitutiv für das amerikanische Selbstverständnis und zugleich die Grundlage des »amerikanischen Traums«, dem nahezu unerschütterlichen Glauben an sozialen Aufstieg und ewigen Fortschritt.2

			Mit der Idee der sozialen Mobilität verbindet sich auch eine spezifische Vorstellung von Gleichheit und sozialer Gerechtigkeit, die sich einerseits gegen die Diskriminierung von Frauen und ethnischen Minderheiten im öffentlichen und wirtschaftlichen Leben richtet, anderseits aber auch große Einkommensdifferenzen und ein hohes Maß an Armut akzeptiert. Aber nicht nur in der öffentlichen Debatte finden sich solche Ideen und Vorstellungen, auch die Wissenschaft verfestigt und legitimiert sie. So wird im akademischen Diskurs zum sozialpolitischen Sonderweg der USA mit Rückgriff auf Alexis de Tocqueville (1835), Richard Hofstadter (1948) und Louis Hartz (1955) immer wieder auf die anhaltende Vorherrschaft und Wirkmächtigkeit klassischer liberaler Normen verwiesen. Das spezifische bürgerlich-liberale Weltbild der US-Gesellschaft mit der besonderen Wertschätzung von Individualismus, Privateigentum, Leistungsstreben, Unternehmergeist, sozialer Mobilität und Selbstbestimmung spiegele sich bereits in der Unabhängigkeitserklärung und vor allem in der Bill of Rights wider und sei seit der Gründung der USA weitgehend unverändert und unangefochten geblieben. Historisch wird dies mit dem Fehlen einer feudalen Vergangenheit erklärt, die die Überwindung starrer Herrschaftsstrukturen und Klassenbarrieren wie in Europa nicht notwendig gemacht habe. Für den Politikwissenschaftler Seymour Martin Lipset waren die USA die »erste neue Nation«3 mit bislang unerreichten religiösen und politischen Freiheiten sowie ökonomischen Chancen. Der Soziologe Louis Hartz bezeichnete diese Tradition als »natürlichen Liberalismus«4, der sich als Geisteshaltung bei den Eliten, aber auch in der Gesellschaft verfestigt habe. 

			Politik in den USA konzentriert sich auf den Schutz der ökonomischen Sphäre und des freien Wettbewerbs. Formen kollektiven Handelns oder weitreichender staatlicher Intervention in den Markt und die Gesellschaft wurden kaum diskutiert. Damit erklärt sich auch, warum sich aus den vielfältigen religiösen und ethnischen Spaltungen, den Gegensätzen zwischen dem ländlichen und dem städtischen Leben oder dem wachsenden An­­ta­gonismus zwischen Kapital und Arbeit keine sozialistischen oder sozialdemokratischen Parteien formiert haben. Selbst als die soziale Frage im Kontext von Industrialisierung, Urbanisierung und verstärkter Einwanderung immer drängender wurde und auch diverse Reformbewegungen hervorbrachte, etablierten sich keine breiten politischen und intellektuellen Strömungen, die das etablierte System grundsätzlich infrage stellten. Der deutsche Soziologe Werner Sombart hat der Frage Warum gibt es in den Vereinigten Staaten keinen Sozialismus? zu Beginn des 20. Jahrhunderts ein Buch gewidmet. 

			Im Verlauf des letzten Jahrhunderts hat sich die Bedeutung des Begriffs »Liberalismus« in den USA jedoch gewandelt. Mit »liberal« ist in der öffentlichen Debatte heute nicht mehr das Laissez-faire-Prinzip gemeint, sondern das genaue Gegenteil. Spätestens seit dem New Deal der 1930er-Jahre und den zahlreichen Sozialreformen in der Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg verbinden sich mit »liberal« in den USA Überzeugungen, die staatliche Interventionen und eine Politik zugunsten von Arbeitern und Angestellten, Einkommensschwachen und Minderheiten befürworten. Klassische Liberale mit ihrer oftmals kategorischen Ablehnung von big government in der Innenpolitik werden demgegenüber als Konservative und Libertäre und seit den 1970er-Jahren dann als Neokonservative oder Neoliberale bezeichnet.

			Die republikanische Tradition

			Der Republikanismus gilt neben dem Liberalismus als zweite zentrale politische und philosophische Tradition in den USA und ist ebenso wie dieser bedeutsam für das Verständnis von wohlfahrtsstaatlicher Entwicklung. Zum Republikanismus gehören das Ideal der lokalen Gemeinschaft (community) und des Bürgerengagements (civic engagement) sowie spezifische Vorstellungen von Unabhängigkeit. In Abgrenzung zur Idee des Liberalismus geht die Idee des Republikanismus davon aus, dass sich demokratischer Wille und Allgemeinwohl nicht aus vorpolitischen, pluralen und individuellen Interessen ableiten lassen, sondern in einem öffentlichen Prozess unter möglichst weitreichender Partizipation aller Mitglieder der Gesellschaft erst hergestellt werden müssen.

			Die Tradition des nordamerikanischen Republikanismus geht unmittelbar auf die Ideen der Amerikanischen Revolution, besonders auf jene ­Thomas Jeffersons, zurück. Nach Jefferson existiert ein innerer Zusammenhang zwischen privatem Eigentum, persönlicher Freiheit und demokratischer Selbstregierung.

			Eine Bevormundung durch eine starke Zentralregierung wurde dabei ebenso abgelehnt wie die Industrialisierung und Urbanisierung in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts, weil diese beiden Prozesse die agrarischen und föderativen Grundlagen der von Republikanern favorisierten Form des Zusammenlebens in kleinen Einheiten mit einer weitgehend homogenen Bevölkerungsstruktur bedrohten. Industrielle Großproduktion, so Jefferson, untergrabe die Unabhängigkeit der Staatsbürger. Um der Gefahr sittlicher Verderbnis, Korruption und Abhängigkeit entgegenzuwirken, müsse nach den Vorstellungen des Republikanismus nicht die Macht der Industriellen eingeschränkt und die öffentliche Wohlfahrt ausgebaut werden, vielmehr müsse den Besitzlosen Land zur Verfügung gestellt werden. 

			Obwohl der frühe Agrarrepublikanismus mit seinem egalitären und tugendhaften Anspruch spätestens mit dem Aufkommen des Industriekapitalismus und der Schließung der frontier Ende des 19. Jahrhunderts in die Defensive geriet, blieben einige seiner Leitbilder wie die Vorstellung lokaler und dezentral organisierter Demokratie und Selbstverwaltung und die moralische Überhöhung des Grund- und Hauseigentümers im sozialpolitischen Denken erhalten. Dies erklärt beispielweise die bis in die Gegenwart hineinreichenden weitgehenden Kompetenzen der Bundesstaaten und zum Teil sogar der Kommunen in der Sozialpolitik.

			Aber auch die Auffassung, es sei die vornehmliche Aufgabe von öffentlicher Politik, die zur Selbstregierung nötigen Voraussetzungen und Charaktereigenschaften der Bürgerinnen und Bürger zu stärken, gehört zu den Grundüberzeugungen der Republikaner. Dies schließt einerseits eine positive staatliche Förderung von ökonomischer Unabhängigkeit ein, etwa durch großzügige steuerliche Subventionierungen unternehmerischer Aktivitäten, Regierungsprogramme zur Unterstützung des Eigenheimerwerbs oder die staatliche Unterstützung anderer privatwirtschaftlicher Formen der sozialen Absicherung. Diese Auffassung kann andererseits jedoch auch zur Legitimierung von paternalistischen sozialpolitischen Maßnahmen dienen. Beispiele für den erziehenden und strafenden Staat als Ausdruck eines republikanischen und protestantisch-puritanischen Erbes finden sich auch noch heute im Umgang mit den Teilen der Bevölkerung, die nicht den gängigen Verhaltens- und Charakteranforderungen einer Mittelschichts­gesellschaft entsprechen wie Drogenabhängige, junge unverheiratete Mütter, straffällig gewordene Jugendliche, Migranten und Obdachlose. Diese Gruppierungen müssen sich, wenn sie in Notlagen überhaupt einen Anspruch auf staatliche Unterstützung geltend machen können, Überprüfungen ihrer Bedürftigkeit gefallen lassen. 

			Dem besonderen Stellenwert von Bürgertugenden und -pflichten im politischen Denken entspricht aber auch eine kaum überschaubare Anzahl an karitativen Organisationen, unabhängigen Vereinigungen und privaten Stiftungen. Die USA galten schon immer als das Land der gelebten Subsidiarität mit einer außergewöhnlichen partizipativen politischen Kultur. Auch in aktuellen Ländervergleichen nehmen die Vereinigten Staaten in Bezug auf die Spendenfreude und Bereitschaft ihrer Bevölkerung zur Übernahme ehrenamtlicher Tätigkeiten eine Spitzenposition ein.

			Unabhängig von ihren sonstigen politischen Überzeugungen haben sich fast alle US-Regierungen in den letzten Jahrzehnten positiv auf das ausgeprägte bürgerschaftliche Engagement als lebendigen Kern der republikanischen Tradition bezogen und sich bemüht, mit diversen Kampagnen und staatlichen Programmen das sozialpolitische Potenzial der Freiwilligen und Spender in Wirtschaft und Gesellschaft moralisch aufzuwerten und auch praktisch zu nutzen.

			Vorläufiger Höhepunkt dieser Entwicklung war die Initiative von Präsident George W. Bush, 2001 unter dem Dach des Weißen Hauses ein »Office of Faith-Based and Community Initiatives« einzurichten, um eine an religiös-moralischen Grundsätzen orientierte Sozialarbeit gezielter finanziell zu fördern. 

			Ideologische Unterstützung für Initiativen eines »mitfühlenden Konservatismus« in der Sozialpolitik lieferte eine Gruppe von namhaften Akademikern und Philosophen, die sich Anfang der 1990er-Jahre zum »Kommunitaristischen Netzwerk« zusammenschlossen. Einer ihrer Wortführer, der Soziologe Amitai Etzioni, war Berater von Präsident Bill Clinton und verlieh dessen Programm einer »New Democratic Party«, das mit dem wohlfahrtsstaatlichen Denken des New Deal brach und sozialpolitische Verantwortung vom Staat auf die »Gemeinschaft« übertragen wollte, intellektuelles Gewicht. Mit ihrer doppelten Kritik am Individualismus und Neoliberalismus haben die Kommunitarier der alten republikanischen Debatte um die angemessene Aufgabenverteilung zwischen Staat, Markt und Zivilgesellschaft neuen Auftrieb verschafft. Obwohl sich einige ihrer Wortführer öffentlich für eine umfassende Gesundheitsreform und gegen die weitere Privatisierung der Altersvorsorge eingesetzt haben, steht im Zentrum ihrer sozialpolitischen Ideen das Prinzip einer strikten Subsidiarität: Jeder habe zunächst die moralische Verpflichtung, sich nach besten Kräften selbst zu helfen; an zweiter Stelle kämen Familie, Freunde, Nachbarn und die lokale Gemeinschaft; nur in Ausnahmefällen, wenn die Fähigkeit zur individuellen und kommunalen Selbsthilfe versage, hätten Staat und Gesellschaft die Verpflichtung, die Grundbedürfnisse derer zu decken, die wirklich nicht für sich selbst sorgen können.

			Der ausgeprägte Selbsthilfegedanke beruht auf einer Vorstellung von menschlicher Würde, bei der Abhängigkeit von anderen, aber insbesondere von staatlicher Hilfe per se als negativ, manchmal sogar als »unamerikanisch« erachtet wird. Damit jedoch eröffnen neorepublikanische Positionen, die in beiden großen US-amerikanischen Parteien verankert sind, auch Anknüpfungspunkte zu populistischen sowie antiliberalen und antiegalitären Vorstellungen, bei denen es nicht nur um lokale Selbstorganisation und Selbsthilfe geht, sondern auch Fragen nach Moral und der (­unterschiedlichen) Wertigkeit von Menschen Vorrang vor rechtstaatlichen Prinzipien und gesamtgesellschaftlichen Übereinkünften haben.

			Die antiegalitäre Tradition

			Antiegalitäre Vorstellungen und Strömungen sind keine randständigen Phänomene in der Geschichte der Vereinigten Staaten geblieben, sondern auch heute noch äußerst populär und wirkmächtig. Hierzu zählen Rassismus (»white supremacy«) und Sozialdarwinismus, nationaler Chauvinismus und andere Ideologien der Ungleichheit. Eine der Grundlagen dieser spezifischen Traditionslinie ist die Doktrin der Manifest Destiny, die Vorstellung, ein von Gott auserwähltes Volk zu sein und von ihm einen Auftrag zur Verbreitung der eigenen Werte und Lebensweise erhalten zu haben. Diese Mission wurde von vielen US-amerikanischen Intellektuellen, Politikern und religiösen Führern im 18. und 19. Jahrhundert nicht nur – wie heute meist üblich – imperialistisch, sondern auch offen rassistisch ausgelegt. 

			Der weitverbreitete Glaube an die grundlegende biologische oder zumindest kulturelle Überlegenheit der angloamerikanischen und protestantischen Siedler (WASPs) war auch einer der treibenden Faktoren bei der gewaltsamen Annexion mexikanischen Territoriums und anderen kriegerischen Interventionen Mitte des 19. Jahrhunderts. Missionarische Motive spielten ebenso bei diversen sozialen Reformbewegungen im Inland eine Rolle, die sich der »Amerikanisierung« der Armen in den Industriestädten verschrieben hatten, um sie zu besseren Menschen, Arbeitern und loyalen Staatsbürgern zu machen. Gleichzeitig kam es im Zuge populistischer und rassistischer Mobilisierungen aber auch immer wieder zu Migrationsbeschränkungen, die sich nach dem Ersten Weltkrieg zunächst gegen Neueinwanderer jüdischen und katholischen Glaubens aus Süd- und Osteuropa und später gegen asiatische Zuwanderer aus China und Japan richteten, sowie zu Hetzkampagnen gegen politische (Links-)Radikale, die in der Regel als fremdländisch stigmatisiert wurden.

			Mit den gegen Ende des 19. Jahrhunderts zuerst in Europa aufgekommenen »wissenschaftlichen Lehren« des Sozialdarwinismus und der Eugenik wurden zudem Konzepte der »natürlichen Selektion« und des »survival of the fittest« auch in den USA immer häufiger auf die Beziehungen von Menschen und Völkern übertragen. Während fanatische amerikanische Eugeniker wie Madison Grant in ihren Werken eine nordische Herrenrasse konstruierten und forderten, die Abkömmlinge »minderer Rassen« an der Verheiratung und Fortpflanzung zu hindern, betonte der Soziologe William Graham Sumner die Bedeutung des Wettbewerbs zwischen Individuen innerhalb einer Gesellschaft. Sumner sprach sich gegen den Ausbau sozialstaatlicher Leistungen aus. Diese würden den Prozess der natürlichen Auslese hemmen und darauf hinauslaufen, die schwächsten Mitglieder einer Gesellschaft künstlich zu stärken, womit sie den allgemeinen Fortschritt behindern würden. Etwa ein halbes Jahrhundert später zeigte sich der Historiker Richard Hofstadter, einer der führenden liberalen Intellektuellen der Nachkriegsjahre, überzeugt davon, dass ein Schlüssel zum Verständnis der wohlfahrtsstaatlichen Kontroversen der USA genau in diesen biologistisch inspirierten Vorstellungen von der Rolle der Schwachen und Tüchtigen liege: Die Idee eines umverteilenden und schützenden Sozialstaates sei ein direkter Angriff auf die sozialdarwinistischen Ideen und deren moralische Imperative gewesen, von denen die meisten amerikanischen Frauen und Männer seit ­Kindesbeinen an in ihrem Denken beeinflusst worden seien.5

			Entscheidend für die Herausbildung einer spezifisch US-amerikanischen Form gesellschaftlicher sowie institutioneller Diskriminierung und Hierarchisierung war jedoch das aus der Kolonialzeit stammende System der Sklaverei. Thomas Jefferson, ein glühender Anhänger von republikanischen Idealen, besaß nicht nur wie die meisten der Gründungsväter selbst Sklaven, er war zudem von der biologischen und intellektuellen Minderwertigkeit der Schwarzen überzeugt. Worauf zahlreiche Historikerinnen und Historiker hingewiesen haben, ist das besondere Paradox, dass die »erste neue Nation« als eine demokratische Republik mit einem universalistischen Credo und zugleich als ein offenes Apartheidregime gegründet wurde, das Indigene und Schwarze entmenschlichte und grundsätzlich von der Staatsbürgerschaft ausschloss. 

			Kritik an der nach ihrer Ansicht anhaltenden Wirkmächtigkeit einer color line in den USA wurde unter anderen vom Soziologen und Bürgerrechtsaktivisten W.E.B. Du Bois und dem Ökonomen Gunnar Myrdal geübt. Auch eine wachsende Anzahl von renommierten US-amerikanischen Wohlfahrtsstaatsforschern hat sich diese Interpretation zu eigen gemacht: Nicht nur hätten gängige Überzeugungen von weißer Überlegenheit sowie diverse Formen institutionalisierter Diskriminierung in den USA die Herausbildung einer geeinten und starken Arbeiterbewegung erschwert sowie eine vollständige Demokratisierung des Landes behindert. Das rassistische Erbe sei auch maßgeblich schuld daran, dass in den USA bis heute kein umfassendes System der sozialen Absicherung wie in den westeuropäischen Ländern entstehen konnte.6

			Zahlreiche Studien zur Entstehung des modernen US-Wohlfahrtsstaates in den 1930er-Jahren haben gezeigt, wie die grundsätzlich egalitäre Ausrichtung des New Deal unterminiert worden ist, indem bestimmte Minderheitsgruppierungen kategorisch von Leistungen ausgeschlossen wurden. Demnach wirkte die republikanische Tradition der ausgeprägten Kompetenzen der Bundesstaaten (states’ rights) zusammen mit dem besonders starken Gewicht der Südstaatenvertreter im legislativen Prozess als Bremsklotz beim Aufbau universaler Sicherungssysteme und bei der Einführung bundeseinheitlicher Standards in der Sozialpolitik. Da der wirtschaftliche Wettbewerbsvorteil des Südens auch nach Abschaffung der Sklaverei auf der Ausbeutung der vornehmlich schwarzen Landarbeiterschaft, auf extrem niedrigen Löhnen sowie gewerkschaftsfreien Betrieben basierte, nutzten die Südstaaten-Demokraten ihre Machtposition in wichtigen Kongressausschüssen immer wieder dazu, Regelungen zu blockieren, die ihr System der informellen Sklaverei infrage gestellt hätten.

			Die 1935 durchgesetzte Regelung, Farmarbeiter und Hausangestellte von der neu geschaffenen Renten- und Arbeitslosenversicherung auszuschließen, betraf in der unmittelbaren Nachkriegszeit mehr als drei Fünftel aller im Land lebenden Afroamerikanerinnen und Afroamerikaner. Zudem stellten die »Dixiecrats«, also die die Segregation befürwortenden Demokraten aus dem Süden, bei der Einführung der Arbeitslosenunterstützung und der Einkommensbeihilfen für bedürftige Mütter und deren Kinder sicher, dass nicht der Bund, sondern die Einzelstaaten die Kontrolle über die Zugangsbedingungen und die Leistungshöhe erhielten. Das Ergebnis war, dass bis in die 1960er-Jahre hinein afroamerikanische Familien, aber häufig auch mittellose Immigrantinnen vor allem in ländlichen Regionen der USA keine oder nur sehr niedrige Sozialleistungen bekamen und fast vollständig der Willkür lokaler Verwaltungen ausgesetzt waren.

			Selbst im Bereich der Arbeitsbeziehungen und Wohnungspolitik beugten sich die New-Deal-Reformer dem Druck von Segregationsanhängern, zu denen auch Teile der Arbeiterbewegung zählten. Die meisten Afroamerikaner blieben zunächst von Mindestlohnbestimmungen und von der Mitgliedschaft in den mehrheitlich weißen Gewerkschaften ausgeschlossen. Die Federal Housing Administration, zuständig für die Eigenheimförderung der Bundesregierung, weigerte sich längere Zeit, Kredite an Schwarze zu vergeben. Selbst bei der Umsetzung des 1944 verabschiedeten Servicemen’s Readjustment Act (auch G. I. Bill of Rights genannt), mit der nach dem Zweiten Weltkrieg die gesellschaftliche und berufliche Wiedereingliederung von Soldaten gefördert wurde, kam es zur offenen Diskriminierung von Afroamerikanern.

			Erst im Zuge der schwarzen Bürgerrechtsbewegung und der Studentenrevolten in den 1960er-Jahren deutete sich ein Umschwung in Gesellschaft und Politik an: Nachdem der Oberste Gerichtshof 1954 die »Rassentrennung« in öffentlichen Schulen und Universitäten verboten hatte, folgten in den 1960er-Jahren Bundesgesetze, die den Einzelstaaten und Kommunen Diskriminierungen bei der Ausübung des Wahlrechts, in den Arbeitsbeziehungen und bei der Wahl des Wohnorts auf der Grundlage der Hautfarbe untersagten. Nach und nach wurden auch die Zugangsbeschränkungen zu Sozialleistungen abgebaut. Ende der 1960er-Jahre fielen zum Beispiel wichtige Grundsatzentscheidungen des Obersten Gerichtshofes in Bezug auf die Sozialhilfegewährung, die die bis dato in vielen Bundesstaaten und Kommunen übliche Behördenpraxis, Geldzahlungen aufgrund des »unmoralischen Lebenswandels«, der Hautfarbe oder der Herkunft von Hilfe suchenden An­­trag­stellern zu verweigern, als ver­fassungswidrig erklärten. Damit büßte die für die Fürsorgetradition in den USA grundlegende Unterscheidung zwischen würdigen und unwürdigen Armen gegenüber der Idee von sozialer Unterstützung als einem Rechtsanspruch für eine kurze Zeit an Bedeutung ein.

			Im Zuge des »war on poverty« legten die Kennedy- und die Johnson-Regierung diverse staatliche Programme und Maßnahmen auf, die unter der Überschrift »affirmative action« die Diskriminierung von Frauen und ethnischen Minderheiten im Ausbildungssystem und auf dem Arbeitsmarkt bekämpfen sollten und zur Herausbildung einer spezifischen US-amerikanischen Gleichstellungskultur führten, die nur bedingt in das klassische liberale Politikmuster passt.

			In den 1980er- und 1990er-Jahren kam es dann als Reaktion auf die anhaltend starke ethnische Segregation und soziale Schichtung der US-amerikanischen Gesellschaft zur Wiederbelebung von anthropologischen Theorien zu einer spezifischen »Kultur der Armut«, die in den USA schon immer einen tendenziell rassistischen Subtext hatten. Während die meisten Sozialliberalen versuchten, Armut weiterhin strukturell zu erklären – und zwar mit den fehlenden Beschäftigungschancen infolge des wirtschaftlichen Strukturwandels, mit sozialräumlicher Segregation und Isolation sowie einem mangelhaften und diskriminierenden Ausbildungssystem –, verfestigte sich in der Öffentlichkeit das Bild der »welfare queen« als Hauptproblem: eine alleinerziehende Mutter, die, anstatt zu heiraten, eine Schulausbildung abzuschließen oder eine Arbeit zu suchen, lieber außereheliche Kinder in die Welt setzt, um sich möglichst viel staatliche Unterstützung zu erschleichen.

			Spätestens nach Ende des Kalten Krieges wurden in der US-amerikanischen Armutsdebatte wieder stärker Sozialhilfemissbrauch und Fehlanreize im Wohlfahrtsbereich thematisiert. Die sozialliberale Agenda, eine gesellschaftliche Inklusion durch materielle Teilhabe und positive Anreize sicherzustellen, galt zu diesem Zeitpunkt als weitgehend diskreditiert. Anknüpfend an sozialdarwinistische und neoliberale Ideologien kam es zu einer Reaktivierung der Vorstellung von »unwürdigen Armen«, die nur mit Zwang aus ihrer materiellen Not und von ihrem sozialschädlichen Verhalten zu befreien seien. Sozialhilfe und Unterschicht waren zudem ganz offensichtlich zu Codewörtern für »race« geworden. Dass so viele US-Amerikanerinnen und Amerikaner Sozialhilfe mit dem Zerfall und der Armut afroamerikanischer Familien in Verbindung brachten, beförderte die Unterstützung für eine radikale Sozialhilfereform, die 1996 den Rechtsanspruch von bedürftigen Familien mit Kindern auf bundesstaatliche Hilfe zugunsten einer zeitlich befristeten und stark konditionierten Unterstützung einfach abschaffte.

			Erst mit der Finanzkrise 2008 schien sich eine Verschiebung des sozialpolitischen Diskurses in den USA anzudeuten, die die bislang dominanten ideologischen Strömungen zum Teil infrage stellt. Extrem gestiegene Ungleichheiten bei Einkommen und Wohlstand stärken progressive Ideen und Vorstellungen. Während Obamas Gesundheitsreform sich noch weitgehend im etablierten Paradigma der liberalen Tradition verstehen lässt, werden insbesondere im progressiven Flügel der Demokratischen Partei zunehmend Vorstellungen einer grundlegenden Reform der Sozial- und Gesundheitspolitik artikuliert, die auch von breiten Wählerschichten wohlwollend aufgenommen werden. Bereits im Vorwahlkampf zu den Präsidentschaftswahlen 2016 präsentierte sich Bernie Sanders erfolgreich als Sozialist und plädierte für eine grundlegende Reform des Gesundheitswesens. Inzwischen werden seine Ideen auch von anderen Politikern aufgegriffen.

			So forderte beispielweise Elizabeth Warren im Vorwahlkampf der Demokraten 2020 »Medicare-for-All«, also ein öffentlich finanziertes Gesundheitssystem. Inwieweit dies nur eine vorübergehende politische Reaktion auf die neoliberale Politik seit den 1990er-Jahren ist oder ob sich hier eine grundsätzliche ideenpolitische Verschiebung in der Sozial­politik in den USA abzeichnet, ist momentan noch nicht absehbar.

			Fazit

			Oftmals wird die der US-Sozialpolitik zugrunde liegende politische Kultur als liberal, kompetitiv und individualistisch beschrieben mit wirkmächtigen Leitbildern und Grundprinzipien wie starker Eigenverantwortung und möglichst wenig Staat. Zwar trifft dieser Befund in vielerlei Hinsicht zu, etwa bei der Alters- oder Gesundheitsvorsorge, bei denen individuelle (Wahl-)Freiheit und Wettbewerb sowie privatwirtschaftliche Lösungen traditionell eine größere Rolle spielen als etwa in Deutschland. Es wäre jedoch zu kurz gegriffen, die US-Sozialpolitik und ihre Besonderheiten lediglich mit Rückgriff auf ihre spezifischen liberalen Wurzeln erklären zu wollen. Die politische Kultur der USA ist weniger durch die ihr zugeschriebenen »einzigartigen amerikanischen Elemente« gekennzeichnet, sondern durch ein komplexes Muster von zum Teil widersprüchlichen Traditionen, das sich aus Liberalismus, Republikanismus und Antiegalitarismus zusammensetzt. 

			Außerdem sind die Vereinigten Staaten auch allgemein bekannt für ihre bemerkenswerten politischen und kulturellen Pendelbewegungen, bei denen auf eher sozialliberale Phasen ein deutlicher Rechtsruck folgt und umgekehrt, und für die ausgeprägte Machbarkeits-, Planungs- und Zukunftseuphorie. Erst die Berücksichtigung all dieser verschiedenen Dimensionen politischer Kultur und widerstreitenden Strömungen sozialpolitischer Vorstellungen macht das Bild komplett: Wer sozialpolitische Entwicklungen, deren Widersprüche und die spezifischen Kontroversen in den USA, etwa um die Gleichstellung von Minderheiten, die staatliche Förderung von Wohneigentum, das Bildungssystem oder den Umgang mit Armut, verstehen will, kommt nicht umhin, sich mit diesen unterschiedlichen Traditionen auseinanderzusetzen.
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			Marcus Pindur

			9/11 und die Folgen

			Alle, die diesen Tag bewusst erlebt haben, wissen, was sie am 11. September 2001 gemacht haben. Die Terroranschläge sind fest im öffentlichen Bewusstsein verankert und stellen in vielerlei Hinsicht einen Wendepunkt dar. Als Reaktion darauf marschierten die USA und ihre Verbündeten noch im selben Jahr in Afghanistan ein, weil das Taliban-Regime die Al-Qaida-Spitze und insbesondere ihren Anführer Osama bin Laden nicht ausliefern wollte. Der Irakkrieg 2003 spaltete den Westen. Die Exzesse des Antiterrorkampfes wurden in den darauffolgenden Jahren zurückgenommen – größtenteils durch den Obersten Gerichtshof der USA, der die juristischen und politischen Übergriffe der Bush-Administration in die Schranken wies. In jüngster Vergangenheit gibt es Anzeichen dafür, dass der Antiterrorkampf im amerikanischen öffentlichen Interesse langsam in den Hintergrund tritt. Das kann sich allerdings im Fall eines größeren Anschlags schnell wieder ändern. 

			Ein strahlend blauer Himmel wölbte sich an diesem Spätsommertag über Manhattan. Die wenigen Frühaufsteher unter den Touristinnen und Touristen, die die beliebte Fähre nach Staten Island genommen hatten, sahen die unverwechselbare Silhouette der New Yorker Skyline vor sich, von der Morgensonne beschienen. Ein atemberaubendes Panorama. Doch um 8.46 Uhr endete die Idylle. Eine Boeing 767 der American Airlines raste in den nördlichen Turm des World Trade Centers. Zuvor hatten fünf Selbstmordattentäter unter der Führung von Mohammed Atta mithilfe von Teppichmessern und Pfefferspray die Gewalt über die Maschine übernommen. Die letzte Meldung aus dem Flugzeug kam von einer Passagierin über ihr Funktelefon mit panischer Stimme: »Wir fliegen tief. Wir fliegen sehr, sehr tief. Wir fliegen viel zu tief. Oh mein Gott, wir sind viel zu tief.« Dann riss die Verbindung ab. 

			CNN unterbrach sein Programm und sendete Livebilder vom brennenden Nordturm. Die von der Flugleitstelle in Boston alarmierte Luftwaffe befahl den Start von Kampflugzeugen. Die amerikanische Luftfahrtbehörde FAA schloss unmittelbar nach dem Absturz sämtliche Flughäfen in den USA. Doch es war zu spät. 16 Minuten nach der American-Airlines-Maschine aus Boston schlug United-Airlines-Flug 175 in den Südturm des World Trade Centers ein. Eine weitere Maschine, American-Airlines-Flug 77, gestartet vom Washingtoner Flughafen Dulles, hatte um 8.54 Uhr die vorgeschriebene Flugroute verlassen und stürzte um 9.37 Uhr ins Pentagon. 

			Ein anderes, nicht minder schreckliches Drama spielte sich zu dieser Zeit über dem Himmel von Pennsylvania ab. Weil der United-Airlines-Flug 93 von Newark nach San Francisco erst mit 42 Minuten Verspätung gestartet war, konnten die Piloten noch von ihrer Fluggesellschaft gewarnt werden. Den Entführern gelang es trotzdem, ins Cockpit einzudringen. Die Passagiere von Flug 93 erfuhren derweil durch Telefongespräche mit ihren Angehörigen, was sich in New York und Washington abgespielt hatte und beschlossen, die Kontrolle über das Flugzeug zurückzuerobern. Als sie versuchten, das Cockpit zu stürmen, brachte der Terrorist Ziad Jarrah die Maschine zum Absturz. Flug 93 zerschellte auf einem Acker bei Shanksville in Pennsylvania. Vieles spricht dafür, dass die Terroristen das Weiße Haus oder das Kapitol angreifen wollten. Die heroische Gegenwehr der Passagiere verhinderte, dass dieser Plan aufging. 2977 Menschen starben insgesamt in New York, Washington, D.C., und nahe Shanksville, Pennsylvania. 

			Die Attentäter und der Dschihadismus

			Schon am 14. September 2001 veröffentlichte das FBI eine Liste mit den Namen der 19 Attentäter. 15 von ihnen waren saudi-arabische Staatsbürger. Alle waren mit Touristenvisa in die USA gekommen, mehrere von ihnen hatten Flugschulen besucht. Die sogenannte Hamburger Gruppe um Mohammed Atta war 1999 zu einem Terrorausbildungscamp der al-Qaida nach Afghanistan eingereist. Die vier aus privilegierten Verhältnissen stammenden Studenten wurden ins Haus von Osama Bin Laden eingeladen und schworen ihm Gefolgschaft. 

			Atta und die anderen 9/11-Terroristen seien einerseits »Anhänger eines religiösen Todeskultes« gewesen, die »in der Gewalt gegen Ungläubige die Erfüllung ihrer irdischen Bestimmung sehen«, schreibt der Historiker Bernd Greiner.1 Andererseits sieht Greiner auch ganz klare säkulare Motive: Hass auf Israel und die USA, auf eine angebliche »jüdische Weltverschwörung«, auf den Westen, der die arabische Welt wirtschaftlich kolonisiert habe und politisch demütige. Diese Versatzstücke sind alles andere als religiös begründet, sondern haben eher etwas mit einer diffusen Globalisierungsablehnung, einem klaren Antisemitismus und der Identitätssuche junger, im Ausland lebender Menschen zu tun. Das Kalkül, das hinter dem Terroranschlag stand, besagte, dass man die USA und den Westen nur genügend provozieren müsse, bis sie in ihrer Reaktion jedes Maß verlören und auch ihre Verbündeten vor den kopf" stoßen würden.

			Diese Form des Terrorismus, der sogenannte Dschihadismus, bildete sich in den 1990er-Jahren heraus. Viele Extremisten hatte es zunächst in den Guerillakrieg in Afghanistan gegen die Besatzungsmacht Sowjetunion gezogen. Nach dem Abzug der Sowjets 1989 rückten die arabischen Regime und der Westen ins Fadenkreuz des islamistischen Terrorismus.

			Schock und Entschlossenheit

			Nicht nur die amerikanische Öffentlichkeit war schockiert über die Terroranschläge. Aus der ganzen Welt gingen Solidaritäts- und Trauerbekundungen im Weißen Haus ein. Der damalige deutsche Bundeskanzler Gerhard Schröder versicherte der USA in einer Regierungserklärung vor dem Bundestag am Tag nach den Anschlägen die »uneingeschränkte Solidarität« der deutschen Bundesregierung. Die NATO rief erstmals in ihrer Geschichte den Bündnisfall aus. 

			Neun Tage nach den Anschlägen hielt Präsident George W. Bush eine der wichtigsten Reden seiner Präsidentschaft. Vor beiden Häusern des Kongresses sprach er den geschockten Amerikanerinnen und Amerikanern Mut zu: »Ob wir unsere Feinde der Gerechtigkeit zuführen oder ob wir die Gerechtigkeit zu ihnen bringen, der Gerechtigkeit wird Genüge getan werden.«2 Bush sprach von den Anschlägen als einem kriegerischen Akt und kündigte einen globalen Kampf gegen die Terroristen an. Dabei verwendete er den ebenso umfassenden wie vagen Ausdruck »Krieg gegen den Terror« und deutete damit den weitreichenden Anspruch seiner Administration an. An dieser Stelle zeichnete sich auch der grundlegende Unterschied in der Wahrnehmung der Bedrohung dies- und jenseits des Atlantiks ab: Während die amerikanische Gesellschaft 9/11 als ­Kriegsakt (ähnlich wie den japanischen Angriff auf Pearl Harbor im Dezember 1941) begriff, definierten die Europäer die Anschläge als – wenn auch monströse – Verbrechen. Diese Diskrepanz führte auf politischer Ebene zu unterschied­lichen Bewertungen, wie weit der war on terror gehen sollte.

			Im Oktober 2001 wurde der USA Patriot Act verabschiedet, ein Gesetzespaket, das den Sicherheitsbehörden weitgehende Eingriffe in die Bürgerrechte erlaubte. So wurden die Möglichkeiten des FBI, Verdächtige in Terrorermittlungen abzuhören, deutlich erweitert – einer richterlichen Genehmigung bedurfte es nicht. Terrorverdächtige Ausländer konnten ohne juristisches Verfahren abgeschoben werden. Bankkonten durften anlasslos überprüft werden. Die meisten Bestimmungen des Patriot Act sind allerdings 2015 ausgelaufen.

			Gleichzeitig bemühte sich Präsident Bush, den Eindruck zu vermeiden, er habe einen Kulturkampf oder gar einen »Krieg der Zivilisationen« ausgerufen. Im Gegenteil erklärte er, dass al-Qaida eine extremistische Randerscheinung darstelle und von der breiten Mehrheit der Muslime abgelehnt werde. Die Forderungen an die Taliban waren klar und deutlich: die Auslieferung der Osama bin Ladens und der Al-Qaida-Führung sowie die sofortige Schließung sämtlicher Terrorcamps.

			Der »richtige« Krieg in Afghanistan

			Bereits am 17. September hatte Präsident Bush einen militärischen Plan zur Invasion in Afghanistan unterzeichnet. Da das Taliban-Regime sich weigerte, auf die westlichen Forderungen einzugehen, begann am 7. ­Oktober 2001 die Operation »Enduring Freedom« mit Luftangriffen auf Ausbildungscamps der al-Qaida und Stellungen der Taliban. Die USA wurden dabei von einer breiten internationalen Allianz aus mehr als zwei ­Dutzend Ländern, darunter auch Deutschland, unterstützt. Am 13. November 2001 eroberten die Truppen der talibanfeindlichen Nordallianz die Hauptstadt Kabul, am 6. Dezember fiel Kandahar, das spirituelle Zentrum der ­Paschtunen, des afghanischen Stammes, der den ganz überwiegenden Teil der Taliban-Kämpfer stellt. Zwei Wochen später wurde Interimspräsident Hamid Karzai, ein Paschtune, in sein Amt eingeführt. Es sah zunächst wie ein schneller militärischer Sieg für die Alliierten aus.

			Doch die Invasion hatte ein wichtiges Ziel nicht erreicht: Al-Qaida sollte zerstört und bin Laden festgenommen oder getötet werden. Bin Laden und seine engsten Begleiter konnten sich jedoch nach Pakistan ins paschtunische Bergland auf der anderen Seite der Grenze absetzen. Erst im Mai 2011, in der Amtszeit von Präsident Obama, gelang es einer amerikanischen Spezialeinheit, dem SEAL Team Six, bin Laden in seiner Villa im pakistanischen Abbottabad aufzuspüren und zu töten. Nachdem man ihn mit einem DNA-Abgleich identifiziert hatte, wurde sein Leichnam auf einen amerikanischen Flugzeugträger geflogen und im Beisein eines muslimischen Geistlichen auf See bestattet. Das Grab eines Massenmörders sollte nicht zur Pilgerstätte werden können.

			Der seit dem Einmarsch der Sowjetunion 1979 in Afghanistan tobende Bürgerkrieg konnte auch durch die Invasion der USA und ihrer Verbündeten nicht beendet werden. In 30 bis 50 Prozent des Landes sind die Taliban weiterhin aktiv. Die Internationale Sicherheitsunterstützungstruppe (ISAF), die von den Vereinten Nationen damit beauftragt war, den Aufstand der Taliban zu bekämpfen, hat 2014 zwar den Großteil ihrer Truppen abgezogen, dennoch sind noch knapp 11.000 Soldaten der NATO in ­Afghanistan stationiert. Ihre Aufgabe ist es, afghanische Truppen auszubilden, »Mission Resolute Support«. Die Sicherheitslage ist in vielen Landesteilen nach wie vor prekär. Afghanistan bleibt auf absehbare Zeit auf militärische und finanzielle Unterstützung angewiesen. Das Watson Institute an der Brown University schätzt die Anzahl der zivilen und militärischen Todesopfer in Afghanistan seit 2001 auf 157.000.3 Zum Gesamtbild gehört jedoch auch, dass seit der Beendigung der Taliban-Herrschaft 2001 die Lebenserwartung um zehn Jahre gestiegen ist und das Pro-kopf"-Einkommen um 30 Prozent. Auch die Gesundheitsversorgung hat sich deutlich verbessert. 

			Menschenrechte, Guantanamo und Waterboarding

			Schon zu Beginn der Kampfhandlungen der Operation »Enduring Freedom« nahmen die alliierten Truppen 600 Kämpfer der al-Qaida und der Taliban gefangen, die in das Internierungslager Guantanamo auf Kuba gebracht wurden. Sie hatten nach Ansicht der Bush-Administration nicht den juristischen Status von regulären Soldaten, also galten auch die Normen der Genfer Konvention nicht für sie. Gleichzeitig wollte man ihnen die grundlegenden Rechte des amerikanischen Justizsystems nicht zugestehen. Der Patriot Act sah vor, dass Ausländer auf Veranlassung des Justizministers ohne richterliche Prüfung und ohne Anklageerhebung interniert werden können – ein fundamentaler Verstoß gegen die Menschenrechte. 

			Um den Status der Gefangenen begann ein jahrelanges juristisches und politisches Tauziehen, das das internationale Ansehen der USA mehr und mehr beschädigte, ebenso wie die sogenannten special interrogation techniques, unter anderem das »Waterboarding«, bei dem das Ertrinken des Verhörten simuliert wird – eine Foltermethode. Doch der amerikanische Rechtsstaat funktionierte, wenn auch langsam. In einer Serie von Urteilen entschied der Supreme Court nach 2004, dass den Gefangenen das Recht zustehe, gegen ihre Internierung zu klagen, und dass die von der Bush-Administration eingerichteten Sondergerichte nicht rechtens seien, und im Jahr 2006, dass die Gefangenen nicht gefoltert werden dürften. Doch die Glaubwürdigkeit in Sachen Menschenrechte und somit die amerikanische soft power waren schwer beschädigt. 

			Das Ziel Barack Obamas, Guantanamo noch während seiner Amtszeit zu schließen, scheiterte an der republikanischen Mehrheit im Kongress. Die meisten Häftlinge wurden mittlerweile in ihre Heimatländer oder Drittstaaten entlassen, im Dezember 2020 waren noch 40 Häftlinge in Guantanamo.4

			War of Choice – der Irakkrieg als Präventivschlag

			In seinen Memoiren begründet George W. Bush seine Entscheidung, das Regime von Saddam Hussein im Irak zu stürzen, folgendermaßen: »Die Lehre von 9/11 war, wenn wir warten würden, bis eine Bedrohung sich materialisieren würde, dann hätten wir zu lange gewartet. Ich traf eine Entscheidung: Wir würden die Bedrohung durch den Irak angehen.«5 Der von Bush benutzte Konjunktiv zeigt, wo das Problem lag: Es gab – entgegen der vielen Versicherungen seines Regierungsteams – keineswegs genügend Evidenz, um die Entscheidung für den Irakkrieg zu rechtfertigen. 1991 hatten die UN-Waffeninspektoren im Irak zwar ein weit fortgeschrittenes Nuklearprogramm entdeckt. Dieses Programm wurde jedoch demontiert und auch die späteren UN-Inspektionen der Jahre 2002 und 2003 erbrachten keine Belege dafür, dass es wieder aufgenommen worden war – auch wenn das aggressive außenpolitische Verhalten Saddam ­Husseins seit den späten 1970er-Jahren eine solche Vermutung durchaus zugelassen hätte.

			Doch Bush hatte sich bereits früh für den Krieg entschieden. In seiner State-of-the-Union-Botschaft im Jahr 2002 nannte er Nordkorea, Iran und Irak eine »Achse des Bösen«. Was diese Staaten in der Tat verband, war ihr Streben nach Atomwaffen. Bush verknüpfte die Gefahr von Massenvernichtungswaffen mit der Spekulation, die genannten Regime ­könnten solche Waffen an Terroristen weitergeben. In einer Rede in der Militär­akademie in West Point erklärte der Präsident am 1. Juni 2002, es sei nicht ausreichend, auf Gefahren zu reagieren, man müsse sich zur Wehr ­setzen, bevor den USA Schaden zugefügt werden könne – die Rechtfertigung sogenannter präemptiver Kriege. Die juristische Grundlage dafür bildeten zwei Kongressresolutionen der Jahre 2001 und 2002 (Authorization for Use of Military Force Against Terrorists, Authorization for Use of Military Force against Iraq), die den Präsidenten mit umfassenden Vollmachten zur Anwendung militärischer Gewalt ausstatteten und keinerlei zeitliche Begrenzungen setzten. Beide Resolutionen wurden nicht zuletzt wegen ihrer vagen Auftragsbestimmung kritisiert, sie fungieren aber nach wie vor als rechtliche Grundlage des Antiterrorkampfes.

			Am 20. März 2003 begann der Krieg der USA gegen Saddam ­Hussein. Innerhalb der NATO kam es darüber zu einem Zerwürfnis zwischen den USA und Großbritannien auf der einen und Frankreich und Deutschland auf der anderen Seite. Der Krieg endete schnell mit einem militärischen Erfolg der westlichen »Koalition der Willigen«. Allerdings gelang ­Saddam Hussein zunächst die Flucht. Er wurde erst acht Monate später ­festgenommen und von einem irakischen Gericht zum Tod verurteilt und hingerichtet. Am 1. Mai 2003 verkündete Bush das Ende der Kampfhandlungen. Doch versank das Land im Anschluss in Chaos und Anarchie. Innerhalb von Monaten waren die amerikanischen Truppen in einen Guerillakrieg verwickelt, der anderthalb Jahrzehnte nicht befriedet werden konnte. Nach Angaben des Watson Institutes kamen zwischen 2003 und 2019 über 4.400 amerikanische Soldaten und geschätzt 300.000 Zivilisten, irakische Sicherheitskräfte und Terroristen ums Leben.6

			Die Bedeutung der 9/11-Terroranschläge

			Ob es sich bei den Anschlägen vom 11. September 2001 um eine »Zeitenwende« handelt, ist umstritten. Klar ist, dass die Ereignisse in der Wahrnehmung der breiten Öffentlichkeit eine große Wirkung hinterließen. Die Bilder der kollabierenden Türme in New York standen im Bewusstsein vieler Menschen weltweit paradigmatisch für die Bedrohung, die vom islamistischen Extremismus ausging. Auch vor 9/11 war das Netzwerk von bin Laden aktiv gewesen, auch vorher hatte es verheerende Anschläge mit Hunderten Toten auf amerikanische Einrichtungen gegeben. Doch der 11. September wurde als ein ähnliches Ereignis wie Pearl Harbor wahrgenommen. Es kam für die meisten völlig überraschend und schien eine ungeahnte Hilf- und Schutzlosigkeit zu demonstrieren. Die Anschläge untergruben das Vertrauen der Amerikanerinnen und Amerikaner, auch in einer globalisierten Welt durch zwei Ozeane geschützt zu sein. Dem begegnete die Bush-Administration mit einem offensiven außenpolitischen Aktivismus. 

			Aufgrund der Reaktion auf die Anschläge vom 11. September gerieten diese selbst paradoxerweise in den Hintergrund. In den Vordergrund trat ihr Missbrauch als Begründung für den Krieg im Irak, der in den Augen vieler Kritiker falsch war. Bushs Nachfolger Obama bezeichnete stets den Afghanistan-Einsatz als den »richtigen« Krieg, den Irakkrieg jedoch als Fehlentscheidung.

			Nach 2001 ist die Welle des extremistischen Islamismus weiter angeschwollen, besonders im Nahen Osten. Es gab jedoch auch eine Reihe von Terroranschlägen mit mehreren Hundert Toten in Europa, die in jüngster Zeit nicht mehr durch al-Qaida, sondern im Namen des sogenannten Islamischen Staates ausgeführt wurden. Es ist jedoch ein großer sicherheitspolitischer Erfolg, dass ein Attentat ähnlichen Ausmaßes wie 9/11 bis jetzt verhindert werden konnte. Dies hatte einen Preis, der nicht nur in Menschenleben, Geld und Ressourcen aufgerechnet werden kann: Der globale Warenverkehr musste neuen Sicherheitserfordernissen angepasst werden, damit nicht im Schutz des friedlichen Handels Massenvernichtungswaffen transportiert werden können. Die Sicherheitsbehörden wurden allerorten mit neuen Befugnissen ausgestattet. Bürgerliche Freiheitsrechte und Datenschutz gerieten unter Druck. Manche Auswüchse wurden inzwischen wieder zurückgenommen, in den USA zum Beispiel die Möglichkeit anlassloser Massenüberwachung, des fast unbeschränkten Abhörens und der unbegrenzten Vorratsdatenspeicherung durch die NSA. Befürchtungen, der Westen werde seine liberalen Grundwerte auf dem Altar des Antiterrorkampfes dauerhaft opfern und sich somit selbst zerstören, haben sich, insgesamt betrachtet, nicht erfüllt.

			Unvergessen bleibt jedoch, dass das Pendel in einer Reihe von Fällen eindeutig zu weit ausgeschlagen ist – Guantanamo, Waterboarding und Abu Ghraib stehen für die Exzesse des amerikanischen Antiterrorkampfes. Unter anderem haben diese das Verhältnis zwischen westlicher und islamischer Welt zumindest kurzfristig schwer belastet. Junge Muslime in westlichen Ländern sehen sich oft einem pauschalisierenden Verdacht ausgesetzt. Gleichzeitig hat der »Arabische Frühling« gezeigt, dass auch in muslimisch-arabischen Kulturen die Sehnsucht nach »westlichen« Werten wie politischem Liberalismus, Pluralismus und persönlicher Freiheit groß ist. Umgekehrt hat in der westlichen Welt eine lange intellektuelle und politische Debatte über den Islam und seine Integration in demokratische Gesellschaften begonnen.

			George W. Bush und Barack Obama, zwei sehr unterschiedliche Präsidenten, haben stets übereinstimmend betont, dass es keinen Konflikt mit dem Islam als solchem gebe, sondern mit Extremisten, die den Islam als Rechtfertigung für ihre rücksichtslose Gewalt instrumentalisierten. Präsident Donald Trump verkehrte diese Haltung in einen Pauschalverdacht gegen den Islam und forderte zu Beginn seiner Amtszeit 2017 einen ­generellen Einreisestopp für Muslime. Mehrere Bundesgerichte vereitelten das Vorhaben zunächst als unzulässige Diskriminierung. Erst nach der Änderung und Abschwächung des präsidentiellen Erlasses hatte dieser vor dem Supreme Court Bestand. Trump behauptete im Wahlkampf 2015 außerdem, »Tausende und Abertausende« von amerikanischen ­Muslimen hätten am Tag der Anschläge »auf den Straßen von Jersey City« gejubelt – eine denunzierende Behauptung, die durch nichts belegt ist. So ist der amerikanische Blick auf 9/11 immer eng mit den aktuellen Debatten über die amerikanische Identität und die angemessene Rolle der USA in den internationalen Beziehungen verbunden. 

			Es gibt Anzeichen dafür, dass der Antiterrorkampf auch in der Öffentlichkeit langsam hinter anderen Problemfeldern zurücktritt. Neueren Umfragen zufolge sieht eine Mehrheit der Amerikanerinnen und Amerikaner den Terrorismus nur noch auf Platz drei der wichtigsten globalen Bedrohungen hinter der globalen Verbreitung von ansteckenden Krankheiten und Angriffen aus dem Cyberraum.7 Die Stimmen für eine Kultur der strategischen Zurückhaltung mehren sich in den USA. Die Kriegsmüdigkeit der Amerikaner ist eine direkte Folge der Überbeanspruchung durch Afghanistan und Irak.

			Das von der Bush-Administration in Anspruch genommene Recht, angeblichen oder tatsächlichen Bedrohungen mit Präventivkriegen (preemptive wars) entgegenzutreten, ist bereits von seinem Nachfolger Obama als zu weitgehend und kräfteverschleißend verworfen worden. Letzterer wich teilweise auf die Bekämpfung des dschihadistischen Führungspersonals durch Drohnenkriegsführung aus, eine Praxis, die weniger Opfer fordern sollte, jedoch auch umstritten blieb. Donald Trump beschleunigte den unter Obama eingeleiteten Rückzug aus Afghanistan durch viel ­kritisierte Verhandlungen mit den Taliban noch – dies jedoch nicht aus strategischen, sondern rein innenpolitischen Erwägungen. Selbst politische Verbündete wie der republikanische Mehrheitsführer im Senat, Mitch McConnell, sprachen sich gegen eine weitere Truppenreduzierung in Afghanistan aus, die Präsident Trump noch kurz nach seiner verlorenen Präsidentschaftswahl anordnete.

			Niemand erwartet, dass der neu gewählte Präsident Joe Biden das internationale militärische Engagement der USA ohne Not nennenswert ausweiten wird. Insofern kam Bidens Ankündigung, die USA würden aus Afghanistan abziehen, nicht völlig überraschend. Doch die Alliierten der USA können mit mehr Verlässlichkeit und bündnispolitischer Kooperation rechnen. Eine enge nationalistische Eingrenzung der globalen Rolle der USA ­(»America first!«) gehört zunächst der Vergangenheit an. Doch klar ist, dass die amerikanische Gesellschaft nicht mehr bereit ist, die Kosten für die ­Aufrechterhaltung der globalen Ordnung in dem Maß zu tragen, wie dies in der Vergangenheit oft der Fall war. Dies wird Folgen für die Verbündeten der USA haben. Sie werden nicht nur im Antiterrorkampf einen größeren Teil der Kosten für die globale Sicherheit tragen müssen.
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			II Politik

		


		
			Georg Schild

			Die Entwicklung des politischen Systems

			Am 6. Januar 2021, zwei Monate nach seiner Abwahl als Präsident der USA, rief Donald Trump in einer Rede in Washington seine Anhänger auf, zum Kapitol zu marschieren, um zu verhindern, dass die dort tagenden Kongressmitglieder die Wahl Joe Bidens zum Präsidenten abschließend bestätigen. Die Protestierer drangen in den Kongress ein, bedrohten Abgeordnete und Senatoren, verwüsteten Dienstzimmer, griffen Medienvertreter an und verletzten Polizisten. Erst nach Stunden konnten sie von der Polizei aus dem Gebäude vertrieben werden.

			Was im modernen, westlich demokratischen Verfassungsverständnis un­­vorstellbar erscheint – dass ein Regierungschef eine Wahlniederlage nicht akzeptiert und stattdessen zu Aufruhr und Gewalt aufruft –, war von den amerikanischen Verfassungsvätern keineswegs für ausgeschlossen ­gehalten worden. Sie hielten das Streben von Amtsträgern nach Machterweiterung für sehr real. Daher schufen sie mit der Verfassung von 1787 ein politisches System, in dem auf der einen Seite die Handlungsfähigkeit der Regierung garantiert werden sollte. Auf der anderen Seite wurde politische Macht bewusst auf mehrere Institutionen – Kongress, Präsident und ­Oberster Gerichtshof – verteilt, um eine gegenseitige Kontrolle zu ­gewährleisten und die Machtübernahme durch ein einzelnes Verfassungsorgan zu verhindern. Dieses Prinzip der checks and balances bestimmt bis heute das ­politische System der USA (siehe Abb. 1 S. 104). Allerdings hat sich das Machtgefüge zwischen den drei Verfassungsorganen durch die Herausbildung politischer Parteien und die Übernahme neuer Aufgaben durch den Bund in der Innen- und Außenpolitik seit Ende des 18. Jahrhunderts nachhaltig verändert.

			Im Mittelpunkt der verfassungsrechtlichen Ausführungen zum ­politischen System der Vereinigten Staaten steht der Kongress. Ihm obliegt die Gesetzgebung. Der Präsident muss einem Gesetz zwar zustimmen, um es in Kraft zu setzen, sein Veto gegen einen Gesetzentwurf kann vom Kongress jedoch mit Zweidrittelmehrheit überstimmt werden. Darüber hinaus hat einzig der Kongress die Befugnis, den Staatshaushalt zu verabschieden, Steuern zu erheben und Krieg zu erklären.

			Abb. 1: Das politische System der USA – ein System der checks and balances
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			Der Kongress ist seinerseits in zwei Häuser geteilt: das Repräsentanten­haus und den Senat. Für diese Aufspaltung gab es mehrere Gründe. In einem Einkammerkongress hätte eine Mehrheit der Abgeordneten effizient Gesetze verabschieden können. Das erschien den Verfassungsvätern bedrohlich. In einer Republik müsse man sich nicht nur vor der Unterdrückung durch einen einzelnen Herrscher, sondern auch vor der von Teilen der Gesellschaft schützen. »Falls eine Mehrheit ein gemeinsames Interesse verfolgt, sind die Rechte der Minderheit in Gefahr«, so James Madison im Februar 1788 im 51. Federalist-Artikel.1 Der Kongress ist demnach in zwei Kammern aufgeteilt, um das Gesetzgebungsverfahren gezielt zu erschweren. Beide Kammern, die unterschiedlich gewählt werden, müssen einem Gesetzentwurf zustimmen, um ihn in Kraft zu setzen.

			Mit der Teilung der Legislative konnte auch ein weiteres Problem gelöst werden, das den Verfassungskonvent längere Zeit beschäftigt hatte: Es gab bevölkerungsreiche und bevölkerungsarme Staaten. Eine Repräsentation nur nach Bevölkerungszahl erschien den kleinen Staaten wenig attraktiv; eine gleiche Vertretung aller Staaten war für die bevölkerungsreichen hingegen nicht akzeptabel. Eine Kompromisslösung sah vor, dass eine Kammer (Repräsentantenhaus) die Bevölkerungszahl der Staaten widerspiegelt und in einer zweiten Kammer (Senat) alle Staaten gleich vertreten sind.

			Die Mitglieder des Repräsentantenhauses werden alle zwei Jahre direkt von den wahlberechtigten Bürgerinnen und Bürgern in Wahlbezirken ­(districts) gewählt. Die kurze Amtszeit von nur 24 Monaten hat zur Folge, dass sich Abgeordnete fast ständig im Wahlkampf befinden und einen erheblichen Teil ihrer Arbeitszeit mit Geldsammeln verbringen.2 Die Zahl der Abgeordneten eines Staates ist abhängig von der Bevölkerungszahl, wobei jeder Staat mindestens mit einem Abgeordneten vertreten ist. Die Gesamtzahl der Mitglieder des Repräsentantenhauses ist in der Verfassung nicht festgelegt. Der erste Kongress, der 1789 zusammentrat, hatte zunächst 59, später 65 Abgeordnete. Im 19. Jahrhundert nahm die Bevölkerungszahl rasch zu; die Zahl der Abgeordneten wuchs bis 1913 auf 435 an. Diese Zahl wurde 1929 dauerhaft festgeschrieben. Die Verteilung der 435 Abgeordnetensitze auf die einzelnen Bundesstaaten erfolgt alle zehn Jahre neu aufgrund von Volkszählungsdaten. Der bevölkerungsreichste Staat Kalifornien hat mit knapp zwölf Prozent der Gesamtbevölkerung 53 Abgeordnete – mehr als die 20 kleinsten Staaten zusammen.

			Im Senat verfügt jeder Staat über zwei Sitze, unabhängig von seiner Größe. Die Amtszeit der Senatorinnen und Senatoren beträgt sechs Jahre, wobei alle zwei Jahre ein Drittel von ihnen neu gewählt wird. Senatoren wurden ursprünglich nicht direkt von der Bevölkerung bestimmt, sondern von den Regierungen der Einzelstaaten ernannt, die damit über die von ihnen ausgewählten Senatoren Einfluss auf die Gesetzgebung des Bundes nehmen konnten. Zu Beginn des 20. Jahrhunderts kam es zu politischen Reformen, bei denen die demokratische Mitwirkung der Bürger gestärkt wurde. Im 17. Verfassungszusatz wurde 1913 die unmittelbare Wahl der Senatoren durch die Bevölkerung eingeführt.

			Der Senat hat neben der Mitwirkung bei der Gesetzgebung zwei weitere wichtige Aufgaben: Er muss alle wesentlichen Ernennungen des Präsidenten wie Kabinettsmitglieder, Oberste Richter und Botschafter bestätigen und internationalen Verträgen mit Zweidrittelmehrheit zustimmen. Hierbei ist es vereinzelt zu Konflikten mit Präsidenten gekommen. So lehnte der Senat trotz eindringlicher Appelle von Präsident Woodrow Wilson nach dem Ersten Weltkrieg den Versailler Friedensvertrag ab. 1987 lehnte der Senat die Ernennung von Robert Bork zum Richter am Obersten Gerichtshof ab; 2016 weigerte sich der Senat, Präsident Obamas Kandidaten Merrick Garland für ein Richteramt am Obersten Gerichtshof auch nur anzuhören.

			Diese Beispiele können jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, dass der Kongress im Lauf der Zeit gegenüber dem Präsidentenamt an Einfluss verloren hat. Der Grund für diese Entwicklung liegt in der Etablierung eines Parteiensystems, das quer zum verfassungsrechtlichen System der checks and balances liegt. Abgeordnete und Senatoren, die der gleichen Partei wie der Präsident angehören, verstehen sich eher als Unterstützer seiner Agenda denn als kritisches Korrektiv zu seiner Politik. Ähnliches gilt für Oppositionspolitiker: Für sie steht zumeist im Vordergrund, dem Präsidenten keinen Erfolg zu gönnen. Die Amtszeiten der Präsidenten Obama und Trump bestätigten diese Entwicklung hin zu einer überwiegend parteipolitischen Orientierung des Abstimmungsverhaltens im Kongress. Dies zeigt sich zum Beispiel darin, dass kein einziges republikanisches Kongressmitglied 2010 für den Affordable Care Act, 2020 kein demokratischer Senator für die Ernennung von Amy Coney Barrett zur Richterin am Obersten Gerichtshof und im Februar 2021 nur eine kleine Zahl an Senatoren für die Amtsenthebung von Präsident Trump gestimmt hat.

			Artikel II der Verfassung überträgt dem Präsidenten die Exekutivgewalt. Diese Bestimmung ist bisher so verstanden worden, dass der Präsident (nur) die ordnungsgemäße Ausführung der Gesetze überwacht, die der Kongress verabschiedet hat. Im 19. Jahrhundert hat sich das Amtsverständnis der Präsidenten auch weitgehend darauf beschränkt. Es gab jedoch immer wieder Ausnahmen, darunter Präsidenten, die wegen ihrer Persönlichkeit und Bedeutung für die Staatsgründung oder als Kriegspräsidenten die Kompetenzen ihres Amtes erweiterten. So war Thomas Jefferson die treibende Kraft hinter dem Erwerb des Louisiana-Territoriums 1803, mit dem die USA ihr damaliges Staatsgebiet fast verdoppelten. Präsident James Polk provozierte 1846 Mexiko durch Grenzscharmützel, um einen Krieg gegen den südlichen Nachbarstaat führen zu können; Präsident Abraham Lincoln führte den Bürgerkrieg im Frühjahr 1861 zunächst ohne Autorisierung durch den Kongress. Unter seinem Nachfolger Andrew ­Johnson entbrannte ein offener Konflikt mit dem Kongress über die politische Führung der Wiedereingliederung der Südstaaten nach dem Bürgerkrieg (Reconstruction).

			Im Verlauf des 20. Jahrhunderts verschob sich die politische Macht deutlich zugunsten der Exekutive. Verantwortlich dafür war, dass die Regierung immer neue Aufgaben in der Innen- und Außenpolitik übernahm. Präsident Franklin D. Roosevelt stand in den 1930er-Jahren an der Spitze des Kampfes gegen die Folgen der Weltwirtschaftskrise. Geradezu in Umkehrung des bisherigen verfassungsrechtlichen Verständnisses wurde der Kongress in der Zeit des New Deal zu einem im Auftrag des Präsidenten handelnden gesetzgebenden Organ. In den Weltkriegen waren es die Präsidenten Wilson und Roosevelt, die die militärischen Strategien festlegten, Armeen befehligten und Grundlagen für die Nachkriegsordnung legten. Im Oktober 1962 verhängte Präsident John F. Kennedy ohne Rücksprache mit dem Kongress eine Seeblockade über Kuba. Den Höhepunkt der Ausweitung präsidentieller Machtfülle stellte der Vietnamkrieg der Jahre 1964 bis 1973 dar. Die Präsidenten Lyndon B. ­Johnson und Richard Nixon führten in Vietnam eine »Militäraktion« durch, an der zeitweise 500.000 US-Soldaten beteiligt waren und während der fast 60.000 Amerikaner starben, ohne dass die Exekutive beim Kongress um eine formelle Kriegserklärung nachgesucht hätte. Der Historiker Arthur M. Schlesinger, Jr., hat für diese Entwicklung den Begriff der »imperialen Präsidentschaft« geprägt.3

			Die Abgeordneten und Senatoren fanden sich in der Kubakrise und im Vietnamkrieg noch mit der Führungsrolle des Präsidenten ab. Im November 1973 verabschiedete der Kongress jedoch den War Powers Act, mit dem er auf einer Beteiligung an künftigen Entscheidungen zu Militäreinsätzen bestand. Jüngere Militäraktionen wie »Operation Desert Storm« (1991) und der zweite Golfkrieg 2003 waren verfassungsrechtlich ebenfalls keine Kriege. Nach den Erfahrungen des Vietnamkrieges bemühten sich die Präsidenten George H. W. Bush und George W. Bush jedoch um eine breite Unterstützung in der Öffentlichkeit und eine Autorisierung für ihre Militäraktionen im Kongress. Dieser erteilte dem Präsidenten im September 2001 mit der »Authorization for Use of Military Force« (AUMF) eine weitgehende Vollmacht, militärische Mittel gegen Personen, Staaten und Organisationen einzusetzen, die am terroristischen Angriff vom 11. September 2001 beteiligt waren.

			In den vergangenen Jahren ist die hier vorgetragene Interpretation der geringen verfassungsrechtlichen Bedeutung des Präsidentenamtes von konservativen Juristen infrage gestellt worden. Vertreter der unitary executive theory argumentieren, dass es die zentrale Erfahrung der Amerikanischen Revolution gewesen sei, dass das Land eine starke Führung benötige, um erfolgreich gegen Gegner vorgehen zu können. Der ehemalige US-Justizminister William Barr, einer der führenden Vertreter dieser Theorie, lehnt die Vorstellung ab, dass Freiheit in Amerika auf einer Einschränkung der Exekutivmacht beruhe. Der Präsident könne keine Bedrohung für die Freiheit der Bürger darstellen, weil er kein eigenständiges Besteuerungsrecht besitze und nur auf Zeit und als einziges Verfassungsorgan von der ganzen Nation gewählt werde. Wenn die Verfassungsväter einen Teil der Regierung als gefährlich angesehen hätten, dann sei dies die Legislative gewesen. Der Präsident ist für ihn das Gegengewicht zum Kongress, dem für die Freiheit bedrohlichsten Zweig der Regierung.4

			Dass die unitary executive theory gerade von Konservativen vertreten wird, überrascht. Sie hatten sich in der Vergangenheit immer gegen sozialpolitisch aktive Präsidenten wie Franklin D. Roosevelt und Bill Clinton gewandt. Darüber hinaus sind gegenüber der unitary executive theory grundsätzliche Bedenken angebracht. So gab es in der amerikanischen politischen Tradition sehr wohl Fälle, in denen Präsidenten Handlungsfreiheit über die allgemeinen rechtlichen Normen hinaus für sich beansprucht haben. So erklärte Präsident Richard Nixon 1977 in einem Interview, dass das, was ein Präsident tue, »niemals illegal« sein könne.5 Der Präsident stünde demnach über den Gesetzen. Auch Präsident Trump hat den Kompetenzbereich seines Amtes sehr weit ausgelotet, etwa als er das Justizminis­terium aufforderte, gegen missliebige Personen wie Hunter Biden (den Sohn seines politischen Gegners Joe Biden) Ermittlungsverfahren einzuleiten, oder von FBI-Direktor James Comey Loyalität ihm persönlich gegenüber (statt gegenüber der Verfassung) verlangte. Im Juni 2018 erklärte Trump in einem Tweet, dass er das Recht für sich in Anspruch nehmen könne, sich selbst zu begnadigen.6 Im Dezember 2020 kritisierte er den Obersten Gerichtshof, weil Entscheidungen in Wahlanfechtungsklagen nicht zu seinen Gunsten entschieden wurden.7 Im Januar 2021 schließlich forderte Trump öffentlich, dass seine Wahlniederlage vom November 2020 annulliert und der Kongress ihn zum Präsidenten erklären solle.

			Im Gegensatz zu Barrs Einlassungen enthält die Verfassung sehr wohl Bestimmungen, die davon zeugen, dass die Verfassungsväter Sorgen vor diktatorischen Ambitionen eines Präsidenten hatten. Der Präsident ist nicht nur in das System von checks and balances eingebunden. Es gibt einen verfassungsrechtlichen Notfallplan, wie ein Präsident für »Verrat«, »Bestechung« oder andere schwere Verbrechen und Vergehen durch ein Amtsenthebungsverfahren (impeachment) vom Kongress abgesetzt werden kann. In diesem Verfahren übernimmt das Repräsentantenhaus die Rolle des Anklägers und der Senat urteilt über den Präsidenten. Eine Verurteilung muss mit zwei Dritteln der Stimmen der Senatoren erfolgen. Die Leitung des Verfahrens liegt beim Chefrichter des Obersten Gerichtshofs. In der bisherigen amerikanischen Geschichte hat es vier Impeachment-Verfahren gegen die Präsidenten Andrew Johnson (1868), Bill Clinton (1999) und Donald Trump (2019/20 und 2021) gegeben, die alle mit Freisprüchen endeten. Das zweite Verfahren gegen Trump war insofern besonders, weil er zu diesem Zeitpunkt nicht mehr im Amt war. Der Senat hat dennoch entschieden, das Verfahren durchzuführen. Gegen Präsident Nixon wurde ein Verfahren eingeleitet; er trat jedoch zurück, bevor das Repräsentantenhaus formal Anklage erhoben hatte. Das Verfahren gegen Nixon hätte vermutlich erstmals zu seiner Amtsenthebung geführt.

			Neben dem Impeachment bietet der 25. Verfassungszusatz eine weitere Möglichkeit, den Präsidenten des Amtes zu entheben, wenn er aus medizinischen oder psychologischen Gründen zur weiteren Fortführung der Amtsgeschäfte nicht in der Lage zu sein scheint. Dieses Verfahren ist ­bisher noch nicht angewandt worden.

			Die dritte Kraft im politischen System der Vereinigten Staaten ist der Oberste Gerichtshof (Supreme Court). Seine Macht ist ähnlich der des Präsidenten seit der Gründung des Landes deutlich gestiegen. Die ursprünglich geringe Bedeutung des Gerichts kann daran abgelesen werden, dass es bis 1935 nicht einmal über ein eigenes Gebäude verfügte, sondern in Kellerräumen des Kapitols tagte.

			Der Supreme Court ist oberste Instanz in allen Zivil-, Straf- und Verfassungsangelegenheiten. Zunächst bestand der Gerichtshof aus sechs Richtern. Gegen Ende des Bürgerkriegs wurde die Zahl auf neun erhöht; die Anzahl kann jederzeit durch ein Gesetz verändert werden. Die Richterinnen und Richter werden auf Lebenszeit ernannt. Das Gericht nimmt jedes Jahr zwischen 100 bis 150 Fälle zur Entscheidung an. In diesen Fällen geht es um neue Verfassungsinterpretationen oder um die Sicherung der Rechtseinheitlichkeit, wenn untergeordnete Gerichte einander widersprechende Urteile gefällt haben.

			Für den Machtzuwachs des Gerichts gibt es zwei Gründe: zum einen das sogenannte judicial review und zum anderen die Rechtsprechung in Streitigkeiten zwischen Verfassungsorganen. Unter judicial review versteht man die Überprüfung, ob ein Gesetz (des Kongresses) oder ein Erlass (des Präsidenten) mit der Verfassung im Einklang steht. Die Verfassung selbst sieht einen solchen Test auf Verfassungsmäßigkeit nicht vor. In der Entscheidung Marbury v. Madison (1803) erklärte das Gericht jedoch, dass Gesetze und Erlasse der Verfassung nicht widersprechen dürfen und dass dem Obersten Gericht die Entscheidungsgewalt über die Verfassungs­mäßigkeit zukomme. Mit der Begründung der Verfassungswidrigkeit hat das Gericht in der Vergangenheit wiederholt Gesetze – häufig solche mit sozialpolitischer Zielrichtung – außer Kraft gesetzt. Der Erhebung einer progressiven Einkommensteuer musste ein Zusatzartikel zur Verfassung vorausgehen, weil das Gericht 1895 entschieden hatte, dass ein einfaches Besteuerungsgesetz verfassungswidrig sei. In der Entscheidung Lochner v. New York erklärte das Gericht 1905 eine Bestimmung des Staates New York zur Beschränkung von Arbeitszeiten in Bäckereien für verfassungswidrig, weil die Verfassung eine solche Einschränkung der Vertragsfreiheit nicht kenne. Nach 1933 wurden New-Deal-Gesetze gleich reihenweise für verfassungswidrig erklärt.

			Mitte des 20. Jahrhunderts gab es vorübergehend eine liberale Phase der Rechtsprechung des Supreme Court. In der Entscheidung Brown v. Board of Education (1954) wurde 90 Jahre nach Ende des Bürgerkriegs die »Rassen­trennung« an Schulen verboten; 1965 erlaubte das Gericht verheirateten Ehepaaren den Gebrauch empfängnisverhütender Mittel (Griswold v. Connecticut). Ein individuelles Grundrecht auf »eheliche Privatsphäre« (marital privacy) stehe über dem Anspruch der Einzelstaaten auf Regulierung des Sexuallebens der Bürgerinnen und Bürger, so das Gericht. 1973 bestätigten die Richter noch einmal ein Recht des Einzelnen auf Privatsphäre, als sie ein Recht auf Schwangerschaftsabbruch anerkannten (Roe v. Wade). In allen genannten Fällen dehnte das Gericht die Interpretation der Verfassung über den tatsächlichen Wortlaut hinaus aus und nahm bewusst Stellung zu gesellschaftspolitischen Debatten. Insbesondere die Beratungen zum Urteil im Fall Brown v. Board of Education zeigen, dass sich die Richter bewusst waren, dass die »Rassentrennung« beseitigt werden müsse und dass der eigentlich zuständige Kongress wegen der Stärke konserva­tiver südstaatlicher Abgeordneter dazu jedoch nicht in der Lage war. In dieser Situation machte sich das Gericht zum liberalen gesellschaftspolitischen Pendant eines konservativen Gesetzgebers.

			Diese liberale Phase der Rechtsprechung ist vorbei. Gegenwärtig haben sogenannte Originalisten eine starke Position inne, die die Verfassung so auslegen, wie die Verfassungsväter den Text vor 230 Jahren mutmaßlich verstanden haben. Damit stehen viele frühere liberale Urteile zur Disposition. Plötzliche Änderungen der Rechtsprechung führen jedoch zu Rechtsunsicherheit und widersprechen der Bedeutung, die Präzedenz­fällen im angloamerikanischen Recht zukommt. In ihrer Ernennungs­anhörung vor dem Senat brachte die Richterkandidatin Amy Coney Barrett deshalb die Vorstellung eines super precedent ins Spiel, eines »Superpräzedenzfalls«. Darunter versteht sie Entscheidungen, die nicht infrage gestellt werden sollten, auch wenn sie aus originalistischer Sicht nicht korrekt entschieden worden seien. Für Barrett gilt Brown v. Board of Education neben einem halben Dutzend weiterer Urteile als Superpräzedenzfall; anderen Entscheidungen wie Roe v. Wade verwehrt sie hingegen explizit diesen Status. Diese Entscheidungen müssen aus ihrer Sicht revidiert werden, weil sie nicht dem ursprünglichen Verständnis der Verfassung entsprechen.

			Der zweite Grund für den Bedeutungszuwachs des Obersten Gerichts ergibt sich aus seiner Rolle in Verfahren zwischen anderen Verfassungsorganen. Als im Zuge der Watergate-Affäre Anfang der 1970er-Jahre be­­kannt wurde, dass es im Oval Office des Weißen Hauses eine Abhöranlage gab, verlangte ein Kongressausschuss die Herausgabe von Tonbändern mit Gesprächen des Präsidenten. Nixon lehnte dies mit Verweis auf die herausgehobene verfassungsrechtliche Stellung der Regierung (executive privilege) ab. Der Supreme Court entschied in United States v. Nixon (1974) jedoch, dass der Präsident die Tonbänder herausgeben müsse. Seither ist es zu einer Reihe von Rechtsstreitigkeiten zwischen Präsident und Kongress gekommen, bei denen ein ähnliches verfassungsrechtliches Grundproblem bestand: Ist ein Präsident während seiner Amtszeit wie jeder andere Bürger zu behandeln oder würde ihn eine straf- oder zivilrechtliche Verfahrenseröffnung so belasten, dass die normalen Dienstgeschäfte darunter litten? Das Gericht bemühte sich oft um einen Mittelweg, um kein Verfassungsorgan zu schwächen. So musste Präsident Bill Clinton 1998 im Fall Monica Lewinsky aussagen (was der Kongress forderte); er brauchte jedoch nicht vor Gericht zu erscheinen, sondern wurde im Weißen Haus befragt.

			Vor einer der größten Herausforderungen seiner Geschichte stand das Gericht nach der Präsidentschaftswahl im Jahr 2000. Der republikanische Kandidat George W. Bush rief den Supreme Court an, um eine Neuauszählung von Wahlzetteln im Bundesstaat Florida zu verhindern. In einer umstrittenen Entscheidung (Bush v. Gore) gab das Gericht dem Antrag statt und bestätigte damit Bushs Wahlsieg. Das Gericht ist für das Urteil heftig kritisiert worden. So schrieb Richter John Paul Stevens in seinem Minderheitenvotum, dass niemals klar sein werde, wer die Wahl 2000 gewonnen habe. Doch stehe zweifelsfrei fest, wer der Verlierer sei: Das Land habe das Vertrauen in die Richter des Supreme Court als unparteiische Wächter über die Gesetze verloren.8 Der Rechtswissenschaftler Alan Dershowitz ging noch einen Schritt weiter und nannte Bush v. Gore die »korrupteste Entscheidung« in der Geschichte des Obersten Gerichthofs, weil die Richter nach persönlichen Interessen und politischen Vorstellungen entschieden hätten.9

			Äußerungen in Urteilen des Supreme Court aus dem Jahr 2020 vermitteln das Gefühl, dass das Gericht seiner Rolle als Schiedsrichter in Streitigkeiten zwischen Präsident und Kongress zunehmend kritisch gegenübersteht. So erinnerte Chefrichter John Roberts im Verfahren Trump v. Vance, bei dem es um die der Forderung nach Herausgabe der Steuerakten des Präsidenten ging, alle Prozessbeteiligten daran, dass Konflikte zwischen politischen Regierungsorganen in der Vergangenheit durch Verhandlungen und Kompromisse von diesen selbst ohne Beteiligung des Ge­­richts gelöst worden seien.10

			Präsident Trumps wiederholte Beteuerungen, nur konservative Juristen für den Obersten Gerichtshof zu benennen, haben den Supreme Court erneut dem Verdacht ausgesetzt, kein unabhängiges Gericht, sondern der verlängerte Arm des Präsidenten und seiner Mehrheit im Senat zu sein. Chefrichter Roberts sorgte sich um das Ansehen des Gerichts und hat in einigen Entscheidungen eine liberale Position gegen die Administration eingenommen. Als der Staat Texas das Wahlergebnis vom November 2020 durch Anrufung des Supreme Court anzufechten versuchte, nahm das Gericht den Antrag nicht zur Entscheidung an. Es steht zu vermuten, dass die Richter nicht als konservative Mehrheitsbeschaffer für Trump erscheinen wollten, um sich und ihre Institution zu schützen.

			Das Inkrafttreten der US-Verfassung markiert den Beginn des demokratischen Zeitalters der westlichen Welt. Amerikanerinnen und Amerikaner sind stolz auf ihr politisches System, das eine lange Tradition besitzt und einen Bürgerkrieg, die Weltwirtschaftskrise und zwei Weltkriege überstanden hat. Das politische System hat sich nicht deshalb als robust und widerstandsfähig erwiesen, weil es die Verfassung gibt, sondern weil alle Beteiligten bereit waren, sich ihr unterzuordnen. Unterlegene Kandidaten haben ihre Niederlagen bisher stets anerkannt. Wenn sie dies nicht länger tun, so erinnert das an Befürchtungen aus der Frühzeit der amerikanischen Geschichte. Während der Debatte um die Ratifizierung der Verfassung fragte James Madison im 48. Federalist-Artikel, ob eine »Grenze aus Pergament« dem Drang nach persönlicher Machterweiterung dauerhaft werde standhalten können.11 Diese Befürchtung wurde gegen Ende der Amtszeit Trumps erneut geäußert, als dieser sich über Wochen hinweg weigerte, seine Niederlage anzuerkennen und zum Marsch auf das Kapitol aufrief. Der Publizist John Cassidy warnte, dass das amerikanische Regierungssystem nicht darauf vorbereitet sei, einen Präsidenten in die Schranken zu weisen, der etablierte Regeln und Bestimmungen so bewusst missachte wie Trump. Solange er bei Wählerinnen und Wählern der Republikanischen Partei höchstes Ansehen genieße, werde sich die unterwürfige Haltung republikanischer Abgeordneter und Senatoren ihm gegenüber fortsetzen.12 Die zwei Impeachment-Verfahren gegen Trump haben jedoch auch deutlich gemacht, dass nicht alle Abgeordneten gewillt sind, die Rechte, die ihnen die Verfassung zubilligt, kampflos aufzugeben. Die Politikwissenschaftlerin Kori Shake hat einige Tage nach der Wahl vom November 2020 erklärt, dass sich die Erfahrung mit der Trump-Administration auf lange Sicht positiv für die Demokratie im Land auswirken könnte, weil sie der amerikanischen Bevölkerung eine politische »Nahtoderfahrung« gebracht habe, die sie daran erinnern werde, dass sie ihre politischen Institutionen stärken müssen, um die Demokratie dauerhaft zu bewahren.13
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			Thomas Gijswijt

			Parteien und Wahlen

			Mit der amerikanischen Verfassung von 1787 wurde ein politisches System geschaffen, das ohne Parteien auskommen sollte. Die Verfassungsväter sahen Parteien kritisch, weil diese bewusst nicht dem Gemeinwesen, sondern nur bestimmten Interessengruppen verpflichtet waren. Ein solches parteien­loses politisches System ließ sich jedoch nicht verwirklichen; stattdessen war es gerade die Debatte um die Ratifizierung der Verfassung in den Jahren 1787 und 1788, die zur Herausbildung der ersten Parteien, der Federalists (Befürworter der Verfassung) und der Anti-Federalists (Gegner der Verfassung, später Democratic-Republicans) geführt hat. Seit dem Bürgerkrieg (1861-65) dominieren zwei Parteien die politische Landschaft der Vereinigten Staaten: die Republikanische und die Demokratische Partei. Obwohl es zu jeder Zeit auch andere politischen Parteien gab, haben diese third ­parties wegen des Mehrheitswahlrechts kaum Chancen, im Kongress oder in den Parlamenten der Bundesstaaten vertreten zu sein. Die meisten Wahlen in den USA werden nach dem winner-takes-all-Prinzip entschieden: Der Kandidat oder die Kandidatin mit den meisten Stimmen gewinnt die Wahl, während alle anderen Stimmen verfallen. Nur selten schaffen es prominente Unabhängige (independents) wie Angus King oder Bernie Sanders, außerhalb der großen Parteien gewählt zu werden.

			Die Macht der Parteien in den USA basiert vor allem auf zwei ­Faktoren: Erstens spielen sie eine wichtige Rolle bei den Vorwahlen und Wahlen; zweitens haben die Mehrheitsparteien in beiden Kammern des Kongresses erheblichen Einfluss auf die politische Agenda. Eine landesweite Partei­hierarchie oder Parteimitgliedschaft wie in Deutschland gibt es aber nicht. Die nationalen Organisationen der Parteien – ­Republican National Committee (RNC) und Democratic National Committee (DNC) – sind relativ klein und haben hauptsächlich die Funktion, Wahlkämpfe zu organisieren und – mittels Fundraising – mitzufinanzieren. Das Partei­programm (party platform), das alle vier Jahre beim Parteikongress (­convention) vor den Präsidentschaftswahlen verabschiedet wird, spielt politisch keine große Rolle. 

			Auf der Ebene der Einzelstaaten sind die Parteien relativ unabhängig. Außerdem haben die Parteieliten nur begrenzt Einfluss auf die Auswahl der eigenen Kandidaten, da die Wähler in den Vorwahlen diese Aufgabe übernehmen. So kam Donald Trumps überraschender Sieg in den republikanischen Vorwahlen 2016 trotz erbitterten Widerstands der Parteiführung zustande.

			Da es nur zwei mehrheitsfähige Parteien gibt, sind beide Parteien ge­­zwungen, verschiedene gesellschaftliche Gruppen und Interessengemeinschaften zu vertreten. Das klassische Beispiel hierfür ist Präsident Franklin D. Roosevelts demokratische New-Deal-Koalition, bestehend aus konservativen Südstaaten-Demokraten, Liberalen, Gewerkschaften, afroamerikanischen Wählerinnen und Wählern in den industriellen Großstädten sowie anderen ethnischen und religiösen Minderheitsgruppen. In den 1960er-Jahren brach diese Koalition auseinander, als Präsident Lyndon B. Johnsons Bürgerrechtsgesetzgebung und der Vietnamkrieg die Partei spalteten. Präsident Ronald Reagan schaffte es in den 1980er-Jahren, Teile der New-Deal-Koalition für die Republikanische Partei zu gewinnen, vor allem wertkonservative weiße working-class-Wähler, die sogenannten Reagan Democrats. 

			Abb. 1: Polarisierung im Kongress: ideologischer Abstand zwischen den Parteien in Repräsentantenhaus und Senat
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			Laut DW-Nominate-Analyse des Abstimmungsverhalten nach Poole/Rosenthal auf der ideologischen Skala von «liberal» bis «konservativ».

			Quelle: Congressional Roll-Call Votes Database, https://voteview.com/articles/party_polarization

			Dieses sogenannte self-sorting der politischen Parteien zeigt sich deutlich im Wahlverhalten der Abgeordneten im Kongress und ist ein wichtiger Grund für die zunehmende Polarisierung in den USA. Gemessen am Abstimmungsverhalten im Kongress haben sich beide Parteien seit den 1970er-Jahren von der Mitte der ideologischen Skala entfernt. Der Rechtsruck der Republikanischen Partei war dabei deutlich ausgeprägter als die entsprechende Gegenbewegung bei den Demokraten. Überparteiliche Kompromisse sind bei extrem polarisierten Verhältnissen grundsätzlich schwieriger zu erreichen.

			Politikwissenschaftler sind sich nicht einig, inwiefern die ideologische Polarisierung die Gesellschaft als Ganze betrifft. Der Politikwissenschaftler Morris Fiorina argumentiert in sein Buch Unstable Majorities (2017), dass die Polarisierung hauptsächlich ein Elitephänomen ist. Die zunehmende Ideologisierung der Medien sowie das Wahlverhalten von 2016 und 2020 zeigen aber ein anderes Bild. So gab es 2016 und 2020 ein deutlich geringeres ticket-splitting – bei dem Wählerinnen und Wähler in den Kongresswahlen eine andere Partei wählen als in den Präsidentschaftswahlen. Zum ersten Mal in der Nachkriegsgeschichte gewann 2016 in allen ­Einzelstaaten die gleiche Partei die Mehrheit bei den Präsidentschaftswahlen und bei den Senatswahlen (2020 war nur Maine eine Ausnahme). Gleichzeitig ist die Zahl der Wählerinnen und Wähler mit einer negativen Einstellung zur gegnerischen Partei in den vergangenen 20 Jahren stark angestiegen.1 Dies äußerte sich in historisch niedrigen approval ratings (Zustimmungswerte) für Präsident Barack Obama bei republikanischen Wählerinnen und Wählern; umgekehrt gab es kaum Demokraten, die zufrieden waren mit der Arbeit des Präsidenten Donald Trump. Hinzu kommt, dass das Vertrauen der Bevölkerung in Regierung und Kongress in Washington ebenfalls historisch niedrig ist mit Umfragewerten von ungefähr 20 Prozent.2 

			Die Republikanische Partei

			Die Republikanische Partei, auch Grand Old Party (GOP) genannt, wurde in den 1850er-Jahren von Sklavereigegnern gegründet. Sie hat in den vergangenen 150 Jahren mehrere politische Richtungsänderungen durchlaufen und definiert sich heute als konservativ. Sie propagiert eine small-government-Ideologie, bestehend aus Deregulierung, Steuersenkungen sowie einer Begrenzung des Sozialstaats. Bei wertgebundenen Themen wie Abtreibung und gleichgeschlechtlicher Ehe wird die GOP stark von der Christian Right beeinflusst – hauptsächlich konservativ-evangelikalen Gruppierungen, die sich seit den 1980er-Jahren politisch organisiert haben. Eine große Hoffnung der Christian Right besteht darin, konservative Richter für den Supreme Court zu benennen, damit die Entscheidung des Obersten Gerichtshofs von 1973 (Roe v. Wade), die unter bestimmten Voraussetzungen ein Recht auf Abtreibung anerkannt hat, revidiert werden kann. Zu den prägendsten Präsidenten der GOP seit dem Zweiten Weltkrieg gehören Richard Nixon (1969-74) und Ronald Reagan (1981-89). Donald Trump hingegen verkörpert das Programm der ­Partei nur unvollständig, waren doch die Republikaner traditionell für liberale Einwanderungsbestimmungen und niedrige Zollsätze. Ob Trumps einwanderungskritische und nationalistische Positionen die Programmatik der Partei nachhaltig ändern werden, ist derzeit nicht klar.

			Infolge der Finanzkrise 2007/08 gewann die sogenannte Tea Party (benannt nach der Boston Tea Party aus der Zeit der Amerikanischen Revolution) schnell an Einfluss innerhalb der GOP und sprach sich für eine Begrenzung der Staatsschulden und gegen die Gesundheitsreform der Obama-Regierung aus. Wie schon während der Amtszeit von George W. Bush (2001-09) war auch während Trumps Präsidentschaft der Wunsch nach Steuersenkungen stärker als der nach Haushaltsdisziplin. Ähnlich wie in der Bush-Ära sind auch unter Trump trotz positiver wirtschaftlicher Entwicklung bis zur Coronakrise die Haushaltsdefizite infolge ­massiver Steuersenkungen für Firmen und wohlhabende Amerikanerinnen und Amerikaner in die Höhe geschossen.

			Spätestens seit der Präsidentschaft Trumps ist die Einwanderungsfrage zu einem der wichtigsten Themen der GOP geworden. Bei der Parteibasis kam diese Abschottungspolitik (»build the wall«) gut an. Die wachsende Diversität des Landes – einige Bundesstaaten wie Kalifornien sind bereits mehrheitlich nicht weiß –, gekoppelt mit den wirtschaftlichen Folgen der Globalisierung, wurde als Bedrohung wahrgenommen. Vor allem viele weiße working-class-Wähler glaubten, dass die Obama-Regierung Immi­granten und Minderheiten bevorzuge, und waren offen für Trumps rassis­tische Rhetorik. Trump gewann 2016 die Gruppe der weißen Wählerinnen und Wähler ohne Hochschulabschluss mit 37 Prozentpunkten Unterschied. 71 Prozent der weißen working-class-Männer wählten Trump und nur 23 Prozent seine Herausforderin Hillary Clinton.3 Auch 2020 blieben diese Zahlen fast gleich; nur bei den weißen working-class-Männern schnitt der demokratische Kandidat Joe Biden marginal besser ab.

			Die Demokratische Partei 

			Die Demokratische Partei entstand ebenfalls im 19. Jahrhundert. Sie repräsentierte zunächst weiße agrarische Interessen. Viele Sezessionisten der Südstaaten waren Demokraten; nach Ende des Bürgerkriegs wurde die Demokratische Partei fast 100 Jahre lang die Interessenvertreterin einer weißen bürgerrechtsfeindlichen Bevölkerung. Erst in den 1960er-Jahren änderte sich die Politik der Partei. Sie wandte sich unter den Präsidenten John F. Kennedy und Lyndon B. Johnson den Interessen der schwarzen Bevölkerung und der Schwächeren in der Gesellschaft zu. Heute ist es Ziel der Partei, besseren Zugang zu Bildung, staatliche Hilfe bei der Krankenversicherung und die Aufrechterhaltung des Sozialstaats zu garantieren. Innerhalb der Partei gibt es aber deutliche Meinungsunterschiede zwischen einem progressiven und einem moderaten, wirtschaftsnahen Flügel. Wichtige Streitthemen sind die komplette Verstaatlichung der Krankenversicherung sowie die Abschaffung der Studiengebühren für staatlich finanzierte Hochschulen.

			Barack Obamas Wahlsieg 2008 schien der Beginn einer dauerhaften demokratischen Vorherrschaft zu sein. Er gewann deutliche Mehrheiten bei jungen Wählerinnen und Wählern sowie bei ethnischen Minderheiten. Die demografische Entwicklung in den USA – voraussichtlich wird in etwa 20 bis 30 Jahren die Mehrheit der Bevölkerung nicht weiß sein – schien die Obama-Koalition auf Dauer zu verfestigen. Unberücksichtigt blieb aber die Tatsache, dass auch Obama auf substanzielle Unterstützung der weißen working-class-Wählerschaft angewiesen war. Hillary Clintons schlechtes Abschneiden bei genau dieser Gruppe war ein wichtiger Grund für ihre Niederlage gegen Donald Trump in swing states wie Michigan, Pennsylvania und Wisconsin. 

			Bei den Präsidentschaftswahlen 2020 schaffte es der ehemalige Vizepräsident Joe Biden nicht, die Mehrzahl dieser Wählerinnen und Wähler für die Demokratische Partei zurückzugewinnen. Im Vergleich zu 2016 gewann er aber deutlich mehr Stimmen in traditionell eher republikanischen Vororten von Städten wie Atlanta (Georgia) und Philadelphia (Pennsylvania). Auch die relativ hohe Wahlbeteiligung bei jüngeren Wählerinnen und Wählern sowie die starke Unterstützung für Biden seitens der afroamerikanischen Bevölkerung trugen entscheidend zu Bidens Wahlsieg bei.

			Wahltag und voting rights

			Seit 1845 ist der Dienstag nach dem ersten Montag im November der gesetzlich festgelegte nationale Wahltag für die Präsidentschaftswahlen, die alle vier Jahre stattfinden. Ein Novembertermin wurde gewählt, weil die Ernte eingebracht ist, der Winter aber noch nicht den Wahlgang unmöglich machen würde. Der Dienstag wurde bestimmt, um allen Wählern die Teilnahme am Gottesdienst in der Heimatgemeinde zu ermöglichen, um erst dann an den nicht immer leicht zu erreichenden Wahlort zu reisen. 

			Der Kongress setzt sich aus zwei Kammern zusammen, dem Repräsentantenhaus und dem Senat. Die Amtszeit der 435 Abgeordneten des Repräsentantenhauses beträgt zwei Jahre; im Senat beträgt die Amtsdauer sechs Jahre. Das heißt, dass bei den zweijährlichen Kongresswahlen immer nur ein Drittel der Senatssitze zur Wahl steht (und nie gleichzeitig beide Sitze eines Bundesstaates). Die Wahl der Abgeordneten und Senatoren findet am gleichen Tag wie die Präsidentschaftswahl bzw. genau zwei Jahre später statt. Viele Bundesstaaten organisieren ihre Gouverneurs-, Legislatur- und sonstigen Wahlen und Referenden ebenfalls am nationalen Wahltag.

			Wahlberechtigt sind alle US-Bürgerinnen und -Bürger ab dem 18. Le­­bensjahr. Das landesweite Frauenwahlrecht wurde 1920 in die Verfassung aufgenommen; die Senkung des Wahlalters von 21 auf 18 folgte im Jahr 1971. Der Voting Rights Act von 1965 sollte die institutionalisierte Diskriminierung von Minderheiten bei Wahlen – vor allem der schwarzen Bevölkerung in den Südstaaten – beenden. Im Süden wurde die Teilnahme afroamerikanischer Bürgerinnen und Bürger durch Gewaltandrohung, spezielle Steuern oder komplizierte Tests behindert. Der Voting Rights Act führte eine bundesstaatliche Überwachung der Wahlen ein und sah unter anderem vor, dass bestimmte Staaten dem Justizministerium jede Änderung bezüglich der Organisation der Wahlen – zum Beispiel die Anzahl der Wahllokale oder die Grenzen der Wahlkreise – zur Begutachtung vorlegen mussten (preclearing). Auf diese Weise wurde unter anderem das sogenannte racial gerrymandering erschwert. Gerrymandering, benannt nach dem Gouverneur Elbridge Gerry (1744-1814) und einem Wahlbezirk in Form eines Salamanders, bezeichnet das Festlegen der Wahlkreisgrenzen, um einer Partei einen unlauteren Vorteil zu verschaffen. Eine Form von gerrymandering zielt beispielsweise darauf ab, bestimmte Minderheitsgruppen in wenigen Wahlkreisen zu sammeln, um damit den politischen Einfluss dieser Gruppen zu begrenzen. 2013 beendete der Supreme Court in einer kontroversen Entscheidung das preclearing-Verfahren (Shelby County v. Holder). In den betroffenen Südstaaten könnte dies zu racial gerrymandering führen, wenn die Wahlbezirke nach der Volkszählung von 2020 neu bestimmt werden.

			Registrierung und Wahlbeteiligung

			Die Wahlberechtigten werden in den USA nicht wie zum Beispiel in Deutschland automatisch zur Wahl eingeladen, sondern sind selbst verantwortlich für ihre Registrierung. Die Bemühungen mancher Bundesstaaten, die Registrierung teurer oder schwieriger zu gestalten (zum Beispiel mittels spezieller Identifikationsdokumente), stoßen auf Kritik, da bestimmte Bevölkerungsgruppen davon mehr betroffen sind als andere. In den meisten Bundesstaaten verlieren zudem verurteilte Straftäter ihr Wahlrecht für kürzere oder längere Zeit. Dies betrifft schätzungsweise mehr als sechs Millionen Amerikanerinnen und Amerikaner und trifft überproportional die schwarze Bevölkerung.

			Stimmenverteilung bei den Präsidentschaftswahlen 2008-2020
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			Abb. 2: Wahlbeteiligung der wahlberechtigten Bevölkerung, 1900-2020 in Prozent
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			Quelle: http://www.electproject.org/national-1789-present

			Die Wahlregistrierung sowie die Tatsache, dass Wahlen an einem Arbeitstag stattfinden, sind mitverantwortlich für die relativ niedrige Wahlbeteiligung in den USA. Vor allem bei den sogenannten midterm elections, bei denen nicht gleichzeitig Präsidentschaftswahlen stattfinden, ist eine Wahlbeteiligung von 40 Prozent nicht ungewöhnlich. Eine Ausnahme war 2018, als die kontroverse Präsidentschaft Trumps mitverantwortlich war für eine deutlich höhere Beteiligung von fast 50 Prozent. Wie so oft bei den midterms verlor die Partei im Weißen Haus dabei deutlich: Die Demokraten bekamen 40 Sitze mehr im Repräsentantenhaus und gewannen damit die Mehrheit in dieser Kammer. Die Präsidentschaftswahlen von 2020 sahen mit über 66 Prozent der wahlberechtigten Bevölkerung die höchste Wahlbeteiligung seit 1900 (zum Vergleich: 2016 lag die Wahlbeteiligung bei 59,2 Prozent).

			Vorwahlen

			Demokraten und Republikaner bestimmen ihre Kongress- und Präsidentschaftskandidaten mittels Vorwahlen (primaries). Die Parteien entscheiden auf Bundesstaatsebene, wie diese Vorwahlen abgehalten werden: closed ­primaries sind Vorwahlen, in denen nur wählen darf, wer sich für die Partei im Wählerverzeichnis registriert hat; open primaries sind offen für alle wahlberechtigten Bürgerinnen und Bürger des Staates. In semi-closed primaries können unabhängige Wählerinnen und Wähler, die sich nicht für eine Partei registriert haben, ebenfalls mitentscheiden. Da die Wiederwahlquote der Kongressmitglieder hoch ist (über 90 Prozent im Repräsentantenhaus), ist eine Gegenkandidatur um die Nominierung in den Vorwahlen oft die größere Gefahr für ihre politische Zukunft als die spätere Wahl um den Parlamentssitz. Dies kann zu einer weiteren Polarisierung der Parteien führen, da an den Vorwahlen hauptsächlich die radikalere Parteibasis teilnimmt.

			Die Präsidentschaftsvorwahlen sind ein langwieriges Verfahren, das anderthalb Jahre vor der Präsidentschaftswahl mit öffentlichen Debatten der Kandidatinnen und Kandidaten beginnt. Am Anfang des Wahljahres ist Iowa traditionell der erste Bundesstaat, der Vorwahlen abhält, gefolgt von New Hampshire. Besonders an den Vorwahlen in Iowa ist, dass nicht mit Wahlzettel gewählt wird. Stattdessen treffen sich überall im Bundesstaat Wählerinnen und Wähler in Versammlungen (caucuses) und versuchen, in einem stundenlangen Prozess andere von ihrer Präferenz für einen bestimmten Kandidaten zu überzeugen.

			Präsidentschaftskandidatinnen und -kandidaten verbringen traditionell viel Zeit in Iowa, weil die Ergebnisse der ersten caucuses und primaries den weiteren Verlauf der Vorwahlen beeinflussen können. So überzeugte das gute Abschneiden Barack Obamas im überwiegend weißen Iowa viele Demokraten 2008 davon, dass ein schwarzer Kandidat eine realistische Chance hatte, die Präsidentschaftswahl zu gewinnen.

			Anfang März finden am Supertuesday Vorwahlen in mehr als einem Dutzend Bundesstaaten statt. Im Sommer wird das Ergebnis der Vorwahlen offiziell beim Parteikongress bestätigt. Wie genau die Stimmen in den ­primaries und caucuses verteilt werden, ist unterschiedlich in den verschiedenen Bundesstaaten und kann sehr kompliziert sein. In der Demokratischen Partei haben zudem mehr als 700 superdelegates – Parteifunktionäre, Gouverneure, Kongressmitglieder – ein Sonderwahlrecht. Eine Regeländerung aus dem Jahr 2018 bestimmt, dass die superdelegates nur mitwählen dürfen, wenn nach den primaries kein Sieger feststeht und es auf der Parteiversammlung mehr als eine Wahlrunde gibt.

			Die nominierten Präsidentschaftskandidaten entscheiden selbst, wen sie als Vizepräsidentschaftskandidaten wählen. Manchmal versuchen sie dabei, eine gewisse geografische und politische Balance herzustellen.

			Das Electoral College

			Sowohl George W. Bush als auch Donald Trump gewannen die Präsidentschaftswahl, obwohl sie landesweit weniger Stimmen erhielten als die demokratischen Kandidaten Al Gore und Hillary Clinton. Grund dafür war das Electoral College (Wahlkollegium), das über die Wahl des Präsidenten beziehungsweise der Präsidentin entscheidet. Jeder Bundesstaat hat im Electoral College so viele Stimmen wie Abgeordnete und Senatoren im Kongress. Insgesamt gibt es 435 Abgeordnete im Repräsentantenhaus und 100 Senatorinnen und Senatoren. Der District of Columbia (die Hauptstadt Washington D.C.) ist nicht im Kongress repräsentiert, hat aber drei Stimmen im Electoral College und bringt damit die Gesamtzahl auf 538 Stimmen.

			Die Zahl der Abgeordneten jedes Bundesstaates im House of Representatives ist bevölkerungsabhängig und wird alle zehn Jahre aufgrund der Volkszählung (census) neu bestimmt. Derzeit hat der bevölkerungsstärkste Bundesstaat Kalifornien 53 Abgeordnete; die sieben bevölkerungsärmsten Bundesstaaten haben dagegen nur jeweils einen Abgeordneten. Jeder Bundesstaat, egal wie klein oder groß, hat zwei Senatoren. Die 49 Millio­nen Kalifornier und die 39 Millionen Texaner werden genauso von zwei Senatoren repräsentiert wie die 572.000 Bewohnerinnen und Bewohner Wyomings. Damit sind die kleinen Bundesstaaten im Electoral College deutlich überrepräsentiert.

			In fast allen Bundesstaaten werden die Stimmen nach dem winner-takes-all-Prinzip vergeben. Ausnahmen stellen nur Maine und Nebraska dar. So kann es passieren, dass Kandidaten in einem Staat Millionen »überflüssige« Stimmen gewinnen, dafür aber in anderen Staaten mit wenigen Tausend Stimmen Unterschied verlieren. So gewann Hillary Clinton 2016 in Kalifornien mit über vier Millionen Stimmen Mehrheit 55 Electoral-­College-Stimmen. Trump gewann knapp in Pennsylvania (mit 44.292 mehr Stimmen als Clinton), Michigan (10.704 mehr) und Wisconsin (22.748 mehr) und bekam so mit insgesamt deutlich unter 100.000 Stimmen Mehrheit alle 46 Electoral-College-Stimmen dieser Staaten. Landesweit holte ­Clinton fast drei Millionen mehr Wählerstimmen als Trump, aber sie verlor trotzdem im Electoral College mit 232 gegenüber 306 Wahlstimmen. 2020 wiederholte sich dieses Szenario fast, obwohl Joe Biden insgesamt über sieben Millionen Wählerstimmen mehr bekam als Präsident Trump.

			Wahlkampf

			Wahlkämpfe in den Vereinigten Staaten sind teuer. Die Präsidentschaftswahlen 2016 kosteten insgesamt 2,3 Milliarden Dollar. Die Kongresswahlen 2018 kosteten bereits 5,7 Milliarden Dollar. Obwohl es bei Präsidentschaftswahlen die Möglichkeit gibt, eine staatliche Finanzierung zu erhalten, wird dies von den meisten Kandidaten nicht genutzt, da über Spenden mehr Geld gesammelt werden kann. Vor allem das Internet und die sozialen Medien ermög­lichen es heute den Kandidatinnen und Kandidaten, einfach und direkt Kontakt mit Spendern aufzunehmen. Jeder US-Bürger und jede US-Bürgerin darf bis zu 2.800 US-Dollar pro Wahlkampf an einen Kandidaten spenden, bis zu 5.000 US-Dollar an sogenannte political action committees (PAC) und bis zu 35.000 US-Dollar an die nationalen Parteienorganisationen. Die Federal Election Commission (FEC) überwacht die Wahlkampffinanzierung.

			Eine Entscheidung des Supreme Court von 2010 (Citizens United v. FEC) hat darüber hinaus die Tür für unbegrenzte Spenden an sogenannte Super PACs und politische Non-Profit-Organisationen geöffnet. Offiziell dürfen die Super PACs ihre politischen Kampagnen nicht mit Kandidaten oder Parteien koordinieren. In der Praxis ist das aber schwer zu kontrollieren. Amerikas Superreiche nutzen die Super PACs und Non-Profit-Organisationen, um Einfluss auf die Wahlen auszuüben. So gab der konservative Milliardär Sheldon Adelson während der Kongresswahlen 2018 mehr als 122 Millionen US-Dollar aus, um die Republikanische Partei zu unterstützen.4 Interessenverbände wie die National Rifle Association (NRA), Frauenrechtsorganisationen, Gewerkschaften oder das American Chamber of Commerce spenden ebenfalls viele Millionen US-Dollar.

			Die Rolle des Geldes in amerikanischen Wahlen ist aus mehreren Gründen kritisch zu sehen. Erstens erkaufen sich damit finanzkräftige Spender und Lobbyisten Zugang zu den Politikern. Zweitens erlaubt es den Reichsten der Gesellschaft, die politische Meinungsbildung massiv zu beeinflussen. Drittens sind Wahlkämpfe so teuer geworden, dass Politikerinnen und Politiker gezwungen sind, sehr viel Zeit mit Fundraising zu verbringen. Dies alles kann zu Zynismus und Politikverdrossenheit bei vielen Bürgerinnen und Bürgern führen. 

			Das meiste Geld wird in Präsidentschaftswahlkämpfen für Wahlwerbung im Fernsehen ausgegeben, obwohl gezielte Internetwerbung immer wichtiger wird. Die klassische Wahlkampfmethode, bei der Freiwillige potenzielle Wählerinnen und Wähler anrufen oder zu Hause besuchen, bleibt aber ebenfalls von Bedeutung. Da die Wahlkampfteams über detaillierte Information über Millionen potenzieller Wähler verfügen, kann gezielt vorgegangen werden. Das Gleiche gilt für die sozialen Medien, die es möglich machen, selektiv nutzerbestimmte Werbebotschaften zu versenden. Die Präsidentschaftswahlen von 2016 haben aber gezeigt, dass die sozialen Medien auch Angriffsflächen bieten für ausländische Propaganda- und Desinformationskampagnen – in diesem Fall koordiniert aus ­Russland und kombiniert mit Hackerangriffen auf die Demokratische Partei.

			Der Präsidentschaftswahlkampf konzentriert sich hauptsächlich auf die sogenannten swing oder battleground states, also auf die Bundesstaaten, in denen beide Kandidaten eine realistische Chance haben, zu gewinnen. 2020 waren das unter anderen Arizona, Florida, Georgia, ­Michigan, Nevada, Pennsylvania und Wisconsin. Kritiker des Electoral College argumentieren, dass die Übergewichtung der swing states im Wahlkampf undemokratisch ist, und befürworten die Einführung einer landesweiten ­Stimmenzählung (National Popular Vote Interstate Compact, NPVIC). Einige Bundesstaaten haben bereits NPVIC-Gesetze verabschiedet, die garantieren, dass sie, sobald sich genügend Bundesstaaten angeschlossen haben, damit eine Mehrheit im Electoral College sichergestellt ist, ihre Wahlstimmen dem Gewinner der national popular vote geben würden.

			Das Electoral College ist nur eine der Baustellen der amerikanischen Demokratie. Die Sicherheit der teils veralteten elektronischen Wahlsysteme ist fraglich, gerrymandering bleibt ein Problem und die Aushöhlung des Voting Rights Acts hat dazu geführt, dass in einigen Bundesstaaten der Zugang zur Wahl für manche Bevölkerungsgruppe erschwert wird. Zudem ist eine effektive Verteidigung gegen Hackingangriffe sowie Desinformationskampagnen und die Verbreitung von Verschwörungstheorien über sozialen Medien schwierig. Die Effekte der unbegrenzten Wahlkampffinanzierung formen zudem nicht nur eine Bedrohung für den demokratischen Charakter der Wahlen, sie untergraben ebenfalls die Bedeutung der Parteien, wenn Milliardäre wie Donald Trump oder Michael Bloomberg in der Lage sind, selbst finanzierte Wahlkämpfe zu führen. Präsident Trumps beispielloser Versuch, die Resultate der Präsidentschaftswahlen 2020 anzufechten, zeigte letztlich, dass auch die Zertifizierung der Wahl sowie die Übergangsperiode zwischen Wahl und Inauguration des neuen Präsidenten Schwachstellen im amerikanischen System darstellen. Viele Republikaner im Kongress unterstützten Präsident Trump sogar noch, nachdem seine Anhänger das Kapitol am Tag der Zertifizierung (am 6. Januar 2021) gestürmt und kurzzeitig besetzt hatten. Die Folge war ein zweites Impeachment-Verfahren gegen Donald Trump.

			Anmerkungen
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			Holger Janusch

			Polarisierung in Gesellschaft und Politik

			Seit ihrer Gründung symbolisieren die Vereinigten Staaten eine integrative Kraft, die zunächst Kolonien mit gegensätzlichen Interessen vereinte, und später einen Schmelztiegel, der die verschiedensten gesellschaftliche Gruppen zu einer Nation zusammenführte, treu dem amerikanischen Wappenspruch E pluribus unum. Im Gegensatz zu diesem Ideal sind die heutige amerikanische Gesellschaft und Parteien tief in zwei Lager gespalten: die liberalen Demokraten und die konservativen Republikaner. Dieser american divide stellt das Land vor eine Zerreißprobe. Da die jüngere, nicht religiöse (sowie jüdische) und urbane Bevölkerung vor allem die Demokratische Partei und die ältere, evangelikale und ländliche Bevölkerung überwiegend die Republikanische Partei wählt, ergibt sich aus dem politischen Riss zugleich eine demografische, ideologisch-religiöse und geografische Spaltung: zwischen jüngeren und älteren Generationen, zwischen säkularen und religiösen Gesellschaftsschichten und zwischen urbanen und ländlichen Räumen. Es bilden sich zunehmend zwei getrennte Lebenswelten in der amerikanischen Gesellschaft und Politik heraus, die immer weniger gemeinsame Werte teilen. 

			Historische Einordnung der politischen Polarisierung

			Die Polarisierung der amerikanischen Gesellschaft und Parteien ist jedoch nicht allein ein heutiges Phänomen, sondern begann bereits in den 1960er-Jahren. Zuvor hatten das gemeinsame Trauma der Großen Depression und des Zweiten Weltkrieges sowie der Beginn des Kalten Krieges die amerikanische Gesellschaft zusammengeschweißt. Hieraus ergab sich eine historisch relativ geringere Polarisierung der amerikanischen Gesellschaft und Politik in den 1940er- und 1950er-Jahren, was jedoch nicht ­bedeutet, dass keine ideologischen Gegensätze in der Gesellschaft vorhanden waren. Allerdings spiegelten sich die ideologischen Differenzen nicht entlang der Parteienlinien wider. So dominierte die Demokratische Partei nach dem New Deal die amerikanische Politik, war jedoch zugleich gespalten in einen ländlichen, protestantischen und konservativen Flügel im Süden und einen urbanen, katholischen und liberalen Flügel im Nord­osten. Beide Flügel vertraten besonders gegensätzliche Positionen mit Blick auf die Frage der Rassendiskriminierung. Ende der 1950er-Jahre gewann jedoch der liberale Flügel zunehmend die Oberhand innerhalb der Partei. Es folgte eine Gesetzgebung zur Stärkung der Bürgerrechte unter Präsident ­Lyndon B. Johnson in den 1960er-Jahren, wodurch die Demokraten dauerhaft die Stimmen der afroamerikanischen Wählerschaft gewannen, die grundsätzlich liberal eingestellt war. So rückte die Demokratische Partei weiter nach links und entfremdete sich langsam, aber stetig von ihren konservativen Wählerschichten.

			Auch wenn Präsident Johnson mit der Stärkung der Bürgerrechte und seiner progressiven Sozialpolitik eine Orientierung der Demokratischen Partei hin zur liberalen Wählerschaft einleitete, blieb eine stärkere Polarisierung zwischen den Parteien vorerst aus. Im gleichen Zeitraum entwickelte sich, angeführt durch die Babyboomgeneration, die Counterculture-Bewegung gegen Rassismus und den Vietnamkrieg, in deren Folge eine Polarisierung der Gesellschaft begann. Da sich die Parteien nur langsam ideologisch ausdifferenzierten, fühlten sich die liberalen und konservativen Wählerkreise zunächst nicht durch die Parteien vertreten, weshalb sich die Parteizugehörigkeit der Wählerschaft in Umfragen gegen Ende der 1960er- und in den 1970er-Jahren verringerte. Dennoch eröffnete sich für die Republikanische Partei nun die Möglichkeit, die Stimmen der konservativen weißen Wählerschaft im Süden zu gewinnen. Die folgende Neusortierung erfolgt allerdings äußert langsam, was unter anderem den Umständen zu verdanken war, dass die demokratischen Kandidatinnen und Kandidaten als Amtsinhaberin beziehungsweise Amtsinhaber Vorteile zum Beispiel bei der Wahlkampffinanzierung und dem parteilichen Zuschneiden von Wahlkreisen (gerrymandering) besaßen und die Republikanische Partei über keine institutionelle Infrastruktur für den Wahlkampf in den Südstaaten verfügte, sondern diese erst grundsätzlich aufbauen musste. Vor allem aber bedurfte es Zeit, damit Wählerinnen und Wähler, die jahrzehntelang ausschließlich die Demokratische Partei gewählt hatten, sich zu den Republikanern bekannten.

			Die sinkende Parteizugehörigkeit der Wählerschaft war jedoch nur ein vorübergehendes Phänomen. In den 1980er-Jahren erfolgte mit der Wahl des konservativen Präsidenten Ronald Reagan schließlich eine stärkere Identifizierung der Wählerschaft mit den Parteien, insbesondere der konservativen Wählergruppen im Süden mit der Republikanischen Partei. Die Polarisierung der Parteien gewann nun an Fahrt. Zugleich war die Neuordnung der Wählerschaft zu den Parteien der Beginn des Endes der Dominanz der Demokratischen Partei im Kongress. Zwar hatte sich bereits ab Ende der 1960er-Jahre das Wahlverhalten bei den Präsidentschaftswahlen geändert, aber erst die Neuordnung in den 1980er-Jahren führte zu einer Schwächung der Demokraten bei den Kongresswahlen. 1994 gewannen die Republikaner das erste Mal nach rund vier ­Jahrzehnten die ­Mehrheit im Repräsentantenhaus.1

			Mit der Vollendung der Neusortierung der Wählerschaft zu den stärker polarisierten Parteien in den 1990er-Jahren war die Auseinanderentwicklung beider Lager allerdings weder auf Parteienebene noch in der Gesellschaft gestoppt. Auf republikanischer Seite führten besonders die Tea-Party-Bewegung und später der populistische Wahlkampf und die Präsidentschaft Donald Trumps zu einem weiteren Rechtsruck, während auf demokratischer Seite ein Linksruck folgte, der allen voran durch den populistischen Präsidentschaftswahlkampf des Senators Bernie Sanders vorangetrieben wurde. 

			Polarisierung der Parteien und der Gesellschaft

			Für die Messung der Polarisierung im Kongress wird üblicherweise das Abstimmungsverhalten von Abgeordneten bei Gesetzesentwürfen betrachtet und entlang einer ideologischen Dimension – von liberal bis konservativ – eingeordnet. Basierend auf dieser Messung, ist eine stetig steigende Polarisierung im Kongress seit Mitte der 1970er-Jahre festzustellen. Besonders im Repräsentantenhaus stieg die Polarisierung zwischen den Parteien seit den 1990er-Jahren, wobei sich vor allem für die Republikanische Partei ein deutlich konservativeres Abstimmungsverhalten verzeichnen lässt. Die Polarisierung zeigt sich darin, dass erstens beide Parteien zunehmend homogener abstimmen und zweitens die ideologische Distanz zwischen beiden Parteien zunimmt. So weist der konservativste Demokrat immer noch ein liberaleres Abstimmungsverhalten als der liberalste Republikaner auf. Während die Polarisierung der Parteien heutzutage vielerseits kritisiert wird, sollte allerdings nicht vergessen werden, dass in den 1940er- und 1950er-Jahren gerade die mangelnde Polarisierung und Schwäche der Parteien beklagt wurden, da hierdurch zum Beispiel Interessengruppen ungebändigt Einfluss auf die Gesetzgebung nehmen könnten.

			Mit Blick auf die politische Polarisierung der amerikanischen Gesellschaft ist zunächst zu konstatieren, dass unabhängige Wählerinnen und Wähler laut Umfragen nur eine Minderheit der amerikanischen Gesellschaft darstellen. Tendenzen der Polarisierung umfassen somit fast die gesamte Gesellschaft der Vereinigten Staaten. Zwar bezeichnen sich in Umfragen 38 Prozent der Befragten als Unabhängige, jedoch tendiert hiervon eine deutliche Mehrheit in Richtung einer der beiden Parteien. Da Unabhängige, die in Richtung einer Partei tendieren, fast alle Einstellungen der jeweiligen Wählerschaft einer Partei teilen, werden sie in Wahlanalysen fast immer der jeweiligen parteilichen Wählerschaft zugeordnet. Aus diesem Grund sind nur schätzungsweise sieben Prozent aller Amerikanerinnen und Amerikaner wirklich als Unabhängige zu bezeichnen. Da diese darüber hinaus seltener wählen, spielen sie üblicherweise eine geringere Rolle im politischen Prozess, können aber gegebenenfalls bei Wahlen das Zünglein an der Waage sein. Der größere Teil der amerikanischen Wählerschaft identifiziert sich mit oder tendiert zur Demokratischen Partei (48 Prozent) im Vergleich zu einem kleineren Teil, der sich als Republikaner und der Republikanischen Partei nahestehend sieht (39 Prozent).2

			Die zunehmende Polarisierung lässt sich des Weiteren an gegensätzlichen Ansichten in den allermeisten Politikfeldern erkennen. So befürwortet eine klare Mehrheit von 82 Prozent der Demokraten die legale Abtreibung in allen oder den meisten Fällen, während die Zustimmung bei Republikanern hierfür nur bei 36 Prozent liegt. Genauso fordern 86 Prozent der Demokraten striktere Waffengesetze, was nur 31 Prozent der Republikaner befürworten. Während 84 Prozent der Demokraten den globalen Klimawandel als Gefahr sehen, ist dies bei nur 27 Prozent der Republikaner der Fall. Ebenfalls sagen 81 Prozent der Demokraten, dass der Staat verantwortlich dafür sei, dass alle Amerikanerinnen und Amerikaner eine Krankenversicherung besitzen. Hingegen sehen 77 Prozent der Republikaner hierin keine Verantwortlichkeit des Staates. 83 Prozent der Demokraten im Vergleich zu nur 38 Prozent der Republikaner stimmen der Aussage zu, dass Einwanderinnen und Einwanderer das Land durch ihre harte Arbeit und Talente stärken. In Bezug auf Rassismus sagen 78 Prozent der Demokraten, dass das größere Problem Leute seien, die Rassismus nicht erkennen, wo er vorhanden sei. Hingegen sehen 78 Prozent der Republikaner die Leute, die Rassismus erkennen, wo keiner sei, als größeres Problem. Während 87 Prozent der Demokraten die Black-Lives-Matter-Bewegung unterstützen, lehnen 81 Prozent der Republikaner diese ab. 

			Die unterschiedlichen Ansichten von Demokraten und Republikanern zeigen sich auch deutlich bei dem Thema der Bekämpfung der Coronapandemie. So sind 87 Prozent der Demokraten der Ansicht, dass social distancing eine Menge helfe, die Ausbreitung des Coronavirus zu verhindern, während nur 47 Prozent der Republikaner diese Ansicht teilen. Auch teilen 87 Prozent der Demokraten die Sorge, dass Einzelstaaten eher zu schnell Einschränkungen im Zuge der Pandemie aufheben. Im Gegensatz hierzu sind 53 Prozent der Republikaner der Meinung, dass die Einschränkungen nicht schnell genug aufgehoben werden.

			Es sollte hierbei beachtet werden, dass die Polarisierung bezüglich der Einstellungen in den verschiedenen Politikfeldern zu unterschiedlichen Zeitpunkten einsetzte. Während sich zum Beispiel gegensätzliche Einstellungen gegenüber Abtreibung bereits Ende der 1980er-Jahre herausbildeten, begann eine deutliche Ausdifferenzierung der Meinungen über ­Einwanderung zwischen den Demokraten und Republikanern erst nach den Anschlägen vom 11. September.

			Doch nicht nur bei den Einstellungen, sondern auch bei der Priorisierung der unterschiedlichen Politikfelder ergeben sich Differenzen zwischen den demokratischen und republikanischen Wählerschaften. So sehen die Demokraten das Gesundheitssystem, Erziehung, das Sozialsystem und die Umwelt als die wichtigsten Themen, mit der sich die Regierung befassen sollte. Republikaner sehen hingegen den Terrorismus, die Wirtschaft, die Einwanderung und das Militär als die Topprioritäten. Eine besonders hohe Differenz zwischen den Republikanern und Demokraten über die Dringlichkeit eines Themas besteht bei Klimawandel (46 Prozentpunkte) und Umwelt (43 Prozentpunkte), aber auch bei Militär (34 Prozentpunkte), Terrorismus (30 Prozentpunkte) und Einwanderung (28 Prozentpunkte). Auch bei der Einschätzung, ob die Coronapandemie als ein sehr großes Problem anzusehen sei, zeigt sich eine deutliche Differenz zwischen Republikanern (37 Prozent) und Demokraten (76 Prozent). Hingegen besteht mehr Einigkeit darüber, dass die Wirtschaft, das Gesundheitssystem und das Sozialsystem eine hohe Priorität haben sollten. Dies bedeutet jedoch nicht, dass Republikaner und Demokraten gleiche Ansichten über die jeweiligen ­Themen besitzen.

			Die Polarisierung der Gesellschaft zeigt sich schließlich bereits bei der grundlegenden Verständigung zwischen den Demokraten und Republikanern. So stimmen Demokraten (72 Prozent) und Republikaner (77 Prozent) darin überein, dass sie sich nicht nur uneinig über Politikinhalte seien, sondern sich nicht einmal auf grundlegende Fakten einigen könnten. Es scheinen sich somit zunehmend zwei Lebenswelten in der amerikanischen Gesellschaft herauszubilden. Ergänzend hierzu entsteht eine Antipathie gegenüber dem anderen politischen Lager. So sehen Demokraten die Republikaner als engstirnig (75 Prozent) und unmoralisch (47 Prozent). Republikaner empfinden Demokraten ebenfalls als engstirnig (64 Prozent) und unmoralisch (55 Prozent), aber darüber hinaus auch als unpatriotisch (63 Prozent). Diese Antipathie drückt sich auch darin aus, dass Demokraten und Republikaner sich sozial distanzieren. So würden 73 Prozent der Demokraten und 47 der Republikaner, die Singles sind, keine Beziehung mit jemanden eingehen, der 2016 für Trump beziehungsweise Clinton gestimmt hatte.

			Ursachen und Folgen der Polarisierung

			Für die Polarisierung der Gesellschaft und der Parteien lassen sich unterschiedliche Ursachen benennen, die sich wechselseitig verstärken, was ­wiederum eine Überbrückung der Spaltung sichtlich erschwert. Erstens bedingen sich die Polarisierung der Gesellschaft und der Parteien gegenseitig. Während zunächst von den 1960er-Jahren bis in die 1990er-Jahre besonders die Polarisierung der Gesellschaft als Ursache für die Polarisierung der Parteien angesehen werden kann, scheint seit Ende der 1990er-Jahre zunehmend die Polarisierung zwischen den Parteien die Spaltung der Gesellschaft voranzutreiben. Die zunehmende feindliche politische Rhetorik und die Blockadepolitik im Kongress stehen hierfür beispielhaft. 

			Zweitens lässt sich die steigende soziale Ungleichheit als Ursache für die Polarisierung innerhalb der Wählerschaft und der Parteien nennen. Zum Beispiel weisen Einzelstaaten mit einer höheren sozialen Ungleichheit auch einen stärkeren Grad der Polarisierung auf. Auch wenn die Gründe dafür nicht ganz klar sind, liegt es nahe, dass soziale Ungleichheit zu einer stärkeren Polarisierung politischer Einstellungen der Gesellschaft beiträgt, was sich wiederum in der Wahl von Kongressabgeordneten widerspiegelt, die diese Einstellungen repräsentieren. So wurden in den letzten zwei Jahrzehnten besonders moderate Demokraten in den Kongressen von Einzelstaaten mit hoher sozialer Ungleichheit durch Republikaner ersetzt. Die steigende Zahl an konservativen Kongressabgeordneten und die politische Blockade aufgrund der zunehmenden Polarisierung verhindern wiederum die Umsetzung einer Verteilungspolitik zur Bekämpfung der sozialen Ungleichheit, wodurch langfristig die soziale Ungleichheit und damit wiederum die Polarisierung zunehmen.3

			Drittens werden institutionelle Gründe für die Polarisierung der Parteien angeführt. Häufig wird argumentiert, dass die Polarisierung der Parteien aufgrund der Vorwahlen (primaries) zugenommen habe, da vor allem Parteianhängerinnen und -anhänger mit extremeren politischen Einstellungen ihre Stimme in den primaries abgeben und dementsprechend ideologischere Kandidatinnen und Kandidaten für politische Ämter wählen. Des Weiteren begünstige das sogenannte gerrymandering eine Polarisierung der Parteien, da hierdurch zum einen die Wahl für viele Wahlkreise des Repräsentantenhauses bereits durch die ideologischere Kernwählerschaft in den Vorwahlen entschieden wird und zum anderen Kongressabgeordnete ihre Wahlchancen steigern, indem sie sich auf ihre parteilichen Wählergruppen fokussieren. Aber auch die Abschaffung parlamentarischer Praktiken wie earmarks und pork barrels verstärke die Polarisierung im Kongress. Bei beidem handelte es sich um Maßnahmen in einem Ausgabengesetzesentwurf, die gezielt einen spezifischen Wahlkreis begünstigen. Hierdurch soll wiederum die Stimme eines Kongressabgeordneten dieses Wahlkreises für einen anderen Gesetzesentwurf gesichert werden. Während earmarks und pork barrels auf den ersten Blick anrüchig wirken, konnte mithilfe dieser Praktiken einfacher ein überparteilicher Konsens gesichert werden.

			Viertens liegt es nahe, dass die Medien die Polarisierung in Gesellschaft und Politik verstärken. Mit dem Abstieg der Printmedien und dem Aufstieg zunächst des Fernsehens und später des Internets hat nicht nur der ­professionelle Journalismus gelitten, sondern es bilden sich auch zunehmend echo chambers heraus, wobei die Leser- und Zuschauerschaft immer häufiger ausschließlich Informationen von Quellen der gleichen ideologischen Orientierung beziehen. Verstärkt wird dieser Prozess durch sogenannte ­filter bubbles in den sozialen Medien, die über Algorithmen und das vorherige Onlinesuchverhalten ihren Nutzerinnen und Nutzern überwiegend ähnliche Inhalte herausfiltern und bereitstellen. Dabei sollte allerdings nicht außer Acht gelassen werden, dass sich die Medien auch an der Nachfrage einer polarisierten Gesellschaft ausrichten und somit auch Folge einer polarisierten Gesellschaft sind.

			Mit Blick auf weitere Folgen einer zunehmend polarisierten Gesellschaft und Politik sind vor allem die Politikblockade in Washington, der ­Verlust an demokratischer Kontrolle und ein Vertrauensverlust der Öffentlichkeit in politische Institutionen zu nennen. Da die präsidentielle Demokratie der Vereinigten Staaten durch eine besonders strikte Gewaltenteilung (checks and balances) gekennzeichnet ist, führt eine Polarisierung der Parteien verstärkt zu einer Blockade bei der Gesetzgebung, insbesondere notwendiger struktureller Reformen. Zugleich hemmt sie die Kontrollfunktionen des Kongresses gegenüber der Exekutive beziehungsweise führt zu einem ­verstärkten Missbrauch von Kontrollinstrumenten für ­parteipolitische Zwecke – je nachdem, ob der Präsident von der eignen oder gegnerischen Partei stammt. Zu guter Letzt verursacht eine fehlende Konsensbereitschaft einen Vertrauensverlust in politische Institutionen, insbesondere den Kongress, in dem sich die parteipolitische Spaltung am deutlichsten zeigt. Das Vertrauen in das Präsidentenamt und den Supreme Court bleibt zwar relativ stabil, jedoch schwankt es stets unter den republikanischen und demokratischen Wählerinnen und Wählern in Abhängigkeit von der ­Parteizugehörigkeit des ­Präsidenten.

			Die Polarisierung der Gesellschaft und Politik verursacht somit einen Teufelskreis. Indem sie die Gefahr einer Politikblockade verstärkt und das öffentliche Vertrauen in den Kongress untergräbt, beraubt sie dem politischen System mehr und mehr die Fähigkeit und Legitimation, notwendige Reformen, darunter des Wahlsystems, durchzuführen, um der Spaltung in der Gesellschaft und Politik Einhalt zu gebieten.

			Anmerkungen
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			Manfred Berg

			Populismus als Konstante der politischen Kultur

			Populismus ist im zurückliegenden Jahrzehnt zu einem Leitbegriff der politischen Publizistik geworden, der sich allerdings einer klaren Definition entzieht. Als polemischer Begriff soll er vor Demagogie und einer »­Tyrannei der Mehrheit« warnen. Als wissenschaftliches Konzept dient Populismus als Sammelbezeichnung für Bewegungen, die Politik als moralischen Konflikt zwischen korrupten und undemokratischen »­Eliten« einerseits und dem als homogen verstandenen »Volk« andererseits inszenieren. ­Krisen und Missstände erklären die Populisten häufig mit Verschwörungs­theorien, Demokratie reduzieren sie auf die ­plebiszitär legitimierte Durchsetzung des vermeintlichen Volkswillens. Die politisch-ideologischen Ziele des Populismus sind vage und flexibel und gerade deshalb geeignet, ­Protest und Unzufriedenheit zu bündeln. Versuche, das Phänomen auf rechte Protestbewegungen mit autoritären und nationalistischen Botschaften einzugrenzen, ignorieren die erheblichen Schnittmengen zwischen ­rechter und linker Globalisierungskritik sowie dezidierte Forderungen nach einem kraftvollen linken Populismus, etwa durch die Politikwissenschaftlerin Chantal Mouffe. Während Rechtspopulisten das Volk als ethnokulturelle Gemeinschaft definieren, betonen ­Linkspopulisten die ­gemeinsamen sozioökonomischen Interessen der »neunundneunzig Prozent«, wie die eingängige Parole der Occupy-Wall-Street-Bewegung zu Beginn der 2010er-Jahre lautete.

			Der Populismus spiegelt eine tiefe Vertrauenskrise der repräsentativen Demokratie wider, doch ist umstritten, ob er diese tatsächlich in ihrem Kern bedroht oder im Gegenteil ein Ventil für legitime Partizipationsansprüche eröffnet. Wo Rechtspopulisten wie in Ungarn und Polen Mehrheiten erringen, versuchen sie, Pressefreiheit und Gewaltenteilung einzuschränken. Nach der überraschenden Wahl Donald Trumps zum US-Präsidenten warnten führende liberale Intellektuelle, auch die amerikanische Demokratie könnte der autoritären Versuchung erliegen. Andere Stimmen insistierten jedoch darauf, dass Trumps Wahlsieg den Wählerwillen repräsentiere und zudem in einer langen Tradition stehe, die bis auf die Präsidenten Thomas Jefferson (1801-09) und Andrew Jackson (1829-37) zurückgeht und in deren Mittelpunkt der common man steht. Trump hat sich ausdrücklich in die Nachfolge Jacksons gestellt, dem er bescheinigte, »die vergessenen Männer und Frauen gegen die arroganten Eliten« verteidigt zu haben.1 So liquidierte Jackson 1833 die US-Zentralbank, weil er sie für eine plutokratische Institution hielt.

			Ursprünge des Populismus im 19. Jahrhundert

			In der Ära der Jacksonian Democracy, die Alexis de Tocqueville in seinem berühmten Werk Über die Demokratie in Amerika (1835) beschrieb, bildeten sich die Grundlagen der populistischen politischen Kultur heraus, die die Neue Welt markant von der Alten unterschied. In Amerika verband sich der Glaube an die moralische Integrität und politische Weisheit des Volkes mit der Forderung nach umfassender Selbstregierung. Das Volk war idealiter die egalitäre Gemeinschaft weißer Männer, die als Farmer und Handwerker von ihrer Hände Arbeit lebten und vor gierigen Kapitalisten und korrupten Politikern auf der Hut sein mussten. Andrew Jackson inszenierte sich als Mann der Tat, der sich im Interesse des Volkes, wenn nötig, auch über das Recht hinwegsetzte. Während seiner Präsidentschaft gingen die Ausweitung des Wahlrechts und wirtschaftlicher Chancengleichheit für weiße Männer einher mit der Expansion der Sklaverei und der Vertreibung der Ureinwohner. Zum Zeitgeist der Jacksonian Democracy gehörte auch eine Welle der Lynchjustiz, die oft als souveränes Recht des Volkes gerechtfertigt wurde.

			Nicht nur bildete sich in Amerika schon früh die Verbindung zwischen Massendemokratie und populistischem Politikstil aus, die USA waren auch das erste Land, in dem sich die Anhänger einer politischen Bewegung selbst als »Populists« bezeichneten. Ab den 1880er-Jahren schwoll die Unzufriedenheit der Farmer in den Staaten der Great Plains und des Südens zu einer breiten Protestbewegung gegen die monopolistischen Eisenbahngesellschaften, den Goldstandard und die Schutzzollpolitik an, die die Populisten für die Misere der US-Landwirtschaft verantwortlich machten. Die populistische Revolte, die anfänglich sogar die Rassenschranke überwand, kulminierte 1891 in der Gründung der People’s Party, die zeitweilig das Zweiparteiensystem aufbrechen konnte. Schließlich übernahm die Demokratische Partei jedoch den Großteil ihrer Forderungen; im Süden wurden die Populisten zum Teil mit Gewalt und Wahlbetrug unterdrückt.

			Die Populists galten lange als rückwärtsgewandte Agrarromantiker, die neuere Geschichtsschreibung sieht sie dagegen als fortschrittliche Bewegung, die den Kapitalismus zähmen wollte und demokratische Reformen wie die Direktwahl der US-Senatoren forderte. Manche US-Historiker plädieren daher für eine strikte Unterscheidung zwischen der progressiven amerikanischen Tradition des Populismus und den nationalistischen und nativistischen Bewegungen der Gegenwart. Auch sie müssen jedoch einräumen, dass der Populismus des späten 19. Jahrhunderts nicht zuletzt am Rassismus der weißen Populisten scheiterte, der einer Koalition von weißen und schwarzen Farmern auf der Basis gemeinsamer wirtschaftlicher Interessen den Boden entzog. 

			Populistische Strömungen im 20. Jahrhundert

			Das Grundmuster des Populismus, das Volk zum Opfer selbstsüchtiger und unpatriotischer Eliten zu stilisieren, findet sich in nahezu allen großen Debatten der US-Politikgeschichte. Nach dem Ersten Weltkrieg polemisierten die sogenannten Isolationisten gegen den Beitritt der USA zum Völkerbund, weil dieser das amerikanische Volk angeblich dem internationalen Großkapital ausliefern und Millionen Einwanderern aus Asien die Tore öffnen werde. Während der Großen Depression erlebte der amerikanische Populismus eine Blütezeit, denn das Massenelend schien den Verdacht zu bestätigen, dass sich profitgierige Kapitalisten auf Kosten des Volkes bereicherten. Auch das als New Deal bezeichnete Konjunktur- und-Reform-Programm von Präsident Franklin D. Roosevelt vermochte die Krise nicht nachhaltig zu überwinden. Radikale Kritiker des New Deal versuchten, Roosevelt durch konfiskatorische Umverteilungspläne zu übertrumpfen. 

			Unter den zahlreichen Stimmen des Protestes gegen den New Deal ragten zwei Figuren besonders hervor: der katholische Radiopriester Charles Coughlin und der Gouverneur von Louisiana Huey Long, die eine beträchtliche Massengefolgschaft hinter sich versammeln konnten. Beide unterstützten anfänglich den New Deal, wandten sich dann aber gegen Roosevelt, den sie als Handlanger der Geldaristokratie schmähten. Seine Gegner warfen Long vor, Louisiana wie ein Diktator zu regieren, und sahen in ihm einen potenziellen amerikanischen Hitler. Longs Pläne, 1936 für die Präsidentschaft zu kandidieren, machte ein ­Attentäter zunichte, der ihn im September 1935 aus persönlicher Rache erschoss. Charles Coughlins Tiraden gegen das internationale Finanzkapital wurden Ende der 1930er-Jahre immer antisemitischer, aus seinen Sympathien für Mussolini und Hitler machte der Priester keinen Hehl. Die Amtskirche beobachtete seine Agitation mit wachsendem Missvergnügen, gebot ihm aber erst 1941 Einhalt. 

			Dass seine populistischen Herausforderer Roosevelt nicht ernsthaft gefährden konnten, lag nicht zuletzt daran, dass der charismatische Präsident das neue Medium Radio ebenso meisterlich beherrschte wie die Rhetorik des Populismus. Die konservativen Gegner des New Deal attackierte er als »Royalisten«, die das amerikanische Volk in wirtschaftliche Sklaverei zwingen wollten. 

			Der Triumph der USA im Zweiten Weltkrieg schuf die wirtschaftlichen und politischen Voraussetzungen für einen neuen Konsens über das demokratisch-kapitalistische Gesellschaftsmodell, der von einer wachsenden und prosperierenden weißen Mittelklasse getragen wurde. Vor dem Hintergrund der ideologischen Konfrontation des Kalten Krieges richtete sich das Misstrauen nicht mehr gegen die Wirtschaftsführer, sondern gegen liberale, intellektuelle Eliten in Politik und Kultur, die verdächtigt wurden, mit dem Kommunismus und der Sowjetunion zu sympathisieren. Senator Joseph McCarthy aus Wisconsin, der bekannteste Protagonist der antikommunistischen Hysterie des frühen Kalten Krieges, warnte gar vor der »größten Verschwörung der Menschheitsgeschichte«. Dass McCarthys An­­schuldigungen meist frei erfunden waren, tat seiner Popularität keinen Abbruch. Beim McCarthyismus ging es nur vordergründig um Spionage und nationale Sicher­heit, im Kern handelte es sich um einen populistischen Kulturkampf des patriotischen, gottesfürchtigen Middle America, für das der Kommunismus zum Inbegriff aller tatsächlichen und eingebildeten Be­­drohungen des American way of life geworden war.

			Die antikommunistische Rechte hatte allerdings kein Monopol auf das populistische Idiom, denn auch die Neue Linke der 1960er-Jahre bekämpfte das liberale »Establishment« unter dem Schlachtruf »Power to the People!«. Dem bürokratischen Wohlfahrtsstaat und den vermeintlich korrumpierten repräsentativen Institutionen setzte sie die Forderung nach »partizipatorischer Demokratie« entgegen, wie sie zumindest ansatzweise in der schwarzen Bürgerrechtsbewegung praktiziert wurde. Der Anspruch der New Left, für das Volk zu sprechen, war jedoch allein aufgrund ihrer überwiegend studentisch-elitären Basis fragwürdig. 

			Tatsächlich zeigten sich gerade die weißen Arbeiter- und Mittelschichten, die in den Jahrzehnten zuvor das Rückgrat der demokratischen New-Deal-Koalition gebildet hatten, eher für rechtspopulistische Botschaften empfänglich. Diese Wählerinnen und Wähler umwarb George Wallace, Ex-Gouverneur von Alabama, der kompromisslos die Rassentrennung verteidigte und als Anwalt der kleinen (weißen) Leute auftrat, die genug hätten von »Eierköpfen im Elfenbeinturm« und liberalen Heuchlern, die einfachen Weißen die Rassenintegration aufzwingen wollten, aber ihre eigenen Kinder auf teure Privatschulen schickten. Wallace suchte bewusst die Provokation und appellierte an die Ängste und Ressentiments einer durch Rassenunruhen, Frauenemanzipation und den nicht gewinnbaren Vietnamkrieg tief verunsicherten Wählerschaft.

			Auch der republikanische Präsidentschaftskandidat Richard Nixon hofierte bei den Wahlen 1968 erfolgreich die »schweigende Mehrheit« der gesetzestreuen, hart arbeitenden ­Amerikanerinnen und Amerikaner, die ihr sauer verdientes Geld nicht für teure Sozialprogramme verschwenden wollten und angesichts der rasant steigenden Kriminalität mehr Polizei und sichere Straßen forderten. Die Präsidentschaftswahlen 1968, bei denen rund 57 Prozent der Wählerinnen und Wähler für Nixon (43,4 Prozent) beziehungsweise für Wallace (13,5 Prozent) stimmten, markieren in der Rückschau eine politische Zeitenwende. Der republikanische Stratege und Wahlkampfberater Nixons, Kevin ­Phillips, diagnostizierte »eine populistische Revolte der amerikanischen Massen […] gegen die Kaste der Mandarine des liberalen Establishments«. Um sich langfristig Mehrheiten zu sichern, empfahl er seiner Partei, konsequent auf die »negrophoben Weißen« des Südens zu setzen.2 Diese »Südstaatenstrategie« trug in den kommenden Jahrzehnten reiche Früchte. Ab den 1970er-Jahren gewannen die Republikaner schrittweise die Vorherrschaft im Süden und wurden zum Sammelbecken all derjenigen weißen Amerikanerinnen und Amerikaner, die glaubten, die Fortschritte der nicht weißen Minderheiten gingen auf ihre Kosten. Zugleich befeuerte die Partei die berüchtigten »Kulturkriege« über Schulgebet, Abtreibung, Homosexualität, Waffenbesitz und Minderheitenförderung.

			Auch die Demokraten veränderten ihr Gesicht. Zunehmend bildeten ethnische Minderheiten und gut ausgebildete, liberale Weiße an den Küsten und in den Metropolregionen das Rückgrat der demokratischen Wählerkoa­lition, der allein aufgrund der demografischen Entwicklung die Zukunft gehören würde, wie die Wahlsiege des ersten afroamerikanischen Präsidenten Barack Obama 2008 und 2012 eindrucksvoll zu bestätigen schienen, bis 2016 das böse Erwachen kam, als die Staaten des »Rostgürtels« den Ausschlag zugunsten Donald Trumps gaben. Traditionelle New-Deal-Liberale hatten seit Langem gewarnt, die Demokratische Partei kümmere sich zu viel um ethnische und sexuelle Minderheiten und zu wenig um ihre blue-collar-Stammwählerschaft.

			Triebkräfte des Populismus im 21. Jahrhundert

			Es wäre allerdings irreführend, Trumps Erfolg – und den Erfolg rechtspopulistischer Bewegungen in Europa – allein auf den wirtschaftlichen Niedergang der sogenannten Globalisierungsverlierer und die wachsende Ungleichheit zurückzuführen, zumal sich die Anhängerschaft populistischer Bewegungen keineswegs vornehmlich aus den ökonomisch schwächsten Schichten rekrutiert. Die meisten Analysen zum Populismus sehen kulturelle Überfremdungsängste und Masseneinwanderung als mindestens ebenso starke Triebkräfte. Die demografische Transformation der westlichen Gesellschaften – seit 1960 ist in den USA der Anteil der weißen Bevölkerung von knapp 90 auf rund 60 Prozent gefallen, um die Mitte des 21. Jahrhunderts werden Weiße nur noch die größte ethnische Minderheit sein – geht mit massiven Ängsten vor dem Verlust kultureller und politischer Identität einher. Donald Trumps Versprechen »Make America great again!« wird von vielen Anhängerinnen und Anhängern auch als Versprechen verstanden, die weiße Hegemonie wiederherzustellen. Dieses Versprechen ist erkennbar illusionär. Doch auch die Erwartung, dass die demografische Transformation lediglich eine Frage der Gewöhnung ist, bis sich ein neuer multiethnischer, demokratischer Konsens etabliert hat, könnte sich als zu optimistisch erweisen.

			Neben ökonomischen und kulturellen Verlustängsten befeuert die mediale Revolution die populistische Revolte. Ab den 1980er-Jahren brachen neue Formate wie Kabelfernsehen und Talk-Radio das Informations- und Deutungsmonopol der großen Fernsehsender und perfektionierten politische Agitation als Geschäftsmodell. Das Internet und die sozialen Medien haben die Kosten der Kommunikation dramatisch gesenkt und ermöglichen es jeder Nutzerin und jedem Nutzer, sich an Debatten und Kampagnen zu beteiligen. Anfängliche Hoffnungen auf ein Goldenes Zeitalter der Partizipation und Transparenz sind inzwischen der Einsicht in das destruktive Potenzial der neuen Medien gewichen, in denen ungeprüfte Behauptungen auf Knopfdruck millionenfach und global verbreitet werden können. Ohne Plattformen wie Breitbart News und den Kurznachrichtendienst Twitter ist Trumps Wahlerfolg kaum vorstellbar. Der ehemalige Reality-TV-Star Trump profitierte darüber hinaus davon, dass die Grenze zwischen Information und Unterhaltung immer fließender wird und das Publikum Tabubrüche nicht nur als politisch befreiend, sondern auch als Entertainment empfindet.

			Die Hoffnung, der Populismus möge sich als vorübergehendes Krisenphänomen erweisen, dürfte aus mehreren Gründen trügen. So ist nicht zu erwarten, dass die Problemkonstellation aus Globalisierung, demografischem Wandel und Kommunikationsrevolution in absehbarer Zeit verschwinden wird. Auch die rasante Veränderung der Parteienlandschaft in den westlichen Demokratien wird fortschreiten, wobei das einbetonierte Zweiparteiensystem der USA Stabilität eher vortäuscht. Die Polarisierung zwischen den Republikanern als Partei der konservativen, nationalistischen Weißen und den Demokraten als Partei der liberalen Eliten und ethnischen Minderheiten ist bereits seit mehreren Jahrzehnten im Gange und hat das Konfliktmuster für andere Demokratien vorgezeichnet.

			Dass die relativ knappe Niederlage Donald Trumps bei den Präsidentschaftswahlen im November 2020 den Niedergang des Rechtspopulismus in Amerika einleiten wird, ist höchst unwahrscheinlich. Im Gegenteil ist es Trump gelungen, sein Wahlergebnis von 2016 noch einmal um acht Millionen Stimmen zu steigern. Die Mobilisierungskraft seiner populistischen Botschaften erweist sich in einer politischen Kultur, in der selbst über grundlegende Fakten kaum noch Konsens herzustellen ist, als ungebrochen. Es bleibt abzuwarten, welche Dynamik sich aus dem Mythos, dem »Volk« sei die Wahl »gestohlen« worden, entwickeln wird.

			Vor allem aber wird der Populismus allein deshalb nicht verschwinden, weil er, wie insbesondere die Politikgeschichte der USA zeigt, der modernen Massendemokratie eingeschrieben ist. Die demokratischen Versprechen auf Gleichheit, Emanzipation und Partizipation sind tendenziell eliten- und autoritätsskeptisch. Im besten Fall ist der Populismus daher ein belebendes Korrektiv zu technokratischer Erstarrung des politischen Systems, im schlimmsten Fall öffnet er Demagogie und Autoritarismus die Türen. Ob sich die checks and balances des politischen Systems der USA gegenüber dieser Versuchung auch zukünftig als wirksame Barriere erweisen werden, ist keinesfalls ausgemacht.

			Anmerkungen
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			Einwanderung und Demografie

			Die Begriffe »Einwanderung« und »Vereinigte Staaten« haben sich in ihrer Bedeutung im Lauf der vergangenen 250 Jahre erheblich verändert, was eine Betrachtung von Einwanderung und Demografie sowie deren historischen Entwicklungen in den USA erschwert. Als 1790 die erste Volkszählung in der noch jungen Republik durchgeführt wurde, betrug die Fläche des Landes etwa 2,2 Millionen Quadratkilometer und die Einwohnerzahl lag bei knapp unter vier Millionen. 2020 ist die Bevölkerung auf 330 Millionen angestiegen; sie lebt auf einem Territorium, das seit der Gründung der Vereinigten Staaten durch Eroberung, Kriege und Abkommen auf 9,8 Millionen Quadratkilometer angewachsen ist.

			Der Anstieg der Bevölkerung und die Ausdehnung des Territoriums brachten auch einen Bevölkerungsaustausch mit sich. Das Land wurde von Engländern besiedelt und damit als weiße Kolonie in einem Gebiet errichtet, das eigentlich den dort lebenden Ureinwohnern gehörte. »Einwanderung« wurde in diesem Zusammenhang als Einwanderung von Weißen definiert. Von den vier Millionen Einwohnern, die bei der ersten Volkszählung 1790 erfasst wurden, waren etwa drei Viertel weiße Einwanderer oder deren Nachkommen; sie galten als Bürger der jungen Republik. Auch 760.000 Schwarze wurden gezählt, davon 60.000 Freie und 700.000 Sklaven, die vom Bürgerrecht ausgeschlossen waren. 1860 hatte sich das Territorium auf fast 7,8 Millionen Quadratkilometer erweitert, die Zahl der weißen Einwohner war auf 27 Millionen gestiegen, die der schwarzen auf 4,5 Millionen, darunter vier Millionen Sklaven. Allen Schwarzen blieben nach wie vor die Bürgerrechte versagt.

			Der Wunsch der Kolonisten, die Einwanderung zu fördern, war untrennbar mit dem Verlangen verknüpft, das Land der Ureinwohner zu besiedeln. Ein Auslöser der Amerikanischen Revolution war die Unzufriedenheit der Kolonisten mit einer Proklamation der britischen Krone von 1763, die den Ureinwohnern ein Gebiet westlich der Appalachen zugesprochen und die Neuansiedlung weißer Siedler in diesem Gebiet eingeschränkt hatte.

			Die Unabhängigkeitserklärung von 1776 zeigt die Bedeutung von Einwanderung, Expansion und Vertreibung, die eng miteinander verknüpft waren. In einer Auflistung der Vergehen des britischen Königs, die nach Einschätzung der Unterzeichnenden eine Revolution rechtfertigten, wurde als Beispiel für dessen Niedertracht Folgendes angeführt: »Er war bestrebt, die Besiedlung unserer Staaten zu hemmen; zu diesem Zweck hat er den Vollzug der Einbürgerungsgesetze für Ausländer behindert, er hat sich geweigert, andere Gesetze zu verabschieden, welche deren Einwanderung fördern sollten, und er hat die Bedingungen des Neuerwerbs von Land erschwert.«1 Hier zeigt sich eine eindeutige Verbindung: Die Einbürgerung von Ausländern, die Förderung der Einwanderung und die Aneignung von Land waren unverzichtbare Bestandteile der Kolonisierung.

			Die Ureinwohner

			Die historisch-demografische Forschung schätzt die Zahl der präkolumbianischen Ureinwohner im heutigen Territorium der USA auf fünf bis zehn Millionen. Der Historiker Russell Thornton geht davon aus, dass ihre Zahl bis zum Jahr 1800 auf 600.000 zurückging und 1900 ihren Tiefpunkt mit 237.000 Personen erreichte.2 Die Volkszählung von 1860 war die erste, die einen Großteil der heutigen westlichen Staaten der USA mit umfasste und auch die Ureinwohner berücksichtigte – allerdings nur die steuerpflichtigen. Ureinwohner in Reservaten oder außerhalb der politischen Kontrolle der USA stellten sicher die Mehrheit, finden sich jedoch nicht bei den für 1860 aufgeführten 44.000 Personen. 

			Die Ursache für die bis zum Ende des 19. Jahrhunderts anhaltende demografische Katastrophe waren in den USA wie in den übrigen Ländern Nord- und Lateinamerikas hauptsächlich Epidemien, die durch von Europäern eingeschleppte Erreger ausgelöst wurden, gegen die die Ureinwohner keine Immunität aufgebaut hatten. Als weitere Faktoren kamen Kriege, Völkermord, Vertreibung, Versklavung und Deportation hinzu. Auch die anschließende demografische Erholung hatte komplexe Ursachen, unter anderem einen Anstieg der Fruchtbarkeit und einen Rückgang der Sterblichkeit.

			Seit 1960 vertraut man bei der Volkszählung auf die Selbstauskunft, welcher Volksgruppe ein Bürger zugehört. In Kombination mit einer zunehmenden politischen Mobilisierung führte dies zu einem deutlichen Anstieg der Ureinwohnerzahlen in den folgenden Jahrzehnten. Zu Beginn des 21. Jahrhunderts lebten etwa 60 Prozent der 6,7 Millionen amerikanischen Ureinwohner in Städten und nur noch 22 Prozent in Reservaten. Doch durch die Urbanisierung wurden Identität, Kultur und politisches Engagement der Ureinwohner nicht untergraben, sondern neu belebt. Wie der Historiker Douglas K. Miller in seinem Buch Indians on the Move (2019) zeigt, nutzten die Ureinwohner die politischen Umsiedlungsprogramme für ihre Zwecke, indem sie etwa mit neuen Fertigkeiten und Ressourcen in die Reservate zurückkehrten.

			Die weiße Bevölkerung

			Seit der Ankunft der weißen Siedler und der Gründung der ersten dauerhaften Kolonie 1607 wuchs die weiße Bevölkerung aufgrund von Zuwanderung und Reproduktion schnell. Nach der Unabhängigkeit stieg die weiße Zuwanderung massiv an – bedingt durch direkte Anwerbungen, eine Politik, die den Neuankömmlingen »Indianerland« in Aussicht stellte, den erhöhten Arbeitskräftebedarf in der Industrie sowie politische Unruhen und Wirtschaftskrisen in Irland, Deutschland und anderen europäischen Ländern. Die überwältigende Mehrheit der 33,7 Millionen Einwanderer, die zwischen 1819 und 1920 in die USA kamen, stammte aus Europa. Der Anteil der Einwanderer an der Gesamtbevölkerung erreichte 1910 mit 14,7 Prozent einen historischen Höchststand.3

			Im frühen 20. Jahrhundert wurde die Einwanderung stärker geregelt. In der Geschichte der amerikanischen Einwanderung fällt der Zeitraum von 1917 bis 1965 vor allem aufgrund seiner rassistischen und restriktiven Gesetze und einer Haltung auf, die sich zuvor gegen Nichtweiße richtete, nun aber erstmals auch auf Europäer angewandt wurde. 1917 wurden erstmals Beschränkungen für europäische Einwanderer eingeführt und mit den Einwanderungsquoten von 1921 und 1924 auf Grundlage der Nationalität wurde die Zahl der Einwanderer süd- und osteuropäischer Herkunft drastisch begrenzt; Einwanderer aus Nord- und Westeuropa wurden hingegen bevorzugt. Die beiden Weltkriege und die Weltwirtschaftskrise trugen zu einer wachsenden Fremdenfeindlichkeit bei; die Zahl der Einwanderer ging weiter zurück.

			In den Jahren 1945 bis 1965 betrug die Gesamtzahl der Einwanderer drei Millionen pro Jahrzehnt, von denen die meisten immer noch aus Europa stammten. Als mit dem Immigration and Nationality Act von 1965 ein einheitliches Quotensystem eingeführt wurde, das einem Großteil der Einwohner nicht weißer Länder, die bisher von der Einwanderung ausgeschlossen waren, den Zugang in die USA ermöglichte, war der Zustrom der Einwanderer aus Europa bereits zu einem dünnen Rinnsal geworden. In den 1990er-Jahren sorgten die Auflösung der Sowjetunion und der politische Umbruch in Osteuropa für eine neue Einwanderungswelle.

			Die schwarze Bevölkerung

			Bei der afrikanischstämmigen Bevölkerung in den USA kann man nicht von einer Einwanderung im klassischen Sinn sprechen, vielmehr wurden Afrikaner aus ihrer Heimat entführt, versklavt und nach Amerika verschleppt. Der Handel mit versklavten Afrikanern wurde 1807 offiziell verboten, doch bis zu einer Änderung der Einbürgerungs- und Bürgerrechtsgesetze infolge des Bürgerkriegs blieb Schwarzen die amerikanische Staatsbürgerschaft verwehrt.

			Die Zahl der Afrikaner, die vor der Gründung der USA nach Britisch-Nordamerika verschleppt wurden, wird auf 350.000 bis 650.000 geschätzt. Mit dem Louisiana Purchase von 1803, mit dem die USA diese ehemalige Kolonie von Frankreich erwarb, kamen neben dem Territorium auch eine heterogene Bevölkerung von etwa 60.000 Ureinwohnern, Weißen, freien und versklavten Schwarzen und Personen gemischter Abstammung hinzu. Nach 1807 kamen kaum noch Schwarze ins Land, durch natürliche Reproduktion wuchs die schwarze Bevölkerung bis 1860 auf 4,5 Millionen an. Bei der großen Mehrheit handelte es sich um Sklaven (1860 waren es vier Millionen), die in den von der Plantagenwirtschaft geprägten Südstaaten lebten. Im Jahr 1900 waren 15 Prozent der amerikanischen Gesamtbevölkerung nicht weiß; von ihnen waren wiederum 96 Prozent schwarz.

			Nach der Abschaffung der Sklaverei 1865 blieben die meisten Schwarzen im Süden, bis die europäische Einwanderung durch den Ersten Weltkrieg zum Erliegen kam, gleichzeitig aber der Bedarf an Arbeitskräften in den Fabriken im Norden und Westen der USA stieg. Im Rahmen der Great Migration wanderten Hunderttausende Afroamerikaner von den 1920er- bis zu den 1960er-Jahren aus dem ländlichen Süden in die Industriezentren des Nordens und Westens. 1950 waren die meisten Schwarzen nicht mehr auf dem Land ansässig, sondern lebten in den Städten, ein Drittel außerhalb der Südstaaten. Im Norden lebten sie in Sozialwohnungsbauten und Gebäuden in separaten Vierteln, von denen viele im späteren 20. Jahrhundert im Rahmen von Stadtentwicklungsprojekten abgerissen oder im 21. Jahrhundert nach Zwangsräumungen und -vollstreckungen dem Verfall preisgegeben wurden.

			Die Reformen nach dem Bürgerkrieg, mit denen die Bürgerrechte der schwarzen Bevölkerung erweitert werden sollten, veränderten die rechtliche Stellung der Schwarzen auf zweifache Weise. Der 14. Zusatzartikel zur Verfassung der Vereinigten Staaten von 1868 definierte die Staatbürgerschaft anhand des Geburtsrechts, wodurch sie automatisch für alle galt, die im Land geboren worden waren (mit Ausnahme der Ureinwohner). 1870 wurde dann auch das Einbürgerungsgesetz ergänzt, sodass »Personen afrikanischer Herkunft und afrikanischer Abstammung« amerikanische Staatsbürger werden konnten (Naturalization Act). Dennoch blieb die Einwanderung von Schwarzen in die USA über Jahrzehnte niedrig.

			Nach dem Ersten Weltkrieg lockten dieselben Faktoren, die Schwarze aus den Südstaaten in die Städte zogen, auch viele schwarze Einwanderer aus der Karibik nach Harlem und in andere Enklaven im Norden. Mit dem Immigration and Nationality Act von 1965 wurden »rassische« und nationale Beschränkungen aufgehoben, wurde eine einheitliche Quote für alle Länder vereinbart und wurden Prioritäten bei der Auswahl der Einwanderer festgelegt: So wurde die Familienzusammenführung vorrangig behandelt, ebenso Personen mit Facharbeiterqualifikationen und politische Flüchtlinge. Zur gleichen Zeit entwickelte sich Afrika aufgrund der Dekolonisation zu einem Kontinent eigenständiger Staaten, die nun ebenfalls die neuen Quoten in Anspruch nehmen konnten.

			Die Autoren des Gesetzes von 1965 waren davon ausgegangen, dass die drei Prioritätskategorien weiterhin europäische Einwanderer bevorzugen würden; doch das Gegenteil war der Fall. Der Zustrom nach 1965 wurde von Einwanderern aus dem Globalen Süden dominiert. Auch vom ­Refugee Act von 1980 profitierten hauptsächlich Flüchtlinge aus Ländern des Globalen Südens. Die wichtigsten Herkunftsregionen der Einwanderer nach 1945 waren Lateinamerika (einschließlich der Personen afrolateinamerikanischer und afrokaribischer Herkunft) und Asien, doch auch die Zahl der Einwanderer aus Afrika stieg. 1970 lebten in den USA 70.000 neu zugewanderte Afrikaner, 2015 waren es 2,1 Millionen. Afrikaner stellten 4,8 Prozent der Einwanderer und 37 Prozent der Flüchtlinge. 2019 lebten in den USA außerdem 4,4 Millionen Einwanderer aus der Karibik, die etwa zehn Prozent der Gesamtzahl der Einwanderer bilden, und weitere vier Millionen Menschen karibischer Abstammung. Die meisten waren schwarz oder gemischter Abstammung.

			Die asiatische und lateinamerikanische Bevölkerung

			Asiatische und lateinamerikanische Einwanderer wurden von den amerikanischen Einwanderungsgesetzen historisch ganz unterschiedlich behandelt, aufgrund der »rassischen« Ausrichtung der Gesetze gibt es jedoch auch einige Gemeinsamkeiten. Vor der Einführung der Staatsbürgerschaft auf Grundlage des Geburtsrechts von 1868 gab es keine Beschränkungen für die Einwanderung in die USA. Die Staatsbürgerschaft war allein den Weißen vorbehalten, aber auch Nichtweiße waren im Land willkommen und konnten (oder im Fall der afrikanischen Sklaven und ihrer Nachfahren: mussten) als Arbeitskräfte zweiter Klasse im Land leben.

			Die Abschaffung der Sklaverei und die Ausdehnung nach Westen Ende des 19. Jahrhunderts erhöhten den Bedarf an Arbeitskräften, weshalb Arbeiter im Ausland, vor allem in Mexiko und China, angeworben wurden. Der Vertrag von Guadalupe Hidalgo, mit dem 1848 der Mexikanisch-Amerikanische Krieg beendet wurde, bot Mexikanern, die in den an die USA abgetretenen Gebieten lebten, die Möglichkeit, amerikanische Staatsbürger zu werden – aber nur denjenigen, die als »weiß« oder als Nachfahren der Spanier galten. Die amerikanischen Ureinwohner, die in diesen Gebieten die Bevölkerungsmehrheit stellten, waren von der Regelung ausgenommen.

			Die Staatsbürgerschaft aufgrund des Geburtsrechts und der Widerspruch zwischen diesem expansiven Prinzip und dem Naturalization Act von 1870, der das Recht auf Einbürgerung zwar auf Schwarze, aber nicht auf andere Nichtweiße ausdehnte, machte den Einsatz mexikanischer und chinesischer Arbeitskräfte kompliziert. Nach dem Einwanderungsverbot für Chinesen und andere Asiaten wurden Mexikaner als Arbeitskräfte im amerikanischen Westen umso dringender benötigt, vor allem in der Landwirtschaft, im Bergbau und beim Bau der Eisenbahnen. Und so wurde für mexikanische Arbeiter ein flexibles System der temporären Arbeitsmigration, der Anwerbung und der Abschiebung geschaffen, teilweise unterstützt durch Regierungsprogramme wie die Bracero-Programme (1917-22, 1942-64). Die saisonalen Arbeiter gelangten meist über inoffizielle Kanäle in die USA, die Grenze zwischen Mexiko und den USA war relativ unbewacht.

			Der Immigration and Nationality Act von 1965 gilt allgemein als Gesetz, mit dem die rassistischen Einwanderungsquoten abgeschafft wurden und die Einwanderung für Menschen aus allen Ländern gleichermaßen möglich wurde. Diese Sichtweise ist zwar nicht falsch, sie verschleiert jedoch die Tatsache, dass das Gesetz die Einwanderung aus Mittel- und Südamerika zum ersten Mal überhaupt zahlenmäßig beschränkte, und das zu einer Zeit, als das zweite Bracero-Programm der saisonalen Einwanderung beendet wurde. Dadurch wurden Hunderttausende mexikanische Arbeiter, die jedes Jahr die Grenze überquerten, zu »illegalen« Einwanderern.

			Die Kriminalisierung der mexikanischen – und im weiteren Sinn der la­­teinamerikanischen – Einwanderer war Teil eines allgemeinen Kriminalisierungstrends, also eines Anstiegs der Inhaftierungen und Haftstrafen im Anschluss an die Bürgerrechtsbewegung. Die Soziologin Michelle Alexander bezeichnete die amerikanische Drogenpolitik und die massenhafte Inhaftierung von Delinquenten in Anlehnung an die Gesetze zur Rassentrennung als New Jim Crow – ein System, das so rassistisch und repressiv ist wie die alten Jim-Crow-Gesetze, mit denen in der Zeit zwischen der Abschaffung der Sklaverei 1865 und dem Ende der Rassentrennung Mitte der 1960er-Jahre die Rechte der schwarzen Bevölkerung beschnitten wurden, jedoch nun angepasst an das neue Zeitalter der »Farbenblindheit«. Die heraufbeschworene Bedrohung durch lateinamerikanische Einwanderer (»Latino Threat«), die Militarisierung der Grenze und die zunehmende Kriminalisierung lateinamerikanischer Einwanderer charakterisieren die Gesetzgebung der Regierungen seit den 1990er-Jahren – sowohl unter den Republikanern als auch den Demokraten, wie Bill Clintons Illegal Immigration Reform and Immigrant Responsibility Act (1996) als eines der ersten derartigen Gesetze zeigt. Neoliberale Reformen, die hohe Inhaftierungsquote und die Kriminalisierung der Einwanderer waren eng miteinander verknüpft.

			Da Einwanderung strukturellen Faktoren unterworfen ist, konnten diese Maßnahmen den Zustrom jedoch nicht verlangsamen. Bis zur Rezession von 2008 stieg die Zahl der nicht registrierten Einwanderer aus Mexiko weiter, ungeachtet der Schritte zu ihrer Eindämmung. Mit der Deindustrialisierung und dem Wandel auf dem Arbeitsmarkt hin zu mehr Dienstleistungsberufen waren nun Arbeitskräfte unter anderem in Restaurants und Fast-Food-Betrieben, der Nahrungsmittelindustrie, der Altenpflege und Kinderbetreuung oder im Gartenbau gefragt. Der Bedarf wurde größtenteils von eingewanderten Arbeitern gedeckt. Das Freihandelsabkommen NAFTA untergrub die bäuerliche Landwirtschaft in Mexiko und trieb neue Bevölkerungsgruppen, vor allem Ureinwohner aus dem Süden Mexikos, in die Migration. Paradoxerweise trugen die Militarisierung der Grenze und der Bau einer Grenzmauer – Maßnahmen, die nicht mit Präsident Trump begannen, sondern bereits in den 1990er-Jahren – wesentlich zum massiven Anstieg der nicht registrierten Einwanderer bei. Da die Überquerung der Grenze immer teurer und sogar lebensgefährlich wurde, veränderte sich das Muster der Migration. Statt regelmäßig in die USA zu gehen und später zurückzukehren, entschieden sich viele Mexikaner, dauerhaft in den USA zu bleiben.

			Aufgrund der veränderten Bedingungen in Mexiko, etwa einer sinkenden Geburtenrate und einer raschen wirtschaftlichen Erholung nach der Rezession von 2008, verlagerte sich der Schwerpunkt der Migration: Nach 2011 sank die Einwanderung aus Mexiko praktisch auf null, in die USA reisten ebenso viele Mexikaner ein wie aus. Allerdings stieg die Einwanderung aus Mittelamerika im neuen Jahrtausend massiv an. Zehntausende verließen ihre Heimat als eine langfristige Folge der Bürgerkriege in den 1980er-Jahren, der mangelhaften Friedensabkommen in den 1990er-Jahren, der neoliberalen Reformen und der zunehmenden Gewalt und, nicht zu vergessen, des von den USA unterstützten Staatsstreichs 2009 in Honduras.

			Einwanderung, Ethnie und die Definition der Nation im 21. Jahrhundert

			Die Einwanderung nach 1965 veränderte die ethnische Zusammensetzung der USA. 2017 waren nur etwa 60 Prozent der amerikanischen Bevölkerung Weiße europäischer Abstammung, 1950 waren es 90 Prozent und 1990 immer noch 80 Prozent gewesen. Der Anteil der im Ausland geborenen Einwohner stieg von 7,9 Prozent im Jahr 1990 auf 13,7 Prozent 2017 – der höchste Anteil seit 1910. 76 Prozent der in den USA geborenen Bevölkerung waren weiß, bei den im Ausland geborenen Einwohnern waren es nur 45 Prozent. 27 Prozent der Einwanderer waren Asiaten (verglichen mit zwei Prozent bei der im Land geborenen Bevölkerung), 44 Prozent waren Latinos (verglichen mit 13 Prozent bei der im Land geborenen Bevölkerung). Nur neun Prozent der Einwanderer waren Schwarze, bei der im Land geborenen Bevölkerung waren es 13 Prozent. Das heißt, dass sich das historische »Schwarz-Weiß-Muster« der amerikanischen Bevölkerung erweitert und diversifiziert hat.

			Die Überalterung der im Land geborenen Bevölkerung trug ebenfalls zum sich verändernden Verhältnis der Ethnien bei, was wiederum nativistische Ängste schürte, obwohl der wirtschaftliche Beitrag junger Einwanderer angesichts der Überalterung umso dringender benötigt wird. 2030 werden die letzten der nach dem Zweiten Weltkrieg geborenen Generation der Babyboomer (die Jahrgänge 1946 bis 1964) über 65 Jahre alt sein. Dann wird zum ersten Mal in der amerikanischen Geschichte die Zahl der Alten die der Kinder überschreiten. Etwa zur gleichen Zeit wird nach den Prognosen des US Census Bureau die Einwanderung, obwohl sie stabil bleiben wird, die natürliche Reproduktion als wichtigsten Faktor des Bevölkerungswachstums ablösen – was vor allem auf die steigende Sterberate der alternden Bevölkerung zurückzuführen ist.4

			Zu diesen demografischen Veränderungen kommen der Strukturwandel durch den Neoliberalismus und die Deindustrialisierung Ende des 20. Jahrhunderts hinzu, die die weiße Arbeiterklasse schwächten und verunsicherten. Obwohl die Demografie nicht der Auslöser der Krise war, gaben viele den neuen Einwanderern die Schuld. Politiker wie der kalifornische Gouverneur Pete Wilson in den 1990er-Jahren oder Donald Trump 2016 nutzten erfolgreich die wirtschaftliche Notlage und münzten die bestehenden Ängste in einen gegen Einwanderer gerichteten Rassismus um.

			Präsident Trump goss mit seiner Sprache zusätzlich Öl ins Feuer, indem er von einer »Invasion« von Einwanderern sprach und Migration als eine »außergewöhnliche Bedrohung der nationalen Sicherheit« bezeichnete.5 Laut einer Umfrage des Pew Research Center 2019 äußerten sich vor allem Weiße besorgt darüber, dass sie voraussichtlich 2045 zum ersten Mal eine Minderheit im Land stellen werden. 28 Prozent der weißen Amerikaner beurteilten diese Entwicklung negativ und 46 Prozent befürchteten, dass sie »amerikanische Gebräuche und Werte schwächen« werde. Die größten Unterschiede bei der Einschätzung zeigten sich jedoch anhand der Parteizugehörigkeit. Während 42 Prozent der Demokraten glaubten, die wachsende Vielfalt der Ethnien werde die Kultur und Werte ihres Landes ­stärken, waren nur 13 Prozent der Republikaner dieser Ansicht.6

			Als Trump nichtweiße weibliche Kongressabgeordnete (die alle amerikanische Staatsbürgerinnen waren) aufforderte, in ihre »völlig kaputten und von Verbrechen heimgesuchten« Länder »zurückzugehen«, konnte er sich auf eine tief verwurzelte Tradition stützen.7 Diese Tradition, die bis 1868 auch gesetzlich verankert war und in den Gepflogenheiten und in der Kultur des Landes weiterlebte und in einigen Teilen der Bevölkerung immer noch sehr präsent ist, versteht die USA als ein weißes Land und betrachtet Menschen anderer Hautfarbe als existenzielle Bedrohung.

			Übersetzung aus dem Englischen von Heike Schlatterer und Karsten Petersen
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			Der US-amerikanische Wohlfahrtsstaat

			Die Vereinigten Staaten von Amerika gehören unter den wohlhabenden und demokratisch regierten Ökonomien der OECD-Welt zu der Gruppe der Nachzügler in der Etablierung eines modernen Wohlfahrtsstaates. Zudem ist der US-amerikanische Wohlfahrtsstaat der Archetyp eines liberalen Sozialstaates, in dem der staatlichen Umverteilung nur eine untergeordnete Rolle zukommt und stattdessen Marktbeziehungen dominieren. Im Vergleich zu anderen wohlhabenden Nationen weisen die USA eine extrem hohe und in den vergangenen Jahrzehnten signifikant angestiegene Einkommensungleichheit auf; auch die relative Einkommensarmut bewegt sich seit Jahrzehnten auf relativ hohem Niveau.

			Im Jahr 2010 kam es zu einem historischen Ausbau des US-amerikanischen Wohlfahrtsstaates. Mit der Verabschiedung des Patient Protection and Affordable Care Act, weitläufig bekannt als »Obamacare«, sollten alle legal in den Vereinigten Staaten lebenden Menschen Zugang zu medizinischer Versorgung bekommen. Ein Meilenstein war dies deswegen, weil bis zum damaligen Zeitpunkt lediglich Teile der armen Bevölkerung, Personen im Rentenalter sowie Veteranen der US-Streitkräfte Zugang zu öffentlicher Krankenversorgung hatten und ein beträchtlicher Anteil der Wohnbevölkerung nicht gegen das Risiko Krankheit abgesichert war.

			In diesem Beitrag werden die kulturellen, institutionellen und politischen Faktoren diskutiert, die für die Entwicklung des US-amerikanischen Wohlfahrtsstaates von Bedeutung sind. Schließlich werden in einem zweiten Abschnitt Kernbestandteile des US-amerikanischen Wohlfahrtsstaates kritisch beleuchtet.

			Kulturelle, institutionelle und politische Determinanten des Sozialstaats

			Die vergleichende politikwissenschaftliche Forschung hat die Bedeutung sozialdemokratischer (und christdemokratischer) Parteien, gewerkschaftlicher Stärke sowie spezifischer institutioneller Arrangements als zentrale Erklärungsfaktoren für die Entwicklung umfassender Wohlfahrtsstaatlichkeit identifiziert. Diese weitgehend auf der sogenannten Konflikttheorie und dem Machtressourcenansatz beziehungsweise der Parteiendifferenztheorie basierende Argumentation geht davon aus, dass die Arbeiterschaft ein gemeinsames und mehr oder weniger einheitliches Interesse an der Etablierung und dem Ausbau sozialpolitischer Leistungen hat. Bekanntlich konnte sich in den USA jedoch nie eine sozialdemokratische Partei von signifikanter Bedeutung herausbilden. Der Soziologe Werner ­Sombart war bereits zu Beginn des 20. Jahrhunderts der Frage nachgegangen, warum es in den Vereinigten Staaten keinen Sozialismus gab.1 In seiner Analyse thematisierte er die im folgenden Jahrhundert immer wieder aufgegriffene Erklärung des American Exceptionalism. Die ethnische, religiöse und geografische Diversität der Siedlerinnen und Siedler beziehungsweise späteren Staatsbürgerinnen und Staatsbürger erschwerte die Organisation einer einheitlichen Arbeiterklasse. Zentrale normative Elemente des American Exceptionalism sind der Individualismus und Voluntarismus.

			Auf das freiwillige bürgerschaftliche Engagement hatte bereits Alexis de Tocqueville in seinem 1835 erschienenen Werk Über die Demokratie in Amerika hingewiesen. Träte der Staat an die Stelle des bürgerschaftlichen Engagements, so wäre »die sittliche und die geistige Kraft« der Demokratie gefährdet. Diese Einschätzung entsprach im ausgehenden 19. und beginnenden 20. Jahrhundert dem mehrheitlich seitens der US-amerikanischen Bevölkerung empfundenen tiefen Misstrauen gegenüber staatlichem, vor allem bundesstaatlichem Handeln. Hinzu trat die Vorstellung, nach der harte Arbeit zu ökonomischem Erfolg verhelfe. Der Historiker James T. Patterson erklärt, dass ein Begriff wie »Wohlfahrtsstaat« im US-amerikanischen Kontext, in dem Freiwilligkeit, Föderalismus, schroffer Individualismus und politische Dezentralisierung gefeiert würden, zunächst undenkbar gewesen sei. Bis 1917 hatten die meisten Amerikaner nur wenig oder gar keine direkte Erfahrung mit der Regierung außerhalb der lokalen Ebene. Voluntarismus in Amerika hieß mehr als Laissez-faire. Für viele einschließlich der Gewerkschaftsführer bedeutete es ein aktives Misstrauen gegenüber der Regierung, die traditionell auf der Seite der Unternehmenseliten stand.2

			»Aufgeklärte« Unternehmer sahen in der Ausbildung betrieblicher Wohlfahrtsleistungen eine geeignete Strategie, um die Arbeiterschaft zu »pazifizieren« und gleichzeitig die Produktivität zu steigern. Im Rahmen eines »Wohlfahrtskapitalismus« (welfare capitalism) bot gegen Ende der 1920er-Jahre etwa ein Fünftel der Unternehmen Betriebsrenten und andere soziale Leistungen für ihre Belegschaften an.3 Die Gewerkschaften ihrerseits lehnten sowohl die betrieblichen Sozialleistungen in der damaligen Form, das heißt in der alleinigen Verfügungsgewalt der Unternehmensleitungen, als auch staatliche Sozialleistungen ab. Für sie waren Tarifverhandlungen das einzig denkbare Instrument zur Aushandlung von Sozialleistungen.

			Zu einer Änderung dieser normativen Grundlagen kam es erst infolge der Weltwirtschaftskrise (Great Depression) der 1930er-Jahre. Nunmehr standen auch Großunternehmen und Gewerkschaften einer begrenzten staatlichen Verantwortung im Bereich der Sozialpolitik nicht mehr ablehnend gegenüber, sodass es im Rahmen der New-Deal-Gesetzgebung auch zu der Verabschiedung des für die Sozialpolitik grundlegenden Social Security Act im Jahr 1935 kam. Dennoch muss hervorgehoben werden, dass bis heute betriebliche Sozialleistungen, vor allem betrieblicher Krankenversicherungsschutz, in den USA eine weitaus wichtigere Rolle ­spielen, als dies in vielen Wohlfahrtsstaaten Europas der Fall ist.

			Der Social Security Act von 1935 führte eine gesetzliche Rentenversicherung ein und legte die Rahmengesetzgebung für die seitdem existierenden einzelstaatlichen Arbeitslosenversicherungsprogramme und die bundesstaatliche Sozialhilfe fest. Sofern im Rahmen der New-Deal-Gesetz­gebung mitunter der Eindruck entstehen konnte, dass auch die USA auf dem Weg zu einem keynesianischen Wohlfahrtsstaat seien, setzte sich jedoch relativ schnell nach der Verabschiedung des Social Security Act eine Auffassung durch, nach der ökonomisches Wachstum, die freie Marktwirtschaft und eine graduelle Ausweitung der Sozialversicherung die sozialen Probleme lösen könnten. Auch während des von Präsident Lyndon B. Johnson ausgerufenen War on Poverty in den 1960er-Jahren ging es primär darum, die Chancengleichheit bisher unterprivilegierter Bevölkerungsschichten zu verbessern, und nicht um eine umfassendere Umverteilungspolitik wie in den keynesianischen Wohlfahrtsstaaten Europas. Präsident Johnson formulierte die Zielsetzung der von ihm geforderten Maßnahmen folgendermaßen: »to provide a hand-up, not a hand-out«.4 Es ging mit anderen Worten um die Herstellung von gleichen Möglichkeiten (»equal opportunity«) und nicht um gleiche Lebensverhältnisse (»equality of outcomes«).

			Die Fragmentierung beziehungsweise Dezentralisierung der Macht ist charakteristisch für das politische System der Vereinigten Staaten. Die verfassungsrechtliche Interpretation des Föderalismus sowie die politische ­Tradition der states’ rights sind wesentliche Faktoren, die historisch der ­Institutionalisierung einer umfassenden staatlichen Absicherung von sozia­len Risiken entgegenstanden und auch heute noch die staatliche Sozial­politik in weiten Teilen bestimmen. Bis in die 1930er-Jahre hinein war in der Verfassungsrechtssprechung die Theorie des Dual Federalism vorherrschend, wonach die Einzelstaaten und der Bund zwei wechselseitig exklusive Systeme staatlicher Souveränität darstellten. Dem Bund standen lediglich die in der Bundesverfassung aufgelisteten Kompetenzen zu. Entsprechend kamen bis zu Beginn der 1930er-Jahre dem Bundesgesetz­geber in der Sozialpolitik keine Kompetenzen zu. Erst in den späten 1930er- und frühen 1940er-Jahren änderte sich die herrschende Rechtsauffassung: Nunmehr wurde die interstate commerce clause, jene Verfassungsklausel also, die dem Bund das Recht gibt, den Handel zwischen den Einzelstaaten zu regulieren, dahin­gehend uminterpretiert, dass diese auch die Kompetenz beinhalte, seitens des Bundes sozialpolitisch im Marktgeschehen zu ­intervenieren.

			In den 1960er- und frühen 1970er-Jahren übernahm der Supreme Court im Gegensatz zu seiner Rolle in den ersten Jahrzehnten des 20. Jahrhunderts eine wichtige Funktion in der Expansion des ­Sozialstaates. In mehreren Entscheidungen urteilte das Gericht, dass die in einer Vielzahl von Einzelstaaten bestehenden sozialhilferechtlichen Bestimmungen aufgrund ihrer diskriminierenden und rassistischen Elemente gegen die verfassungsrechtlich verankerten Grundrechte verstießen. In den Urteilsbegründungen wurde im Wesentlichen auf die Umsetzung liberaler Bürgerrechte verwiesen, so etwa auf das Recht der Freizügigkeit oder den Gleichheitsgrundsatz des 14. Verfassungszusatzes. Von grundlegender Be­­deutung ist in diesem Zusammenhang das Urteil Shapiro v. ­Thompson (1969), wonach eine Mindestwohnsitzdauer in einem Bundesstaat als Voraussetzung für den Bezug von Sozialhilfe, wie sie die überwiegende Mehrzahl der Einzelstaaten verlangte, gegen das Diskriminierungsverbot des 14. Verfassungszusatzes verstößt.

			In der juristischen Auseinandersetzung um »Obamacare« waren es ebenfalls 26 Einzelstaaten, die ein verfassungsrechtliches Verfahren gegen den Bundesgesetzgeber mit der Begründung anstrebten, dieser habe seine verfassungsrechtlich begrenzte Kompetenz überschritten. Im Wesentlichen bestätigte der Supreme Court jedoch die Kompetenz der Bundesregierung, das Gesetz zu erlassen. So sei zwar die individuelle Verpflichtung einer jeden Wohnbürgerin und eines jeden Wohnbürgers, eine Krankenver­sicherung abzuschließen, nicht über die oben erwähnte interstate commerce clause gedeckt, doch habe der Bundesgesetzgeber das Recht, Steuern zu erheben, und damit sei diese wichtige Regelung des Gesetzes verfassungsgemäß. Nicht von der Verfassung abgedeckt sei jedoch die Verpflichtung der Einzelstaaten, das Gesundheitsprogramm für die ärmere Bevölkerungsschicht (»Medicaid«) auszuweiten.5

			Trotz der revidierten Verfassungsinterpretation seit den späten 1930er-Jahren gelang es konservativen Politikerinnen und Politikern aus den Südstaaten in vielen Bereichen, die bundesstaatliche Politik in fundamentaler Weise zu bestimmen, da diese bis in die 1970er-Jahre hinein wichtige Positionen im US-Kongress, etwa den Vorsitz des Finanzausschusses im Senat, innehatten und auf diese Weise bestimmte Initiativen blockieren konnten. Sodann war über weite Strecken der vergangenen vier Jahrzehnte die Politik in Washington durch ein divided government und eine Polarisierung der Parteien charakterisiert; entsprechend waren die politischen Akteure ab den 1980er-Jahren zu Kompromissen gezwungen, sodass es in zentralen Bereichen der Sozialpolitik weder zu einem umfassenden Abbau noch zu einem erneuten signifikanten Ausbau sozialstaatlicher Leistungen kam. Konsequenterweise vollzog sich der Wandel der staatlichen Sozialleistungspolitik in den vergangenen Jahrzehnten in Schritten und war auf einige Sektoren begrenzt, während andere ein hohes Maß an Stabilität aufwiesen.

			Eine Ausnahme stellte die von Präsident Barack Obama im Jahr 2010 durchgesetzte und nach ihm benannte Gesundheitsreform »Obamacare« dar. Hier gelang es dem demokratischen Präsidenten und den von den Demokraten dominierten Häusern des Kongresses, durch Beharrlichkeit und unter geschickter Ausnutzung von Verfahrensregeln sowie gegen den erbitterten Widerstand der Republikanischen Partei einen historischen Schritt zum Ausbau des US-amerikanischen Wohlfahrtsstaates zu leisten. Ziel des Gesetzes ist ein bezahlbarer Krankenversicherungsschutz für alle legalen Einwohnerinnen und Einwohner der Vereinigten Staaten. Damit wurde dem US-amerikanischen Wohlfahrtsstaat ein wichtiger Baustein angefügt. Allerdings griff Donald Trump bereits in seinem Wahlkampf das Gesetz an. Auch wenn Präsident Trump im Jahr 2017 mit dem Versuch scheiterte, das Gesetz komplett zurückzunehmen, wurde »Obamacare« in den folgenden Jahren durch verschiedene Initiativen der Trump-Administration ausgehöhlt. In diesem Zusammenhang ist vor allem die Regelung hervorzuheben, wonach die Strafzahlung für die Nichteinhaltung der individuellen Krankenversicherungspflicht auf null US-Dollar gesenkt und damit die Verpflichtung selbst ausgehebelt wurde. 

			Wesentliche Elemente des liberalen US-amerikanischen Wohlfahrtsstaates

			Um das System der sozialen Sicherung eines Landes systematisch einordnen zu können, ist es von Vorteil, dieses mit den Systemen anderer Länder zu vergleichen. Entsprechend soll im Folgenden kurz die Absicherung der sozialen Risiken Alter, Arbeitslosigkeit und Krankheit skizziert und mit entsprechenden Gegebenheiten in Deutschland verglichen werden. Ähnlich wie in der Bundesrepublik verfügen die Vereinigten Staaten über eine beitragsbezogene staatliche Rentenversicherung – allgemein bekannt unter dem Namen Social Security – sowie auf einzelstaatlicher Ebene über beitragsbezogene Arbeitslosenversicherungen. Doch im Gegensatz etwa zur deutschen Rentenversicherung sind alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer einschließlich der Bundesbediensteten beitragspflichtig. Auch ist die Rentenversicherung in den USA stärker umverteilend: Die Höhe der Lohnersatzleistungen für Durchschnittsverdienerinnen und -verdiener in den USA entspricht zwar in etwa der Leistungshöhe der deutschen Rentenversicherung, doch bekommen Personen mit niedrigem Einkommen in den USA höhere und jene mit höherem Einkommen niedrigere gesetzliche Rentenleistungen als in Deutschland. Diejenigen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die über eine betriebliche Absicherung verfügen, haben in den USA allerdings deutlich höhere Lohnersatzraten, als dies in der Bundesrepublik der Fall ist.

			Obzwar in den Vereinigten Staaten diejenigen Personen, die über eine betriebliche Rentenabsicherung verfügen, höhere Lohnersatzraten erwarten können als vergleichbare Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in der Bundesrepublik, so ist hervorzuheben, dass in den USA nach einem erheblichen Rückgang in den vergangenen drei Jahrzehnten lediglich 41 Prozent der Beschäftigten über eine betriebliche Altersabsicherung verfügen, wohingegen es in der Bundesrepublik mittlerweile 57 Prozent aller Beschäftigten sind.6 Differenziert man die Absicherung im Alter weiter nach Einkommen beziehungsweise Berufsgruppen, zeigt sich ein hohes Maß an Dualismus in der sozialen Sicherung, das heißt, Personen mit einem relativ guten Einkommen und einem Normalarbeitsverhältnis sind in den USA im Alter sehr gut abgesichert, wohingegen Personen mit atypischem Erwerbsverlauf und niedrigem Einkommen auf Mindestleistungen der Rentenversicherung angewiesen sind.

			Tab. 1: Prospektive Nettolohnersatzraten der gesetzlichen und privaten Rentenversicherung nach Einkommenshöhe in der Bundesrepublik Deutschland und den USA in Prozent (Referenzjahr 2016)
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			Quelle: OECD pension models, http://dx.doi.org/10.1787/888933634059 

			Im Gegensatz zur Bundesrepublik Deutschland ist die Arbeitslosenversicherung in den USA auf einzelstaatlicher Ebene geregelt. Für einen Durchschnittsverdiener liegt die Lohnersatzrate bei etwa 50 Prozent. Je nach Haushaltszusammensetzung und unter Berücksichtigung der Besteuerung sind die Leistungen für manche Haushaltstypen vergleichbar mit denen in der Bundesrepublik. Der entscheidende Unterschied liegt darin, dass die Leistungen in der Regel nur für eine maximale Dauer von sechs Monaten (in Deutschland liegt diese für die Mehrzahl der Arbeitslosen bei zwölf Monaten) gezahlt werden und es im Anschluss daran keine allgemeinen Sozialhilfeleistungen mehr gibt. Bei größeren wirtschaftlichen Rezessionen werden allerdings häufig Sonderprogramme aufgelegt, um die Bezugsdauer des Arbeitslosengeldes zu verlängern, die Leistungen zu erhöhen oder den Kreis der anspruchsberechtigten Personen auszuweiten, so auch während Coronakrise im Jahr 2020.7

			Sozialhilfe steht in den USA normalerweise nur Einelternfamilien zur Verfügung; sie ist im internationalen Vergleich zudem extrem niedrig. Auch gibt es in den Vereinigten Staaten kein allgemeines Kindergeld.8 

			Aufgrund der geringen Regulierung des Arbeitsmarktes sowie der geringen Unterstützung von Personen im erwerbsfähigen Alter durch Sozialtransfers ist der Niedriglohnsektor im Arbeitsmarkt relativ stark ausgeprägt. So ist in den USA etwa ein Viertel aller Erwerbstätigen im Niedriglohnsektor beschäftigt; in Deutschland sind es knapp 18 Prozent.9 Personen mit niedrigem Einkommen profitieren allerdings von einer »negativen Einkommenssteuer« (Earned Income Tax Credit, EITC), die dazu dient, niedrige Erwerbseinkommen aufzustocken, und damit ähnlich wirkt wie in Deutschland das Arbeitslosengeld II (»Aufstocker«). Schließlich ist auch zu erwähnen, dass in den Vereinigten Staaten ein viel größerer Anteil der sozioökonomisch benachteiligten Bevölkerungsschicht kriminalisiert und inhaftiert ist: 2009 waren mehr als 700 Personen per 100.000 Einwohnerinnen und Einwohner inhaftiert; in Deutschland waren es etwa 85 Personen.10

			Personen mit niedrigem Einkommen haben auch nach der Verabschiedung von »Obamacare« häufig nur eine unzureichende beziehungsweise keine Krankenversicherung und sind daher teilweise mit sehr hohen Kosten für die Krankenversorgung konfrontiert. Dennoch konnten durch die historische Gesundheitsreform im Jahr 2010 signifikante Fortschritte bei der Absicherung des Risikos Krankheit erzielt werden. Lag der Anteil der Bevölkerung ohne jeglichen Krankenversicherungsschutz 2008 bei knapp 15 Prozent, so waren es im Jahr 2019 »nur« noch neun Prozent. Besonders signifikant war die Reduzierung des Anteils der Personen ohne Krankenversicherungsschutz in der Gruppe der Hispanics, der in diesem Zeitraum von etwa 31 Prozent auf knapp 19 Prozent fiel. Die Ausweitung der verschiedenen öffentlichen Krankenfürsorge- beziehungsweise Versicherungsprogramme hat entscheidend dazu beigetragen, den Anteil der Versicherten in diesem Zeitraum zu erhöhen: Waren im Jahr 2008 lediglich etwa 27 Prozent der Bevölkerung über die verschiedenen öffentlichen Systeme abgesichert, waren es ein Jahrzehnt später bereits 35 Prozent. 55 Prozent der Bevölkerung verfügten im Jahr 2019 über betrieblichen Krankenversicherungsschutz. 11

			Die Folge der liberalen Wohlfahrtsstaatspolitik sind eine im internationalen Vergleich extrem hohe Einkommensungleichheit und Armut. Einkommensungleichheit wird in der Fachwelt mit dem sogenannten Gini-Koeffizienten gemessen. Der Gini-Koeffizient nimmt einen Wert zwischen 0 (bei einer gleichmäßigen Verteilung) und 1 (bei maximaler Ungleichverteilung) an. Für die USA lag der Gini-Koeffizient im Jahr 2018 bei 0.38 und damit deutlich über den Werten anderer wohlhabender Demokratien. Während die Einkommensungleichheit in den vergangenen Jahrzehnten signifikant angestiegen ist, verharrte die relative Einkommensarmut seit dem Beginn der 1980er-Jahre auf sehr hohem Niveau. Basierend auf einer relativen Armutsschwelle von 50 Prozent des Medianeinkommens, sind in den Vereinigten Staaten 17 Prozent der Bevölkerung arm, wohingegen in Deutschland ›nur‹ etwa zehn Prozent und beispielsweise in Dänemark sechs Prozent der Bevölkerung unter dieser Armutsgrenze leben.12

			Abb. 1: Einkommensungleichheit (Gini-Koeffizient) im internationalen Vergleich
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			Quelle: Luxemburg Income Study (LIS), Inequality and Poverty Key Figures, https://www.lisdatacenter.org/lis-ikf-webapp/app/search-ikf-figures

			Schlussbetrachtung

			Die Entwicklung der staatlichen Sozialpolitik setzte in den Vereinigten Staaten relativ spät ein und ist bis heute in Teilen noch sehr lückenhaft, sofern man von einem skandinavischen oder kontinentaleuropäisch geprägten Wohlfahrtsstaatsverständnis ausgeht. Historisch kann dieser liberale US-Wohlfahrtsstaat zum Teil mit dem American Exceptionalism erklärt werden. Die Bevölkerung hat eine distanzierte Einstellung gegenüber dem Wohlfahrtsstaat. Zudem sind die institutionellen Barrieren gegen die Mehrheitsherrschaft (Zweikammersystem sowie Föderalismus) und die institutionellen Vetospieler (Supreme Court) hervorzuheben, die der Etablierung eines umfassenden und stark umverteilenden Wohlfahrtsstaates entgegenstanden. Ob und inwieweit es zukünftig aufgrund der demografischen Veränderungen, unter anderem der Zunahme der Minderheiten in der Wahlbevölkerung, zu einer Verschiebung des politischen und ideologischen Koordinatensystems kommt, bleibt abzuwarten.
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			Mirella Cacace

			Das Gesundheitssystem

			Das Gesundheitssystem der USA ist nach Berechnungen der Organisation für wirtschaftlichen Entwicklung und Zusammenarbeit (OECD) mit durchschnittlichen Pro-kopf"-Ausgaben von 11.072 US-Dollar (etwa 9.300 Euro) pro Jahr das teuerste der Welt.1 Rund 17 Prozent ihres Bruttoinlandsprodukts gab die amerikanische Bevölkerung damit 2019 für Gesundheit aus. Gleichzeitig hatten in diesem Jahr etwa 26 Millionen Amerikanerinnen und Amerikaner keinen Krankenversicherungsschutz.

			Abb. 1: Struktur des amerikanischen Gesundheitssystems
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			Quelle: eigene Darstellung nach Volker E. Amelung, Healthcare Management: ­Managed Care Organisations and Instruments, Berlin/Heidelberg 2019

			Im marktwirtschaftlich orientierten Gesundheitssystem der USA besteht die Absicherung im Krankheitsfall aus mehreren miteinander verwobenen und sich teilweise überlappenden Teilsystemen. Die Verantwortung für die Regulierung ist im Rahmen einer föderalistischen Aufgabenteilung zwischen der Bundesregierung und den Einzelstaaten geteilt. In Abbildung 1 werden die wichtigsten Akteure der Finanzierung und Leistungserbringung sowie die Nutzerinnen und Nutzer des Gesundheitssystems unterschieden. Als Besonderheit werden die zahlreichen Organisationsformen von Managed Care berücksichtigt, die das amerikanische Gesundheitssystem auf spezielle Weise charakterisieren.

			Auch wenn es sich um ein privates Gesundheitssystem handelt, so stammt fast die Hälfte der für Gesundheit ausgegebenen Mittel aus staatlichen Quellen. Hier sind im Wesentlichen die Medicare-Versicherung für ältere Menschen ab 65 Jahren und die Medicaid-Leistungen für Mittellose zu nennen. Weitere öffentliche Gelder fließen in Form von Steuererleichterungen als Zuschuss zur Privatversicherung; diese bleiben in offiziellen Statistiken jedoch unberücksichtigt. Aufseiten der privaten Krankenversicherung sind Arbeitgeber- und Individualversicherung zusammen für rund 40 Prozent der Gesundheitsausgaben verantwortlich. Schließlich tragen die privaten Haushalte mit Zu- und Selbstzahlungen (out-of-pocket payments) im Umfang von circa elf Prozent der Gesundheitsausgaben bei.

			Auch auf der Leistungserbringungsseite sind vorwiegend private Akteure vorzufinden, wobei Pflegeeinrichtungen und die privaten ­Praxen meist privat und gewinnorientiert betrieben werden, der Großteil der Krankenhäuser dagegen private Non-Profit-Einrichtungen sind. Die USA weisen mit 2,8 pro 1.000 Einwohnerinnen und Einwohner im OECD-Vergleich (4,7) eine deutlich unterdurchschnittliche Dichte von Krankenhausbetten auf. Auch die Hausarztdichte ist mit 0,31 Allgemeinmedizinerinnen und -medizinern pro 1.000 Einwohnerinnen und Einwohner gering. Leistungserbringer schließen in der Regel mit allen öffentlichen und privaten Versicherungen Behandlungsverträge. Allerdings fällt die Vergütung der Leistungen je nach Versicherungsschutz unterschiedlich hoch aus. Dies erschwert den Zugang zur Versorgung insbesondere für den ärmeren Teil der Bevölkerung, der in der Regel im weniger zahlungskräftigen staatlichen Medicaid-Programm abgesichert ist. 

			Abbildung 2 zeigt die Abdeckung der Bevölkerung mit Krankenver­sicherungsschutz. Zur Interpretation der Grafik ist in Erinnerung zu rufen, dass sich die Teilsysteme überschneiden; für einzelne Personen kann daher mehr als eine Absicherung im Krankheitsfall gelten. 

			Mit einem Anteil von rund 68 Prozent an der Bevölkerung ist der Großteil der amerikanischen Bevölkerung bis heute über eine private Krankenversicherung abgesichert. Nahezu 85 Prozent dieser Verträge werden über Arbeitgeber (einschließlich Militär) abgeschlossen, nur etwa 15 Prozent als individuelle Krankenversicherung. Die öffentlichen Programme Medicare und Medicaid decken 18 beziehungsweise 17 Prozent der Bevölkerung ab. Zu Medicaid zählt auch das 1997 ins Leben gerufene Children’s Health Insurance Program (CHIP) für Kinder mittelloser Eltern.

			Abb. 2:	Abdeckung der US-Bevölkerung mit Krankenversicherungsschutz (2018) in Prozent 
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			Die private Krankenversicherung

			Von dem Zeitpunkt ihres Entstehens Ende der 1920er-Jahre bis zur Reform durch die Regierung Obama im Jahr 2010 boten Unternehmen ihren Mitarbeitenden eine private Krankenversicherung rein auf freiwilliger Basis an. Einen erheblichen Inklusionsschub erfuhr diese in der Zeit während und nach dem Zweiten Weltkrieg. In dieser Zeit schränkten von der US-Regierung auferlegte Lohnstopps die Unternehmen bei der Vergütung von Arbeitskräften ein. Freiwillige Sozialleistungen, sogenannte fringe benefits, waren von dieser Regulierung jedoch ausgenommen. Unternehmen boten infolgedessen vermehrt Krankenversicherungen an, um Arbeitskräfte zu rekrutieren beziehungsweise dem Betrieb zu erhalten.

			Die Prämien zur privaten Krankenversicherung werden risikoabhängig kalkuliert. Basierend auf dem (empirischen) Zusammenhang zwischen Erkrankungswahrscheinlichkeit und sozioökonomischem Status entrichten daher die Bezieherinnen und Bezieher niedriger Einkommen die höchsten Prämien. Private Versicherungsverträge sind in hohem Maß gestaltbar, zum Beispiel durch Leistungsausschlüsse sowie durch Selbstbehalte und Zuzahlungen. In den vergangenen Jahrzehnten sind die Prämien für die private Krankenversicherung konstant gestiegen. 

			In der Versicherung über den Arbeitgeber übernimmt dieser mit durchschnittlich 83 Prozent bei Einzelpersonen und 73 Prozent in der Familien­versicherung den Löwenanteil der Versicherungsprämie. Derzeit kostet eine private Versicherung über den Arbeitgeber im Durchschnitt jährlich rund 7.470 US-Dollar für eine Einzelperson und 21.340 US-­Dollar für eine Familie – mit zum Teil beträchtlicher Variation zwischen den Branchen.2 Es gelten Gruppentarife, die sich nach dem durchschnittlichen Erkrankungsrisiko der Belegschaft bemessen. Insbesondere kleine Unternehmen müssen daher mit hohen Prämien rechnen, wenn sie Mitarbeitende mit hohem Erkrankungsrisiko beschäftigen. Große Unternehmen nehmen häufig die Möglichkeit der Eigenversicherung wahr und treten selbst als Krankenversicherer auf. Sie entgehen damit weitgehend der Versicherungsregulierung durch die Einzelstaaten. Im Jahr 2020 boten 99 Prozent der größeren, aber nur 55 Prozent der kleineren Unternehmen mit bis zu 200 Beschäftigen eine Krankenversicherung an.3 Aus Sicht der Beschäftigten kann dies dazu führen, dass im Fall eines Arbeitgeberwechsels eine Übertragbarkeit des Versicherungsschutzes nicht gewährleistet ist. Es kommt daher zum sogenannten job lock, der die freie Wanderung von Arbeitskräften behindert und diese in der Arbeitgeberwahl einschränkt. Aus volkswirtschaftlicher Perspektive hat dies eine geringere Flexibilität des Arbeitsmarktes und damit Ineffizienz zur Folge. 

			Medicare

			Nach langen Verhandlungen im US-Kongress führte die Regierung unter Präsident Lyndon B. Johnson im Jahr 1965 die staatlichen Versicherungsprogramme Medicare und Medicaid ein. In die Medicare-Versicherung sind zusätzlich zu Rentnerinnen und Rentnern Menschen mit Behinderung und Dialysepatientinnen und -patienten im Endstadium eingeschlossen. Medicare besteht aus mehreren Teilen: Medicare Part A ist eine soziale, paritätisch durch Arbeitgeber sowie Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer finanzierte Pflichtversicherung (je 1,45 Prozent des Einkommens), die die stationäre Behandlung im Krankenhaus abdeckt. Allerdings lässt Medicare empfindliche Deckungslücken, zum Beispiel in den Pflegeleistungen, und es werden beträchtliche Zuzahlungen und Selbstbehalte fällig.

			Medicare Part B wird aus allgemeinen Steuermitteln, monatlichen Pauschalbeiträgen der Versicherten und deren Zuzahlungen finanziert. Der Abschluss ist freiwillig, dennoch versichern sich fast alle unter Part A Versicherten auch in Part B. Dieser deckt ambulante Behandlungen und Pflegeleistungen ab, kennt jedoch ebenfalls weitreichende Leistungsausschlüsse wie Zahnbehandlungen und Zahnersatz, Hörgeräte und Sehhilfen.

			Bis ins Jahr 2003 waren auch ambulant verschriebene Arzneimittel nicht über Medicare gedeckt. Eine Arzneimittelversicherung ist erst mit Part D hinzugekommen. Dieser ebenfalls freiwillig abzuschließende Teil von Medicare gehorcht jedoch mit risikoäquivalenten Prämien den Regeln der Privatversicherung. Die Rolle des Staates besteht hier lediglich in einer Regulierung der privaten Anbieter und deren Prämienforderungen sowie in Prämienzuschüssen für Bedürftige. Auch Part D kennt erhebliche Zuzahlungen und einen beträchtlichen jährlichen Selbstbehalt. »Medicare Advantage« (ehemals Part C) nennt sich die Medicare-Versicherung dann, wenn private Krankenversicherungsorganisationen die Koordination der Leistungserbringung übernehmen.

			Medicaid und CHIP

			Die auf Ebene der Einzelstaaten angesiedelten Medicaid- und CHIP-Programme bieten einigen Bevölkerungsgruppen mit geringem Einkommen und Vermögen Schutz im Krankheitsfall. Es handelt sich dabei um Kinder (Children’s Health Insurance Program, CHIP), schwangere Frauen und Erwachsene mit Kindern. Auch Medicare-Versicherte haben – sofern sie bedürftig sind – Anspruch auf Medicaid. Medicaid und CHIP werden aus dem allgemeinen Steueraufkommen des Bundes und der Staaten gemeinsam finanziert und verlangen nur geringe Zuzahlungen. Der Bundeszuschuss im Medicaid-Programm wird nach dem durchschnittlichen Pro-kopf"-Einkommen der Bevölkerung in den Bundesstaaten bemessen. Für CHIP legt die Bundesregierung ihren Anteil pauschal fest. Mit der Finanzierungsbeteiligung erhält die Bundesregierung zahlreiche Regelungsbefugnisse. Zum Beispiel bestimmt sie die zu versichernden Personenkreise und legt Pflichtleistungen fest. Als wichtige Referenzgröße definiert die Bundesregierung die Armutsgrenze (federal poverty line, FPL). 

			Von Staat zu Staat gelten unterschiedliche Einkommensgrenzen, innerhalb derer die einzelnen Bevölkerungsgruppen anspruchsberechtigt sind. Hervorzuheben ist, dass mittellose Erwachsene ohne Kinder, sofern sie nicht behindert, schwanger oder anderweitig als schutzbedürftig definiert sind, erst seit der Gesundheitsreform 2010 und seither auch nur in einzelnen Staaten Anspruch auf Medicaid haben. Damit erhalten längst nicht alle in finanzielle Not geratenen Personen Leistungen im Medicaid-Programm. Weitere Variationen zwischen den Staaten sind darauf zurückzuführen, dass diese auch eigene Medicaid-Programme ohne Bundesbeteiligung unterhalten.

			Die Situation von Unversicherten und Unterversicherten

			2019 waren acht Prozent der Bevölkerung das ganze Jahr über ohne Versicherungsschutz.4 Der Anteil der Unversicherten variiert stark zwischen den einzelnen Bundesstaaten. Er ist zudem besonders hoch unter 25- bis 35-Jährigen, den Alleinstehenden mit geringem Einkommen und niedrigem Bildungsstand sowie unter Migrantinnen und Migranten. Hinzuzufügen ist, dass einige Unversicherte gewollt auf Versicherungsschutz verzichten. Da die Prämien für eine private Krankenversicherung hoch sind, haben insbesondere junge, gesunde Personen einen Anreiz, sich nicht zu versichern. Diese Entscheidung kann dadurch begünstigt werden, dass auch in den USA ein (rudimentäres) Sicherheitsnetz existiert. Krankenhäuser mit Notaufnahme haben eine Behandlungsverpflichtung, auch wenn Patientinnen und Patienten nicht zahlungsfähig sind. Diese Leistung ist jedoch auf die Versorgung im Akutfall beschränkt und beinhaltet keine (Langzeit-)Therapie.

			Zusätzlich gelten viele Amerikanerinnen und Amerikaner aufgrund unzureichenden Versicherungsschutzes und hoher finanzieller ­Belastungen durch die Eigenbeteiligung an den Behandlungskosten als unterversichert. Trotz einer privaten oder öffentlichen Versicherung geben diese mehr als zehn Prozent ihres Einkommens (bei ärmeren Haushalten mehr als fünf Prozent) allein für Zuzahlungen aus beziehungsweise müssen mehr als fünf Prozent ihres Einkommens für jährliche Selbstbehalte aufbringen. Nach Untersuchungen des Commonwealth Fund sind dies in der Gruppe der 19- bis 64-Jährigen etwa 23 Prozent oder rund 75 Millionen Personen.5 Die Folgen der Unterversicherung reichen von dem kostenbedingten Unterlassen notwendiger Untersuchungen bis hin zu privaten Insolvenzen aufgrund von Behandlungskosten.

			Der Zugang zur medizinischen Versorgung ist damit in hohem Maß abhängig von der Zahlungsbereitschaft und der Zahlungsfähigkeit der Nutzerinnen und Nutzer. Vermögende können sich die umfassendste Krankenversicherung und den direkten Zugang zu einer – auch im internationalen Vergleich – qualitativ hochwertigen medizinischen Versorgung leisten. Die Unterversicherten sehen sich dagegen stetig steigenden Prämien und Eigenbeteiligungen ausgesetzt. Zuletzt kommen die mittellosen Unversicherten, die Zugang nur zu den notorisch überfüllten Notaufnahmen haben und deshalb medizinische Hilfe meist zu spät, in zu geringem Umfang und zu den höchsten Kosten erhalten. Denn auch dies ist eine Besonderheit im amerikanischen Gesundheitssystem: Da die Krankenversicherer die Preise für Leistungen mit den Anbietern verhandeln, erhalten die Unversicherten die höchsten Rechnungen. Sind diese nicht zahlungsfähig, müssen die Krankenhäuser die Kosten selbst tragen und erhalten dabei nur bedingt staatliche Unterstützung.

			Die Verbreitung von Managed Care 

			Managed-Care-Organisationen (MCOs) haben zum Ziel, die Versorgung durch individuelles Fall- und systembezogenes Care-Management zu verbessern, um so gleichzeitig Qualitäts- und Kosteneinsparpotenziale zu realisieren. Heute ist eine Vielzahl von Managed-Care-Modellen zu beobachten. Als deren gemeinsames Prinzip gilt, in die ­fundamentalen Vertragsbeziehungen zwischen Finanzierungsträger, Leistungsanbietern sowie Nutzerinnen und Nutzern steuernd einzugreifen. Dazu gehört beispielsweise, dass MCOs den Ärztinnen und Ärzten anstelle des üblichen Einzelleistungshonorars ein festes Gehalt bezahlen oder dass Versicherte in der Arztwahl auf ein vorselektiertes Netzwerk beschränkt werden.

			Managed Care bildete sich bereits Ende der 1920er-Jahre in Form der prepaid group practices in der privaten Krankenversicherung aus. Kennzeichnend für diese frühe Form war, dass die in einer Gruppenpraxis zusammengeschlossenen Ärztinnen und Ärzte im Voraus eine Pauschale erhielten (capitation), die sie vollumfänglich für die Versorgung der bei ihnen eingeschriebenen Patientinnen und Patienten vergütete. Dies bedeutete eine fundamentale Abkehr von der bis dahin üblichen Vergütung nach Einzelleistung. Letztere hatte zu einer erheblichen Ausweitung von Leistungen geführt und wurde deshalb für den rasanten Prämienanstieg in der privaten Krankenversicherung mitverantwortlich gemacht.

			Eine weite Verbreitung erfuhr Managed Care in den 1980er-­Jahren. An­­fangs waren die sogenannten Health Maintenance Organizations (HMOs) führend am Managed-Care-Markt. In HMOs unterhalten Versicherungen eigene Kliniken und stellen medizinisches Personal auf Gehalts­basis fest ein.

			HMOs werben mit günstigen Versicherungsprämien und geringen Zuzahlungen, im Gegenzug sind die Versicherten auf Praxen und Krankenhäuser der HMOs beschränkt und haben Kontrollen bei der Inanspruchnahme von Leistungen zu akzeptieren. Auch die Leistungserbringungsseite erfährt zahlreiche Restriktionen in ihrer klinischen Entscheidungsfreiheit. Aufgrund der Vergütung mittels einer capitation lohnt es sich für sie zwar, ihren Patientenstamm gesund zu erhalten, gleichzeitig besteht jedoch ein hoher Anreiz zur Risikoselektion, das heißt, Arztpraxen und andere Anbieter medizinischer Dienstleistungen versuchen, möglichst junge und gesunde Patientinnen und Patienten zu rekrutieren.

			Die rigiden Steuerungsmechanismen der HMOs führten zunehmend zu Unzufriedenheit in der amerikanischen Bevölkerung. Im Zuge des sogenannten managed care backlash erließen die Regierungen der ­Einzelstaaten Ende der 1990er-Jahre zunehmend Gesetze, die die Steuerungsfähigkeit von Managed Care beeinträchtigten. Aus diesem Grund gewannen neue, weniger rigide Formen von Managed Care an Boden, insbesondere ­Preferred Provider Organizations (PPOs) und Point-of-Service-Versicherungen (POS). PPOs basieren auf der »virtuellen Integration« von Leistungsanbietenden und Versicherungen im Rahmen von Netzwerken. Auch hier schließt die Managed-Care-Organisation selektiv unter der Maßgabe von Qualitäts- und Kostenaspekten Verträge mit ausgewählten Anbietern, zumindest wenn die regionalen Gegebenheiten dies erlauben. Wählen Patientinnen und Patienten einen Arzt oder eine Ärztin außerhalb dieses Netzwerks, dürfen PPOs die Versicherten zusätzlich belasten. In POS wählt der Patient oder die Patientin zum Zeitpunkt der Inanspruchnahme einen Anbieter innerhalb oder außerhalb des Netzwerks.

			Heute erhält der Großteil der amerikanischen Bevölkerung, ob privat oder öffentlich versichert, Leistungen über Managed Care. Medicaid-Empfängerinnen und -Empfänger können sogar gezwungen werden, ihre Leistungen über Managed Care in Anspruch zu nehmen. Auch schreitet der institutionelle Wandel im Managed-Care-Markt fort. Im Medicare-­Programm sind Mitte der Nullerjahre die Accountable Care Organizations entstanden, die – ähnlich wie HMOs – mehrere ­Sektoren des Versorgungssystems umspannen und mit umfassenden Pauschalzahlungen (bundled payments) vergüten. Aus gesundheitspolitischer Sicht ist das ­Phänomen Managed Care deshalb interessant, weil mit den MCOs private Akteure Steuerungsfunktionen übernehmen, die in anderen Gesundheitssystemen ausschließlich den staatlichen Organen obliegen.

			Die Gesundheitsreform von 2010: »Obamacare«

			Die Idee einer solidarisch finanzierten Pflichtversicherung wurde lange Zeit von deren Gegnern als »socialized medicine« und mit den amerikanischen Werten von (Vertrags-)Freiheit und Selbstbestimmung nicht vereinbar diskreditiert. Ein Reformversuch durch die demokratische Regierung unter Bill Clinton in den Jahren 1993/94 scheiterte daran, dass die Reformgegner aus den republikanischen Reihen den Widerstand derjenigen Lobbygruppen mobilisieren konnten, die sich durch die Reform am stärksten bedroht fühlten: der Ärzteverband (American Medical Association, AMA), die Verbände kleiner und mittlerer Unternehmen sowie der einflussreiche Verband der privaten Versicherungsunternehmen. Erst nach einem erbitterten Kampf entlang der Parteilinien gelang der demokratischen Regierung 2010 die Durchsetzung des Patient Protection and Affordable Care Act (ACA) und damit die Einführung von »Obamacare«. Als wichtige Bestandteile sah der ACA die zusätzliche Versicherung von 32 Millionen Personen bis 2016 und eine Neuregelung der privaten Versicherung vor. Zu Letzterer gehörten insbesondere das Verbot des Ausschlusses von Personen mit Vorerkrankungen, die Definition eines Mindestleistungspakets und die Einschränkung der Kündigungsmöglichkeit durch die Versicherungen. Bemerkenswert ist jedoch, dass schon in der Konzeption des ACA nicht die vollständige Inklusion aller damals rund 45,6 Millionen Unversicherten (16,3 Prozent der Bevölkerung) anvisiert war.

			Etwa die Hälfte der zusätzlich zu versichernden Personen sollte durch Herabsetzung der Einkommensgrenzen im Medicaid-Programm Deckung erhalten, die andere Hälfte sollte in private Versicherung eingeschlossen werden. Zur Ausweitung der privaten Versicherung erlaubte das Reformgesetz jungen Erwachsenen bis 26 Jahre, in der Versicherung der Eltern zu verbleiben. Arbeitgeber mit mehr als 50 Beschäftigten wurden unter Androhung von Strafen verpflichtet, Versicherung anzubieten. Auch Einzelpersonen drohte ab 2014 ohne Krankenversicherung eine Strafe – eine Regelung, die unter der Präsidentschaft von Donald Trump jedoch zurückgenommen wurde. Gleichzeitig bot die Regierung Individuen mit geringem und mittlerem Einkommen Unterstützung in Form von Prämien- und Zuzahlungssubventionen an, wenn sie sich in einer der neu gegründeten Health Insurance Marketplaces versichern. Über diese erhielten kleine Unternehmen und Individuen Zugang zum Versicherungsmarkt. Die ursprüngliche Idee einer Public Option, einer öffentlichen Versicherung, die im Wettbewerb mit den Privaten steht, kam aufgrund des Widerstands der Versicherungsindustrie jedoch nicht zustande.

			Mit dem ACA wurde der Einfluss des Staates auf die Krankenversicherung erheblich ausgeweitet. Die Neuregelungen fügten der Privatversicherung zahlreiche solidarische Elemente und ein Mandat an die ­Arbeitgeber hinzu. Dennoch kann die Reform nicht als Systemwechsel gelten, da die Privatversicherung immer noch den Großteil der Bevölkerung abdeckt und die risikoäquivalente Kalkulation der Prämien als deren zentrale ­charakteristische Eigenschaft erhalten bleibt.

			Reformgegner verhinderten bereits 2012 eine Verpflichtung der Staaten zur Ausweitung der Medicaid-Programme; lediglich freiwillige Erweiterungen ließen sich realisieren. Als weiterer Rückschlag zogen sich 2016 einige große private Versicherer aus den Health Insurance Marketplaces zurück. Insgesamt konnten dennoch bis 2016 durch die Gesundheitsreform 20 Millionen Personen zusätzlich versichert werden. Trotz dieses guten Ergebnisses wurde das Inklusionsziel damit nicht vollständig erreicht. Problematisch war zudem ein erneuter starker Prämienanstieg in der Privatversicherung. 

			Donald Trump brachte im Wahlkampf 2016 einen Großteil der Wählerschaft hinter sich, indem er an die Freiheitsliebe der Amerikanerinnen und Amerikaner appellierte und ankündigte, den ACA und den mit ihm geschaffenen Versicherungszwang zu widerrufen. Über einen Gegenentwurf, den American Health Care Act (AHCA), sollte schon 2017 im Kongress abgestimmt werden. Der Gesetzesvorschlag wurde im Repräsentantenhaus zwar angenommen, im Senat jedoch drohte die Ablehnung, obwohl dieser mehrheitlich republikanisch besetzt war. Zu den Gegenstimmen der Demokraten, die sich geschlossen gegen den AHCA aussprachen, waren eine Senatorin und zwei Senatoren der Republikaner ­hinzugetreten, unter ihnen John McCain, der an einem Hirntumor schwer erkrankt war. Aufgrund seines absehbaren Scheiterns kam der Gesetzesvorschlag nie zur Abstimmung.

			Die Regierung Trump und die Coronapandemie 

			Die 2020 durch das Coronavirus hervorgerufene Krise brachte gleich mehrere Schwächen des amerikanischen Gesundheitssystems und seiner nur zögerlich auf die Bedrohung reagierenden Regierung zutage. Dabei vergab der Global Health Security Index noch 2019 den USA international den ersten Platz in der Bereitschafts- und Reaktionsplanung im Katastrophenfall.6 Tatsächlich wandten sich die für die Pandemiepläne zuständigen Centers for Disease Control (CDC) bereits früh im Januar 2020 mit Erklärungen zum Coronavirus an die Bevölkerung. In den Folgewochen etablierte die Regierung eine »Coronavirus Task Force« und das Gesundheitsministerium erklärte den pandemischen Notstand.

			Trotz dieser frühzeitigen Reaktionen gerieten die USA schon bald ins Hintertreffen. Bereits im Februar fehlte es an dringend benötigter Ausstattung, beispielsweise an Tests und Schutzkleidung, insbesondere für die Beschäftigten des Gesundheitssystems. Auch die Erweiterung der im Regelbetrieb stark heruntergefahrenen Bettenkapazität kam nur schleppend in Gang. Gleichzeitig stiegen Infektionszahlen und Sterberaten, insbesondere im Epizentrum New York City, zum Teil dramatisch an. Dennoch blieben koordinierende Maßnahmen wie eine US-weite Triage­planung, Notgesetzgebung und ein bundesweit einheitlicher Lockdown aus. Einzelne Staaten oder gar Städte handelten stattdessen selbstständig mit temporären Ausgangsbeschränkungen, mit der Schließung von nicht systemrelevanten Einrichtungen, Geschäften, Schulen, Restaurants und Bars sowie mit Versammlungsverboten.

			Mit Stand Ende November 2020 waren über 13 Millionen Corona­virusfälle in den USA bestätigt, etwa 265.000 Menschen waren an oder mit Covid-19 verstorben.7 Besonders von der Erkrankung betroffen sind Personen mit niedrigem sozioökonomischen Status und Teile der afroamerikanischen und der Latinobevölkerung. Dazu trägt der schlechtere allgemeine Gesundheitszustand dieser Bevölkerungsgruppen bei und eine disproportional hohe Armutsrate. Insbesondere unter der nativen amerikanischen Bevölkerung sind die Sterberaten auffallend hoch. Wie in vielen anderen Ländern konzentrieren sich auch in den USA die Todesfälle in Pflegeeinrichtungen.

			Auch die Schwächen des privaten, an den spezifischen Arbeitsplatz gebundenen Krankenversicherungssystems werden in der aktuellen Coronapandemie überdeutlich. In der wirtschaftlichen Krise droht zahlreichen Versicherten, zusammen mit ihrer Arbeit auch ihren Krankenversicherungsschutz zu verlieren. Seit Beginn der Pandemie in den USA im Februar 2020 schnellte die Arbeitslosenquote laut Statistik von 3,5 auf 14,7 Prozent im April. Im Oktober 2020 lag der Wert bei 6,9 Prozent und damit fast doppelt so hoch wie im Vorjahr.8

			Besonders von Arbeitslosigkeit betroffen sind Beschäftigte in prekären Jobs in der Gastronomie und dem Einzelhandel. Für diese Beschäftigten ist ein Arbeiten zu Hause häufig nicht möglich, weshalb sie auch gefährdeter sind, sich mit dem Coronavirus zu infizieren. Gleichzeitig bieten Arbeitgeber in diesen Branchen besonders selten eine Krankenversicherung an. Nach einer repräsentativen Befragung von Personen, die aufgrund von Corona arbeitslos geworden sind, hatten etwa 20 Prozent schon im Beschäftigungsverhältnis keine Krankenversicherung, drei Prozent haben ihre Krankenversicherung verloren und weitere circa 40 Prozent bangten um deren Verlust.9 Es werden nach Prognosen besonders diejenigen Staaten von hoher Arbeitslosigkeit, hohen Sterberaten und einer steigenden Zahl an Unversicherten betroffen sein, die versäumt haben, ihre Medicaid-Programme im Zuge des ACA auszubauen.

			Eine der letzten Amtshandlungen von Donald Trump war es, ein vom Kongress mit überparteilicher Mehrheit beschlossenes, milliardenschweres Coronahilfspaket zu unterzeichnen. Hoffnung besteht nach dem Antritt der neu gewählten Regierung Biden nun, dass diese sich nicht nur entschlossen und verantwortungsvoll im Umgang mit der Pandemie zeigt, sondern langfristig auch die Krankenversicherung in den USA in Richtung eines überparteilich tragfähigen, universellen und gerechten Modells weiterentwickelt.
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			Die Waffenbesitzdebatte

			In kaum einer Frage unterscheiden sich die Vereinigten Staaten so deutlich von allen anderen westlichen liberalen Gesellschaften wie in der Waffenbesitzdebatte. Während es in kulturell vergleichbaren Staaten wie Deutschland, Großbritannien, Kanada und Neuseeland fast unmöglich ist, auf legalem Weg eine Pistole, ein Gewehr oder eine Schrotflinte zu erwerben, sind in den USA zwischen 300 und 400 Millionen solcher Waffen in Privatbesitz. Allein im Jahr 2018 wurden nach Schätzungen der National Shooting Sports Foundation 13,1 Millionen Schusswaffen verkauft. Das waren jedoch fast 20 Prozent weniger als gegen Ende der Amtszeit Präsident Barack ­Obamas. Dieser als »Trump slump« bezeichnete Rückgang erklärt sich dadurch, dass die Bürger unter republikanischen Administrationen keine Sorge haben, dass die Regierung den Verkauf von Waffen einschränken könnte. 

			Dass es sich beim Trump slump nicht um eine grundlegende Neuorientierung fort von Feuerwaffen handelte, wurde im Jahr 2020 deutlich, als Waffen- und Munitionsverkäufe im Zuge der Coronakrise sprunghaft anstiegen und es zu langen Schlangen vor Waffengeschäften kam.

			In der auch in Amerika kontrovers geführten Debatte über die Verbreitung von Schusswaffen treffen Argumente, die auf die negativen Folgen ihrer leichten Verfügbarkeit hinweisen, auf verfassungsrechtliche Bedenken gegenüber einer Einschränkung des Waffenbesitzes (siehe Tabelle 1). Wiederholt sind Prominente wie Präsident John F. Kennedy, der Bürgerrechtsführer Martin Luther King Jr. und der Musiker John Lennon Opfer von Anschlägen mit Schusswaffen geworden; Amokläufe haben nicht selten 20, 30 oder mehr Opfer. Weniger bekannt ist, dass sich jährlich über 20.000 Amerikaner mit Schusswaffen selbst das Leben nehmen.

			Tab. 1: Die wichtigsten Argumente der Befürworter und Gegner des Rechts auf Waffenbesitz 
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							Eine Entwaffnung würde die Bürger im Fall einer diktatorischen Regierung ­ungeschützt lassen.

						
							
							Schusswaffenverbot würde zu enormen Einsparungen im Bereich von Kranken­versorgung und Rehabilitation führen.

						
					

					
							
							Recht, Schusswaffen zu besitzen und mit sich zu führen, ist ein Individualrecht.

						
							
							Waffenbesitz ist kein Individualrecht, ­sondern Einzelstaaten können Gesetze zur Begrenzung von Waffen erlassen.

						
					

					
							
							Durch Waffen in der Hand der Bürger werden Verbrecher abgeschreckt.

						
							
							Schusswaffenverbot würde es auch ­Verbrechern erschweren, an Waffen zu gelangen.

						
					

					
							
							Verbrechen und Amokläufe gibt es auch in Ländern mit strikten Gesetzen.

						
							
							Die leichte Verfügbarkeit von Waffen führt zu hoher Kriminalitätsrate und vielen Amokläufen sowie auch zu Verletzungen und Todesfällen durch Unfälle und unsachgemäße Handhabung.

						
					

					
							
							Überprüfungen von Waffenkäufern stellen eine unzulässige Einschränkung von Freiheitsrechten dar.

						
							
							Die Mehrheit der Amerikaner spricht sich in Umfragen für die Begrenzung ­bestimmter Waffentypen und für background checks aus.

						
					

				
			

			Die verfassungsrechtliche Verankerung und Diskussion des Waffenbesitzrechts

			Versuche von Politikern (zumeist der Demokratischen Partei), die Waffengesetze zu verschärfen, führen auf konservativer (republikanischer) Seite regelmäßig zu Kritik an einer unzulässigen Einschränkung eines im Zweiten Verfassungszusatz vermeintlich garantierten Rechts auf Waffenbesitz. So heißt es im englischen Original: »A well regulated Militia, being necessary to the security of a free State, the right of the people to keep and bear Arms, shall not be infringed.« Die Bestimmung umfasst mithin mehrere Teile, deren Beziehung zueinander nicht eindeutig zu bestimmen ist. Der Rechtswissenschaftler Sanford Levinson nannte den Zweiten Verfassungszusatz sogar die »am schlechtesten formulierte Bestimmung« der Verfassung. Es geht zunächst um eine »Miliz«, die für die Sicherheit eines »freien Landes« unerlässlich sei – wobei unklar bleibt, ob mit »State« die Einzelstaaten oder der Bund gemeint waren. Doch in welchem Verhältnis steht der zweite Gedanke – dass das Recht der Menschen, Waffen zu besitzen und mit sich zu führen, nicht eingeschränkt werden dürfe – zum erstgenannten Verteidigungsauftrag der Milizen? Sind dies zwei separate Bereiche oder gilt das Recht auf Waffenbesitz nur für Milizangehörige (im Dienst)? Aus moderner Sicht wäre auch zu fragen, was die Verfassungsväter unter »Waffen« verstanden haben. Zählen moderne halbautomatische Maschinenpistolen ebenso zu den erlaubten Waffen wie die unhandlichen und ungenauen Vorderladergewehre der Revolutionszeit? Schließlich ist zu fragen, ob die Lebensumstände des 18. Jahrhunderts mit denen des 21. Jahrhunderts mit einer nationalen Armee und einem gut ausgebauten Kommunikations- und Polizeisystem vergleichbar sind beziehungsweise ob Änderungen der Lebensumstände den Zweiten Verfassungszusatz nicht grundsätzlich obsolet gemacht haben. Verfassungsrechtlich am interessantesten ist die Frage, ob der Zweite Verfassungszusatz ein individuelles Recht auf Waffenbesitz jedes einzelnen Bürgers begründet oder (nur) das kollektive Recht der Einzelstaaten, sodass nur sie (und nicht der US-Kongress) über Waffengesetze gesetzgeberisch tätig werden können.

			Im amerikanischen Rechtssystem fällt die Aufgabe, unklar erscheinende Rechtsbestimmungen auszulegen, dem Supreme Court zu. Angesichts der derzeitigen intensiven Waffenbesitzdebatte mag es überraschen, dass sich der Gerichtshof in den letzten 240 Jahren nur selten mit dem Zweiten Verfassungszusatz beschäftigt hat. Alle getroffenen Entscheidungen müssen vor dem Hintergrund sich wandelnder gesellschaftlicher Diskussionen über Waffen gesehen werden. In der Zeit zwischen Revolution und Bürgerkrieg (1780er-Jahre bis 1860) erklärten amerikanische Gerichte (besonders in den Südstaaten) übereinstimmend, dass das Recht auf Waffenbesitz ein Individualrecht sei. Dies implizierte eine Unterscheidung in Weiße, denen das Recht auf Waffenbesitz zustand, und Schwarze, die keine vollwertigen Bürger waren und deshalb keine Waffen tragen durften.

			Diese Sichtweise auf das Grundrecht auf Waffenbesitz als Individualrecht änderte sich nach dem Bürgerkrieg und der rechtlichen Gleichstellung von Weißen und Schwarzen. Es war dies eine Phase gewalttätiger Auseinandersetzungen zwischen befreiten Schwarzen, die nach politischer und wirtschaftlicher Unabhängigkeit strebten, und Weißen, die dies nach Kräften zu verhindern suchten. Einzelne amerikanische Bundesstaaten erließen deshalb Beschränkungen des Rechts auf Schusswaffenbesitz, wobei der Supreme Court 1876 und 1886 in Entscheidungen erklärte, dass solche Einzelstaatsbeschränkungen zulässig seien. Der Zweite Verfassungszusatz verbiete nur dem US-Kongress in Washington (aber eben nicht den Einzelstaaten), den Waffenbesitz einzuschränken. Das Recht auf Waffenbesitz war dieser Auffassung gemäß kein individuelles Verfassungsrecht, denn dann hätte das Gericht die Einzelstaatsgesetze für ungültig erklären müssen. Zu einem logischen Ende gedacht, könnte diese Argumentation des Gerichtshofs zu einem allgemeinen Verbot des Schusswaffenbesitzes führen, wenn alle 50 Bundesstaaten das Recht auf Waffenbesitz jeweils auf ihrem Territorium verbieten würden. 

			Als es in den 1920er- und 1930er-Jahren im Zuge der Prohibition und des Alkoholschmuggels erneut zu verstärkten Gewalttaten mit Schusswaffen kam, erließ der US-Kongress 1934 den National Firearms Act, der den Kauf von Waffen erschweren sollte. Nach einer Klage eines Waffenbesitzers entschied der Oberste Gerichtshof 1939 zwar, dass eine solche Bundesbestimmung nicht verfassungswidrig sei, definierte allerdings ganz spezielle Bedingungen, die erfüllt sein mussten, damit der Bund tätig werden konnte. So musste ein Handel mit Waffen über Einzelstaatsgrenzen hinweg vorliegen und es musste sich um eine Waffe handeln, die traditionell keine Funktion in einer Miliz besaß und deshalb nicht vom Zweiten Verfassungszusatz gedeckt sei. Im vorliegenden Fall ging es um ein zwölfschüssiges Gewehr mit abgesägtem Lauf.

			Nach den Ermordungen John F. Kennedys, seines Bruders Robert und Martin Luther Kings wurde 1968 der Gun Control Act erlassen, der weitere Beschränkungen auf Bundesebene vorsah. So wurde das Versenden von Waffen durch die Post verboten (auf diese Weise hatte Lee ­Harvey Oswald das Gewehr bezogen, mit dem er Kennedy erschoss) und der Erwerb von Waffen durch straffällig gewordene Personen, Drogenabhängige und geistig Behinderte ausgeschlossen.

			Mitte des 20. Jahrhunderts schien der Zweite Verfassungszusatz vornehmlich zu einer Rechtfertigung für Waffenbesitzbeschränkungen ge­­worden zu sein. Nach herrschender juristischer Meinung schützte er kein individuelles Recht auf Waffenbesitz; Einzelstaaten konnten Beschränkungen aller Art erlassen und auch der Bund konnte dies unter bestimmten Voraussetzungen ebenfalls tun.

			From my cold, dead hands – der Einfluss der NRA auf die Waffenbesitzdebatte

			Die späten 1960er-Jahre waren die linksliberalste Phase in der amerikanischen Geschichte. Zu keiner Zeit wurde so offen über Hilfsprograme für ethnische Minderheiten und Bedürftige sowie über gesetzliche Beschränkungen des Waffenbesitzes diskutiert. Sogar der Gouverneur von Kalifornien (und spätere US-Präsident) Ronald Reagan sprach sich für den Gun Control Act aus. Ihm kam es dabei allerdings vor allem darauf an, dass sich die Bürgerrechtsorganisation Black Panther nicht legal bewaffnen konnte. Wie in anderen gesellschaftlichen Bereichen waren die 1960er-Jahre aber auch der Beginn einer Gegenbewegung und einer konservativen Wende. Kritik an speziellen Programmen für Schwarze und die Forderung nach einem uneingeschränkten Schusswaffenbesitz wurden zum politischen Lackmustest und zum einigenden Band für Konservative. 1982 kam ein Ausschuss des US-Senats zur Auffassung, dass der Zweite Verfassungszusatz bisher falsch aufgefasst worden sei. Die Bestimmung gebe amerikanischen Staatsbürgern das Recht, Waffen zu besitzen und mit sich zu führen, um sich, ihre Familie und die Freiheit zu verteidigen.

			Die Organisation, die für diese Entwicklung federführend verantwortlich war, war die National Rifle Association (NRA). Sie war einige Jahre nach Ende des Bürgerkriegs gegründet worden und hatte sich zunächst dem sicheren Umgang mit Schusswaffen verschrieben. Hatte die NRA 1968 den Gun Control Act noch widerwillig mitgetragen, nahm sie ab den 1970er-Jahren die Devise »Keine Kompromisse. Keine Einschränkung von Schusswaffen« an. Ein erster Erfolg dieser harten Linie war die Verabschiedung des Firearm Owners Protection Act von 1986, der einzelne Bestimmungen des Gun Control Act zurücknahm, Handelsbeschränkungen mit Waffen über Staatsgrenzen hinweg lockerte und es der Regierung explizit untersagte, eine Datenbank mit den Namen aller Waffenbesitzer einzurichten. Das Gesetz wurde maßgeblich von Wayne LaPierre mitverfasst, einem NRA-Lobbyisten, der später zum Präsidenten der Organisation avancierte.

			Heute zählt die NRA mit fünf Millionen Mitgliedern und einem Budget von 400 Millionen US-Dollar im Jahr zu einer der einflussreichsten Lobbyorganisation in den Vereinigten Staaten. Sie ist kompromisslos in der Ablehnung von Waffenkontrollgesetzen und vergibt Bewertungsnoten an alle Senatoren und Abgeordnete hinsichtlich ihrer Einstellung zur Waffenbesitzfrage. Legislativ war die NRA am erfolgreichsten, wenn republikanische Präsidenten amtierten. In Bezug auf die Mitgliederzahl war es anders: Sie stieg immer dann an, wenn demokratische Präsidenten gewählt wurden. Allein in der Amtszeit Bill Clintons wuchs die Zahl der Mitglieder um 600.000. Die Mitgliederschaft der NRA steigt gewöhnlich auch nach Massakern mit Schusswaffen an, weil Waffenenthusiasten befürchten, dass dann schärfere Kontrollgesetze erlassen werden.

			Die Waffenbesitzdebatte wandelte sich seit den 1970er-Jahren von einem abstrakten verfassungsrechtlichen zu einem gesellschaftlichen und kulturellen Konflikt um Freiheit. Für die NRA und einen wachsenden Teil der Republikanischen Partei wurde das Recht auf Waffenbesitz das zentrale Grundrecht schlechthin, das nicht wie alle anderen Grundrechte wie Religions-, Meinungs- und Pressefreiheit »nur« auf dem Papier steht. James Madison, der maßgebliche Verfasser der US-Verfassung, nannte diese im 48. Federalist-Artikel »parchment barriers«: Letztlich müsse man darauf vertrauen, dass sich die Regierenden an diese »Grenzen aus Pergament« gebunden fühlen. Gegenüber einer diktatorischen Regierung werde man sie nie einfordern können. Das sei beim Zweiten Verfassungszusatz anders. Die Waffe in der Hand gebe jedem Bürger die Möglichkeit, für seine Freiheit zu kämpfen. Niemand hat diese Auffassung eindrucksvoller beschworen als der Hollywoodschauspieler und überzeugte NRA-Anhänger Charlton Heston. In einer Rede im Mai 2000 vor NRA-Mitgliedern forderte er den demokratischen Präsidentschaftsbewerber Al Gore auf, ihm sein Gewehr aus seinen »kalten, toten Händen« zu entreißen.

			Den vielleicht größten Erfolg erzielten die Verfechter des Rechts auf Waffenbesitz jedoch nicht im Kongress. Als dem Washingtoner Polizeibeamten Dick Heller 2003 verboten wurde, seine Dienstwaffe mit nach Hause zu nehmen, weil dies einer örtlichen Bestimmung, dem Firearms Control Regulations Act von 1975 widersprach, zog er vor Gericht. Im Juni 2008 hatte seine Klage vor dem Obersten Gerichtshof Erfolg. Mehr noch, das vom konservativen Richter Antonin Scalia verfasste Urteil kommt einer Neuinterpretation des Zweiten Verfassungszusatzes gleich. Demnach sei es nicht länger (nur) das Recht der Einzelstaaten, darüber zu entscheiden, ob Personen Waffen besitzen und mit sich führen dürfen. Das Urteil stellt explizit fest, dass der Zweite Verfassungszusatz ein individuelles Recht auf Besitz von Schusswaffen, völlig losgelöst vom Dienst in einer Miliz, schützt. 

			Der Zweite Verfassungszusatz schütze außerdem den Einsatz von Schusswaffen für traditionell rechtmäßige Aufgaben wie der Selbstverteidigung innerhalb des eigenen Hauses, so ein Leitsatz des Urteils.

			Die gesellschaftliche Debatte um Schusswaffen heute

			Schusswaffen sind jenseits der Notwendigkeit zur Selbstverteidigung zum deutlichsten Beispiel für eine grundlegende gesellschaftliche Spaltung des Landes geworden. Auf der einen Seite steht ein ländliches, konservativ geprägtes Amerika, für das Waffen einen Teil des kulturellen Selbstverständnisses darstellen. Präsident Donald Trump hat sich zum Sprecher dieser Menschen gemacht. Er hat auf Jahresversammlungen der NRA gesprochen und erklärt, dass er – im Unterschied zu den Demokraten – das Recht auf Waffenbesitz verteidigen werde. Dem Einwand, dass Waffen eine Bedrohung darstellten, begegnen Konservative mit der Feststellung, dass es die Menschen seien, die töteten, nicht die Waffen. Eine erzwungene Konfiszierung aller privaten Waffen würde nur gesetzestreue Bürger betreffen, die ihren Schutz vor Einbrechern und Vergewaltigern verlieren würden. Die hohe Zahl an Schusswaffen in Privathand schrecke demgegenüber Verbrecher ab, die bei jeder Tat mit Widerstand durch die Träger solcher Waffen rechnen müssten. Darüber hinaus würde eine Entwaffnung die Bürger im Fall einer diktatorischen Regierung ungeschützt lassen, so die Waffenbefürworter.

			Auf der anderen Seite steht ein liberales und urbanes Amerika, das die Waffengesetze verschärfen will. Waffenbesitzgegner weisen auf die unzähligen Amokläufe an Schulen, Kirchen, Synagogen, Moscheen und bei Musikveranstaltungen hin sowie auf die im internationalen Vergleich hohe Mord- und Kriminalitätsrate. Die leichte Verfügbarkeit von Schusswaffen sei für Verletzungen und Todesfälle durch Unfälle und unsachgemäße Handhabung sowie für die hohe Suizidrate in den USA mitverantwortlich. Ein Verbot würde zu enormen Einsparungen im Bereich von Krankenversorgung und Rehabilitation führen. Schließlich spreche sich eine Mehrheit der Amerikaner für striktere Kontrollen aus. Laut einer Umfrage des Pew Research Center vom September 2019 befürworten 60 Prozent der Bürger genauere Kontrollen, 29 Prozent halten die gegenwärtigen Bestimmungen für gut und elf Prozent treten für eine Lockerung ein.

			Waffenbesitzgegner haben in den vergangenen Jahren einige kleine legislative Erfolge erzielen können: Als Folge der Anschläge an der Sandy-Hook-Grundschule in Newtown, Connecticut, im Dezember 2012 mit 20 getöteten Kindern im Alter von sechs und sieben Jahren und in Las Vegas, Nevada, bei dem im Sommer 2017 bei einem Musikkonzert 58 Menschen getötet und mehrere Hundert verletzt wurden, wurden Schnellfeuerkolben (bump stocks) verboten, die aus halbautomatischen automatisch feuernde Waffen machen. Bis zum Frühjahr 2020 haben 19 Staaten sogenannte red flag laws erlassen. Auf dieser Grundlage können Gerichte einzelnen Personen, die durch Gewalttaten oder Drohungen auffällig geworden sind, vorübergehend oder dauerhaft das Waffenbesitzrecht entziehen. 

			Dem stehen jedoch Regelungen mittlerweile aller 50 Bundesstaaten gegenüber, die das verdeckte Tragen von Handfeuerwaffen auf Antrag erlauben und insbesondere Lehrer dazu ermutigen, bewaffnet in den Schulunterricht zu kommen. Eine Woche nach dem Amoklauf in Newtown erklärte der Präsident der NRA, Wayne LaPierre, dass das Einzige, was einen bösen Menschen mit einer Waffe in der Hand stoppen könne, ein guter Mensch mit einer Waffe sei. Als Ende Dezember 2019 ein Mann in einer Kirche in White Settlement, Texas, um sich schoss, zogen nicht weniger als sechs Kirchgänger ihre Pistolen und erschossen den Angreifer. 

			Für alle Beteiligten geht es in der Waffenbesitzdebatte um die Seele Amerikas. Das erlaubt keine Kompromisse. Es ist jedoch nicht zu übersehen, dass der Zweite Verfassungszusatz bei aller Freiheitsrhetorik bis heute eine gesellschaftlich höchst zweifelhafte Rolle gespielt hat. Er war nie eine Bestimmung, die es dem Schwachen ermöglichte, den Starken in seine Schranken zu weisen. Im Gegenteil legten Gerichte die Bestimmung immer im Interesse der Machthaber aus. Sklaven durften keine Waffen besitzen, ihre Master jedoch sehr wohl. Keine Gruppe ist heute tagtäglich so sehr durch Gewalt von Schusswaffen bedroht wie schwarze Bewohner der Innenstädte, die auch wirtschaftlich prekärste Gruppierung im Land.

			Tab. 2: Die zehn tödlichsten mass shootings* in der amerikanischen Geschichte seit 1945 

			
				
					
				
				
					
							
							Las Vegas, Nevada, September 2017, 58 Getötete und über 400 Verwundete

						
					

					
							
							Orlando, Florida, Juni 2016, 49 Tote und 53 Verwundete

						
					

					
							
							Blacksburg, Virginia, April 2007, 32 Getötete und 23 Verwundete

						
					

					
							
							New Town, Connecticut, Dezember 2012, 27 Tote und 2 Verwundete, darunter 20 ­Kinder

						
					

					
							
							Sutherland Springs, Texas, November 2017, 26 Tote und 20 Verletzte

						
					

					
							
							Killeen, Texas, Oktober 1991, 23 Tote und 27 Verletzte

						
					

					
							
							El Paso, Texas, August 2019, 22 Tote und 24 Verletzte

						
					

					
							
							San Ysidro, Kalifornien, Juli 1984, 21 Tote und 17 Verletzte

						
					

					
							
							Parkland, Florida, Februar 2018, 17 Tote und 17 Verletzte

						
					

					
							
							Austin, Texas, August 1966, 18 Tote und 31 Verletzte

						
					

				
			

			* Als mass shooting (Amoklauf) wird eine Tat bezeichnet, bei der mindestens vier Personen in einem einzigen Gewaltakt zu Tode kommen. Die Zahl solcher Amokläufe betrug 2014 269, stieg im Folgejahr auf 335 an und verharrt seither bei über 300 pro Jahr.
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			Sabine Ruß-Sattar

			Die Antirassismusproteste im Sommer 2020

			»Rassismus ist ein Virus, das Amerika schon zu lange im Griff hat.« 
Andrea Jenkins, Gemeinderätin in Minneapolis

			»Nehmt euer Knie von unserem Nacken!« – diese wütende Forderung schleuderte der Bürgerrechtler und Baptistenpastor Al Sharpton am 28. August 2020 von den Stufen des Lincoln Memorial herab und ein gewaltiges vielstimmiges Echo nahm den Slogan auf: Tausende von Menschen waren trotz der Coronapandemie an den historischen Ort gekommen, an dem genau 57 Jahre zuvor Martin Luther King seine »I Have a Dream«-Rede gehalten hatte.

			Sharptons Ausruf erinnerte an die brutale Tötung des Afroamerikaners George Floyd, der am 25. Mai 2020 in Minneapolis nach seiner Festnahme wegen einer Lappalie gut neun Minuten lang von einem Polizisten mit dem Knie auf dem Nacken zu Boden gedrückt und so grausam erstickt ­worden war. Die Bilder der Szene, von einer Passantin per Handyvideo festgehalten, schockierten Menschen in aller Welt und konfrontierten sie mit der traurigen Tatsache, dass mehr als ein halbes Jahrhundert nach ­Martin Luther Kings berühmter Rede und dem Civil Rights Act von 1964 ­people of color immer noch diskriminiert werden. Sie haben nicht nur geringere Chancen in Ausbildung und Beruf, sondern werden deutlich häufiger Opfer von Polizeigewalt als Weiße.1

			Die vielfältigen Formen von Benachteiligung führten dazu, dass die Coronapandemie die nicht weißen Bevölkerungsgruppen mit besonderer Wucht traf. Deren Angehörige arbeiten häufig im Niedriglohnsektor mit wenig Gelegenheit zum Abstandhalten und ihre Wohnsituation ist oftmals beengt. Zudem leidet ein überdurchschnittlicher Anteil von ihnen an Vorerkrankungen wie Diabetes II und ist unterversichert. So forderte die Pandemie in den Reihen der Afroamerikaner deutlich mehr Opfer; in der Hauptstadt Washington, D.C., beträgt ihr Anteil an den durch Covid-19 bedingten Todesfällen 75 Prozent bei 44 Prozent Einwohneranteil (Stand September 2020).

			Vor diesem Hintergrund wirkte das offensichtliche Unrecht gegenüber George Floyd wie ein Funke im Pulverfass, insbesondere weil das politische Klima unter der Präsidentschaft Donald Trumps ohnehin überhitzt und von extremer Lagerbildung geprägt war. Das Bild des Polizistenknies im Nacken Floyds brachte den Rassismus in Gesellschaft und Politik ­symbolisch auf den Punkt. Die letzten, über 20-mal verzweifelt wiederholten Worte des 46-Jährigen – »I can’t breathe« – wurden im Sommer 2020 zum kollektiven Schrei nach Gerechtigkeit und Floyds Gesicht wurde zur Ikone einer Bewegung gegen Rassismus, die in weltweiten Protesten unterstützt wurde und in ihrer Breite und Vielfalt neuartig war.

			Die neue Generation der Bürgerrechtsbewegung: Black Lives Matter

			Der Marsch am 28. August, der vom National Action Network (NAN) und anderen großen etablierten Organisationen der Bürgerrechtsbewegung wie der 1909 gegründeten National Alliance for the Advancement of Colored People (NAACP) organisiert worden war, war nur einer aus der Protestwelle, die alle 50 Bundesstaaten der USA erfasste. Im Zeitraum vom 26. Mai bis zum 22. August 2020 gab es mindestens 7.750 Demonstrationen,2 die sechs Prozent bis zehn Prozent der erwachsenen Bevölkerung auf die Straße brachten, also zwischen 15 Millionen und 26 Millionen Menschen.3 So wurden allein am 6. Juni 2020 in Philadelphia mindestens 50.000 Menschen gezählt, rund 20 000 im Union Park Chicagos und 10.000 auf der Golden Gate Bridge in San Francisco.

			Zwar hatten sich bereits in der großen Bürgerrechtsbewegung der 1960er-Jahre Menschen verschiedener Ethnien gemeinsam engagiert,4 doch war der Kreis im Jahr 2020 ethnisch und demografisch deutlich vielfältiger, wobei sich vor allem die Jüngeren, nach 1981 Geborenen, engagierten, die auch stärker als die älteren Kohorten das Problem des strukturellen Rassismus wahrnehmen. Die sogenannte Generation Z der nach 1996 Geborenen ist zu zwei Dritteln trumpkritisch eingestellt und ging in den Vorjahren bereits für strengere Waffengesetze und besseren Klimaschutz auf die Straße.5

			Dabei war der landesweite Protest nicht zentral organisiert – der Marsch nach Washington stellte in dieser Hinsicht eine Ausnahme dar. Die Bewegung des Sommers 2020 wurde getragen von einer bunten Vielzahl von Gruppen und lokalen Koalitionen, aber vor allem auch von zahllosen Einzelpersonen, die sich, informiert über soziale Medien – vor allem Instagram –, dem Protest anschlossen. Im Vergleich zu den 1960er-Jahren spielten Kirchen und religiöse Gemeinschaften eine geringere Rolle. Im Unterschied zu damals gab es 2020 auch keine dominierenden einzelnen Führungspersönlichkeiten. Die über Wochen laufende Mobilisierung wurde vielmehr jeweils vor Ort entscheidend gestützt von Aktivistinnen und Aktivisten einer neuen Generation, so in Floyds letztem Wohnort Minneapolis von Black Visions, einer Gruppe von rund 50 Personen unter 35 Jahren, die dem dezentralen Netzwerk Black Lives Matter (BLM) verbunden sind und hie­­rarchische Führungsstrukturen ablehnen. Der Slogan und Name dieses losen, aus vielen Ortsgruppen bestehenden Netzes der Protestbewegung sind heute überall zu finden: von den großen gelben Lettern auf der auf das Weiße Haus zuführenden 16th Street in Washington, D.C., die auch auf Satellitenbildern erkennbar sind, bis hin zu den Sporttrikots der amerikanischen Profiteams.

			Entstanden war BLM im Jahr 2013 als Reaktion auf den Freispruch des Angeklagten im Todesfall des afroamerikanischen Jugendlichen Trayvon Martin, ursprünglich als Twitter-Hashtag #BlackLivesMatter. Der Durchbruch zur nationalen Bekanntheit erfolgte 2014 bei den Protesten gegen Polizeigewalt in Ferguson. Verwurzelt in der feministischen und der LGTBQ-Bewegung, vertreten die Gründerinnen Alicia Garza, Opal Tometi und Patrisse Cullors einen basisdemokratischen Ansatz, der das Transformationspotenzial der etablierten Politik – gerade auch im Blick auf die Erfahrung mit der Amtszeit des ersten schwarzen US-Präsidenten Barack Obama – skeptisch einschätzt. Bezüglich der strategischen Ausrichtung gab es schon in Ferguson Spannungen mit der alten Garde der Bürgerrechtsbewegung in NAN und NAACP, denen Black Lives Matter zu radikal war. NAN setzt den christlichen Zweig der Bürgerrechtsbewegung fort, während Black Lives Matter auch an Ideen der Black-Power-Bewegung anknüpft und mit neuen progressiven Politikvorstellungen kombiniert. Im Brennpunkt ihrer Kritik stehen die unverhältnismäßige Härte bei Polizeieinsätzen und die Verhaftungs- und Verurteilungsrate von Afroamerikanern als die sichtbarsten Formen der Ungleichbehandlung.

			Die durch Black Lives Matter geprägten Proteste lassen sich – nach dem Kampf gegen die Sklaverei und später gegen die Rassentrennung – als dritte große Welle der amerikanischen Bürgerrechtsbewegung verstehen. Sie wendet sich gegen die ungleiche Anwendung des Rechts und des Strafvollzugs und hinterfragt zudem sozioökonomische Ungleichheit, kulturelle Standards, Geschichts- und Rollenbilder.

			Demonstrationen auf den Straßen, Bewegung in den Köpfen

			Andrea Jenkins, die stellvertretende Vorsitzende des Stadtrats von Minneapolis – der Stadt, in der George Floyd getötet wurde –, kommentierte den Vorfall am 27. Mai 2020 in einem Interview mit dem öffentlichen Fernsehsender PBS: »Rassismus ist ein Virus, das unsere Gesellschaft schon viel zu lange im Griff hat.«6 Beendet werden könne das letztlich nur von denjenigen, die bislang von der Lage der Dinge profitiert hätten. Tatsächlich scheint der Tod George Floyds in dieser Beziehung ein Weckruf gewesen zu sein. Im Juli 2020 erklärten 57 Prozent der Befragten einer Umfrage für den Nachrichtensender NBC und das Wall Street Journal, sie seien sich jetzt stärker der Ungleichbehandlung in den USA bewusst. Bei den großen Buchhändlern wie Amazon und Barnes & Nobel waren Bücher zum Thema Rassismus zeitweise ausverkauft, so die Titel How to Be an Antiracist von Ibram X. Kendi und White Fragility von Robin DiAngelo. Das Wirtschaftsmagazins Harvard Business Review gab eine Herbstsondernummer zum Thema »Rassismus am Arbeitsplatz bekämpfen« heraus. Die renommierte Harvard Business School übte öffentlich Selbstkritik dafür, afroamerikanische Studierende nicht ausreichend gefördert zu haben, und legte ein 25 Millionen US-Dollar schweres Zehnjahresprogramm unter anderem für Stipendien auf. Unternehmen wie Facebook, Nike, Reebok, J. P. Morgan oder Disney solidarisierten sich mit Black Lives Matter und unterstützten antirassistische Organisationen. Der Netflix-Chef Reed Hastings spendete 20 Millionen Dollar an Universitäten, die traditionell von afroamerikanischen Studierenden besucht werden. Lebensmittelkonzerne änderten Marken oder Logos, weil die dort gezeigten Rassenstereotype nicht mehr akzeptiert werden; so änderte der Mars-Lebensmittelkonzern den Namen seines bekannten Produkts »Uncle Ben’s Reis« in »Ben’s Original«. Ob hier ein echtes Umdenken stattfindet oder ob dies nur PR darstellt mit Blick auf die konsumstarke Alterskohorte der so­­genannten Millennials, die bei den Demonstrationen besonders stark engagiert ist, wird sich zeigen.

			Eindrucksvoll war die Solidaritätsbewegung im amerikanischen Sport, der aufgrund seiner zentralen Bedeutung für die amerikanische Gesellschaft einen besonders aussagekräftigen Gradmesser für den Wandel von Mentalitäten darstellt. In der als konservativ geltenden Footballliga NFL hatte der Quarterback der San Francisco 49ers, Colin Kaepernick, in der Saison 2016 einen Skandal ausgelöst, als er beim Abspielen der Nationalhymne auf die Knie ging, statt zu stehen. Er wolle kein Land ehren, das seine schwarzen Bürger unterdrückt, so Kaepernick. Nachdem er daraufhin von den Clubs keine Vertragsangebote mehr bekommen hatte, wurde er inzwischen von der Liga rehabilitiert und der Kniefall hat als antirassistische Solidaritätsgeste nicht nur im Sport, sondern ebenso bei den Demonstrationen im Sommer 2020 (auch aufseiten der Polizei) Verbreitung gefunden. 

			Als es am 23. August 2020 in der Stadt Kenosha zu einem neuen Fall von Polizeigewalt kam, weigerte sich das Basketballteam der ebenfalls in Wisconsin ansässigen Milwaukee Bucks wenige Tage später, bei ihrem Play-off-Spiel anzutreten, und bekam dafür von der Liga (NBA) Rückendeckung. Die Streiks weiteten sich in die Frauenbasketballliga (WNBA) sowie die Fußballliga (MLS), die Baseballliga (MLB) sowie auf das Tennis (ATP/WTA) und die Eishockeyliga (NHL) aus. Vor Wiederaufnahme des Spielbetriebs sagte die NBA zu, dass sie sich für Polizei- und Justizreformen einsetzen und die Stimmabgabe bei den Kongress- und Präsidentschaftswahlen fördern will. Dies sollte auch durch das Bereitstellen der Arenen als Wahllokale mit der Möglichkeit zum pandemieangemessenen Abstandhalten geschehen.

			Angst vor sozialen Unruhen und die nötige Polizeireform

			Selbst wenn der weitaus überwiegende Teil der Proteste friedlich blieb,7 gab es vom ersten Tag an auch Ausschreitungen und Plünderungen. Mit zunehmender Dauer der Proteste häuften sich Fälle von Gewalt zwischen Demonstranten und Gegendemonstranten und das Auftreten von bewaffneten Milizen. Es gab Tote. In einzelnen Fällen wurden – von Rechtsradikalen, aber auch etwa von der New Yorker Polizei – Autos als Waffe eingesetzt. Die gegnerischen politischen Lager schoben die Verantwortung für die Gewalt jeweils zugereisten und ortsfremden linken beziehungsweise rechten radikalen Provokateuren zu.

			Präsident Trump nutzte die Gelegenheit, gab die Schuld der »Antifa« und fokussierte seine Wahlkampfstrategie auf das Thema »Recht und Ordnung«. Anfang Juni hatte er bereits verschiedenen Bundesstaaten und Städten angedroht, er werde auf Grundlage des Insurrection Act von 1807 die Armee oder die Militärpolizei im Inland einsetzen, falls die Unruhen andauerten – ein Vorschlag, der aus ranghohen Militärkreisen als Missbrauch der Armee kritisiert wurde. Zur gleichen Zeit hatte Trump mit Blendgranaten und Tränengas Demonstranten aus dem Lafayette-Park in der Nähe des Weißen Hauses vertreiben lassen. In Portland, wo die BLM-Proteste durch eine seit Jahren sehr aktive linksautonome Szene verstärkt wurden, eskalierten die Auseinandersetzungen erst richtig, als Sicherheitskräfte des Bundes eingesetzt wurden. Nach Angaben der New York Times stellte ein interner Bericht des Heimatschutzministeriums fest, dass die eingesetzten Kräfte paramilitärische Ausrüstung aus Armeerestbeständen besaßen, jedoch keinerlei Ausbildung in Deeskalationstraining. Amnesty International dokumentierte in seinem am 4. August veröffentlichten Bericht »The World is Watching«, dass es während der Straßenproteste im Sommer zu massiven Menschenrechtsverletzungen durch die Polizei und andere Sicherheitskräfte, darunter Kräfte des Grenzschutzes, gekommen ist.

			Vor dem Hintergrund der Unruhen und ihrer Instrumentalisierung durch den Wahlkämpfer Trump war die von der Protestbewegung geforderte radikale Polizeireform jedenfalls auf Bundesebene zunächst wenig aussichtsreich. Die von den Demonstrierenden gestellte Forderung »Defund the Police« (Entzieht der Polizei das Geld) wird bislang auch in den Reihen der Demokraten nur von einer Minderheit unterstützt, selbst wenn auf lokaler Ebene eine Reform des Polizeiapparats und seiner Aufgaben sowie die Umverteilung der Mittel an Sozial- und Gesundheitsbehörden an ­einigen Orten bereits versucht werden, so in Minneapolis und in New York City.

			Tatsächlich kam es innerhalb der Demokratischen Partei zu heftigen Auseinandersetzungen zwischen den Vertretern des progressiven Flügels und dem Parteiestablishment, das fürchtet, mit einer Übernahme der radikalen Forderung von BLM mögliche (Wechsel-)Wähler zu verprellen. Joe Biden hatte in seinem Wahlprogramm sogar 300 Millionen Dollar mehr an Bundesmitteln für die Polizei in Aussicht gestellt – allerdings für die lokale Polizei, die für bürgernahe Polizeiarbeit vor Ort (community policing) speziell ausgebildet werden soll. Zugleich verfolgt Biden das Ziel einer Polizeireform, die eine einfachere Strafverfolgung von im Polizeidienst begangenen Gewalttaten ermöglichen und die Vergabe von Bundesmitteln an Polizeibehörden an die Einhaltung von Verhaltensstandards binden würde. Die Bedeutung dieses Vorhabens hat Präsident Biden anlässlich des Gerichtsprozesses in der Strafsache George Floyd im April 2021 noch einmal unterstrichen. Wie die New York Times am 19. April 2021 berichtete, sind seit Mai 2020  immerhin in über 30 Einzelstaaten schon über 140 Maßnahmen zur Polizeireform beschlossen worden und der Reformdruck dürfte angesichts immer neuer Fälle von Polizeigewalt weiter zunehmen.  

			Denkmalstürze und Kulturkampf

			Auch wenn im Sommer 2020 das gesellschaftliche Bewusstsein hinsichtlich des Rassismusproblems deutlich geschärft wurde, wurde kein Konsens bezüglich der Frage erreicht, welche konkreten politischen Schritte einzuleiten sind. Die von der Antirassismusbewegung geforderte neue Weichenstellung in der Geschichts- und Erinnerungspolitik, vor allem mit Blick auf Sklaverei und Bürgerkrieg, wurde im Vorfeld der Präsidentschaftswahlen vom Amtsinhaber Donald Trump als Kulturkampf der Linken gebrandmarkt. Am Vorabend des 4. Juli, des amerikanischen Unabhängigkeitstages, hielt der Präsident eine Rede vor der imposanten Kulisse von Mount Rushmore, in der er sich als Verteidiger des nationalen Erbes inszenierte: »Wütende Mobs versuchen die Statuen unserer Gründerväter zu stürzen, unsere heiligsten Denkmäler zu entstellen und eine Welle des Verbrechens in unsere Städte zu tragen. […] Täuscht euch nicht: Diese linke Kulturrevolution ist darauf angelegt, die Amerikanische Revolution rückgängig zu machen.«8

			Tatsächlich kam es im Sommer 2020 (nicht nur) in den USA zu einer Reihe von Denkmalstürzen. Das Nachrichtenportal The Hill listete am 12. Juni mehr als 30 Fälle von Denkmalbeschädigungen oder Entfernungen auf. Ein Teil davon ereignete sich illegal im Schutz der Nacht, so die Enthauptung einer Kolumbus-Statue in Boston und die Versenkung einer Kolumbus-Statue im nächstgelegenen See in Richmond. Ein Teil war jedoch von gewählten Gremien beraten und beschlossen worden: So entschied sich der Gemeinderat von Charleston, die Statue des ehemaligen US-Vizepräsidenten John C. Calhoun zu entfernen, weil er ein prominenter Verfechter der Sklaverei war. Als Reaktion auf den Tod Floyds beschlossen außerdem die beiden Kammern des Parlaments des Bundesstaates Mississippi – als letzter US-Staat – die Symbolik der Südstaatenkonföderation aus ihrer Flagge zu entfernen. Präsident Trump hat die Flagge stets als Traditionsgut verteidigt.

			Noch kontroverser als der Umgang mit Symbolen sind die Unterrichtsinhalte an den Schulen. Präsident Trump wünschte einen »patriotischen« Lehrstoff und lehnte die von BLM vertretene These eines strukturellen Rassismus, der allen gesellschaftlichen Institutionen eingeprägt sei, ab. Am 22. September erließ er eine »Verordnung zu Stereotypen zu Rasse und Geschlecht«, in der es heißt, »die Forschung hat gezeigt, dass schuldfokussiertes Training zum Umgang mit Vielfalt Vorurteile verstärkt und Chancen für Minderheiten verkleinert«.9 Bundesmittel für solche Antirassismusprogramme sollten gestrichen werden.

			Diese Konflikte verdeutlichen, in welch tiefer Krise die USA sich derzeit befinden, was den Umgang mit dem Gleichheitsversprechen der Verfassung und der Vielfalt der Bevölkerung anbelangt. Als sich Joe Biden und Kamala Harris am 8. November 2020 erstmals nach ihrem Sieg von Delaware aus an die Öffentlichkeit wandten, versprachen beide, das Land zu versöhnen und seine Vielfalt als Stärke zur Geltung zu bringen. Diesen Anspruch verkörpert Kamala Harris in ihrer Person. Sie identifiziert sich selbst als schwarze Amerikanerin und ist die erste Frau sowie die erste Person mit karibisch-indischen Wurzeln, die das Vizepräsidentenamt übernimmt. Ohne die antirassistischen Proteste wäre Harris wohl kaum von Joe Biden als running mate ausgewählt worden. Insofern kann diese Personalie als eine erste Antwort der Politik auf die Forderungen der Bewegung gewertet werden, auch wenn Harris aufgrund ihrer als repressiv geltenden Linie als Justizministerin von Kalifornien bei den BLM-Aktivistinnen umstritten ist. Es sieht auch ganz so aus, als sei der Sieg Bidens in einigen hart umkämpften Wahlkreisen wie in Pennsylvania oder Wisconsin nicht zuletzt auch der Mobilisierung vor allem der afroamerikanischen Wählerschaft durch BLM und Massenproteste zu verdanken, selbst wenn Joe Biden bei jüngeren afroamerikanischen Männern nicht so gut ankam wie frühere demokratische Präsidentschaftskandidatinnen und -kandidaten. Unter Verweis auf ihren Beitrag zum Wahlerfolg verlangen die BLM-Aktivistinnen lautstark Mitsprache beziehungsweise ein Vetorecht bei der Personalauswahl und Politik der Biden-Administration. So protestierte in Los Angeles die lokale BLM-Sektion tagelang vor dem Haus des Bürgermeisters gegen seine mögliche Berufung auf einen Kabinettsposten. Um auch die Durchsetzung ihrer politischen Forderungen zu sichern, hat sich das BLM-Netzwerk zudem im Oktober 2020 – in einem für eine Graswurzelbewegung dieser Art ungewöhnlichen Schritt – entschieden, ein politisches Aktionskomitee (PAC) zu gründen. Es soll die im Sommer 2020 reichlich an BLM geflossenen Spenden verwalten und in den bevorstehenden Wahlkämpfen einsetzen. Mittelfristiges Ziel ist es, im Kongress politische Mehrheiten zu schaffen für das von BLM entworfene Gesetzespaket »BREATHE« zur Bekämpfung des strukturellen Rassismus, das weit über eine Reform von Polizei und Strafjustiz hinausginge.

			Verlust der Strahlkraft des amerikanischen Vorbilds in der Welt

			Abgesehen von dem Leid, das rassistisches Unrecht bei den Menschen im eigenen Land anrichtet, verdeutlichte der Sommer 2020, dass die Schwächung der amerikanischen Demokratie und ihrer rechtsstaatlichen Verfassung auch das internationale Ansehen der USA beschädigt. Im UN-Menschenrechtsrat kam es zum Eklat, als afrikanische Staaten den Antrag stellten, eine Untersuchung zu Rassismus und möglichen Menschenrechtsverletzungen in den USA und anderen Staaten der Welt einzuleiten.

			Der Bruder George Floyds wurde dazu per Video in einer Dringlichkeitssitzung des Menschenrechtsrats zugeschaltet. Der Antrag fand nicht die nötige Mehrheit, zeigt aber, dass die USA und andere Länder der Nordhalbkugel international nicht mehr als Vorbild gesehen werden, sondern zunehmend als Problemfall. Sollte es die Biden/Harris-Administration infolge der Polarisierung sowie der internen Spaltungen der Demokratischen Partei nicht schaffen, virulente Probleme wie den Rassismus anzugehen und das Land zu »heilen« (Joe Biden), wird das für die USA auch auf internationaler Ebene nicht ohne Konsequenzen bleiben.
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			Brenda E. Stevenson

			Die Geschichte rassistischer Benachteiligung

			Das Leben der Menschen in den USA wird vom Konstrukt »Rasse« bestimmt. Wie in allen Gesellschaften weltweit haben auch andere Merkmale Einfluss auf die Identität; die Bedeutung von Geschlecht, Alter, sozialer Schicht, sexueller Orientierung und Kultur ist in allen modernen Staaten von heute nicht zu leugnen. Dennoch hat »Rasse« stärker als alle anderen gesellschaftlichen Konventionen die Stellung des Einzelnen im Sozialgefüge der USA in der Vergangenheit definiert und bestimmt sie bis heute ebenso wie die rechtliche Stellung und Behandlung des Einzelnen durch die Justiz, den Zugang zu Bildung und Beschäftigung, den Standard der medizinischen Behandlung, den Wohn- und sogar den Urlaubsort und die Art und Weise, wie man seine Freizeit verbringt, welche Gottesdienste man besucht und welche Partei man wählt. Zwar wurde mit Beginn des 21. Jahrhunderts und vor allem nach der Wahl Barack Obamas zum Präsidenten der USA der Anbruch eines »postrassischen« Zeitalters in ­Amerika postuliert, doch eignet sich dieser isolierte politische Vorgang kaum als Beleg für das Ende der Ungleichheit oder den Beginn eines nachhaltigen, positiven Verhältnisses zwischen den »Rassen«.

			Tatsächlich kam es gerade während der Regierungszeit Barack ­Obamas zur Entstehung der landesweiten Bewegung Black Lives Matter, um gegen Polizeigewalt und die Diskriminierung junger schwarzer Männer und Frauen vor Gericht zu protestieren. Die Regierung Obama brachte auch keine wirksamen Maßnahmen zustande, um schwarze Amerikaner im Kampf gegen Obdachlosigkeit, Arbeitslosigkeit, schlechte staatliche Schulen und Wahlbehinderung zu unterstützen oder eine negative, von Stereotypen geprägte Darstellung in den Medien und allgemein in der Öffentlichkeit zu unterbinden. Präsident Obama selbst wurde samt Frau und Kindern von den Medien sowohl im eigenen Land als auch im Ausland rassistisch dargestellt und die Zahl der Morddrohungen gegen ihn war im Vergleich zu seinem Vorgänger George W. Bush viermal so hoch. Dass der wahrgenommene Unterschied zwischen den »Rassen« auch heute noch besteht und als Mauer in der amerikanischen Gesellschaft fungiert, zeigte sich im Präsidentschaftswahlkampf 2016, der mit dem Sieg des republikanischen Kandidaten Donald Trump endete. Diese Entwicklung hat sich im Verlauf von Trumps Amtszeit fortgesetzt und spielte in den Präsidentschaftswahlen 2020 eine ebenso wichtige Rolle.

			Präsident Trump, dem vor und nach seiner Wahl zum Präsidenten Rassismus vorgeworfen wurde, genoss die Unterstützung weißer Nationalisten. Seine weitverbreiteten öffentlichen Äußerungen und Tweets zu Themen wie Einwanderern und ihren Heimatländern, nicht weißen Abgeordneten und Journalisten, weißen bewaffneten Milizen im eigenen Land und zu Wohngegenden mit einem hohen Anteil an people of color waren hinlängliche Belege für seine Ansichten zu ethnischer Vielfalt und ethnischen Unterschieden. Man kann davon ausgehen, dass diese Äußerungen zu einer weiteren Verschlechterung des Verhältnisses zwischen den verschiedenen Gruppen beigetragen und die öffentliche und mitunter gewalttätige Zurschaustellung des weißen Nationalismus gefördert haben.

			Keine Gruppe unter den US-Bürgern wird so häufig Opfer von Hassverbrechen wie Afroamerikaner. 2019 jährte sich die Ankunft der ersten afrikanischen Leibeigenen und Sklaven in der britischen Kolonie Virginia zum 400. Mal. Für Afroamerikaner gibt es dabei wenig zu feiern. Es hat zwar seitdem wichtige Fortschritte gegeben, doch ihre Geschichte ist weiterhin durch die lange Zeit der Sklaverei getrübt, gefolgt von einer ebenso langen Zeit, in der Afroamerikaner mit Gewalt politisch, wirtschaftlich und gesellschaftlich unterdrückt wurden.

			Trotz aller Anstrengungen und des unbändigen Wunsches nach Freiheit und Gleichheit besteht der systemische Rassismus in den USA ­weiter und schadet den Betroffenen, vor allem den Afroamerikanern, in vielerlei Hinsicht. So kam die UN-Arbeitsgruppe für Menschen aus Afrika 2016 zu dem Ergebnis, dass die USA ihre Geschichte des »rassistischen Terrorismus« und die noch heute bestehenden Auswirkungen nicht akzeptiert hätten, und empfahl Reparationszahlungen für Afroamerikaner.1 Die USA sind mit dieser Geschichte nicht allein – zahlreiche Länder haben sich der systematischen Diskriminierung schuldig gemacht und leugnen die negativen Auswirkungen dieses Vermächtnisses. Dennoch hat diese Bilanz der Menschenrechtsverstöße in der Vergangenheit in Verbindung mit Rassismus und einer Einteilung nach »Rassen« in einem Land, das sich als »Führer der freien Welt« bezeichnet, einen ironischen, wenn nicht sogar ­verlogenen Beigeschmack.

			Die Entwicklung zur dauerhaften Ausgrenzung aufgrund der »Rasse« begann mit der Sklaverei im 17. Jahrhundert, einem System, das Spanien und Portugal in ihren ersten Kolonien in der Karibik sowie in Nord- und Lateinamerika einführten. Die Sklaverei fand rasch in weiteren Gebieten Verbreitung, die von anderen europäischen Nationen in Anspruch genommen wurden, darunter Frankreich, England und die Niederlande. Die Ersten, die versklavt wurden, waren die indigenen Völker, die jedoch bereits im ersten Jahrhundert nach dem ersten Kontakt mit den Europäern häufig eingeschleppten Krankheiten erlagen. Mitte des 17. Jahrhunderts wurden immer mehr versklavte Afrikaner auf die britischen Karibikinseln und nach Nordamerika verschleppt. Im Vorfeld der Amerikanischen Revolution herrschte die weitverbreitete Ansicht, schwarz zu sein, hieße, dauerhaft das Eigentum eines weißen Herrn zu sein.

			Dennoch brachten die Jahre während und nach der Amerikanischen Revolution eine Veränderung in Hinblick auf den Status der Sklaven. Ein Grund dafür lag im ideologischen Fundament der Revolution, wonach die Sklaverei abgelehnt und die Menschenrechte sowie das Ideal der Gleichheit aller Menschen betont wurde. Weitere Gründe waren die sinkende Rentabilität des Tabakanbaus und die Angst vor Sklavenaufständen. Die Sklaverei in der jungen Republik war auf bestimmte geografische Regionen beschränkt. So war beispielsweise im Nordwestterritorium (der Region im Gebiet der Großen Seen) die Sklaverei verboten. Die Bundesstaaten im Nordosten schafften die Sklaverei ebenfalls ab. Die nördlich gelegenen Südstaaten lockerten immerhin die Vorschriften zur Freilassung einzelner Sklaven. Allerdings war diese Freiheit nicht gleichzusetzen mit der Freiheit der weißen Bürger. Die Freiheit der schwarzen Amerikaner war immer auch durch zusätzliche Rechtsvorschriften und Gewohnheiten eingeschränkt.

			Trotz der Unterdrückung stieg die Zahl der freien schwarzen Amerikaner bis 1850 auf etwa 420.000 Personen, allerdings machten diese nach wie vor weniger als 15 Prozent der schwarzen Bevölkerung aus. Freie wie Sklaven wehrten sich auf verschiedene Weise gegen die Unterdrückung. Einige strebten nach Bildung und Wohlstand, suchten und fanden ein besseres Leben. Sie lebten größtenteils in Städten, wo sie sich organisierten und in größeren Vereinigungen engagierten, die ihre »Rasseninteressen« vertraten und 1808 das Ende des internationalen Sklavenhandels durchsetzen konnten. Eine große Rolle spielten freie Schwarze in der Abolitionistenbewegung, in der sie sich nicht nur für die Befreiung der Sklaven und deren Gleichstellung sowie für einen gleichberechtigten Zugang zu den Ressourcen des Landes einsetzten, sondern auch Bestrebungen entgegentraten, befreite Sklaven außerhalb der USA anzusiedeln.

			Die schwarze Bevölkerung in den USA verdoppelte sich von zwei Millionen im Jahr 1820 auf vier Millionen 1860, wodurch die USA im Atlantik­raum zum Land mit der größten Sklavenpopulation der damaligen Zeit aufstiegen und sogar noch vor Brasilien lagen.2 Mit dieser Entwicklung wuchs nicht nur die Zahl der versklavten Familien, sondern auch ihre Destabilisierung, weil Familien oft auseinandergerissen wurden und die einzelnen Mitglieder in großer Entfernung voneinander lebten. Der lukrative Sklavenhandel im eigenen Land sorgte dafür, dass etwa eine Million Sklaven oder mehr ohne ihre Familien von den nördlichen Südstaaten an die im tiefen Süden (Deep South) neu entstandenen Plantagen verkauft wurden, vor allem nach Alabama, Mississippi, Louisiana und Texas.

			Das erwirtschaftete Vermögen konzentrierte sich in den Händen einer kleinen Elite aus Baumwoll- und Zuckerrohrbaronen, Bankiers und Industriellen. Die Millionen versklavten Menschen hingegen durften mit ihrer Hände Arbeit weder Land noch anderen Besitz erwerben. Normalerweise erhielten sie gerade einmal das Nötigste an Essen, Kleidung, Unterkunft, medizinischer Versorgung und Bildung beziehungsweise Ausbildung als Lohn für ihre Zwangsarbeit, die sie in Vollzeit und ein Leben lang verrichten mussten.

			Da sich Segregation und Diskriminierung vor dem Bürgerkrieg von 1861 bis 1865 auch in den nicht sklavenhaltenden Staaten und Territorien eingebürgert hatten und Schwarze und andere Nichtweiße in der Populärkultur und in »wissenschaftlichen« Veröffentlichungen in jeder Hinsicht als »unterlegen« dargestellt wurden, war der Boden bereitet, Afroamerikaner auch nach der allgemeinen Emanzipation ab 1865 in der amerikanischen Gesellschaft auszugrenzen. Obwohl eine »radikale« Republikanische Partei in der Zeit der Reconstruction im Kongress Zusätze zur amerikanischen Verfassung durchsetzen konnte, mit denen die Sklaverei beendet wurde (13. Zusatzartikel) und erwachsene schwarze Männer das Wahlrecht erhielten (15. Zusatzartikel), wurden diese Verfassungsergänzungen nie vollständig verwirklicht. Tatsächlich endete die Phase der Reconstruction im Süden fast so schnell wieder, wie sie begonnen hatte, und war bis 1877 praktisch aufgehoben.

			Die Zeit nach der Reconstruction war von der Ungleichbehandlung der Afroamerikaner auf mehreren Ebenen gekennzeichnet. Die meisten Afroamerikaner blieben im Süden und arbeiteten in der Landwirtschaft – schwere, schlecht bezahlte Tätigkeiten, mit denen sie kaum genug verdienten, um einigermaßen über die Runden zu kommen und eigene Anschaffungen zu machen. Viele konnten sich weder eigenes Land leisten noch Arbeitstiere, Werkzeug oder Saatgut; daher blieb ihnen gar keine andere Wahl, als sich ihren Lebensunterhalt als Pächter oder sogenannte ­sharecroppers zu verdienen, eine Form der Naturalpacht, bei der sie für die Bewirtschaftung des Landes einen Teil der Ernte erhielten. Dies geschah oft auf demselben Land, auf dem sie bereits als Sklaven gearbeitet hatten. Sie verrichteten dieselbe Arbeit, lebten in denselben Unterkünften und waren für dieselben Leute oder für Personen tätig, die eine ähnlich rassistische Haltung wie ihre ehemaligen Sklavenhalter hatten. Die Landbesitzer verhängten eigenmächtig Strafen für ihre Pächter, betrogen sie um ihren Lohn und trieben sie in die Schulden. Die Polizei und Behörden vor Ort sorgten im Verbund mit weißen Bürgerwehren dafür, dass die Pächter auf ihrem Land blieben, wodurch die Sklaverei praktisch fortgesetzt wurde. Einige schwarze Südstaatler wanderten in lokale städtische Zentren oder in den Westen ab, wo sie in Staaten wie Kansas, Oklahoma und Kalifornien schwarze Städte gründeten. Doch die eigentliche Great Migration, die massenhafte Abwanderung der schwarzen Bevölkerung aus dem Süden, setzte erst in den Jahren kurz vor dem Ersten Weltkrieg ein.

			Arbeit war jedoch nicht das einzige Problem, auch wenn dadurch weite Teile der schwarzen Bevölkerung über Jahrzehnte gezwungen waren, unterhalb der Armutsgrenze zu leben. Weiße männliche Wähler stimmten für diskriminierende Gesetze, die schwarze Männer, Frauen und Kinder in jedem Bundesstaat, der vor dem Bürgerkrieg ein Sklavenhalterstaat gewesen war, erneut »versklaven« sollten. Diese Gesetze schränkten die Wahl des Arbeitsplatzes und die Bewegungsfreiheit ein, die Gleichbehandlung vor Gericht, das Fürsorgerecht über die Kinder und das Wahlrecht. Die ungeschriebenen Gesetze im Umgang miteinander sowie das Urteil des Obersten Gerichtshofs im Fall Plessy v. Ferguson von 1896 sorgten für eine strikte räumliche und soziale Trennung innerhalb der Südstaatengesellschaft.

			Dieses System, das allerdings nicht nach dem vom Gericht formulierten Grundsatz »getrennt, aber gleich« (separate but equal) verfuhr, sondern nach dem Prinzip »getrennt und ungleich«, hatte anhaltende Auswirkungen auf die Bildungschancen (beziehungsweise ihren Mangel) für schwarze Amerikaner. So beschränkte sich das Angebot an öffentlichen Schulen für schwarze Schüler im Deep South häufig auf einklassige Grundschulen. Im ganzen Land, nicht nur im Süden, flossen die Steuergelder, die auch von schwarzen Steuerzahlern kamen, überwiegend in Bildungseinrichtungen für weiße Kinder. Auch der Zugang zu staatlichen (oder privaten) ­Colleges und Universitäten blieb Afroamerikanern verwehrt; die einzige Ausnahme bildeten Hochschulen, die von Missionsgesellschaften oder privaten Philanthropen gegründet worden waren.

			Dieses Apartheidsystem, das auch als »Jim Crow« bekannt war, wurde von der großen weißen Mehrheit im Land akzeptiert und auch alle Einrichtungen der Bundesregierung verschlossen vor den Auswirkungen dieser Ungleichheit die Augen oder unterstützten sie sogar offen. Beispielsweise wurde erst 1948 die Gleichstellung aller Mitglieder der amerikanischen Streitkräfte eingeführt – über 80 Jahre nach der Abschaffung der Sklaverei. Weiße Südstaatler nahmen afroamerikanische Soldaten und Veteranen ins Visier, weil sie fürchteten, sie würden sich in ihrer Heimat an vorderster Front für die demokratischen Rechte der Afroamerikaner einsetzen, so wie sie es zuvor fern der Heimat für die Bevölkerungen in anderen Ländern getan hatten. Besonders empörend an der Untätigkeit der Bundesregierung war, dass sie den Terror der weißen Bürger gegen ihre schwarzen Mitbürger im ganzen Land ignorierte. Der weiße Terrorismus nach der Recon­struction-Ära und in den ersten Jahrzehnten des 20. Jahrhunderts umfasst fast 5.000 bekannte Lynchmorde, die überwiegend an schwarzen Männern und Frauen begangen wurden; rassistische Übergriffe in Memphis, East St. Louis, Tulsa, Chicago und vielen anderen kleineren Orten im Süden; Brandstiftung, Mord, Vergewaltigung und Vertreibungen.

			In diesen Jahrzehnten griffen weiße Amerikaner jedoch nicht nur Bürger afrikanischen Ursprungs als Angehörige einer unterlegenen »Rasse« an, denen man eine Gleichbehandlung und Aufnahme in die amerikanische Demokratie nicht zugestehen wollte. Ein Großteil der Amerikaner dehnte diese Diskriminierung auch auf die indigenen Völker im amerikanischen Westen aus, auf Einwanderer aus Japan und China, Süd- und Osteuropa, Mittel- und Südamerika sowie auf alle, die keine Protestanten waren, also auch auf Katholiken und Juden. Diese Stimmung schlug sich auch in Gesetzen nieder, etwa im Chinese Exclusion Act von 1882; dem Dawes Act von 1887, der darauf abzielte, den amerikanischen Ureinwohnern die Kontrolle über ihre wertvollste Ressource zu entziehen – ihr Land; dem Emergency Quota Act von 1921 und dem Immigration Act von 1924, die beide die Einwanderung aus Ost- und Südeuropa beschränken sollten. Im Westen der USA kam es immer wieder zu antichinesischen Ausschreitungen. In Philadelphia, Boston, New Orleans und an anderen Orten wurden Katholiken, ihre Häuser, Priester und Kirchen angegriffen. Jüdische Einwanderer aus Osteuropa wurden kritisch beäugt und galten als Kriminelle und Anarchisten. Lokale Jim-Crow-Vorschriften und Gebräuche galten für den Wohnort, die Kirche, das soziale Leben und in einigen Orten auch für Bildung und die gesundheitliche Versorgung. Sie erstreckten sich auf jede Gruppe, die Weiße unter dem Blickwinkel des Konstrukts »Rasse« betrachteten, vor allem aber auf Personen mit jüdischen, lateinamerikanischen, asiatischen, afrikanischen oder indigenen Wurzeln. Entsprechend wurden Afroamerikaner und bestimmte Einwanderer von einigen Verbänden und Gewerkschaften bis Mitte des 20. Jahrhunderts diskriminiert.

			W.E.B. Du Bois, einer der größten Intellektuellen und Aktivisten der USA, schrieb in seinem grundlegenden Werk The Souls of Black Folk (1903, deutsche Ausgabe: Die Seelen der Schwarzen, 2003) über die ­Erfahrungen der Afroamerikaner in den Südstaaten Ende des 19. Jahrhunderts: »Das Problem des 20. Jahrhunderts ist das Problem der Rassentrennung.« Zutreffender hätte er es nicht ausdrücken können. In den USA begann das neue Jahrhundert so, wie das alte geendet hatte. Schwarze Bürger befanden sich am unteren Ende der gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und politischen Hierarchie. Bei den meisten handelte es sich um arme Baumwollarbeiter im Süden, die über kein Wohneigentum verfügten und ihre Kinder nicht durchgängig zur Schule schicken konnten. Allein im Jahr 1906 wurden 106 schwarze Bürger gelyncht, zudem wurde die schwarze Gemeinschaft durch tödliche rassistische Ausschreitungen in New ­Orleans erschüttert. Im ersten Jahrzehnt des neuen Jahrhunderts kam es noch zu acht weiteren gewaltsamen Verfolgungsjagden auf Afroamerikaner, die nicht nur im Süden, sondern auch in New York City und in Springfield, Illinois, stattfanden. In einer Welle weiterer Gewalttaten gingen Weiße gegen andere ethnische Gruppen vor, etwa 1902 in New York gegen Juden oder 1907 gegen Arbeiter aus Südasien im Bundesstaat Washington oder 1909 gegen Griechen in Nebraska.

			Für Afroamerikaner war das Leben besonders schwierig, allerdings gab es im Lauf der Zeit erste Fortschritte. Die schwarze Bevölkerung wuchs weiter und verdoppelte sich in den Jahren von 1860 bis 1900 auf fast neun Millionen. Obwohl nur etwa ein Fünftel der schwarzen Familien im Jahr 1900 im eigenen Heim lebte, war der Anteil an Grundeigentum um 500 Prozent gestiegen. Die Bildung für schwarze Kinder und Jugendliche war nach wie vor von Segregation und Unterfinanzierung geprägt. Trotzdem stieg die Zahl derjenigen, die lesen und schreiben konnten, und erreichte um die Jahrhundertwende 55 Prozent (1870 waren es nur 20 Prozent). Die Alphabetisierungsquote bei Weißen war immer noch deutlich höher: Im Jahr 1900 betrug sie 95 Prozent bei den in den USA geborenen Weißen und 90 Prozent bei im Ausland geborenen Weißen. Die zunehmende Alphabetisierung der schwarzen Bevölkerung machte sich, wenn auch sehr langsam, in einer verbesserten wirtschaftlichen Situation und dem Zugang zu Branchen außerhalb des Agrarsektors bemerkbar. Auch die kleine Gruppe der afroamerikanischen Freiberufler wuchs weiter auf landesweit etwa 900 Ärzte und 800 Rechtsanwälte. Die verstärkte Abwanderung in die Städte des Südens sowie in den Mittleren Westen, den Nordosten und Westen der USA brachte besser bezahlte Tätigkeiten und für schwarze Kinder zusätzliche Bildungsmöglichkeiten, eine wachsende politische Beteiligung der schwarzen männlichen Wähler und Unterstützung durch Selbsthilfeorganisationen, die eine Vielzahl an Bildungsmöglichkeiten, finanziellen Ressourcen und rechtlicher Unterstützung boten.

			Im Rahmen dieser Selbsthilfeorganisationen blühte das bürgerschaftliche Engagement auf. Zu den bekanntesten Vereinigungen gehörten die Afro-American League (gegründet 1889), die National Association for the Advancement of Co­­lored People (1909), Marcus Garveys Universal Negro Improvement Association and African Communities League (1914), die National Urban League (1918), die African Blood Brotherhood (1920) und der National Negro Congress (1935). Sie verfolgten verschiedene Strategien zur Verbesserung der Lebenssituation ihrer Mitglieder, von der Anpassung und Selbsthilfe über die Kooperation zwischen Weißen und Schwarzen und die Integration bis zum Panafrikanismus und der freiwilligen Gründung schwarzer Kolonien außerhalb der USA. An der Spitze dieser Organisationen standen in erster Linie Männer, darunter W.E.B. Du Bois, Booker T. Washington, A. Philip Randolph, Monroe Trotter und natürlich der jamaikanische Einwanderer Marcus Garvey.

			Schwarze Frauen organisierten über einen Dachverband namens National Association of Colored Women (gegründet 1896) eine wichtige Clubbewegung, die unter der Führung von Mary Church Terrell nicht nur lokal aktiv war, sondern nationale und internationale Reichweite erlangte. Mitglieder der im ganzen Land verbreiteten Phyllis Wheatley Clubs und andere bekannte sozial engagierte Aktivistinnen wie Anna Julia Cooper und Ida Wells Barnett brachten vielfältige praktische Er­­fahrungen in die Bewegung ein, deren Strategie darin bestand, Verbesserung durch Aufstieg zu erreichen. Ihre politischen und sozialen Ziele waren Teil einer breiteren progressiven Bewegung, die sich durch die schwarze Gemeinschaft zog. Die Aktivistinnen konzentrierten sich vor allem auf Maßnahmen gegen die Lynchjustiz, einen verbesserten Zugang zu Bildungs- und Arbeitsmöglichkeiten, den Schutz schwarzer Frauen auf dem Arbeitsmarkt gegen ungerechte Be­­­­handlung und sexuelle Übergriffe, das Wohlergehen der Kinder insgesamt und das Wahlrecht für Frauen.

			Das Engagement afroamerikanischer Aktivisten ist eine Tradition, die sich von der Zeit der Sklaverei bis in die Gegenwart zieht. Damit reagiert die schwarze Gemeinschaft aktiv auf aktuelle Entwicklungen, die die Gleichberechtigung und insbesondere den Fortschritt ihrer Mitglieder bedrohen. Die Aktivisten, die sich sowohl in älteren Organisationen wie dem NAACP und der Urban League als auch in Bewegungen wie Black Lives Matter und #SayHerName engagieren, nahmen auch Einfluss auf die politische Entwicklung im Vorfeld der Präsidentschaftswahlen 2020. Da über 90 Prozent der wahlberechtigten Afroamerikaner sich bei nationalen Wahlen als Demokraten bezeichnen, muss der Kandidat der Demokratischen Partei ihre Programme und Forderungen berücksichtigen, wenn er die Unterstützung der schwarzen Wählerschaft gewinnen will. Gerade Afroamerikaner wünschen sich einen Kandidaten, der sich für ein Ende der nachteiligen sozialpolitischen Maßnahmen einsetzt, die von der Regierung Trump erlassen wurden. Dazu gehören etwa die Kürzungen bei nationalen Programmen zur Unterstützung des öffentlichen Schulwesens und für bezahlbaren Wohnraum, Versuche, das Wahlrecht für Minderheitengruppen einzuschränken, Einschränkungen bei der medizinischen Versorgung und den Rechten von Einwanderern sowie die Streichungen bei den Programmen für die Schaffung von Arbeitsplätzen. Wichtige Themen sind außerdem ein strikteres Vorgehen gegen Waffengewalt, strengere Vorschriften beim Waffenbesitz und die Bekämpfung des Inlandsterrorismus. Allerdings ist den meisten Trump-Gegnern klar, dass es auch nach seiner Abwahl schwierig sein wird, den Schaden, den er und seine Anhänger im eigenen Land angerichtet haben, wiedergutzumachen, vor allem in Hinblick auf die Ausrichtung der Rechtsprechung auf Bundesebene und seine öffentlichen rassistischen, xenophoben Äußerungen. Dennoch besteht das Vermächtnis der people of color, die in allen Bereichen der Gesellschaft daran arbeiten, die demokratischen Grundsätze der USA auf alle Bürger unabhängig von deren Herkunft auszuweiten, fort – weit über das Jahr 2020 hinaus.

			Übersetzung aus dem Englischen von Heike Schlatterer
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			Zur Situation der Afroamerikaner

			Vor über einem halben Jahrhundert, am 28. August 1963, forderte der schwarze Bürgerrechtler Martin Luther King Jr. in seiner berühmt gewordenen Rede »I Have a Dream« sein Land dazu auf, doch endlich auch den Afroamerikanern1 die volle Gleichberechtigung zu erteilen, damit Menschen aller Hautfarben und verschiedener ethnischer Herkunft in den USA friedlich und respektvoll zusammenleben könnten.2 Als 2008 Barack Obama zum ersten afroamerikanischen Präsidenten der USA gewählte wurde, glaubten viele, dass Kings Traum nun kurz vor seiner Erfüllung stand und der Einzug Obamas ins Weiße Haus den Beginn einer neuen »postrassischen« Ära kennzeichne. Diese Hoffnung ist trotz vieler Fortschritte weitgehend eine Illusion geblieben.

			Die Erfolge der Bürgerrechtsbewegung und das Ende der ­legalen Segregation

			Die Sklaverei war zwar in den USA 1865 verboten worden, aber im Süden hatten die weißen Segregationisten durch ein raffiniertes System von neuen Gesetzen ihre Herrschaft über die schwarze Bevölkerung wieder fest etabliert. Auch nach Beginn des 20. Jahrhunderts wurden Afroamerikaner hier nicht als gleichwertige Menschen angesehen, sondern als »Bürger zweiter Klasse« behandelt, politisch entmündigt und wirtschaftlich ausgebeutet. Zudem unterlagen sie strengen Segregationsgesetzen, das heißt Gesetzen zur »Rassentrennung« in allen Bereichen des öffentlichen Lebens. Widerstandsversuche der schwarzen Bevölkerung wurden nicht nur strafrechtlich verfolgt, sondern auch durch brutale Terrormaßnahmen des Ku-Klux-Klans und anderer rassistischer weißer Organisationen geahndet (zwischen 1890 und 1920 wurden im Süden der USA mehr als 3.000 Afroamerikaner von weißen Mobs gelyncht, diese Zahl stieg bis 1968 auf fast 4.000).3 Zwar versuchten einige schwarze Amerikaner immer wieder, gegen ihre Unterdrückung aufzubegehren, aber bis Mitte des 20. Jahrhunderts waren sie damit nicht sehr erfolgreich.

			Mit dem Zweiten Weltkrieg änderten sich dann allerdings einige wichtige Parameter: Erstens kehrten viele der über eine Million schwarzen US-Soldaten, die in Europa gegen das nationalsozialistische Deutschland gekämpft und dort ein Leben ohne legale »Rassentrennung« kennengelernt hatten, mit erhöhtem Selbstwertgefühl in die Heimat zurück und engagierten sich nun in der Bürgerrechtsbewegung. Zweitens wurde die legale Diskriminierung schwarzer Bürger im Süden der USA in der Zeit des Kalten Krieges für die US-Regierung zu einem peinlichen, international bekannten Problem. Drittens erklärte das Oberste Bundesgericht der USA die Segregation an öffentlichen Schulen 1954 für verfassungswidrig.

			Dies bereitete den Boden für eine neue Ära des schwarzen Freiheitskampfes: Beginnend mit dem berühmt gewordenen einjährigen Busboykott in Montgomery, Alabama, durch den der junge, charismatische Baptistenpfarrer Martin Luther King an die Spitze der Bürgerrechtsbewegung katapultiert wurde, entstand eine neue Form des Protests. Getragen von der Philosophie des gewaltlosen Massenwiderstands und der christlichen Nächstenliebe gingen Hundertausende von Afroamerikanern – unterstützt von liberalen Weißen – auf die Straße, nahmen an Protestmärschen, Boykotten, Sit-ins und Freedom Rides teil. Die hohen Ideale, die Opferbereitschaft, der Mut und die Standhaftigkeit dieser Bürgerrechtler, von denen Tausende von weißen Rassisten brutal misshandelt wurden und eine ganze Reihe getötet wurde, bewegten die amerikanische Regierung schließlich zum Einlenken. So begann Mitte der 1960er-Jahre endlich eine neue Ära der legalen Gleichstellung der afroamerikanischen Bevölkerung, die viele andere positive Veränderungen nach sich zog. 

			Bürgerrechte und politische Repräsentation

			Von ganz entscheidender Bedeutung für die Bürgerrechte schwarzer Amerikaner im 20. Jahrhundert waren der Civil Rights Act (1964) und der Voting Rights Act (1965). Ersterer hob die bis dahin im Süden legale »Rassentrennung« auf und verbot die Diskriminierung von Schwarzen in allen Bereichen des öffentlichen Lebens, in Regierungsprogrammen und auf dem Arbeitsmarkt. Außerdem schuf der Civil Rights Act die legale Grundlage für Affirmative Action, das heißt für Vorschriften, die Afroamerikanern und anderen historisch benachteiligten Gruppen (etwa Native Americans, Frauen und Behinderten) Vorteile im Ausbildungs- und Berufswesen verschaffen, um frühere Diskriminierungen auszugleichen.

			Darüber hinaus verfügte der Voting Rights Act die sofortige Abschaffung aller Arten von Wahlsteuern, Tests und Sonderregelungen, die zur politischen Entmündigung der Schwarzen im Süden beigetragen hatten, und ordnete an, dass Inspektoren der US Commission on Civil Rights in den folgenden Jahren die Wahleinschreibungsprozesse im Süden genau überwachten. Dieses Gesetz, das zuletzt 2006 für weitere 25 Jahre verlängert wurde, öffnete endlich das politische System für Afroamerikaner in den gesamten USA. Es führte in den folgenden Jahren zu einer enorm gestiegenen politischen Partizipation der schwarzen Bevölkerung. So verdoppelte sich die Anzahl der registrierten schwarzen Wähler in den Südstaaten innerhalb von fünf Jahren, woraufhin auch die Zahl der gewählten schwarzen Amtsinhaber in den Südstaaten seit 1965 von 72 auf heute über 5.000 stieg. Auch im gesamten Gebiet der USA erhöhte sich die Anzahl dieser afroamerikanischen Politiker von weniger als 300 auf mittlerweile über 10.000. Die afroamerikanische Wahlbeteiligung liegt heute genauso hoch wie die der weißen Bevölkerung. Mehrfach waren die Stimmen schwarzer Wähler entscheidend für den Ausgang der Präsidentschaftswahlen, beispielsweise bei den Wahlen von Jimmy Carter, Bill Clinton und Barack Obama.

			Auch auf lokaler und einzelstaatlicher Ebene hat es signifikante Fortschritte in der politischen Repräsentation der schwarzen Minderheit gegeben: Zahlreiche bedeutende amerikanische Großstädte (etwa New York, Chicago, Washington und Atlanta) wurden beziehungsweise werden seit den 1970er-Jahren von afroamerikanischen Bürgermeistern regiert. Seit den 1990er-Jahren gab es drei schwarze Gouverneure und mittlerweile waren auch im US-Senat insgesamt acht schwarze Mitglieder.

			Die Zahl der schwarzen Mitglieder des US-Repräsentantenhauses ist von sieben im Jahr 1965 auf über 50 im 117. Kongress (2021 -23) ­angestiegen. Damit verfügen Afroamerikaner, deren Bevölkerungsanteil 13 Prozent beträgt, über elf Prozent der Sitze im US-Kongress und können somit auf den legislativen Entscheidungsprozess einen nicht zu vernachlässigenden Einfluss ausüben. Mit ganz wenigen Ausnahmen gehören all diese schwarzen Amtsinhaber der Demokratischen Partei an, die aufgrund ihrer progressiveren sozialen Einstellung und ihres Eintretens für Gleichberechtigung seit den 1960er-Jahren von über 90 Prozent der schwarzen Bevölkerung gegenüber der Republikanischen Partei präferiert wird.4

			Weitere Fortschritte im Bereich der politischen Repräsentation lassen sich im Hinblick auf die Zahl schwarzer Regierungsmitglieder in der Exekutive feststellen. 1966 ernannte Präsident Lyndon B. Johnson das erste schwarze Kabinettsmitglied. Mit insgesamt acht Afroamerikanern in seinem Kabinett stellte Präsident Bill Clinton einen bis heute ungebrochenen Rekord auf. George W. Bushs Kabinett hatte vier schwarze Mitglieder, darunter den ersten schwarzen Außenminister (Colin Powell). In der Regierung Barack Obamas gab es fünf afroamerikanische Minister, darunter den ersten schwarzen Justizminister (Eric Holder). Seit Januar 2021 hat mit Kamala Harris die erste Afroamerikanerin das Amt der US-Vizepräsidentin inne. Sie ist nicht nur die erste schwarze Person, sondern auch die erste Frau in dieser Position.

			Die Präsenz schwarzer Amtsinhaber auf höchster Regierungsebene ist seit den 1990er-Jahren auf ein Level gestiegen, das zu Martin Luther Kings Lebzeiten kaum vorstellbar war. Dies ist ein beachtlicher Erfolg sowohl wegen der Symbolkraft und Vorbildfunktion, die ranghohe afroamerikanische Politiker haben, als auch wegen ihrer tatsächlichen Machtposition. Beachtenswert ist hierbei zudem, dass die große Mehrheit der schwarzen Politiker, die seit den 1960er-Jahren in der US-Legislative oder -Exekutive Ämter innehatten, aus bescheidenen Familienverhältnissen stammt und in ihrem Leben eigene Erfahrung mit Armut, Diskriminierung und Rassismus gemacht hat. 

			Fortschritte im sozialen und wirtschaftlichen Bereich 

			Ein wichtiger Fortschritt im Hinblick auf Bildung liegt beispielsweise darin, dass unter schwarzen und weißen Jugendlichen der Anteil derjenigen, die regelmäßig eine Schule besuchen, heute praktisch gleich hoch ist. Die Rate der schwarzen Schüler, die einen Highschoolabschluss erwerben, stieg seit 1964 von 25 Prozent auf heute 75 Prozent und die der Afroamerikaner mit Hochschulabschluss von fünf auf 22 Prozent.5

			Auch im Gesundheitssektor gibt es spürbare Verbesserungen. So verfügten 2017 – nicht zuletzt aufgrund der Gesundheitsreform von Obama – fast 75 Prozent der Schwarzen über eine Krankenversicherung (1960 waren es weniger als 30 Prozent) und die Kindersterblichkeitsrate bei Schwarzen ist in den USA seit 1960 um die Hälfte zurückgegangen. Lebte damals noch die Hälfte aller Afroamerikaner unterhalb der Armutsgrenze, betrifft dies heute »nur« noch ein Viertel; die Arbeitslosenrate bei Schwarzen ist mit sechs Prozent auf einem Rekordtief. Das gestiegene Bildungsniveau hat zum Wachstum einer aufstrebenden schwarzen Mittelschicht beigetragen und inzwischen gibt es auch mehr als 35.000 schwarze Millionäre in den USA.6 

			Im Bereich der Justiz und der Strafverfolgung hat es einige Fortschritte gegeben. So bemühen sich Gerichte heute mehr als früher darum, Diskriminierung bei Prozessen zu vermeiden, insbesondere bei der Auswahl von Jurymitgliedern. Außerdem hat sich die Anzahl der schwarzen Richter seit den 1960er-Jahren deutlich erhöht und bei der Polizei gibt es viel mehr afroamerikanische Angestellte als damals. 

			Verbesserungen im Kultur- und Sportbereich 

			Die vielleicht größten Fortschritte in Bezug auf Gleichberechtigung und Anerkennung von Afroamerikanern sind in den Bereichen Sport und Kultur erfolgt. Viele schwarze Medien- und Sportsuperstars wie Viola Davis, Denzel Washington, LeBron James, Serena Williams, Wynton Marsalis oder Beyoncé Knowles haben nicht nur beachtlichen finanziellen Wohlstand erreicht, sondern erfreuen sich auch beim weißen Publikum größter Popularität. Die genuin afroamerikanische Kunstform des Rap oder Hip-Hops prägt die Musikkultur der jüngeren Generation weltweit und hat sich zu einem Milliardengeschäft entwickelt.

			Darüber hinaus wird schwarzer Geschichte und Kultur deutlich mehr Interesse entgegengebracht und Respekt gezollt als früher. So gehört die Geschichte der Sklaverei und Segregation zum Curriculum im Geschichtsunterricht aller öffentlichen Schulen und es gibt an fast allen Universitäten African American Studies Departments. Seit den 1980er-Jahren wird an jedem dritten Montag im Januar im ganzen Land der Martin Luther King National Holiday gefeiert und 2016 wurde auf der National Mall in Washington D.C. ein National Museum for African American History and Culture eröffnet, das sich immenser Popularität erfreut.

			Defizite im Bereich der politischen Repräsentation

			In fast all den bisher genannten Bereichen gibt es jedoch immer noch ernste Probleme. So machen zum Beispiel 10.000 gewählte afroamerikanische Politiker weniger als zwei Prozent aller Amtsinhaber in den USA aus. Es gibt im Jahr 2021 keinen schwarzen Gouverneur und nur drei schwarze Senatoren (Cory Booker aus New Jersey, Raphael Warnock aus Georgia und Tim Scott aus South Carolina); auch die Tatsache, dass Präsident Trump nur ein einziges afroamerikanisches Kabinettsmitglied hatte (Ben Carson, den Minister für Hausbau und Stadtentwicklung), zeigt, dass die schwarze Bevölkerung der USA noch weit von einer angemessenen politischen Repräsentation entfernt ist. 

			Dies beruht zum Teil auf strukturellen Ursachen, etwa dem Mehrheitswahlrecht, das sich im Vergleich zum Verhältniswahlrecht eher nachteilig auf die Repräsentation von Minderheiten auswirkt. Dazu kommt die Präferenz vieler weißer Amerikaner, vor allem im Süden, nur für weiße Kandidaten zu stimmen. Außerdem gibt es auch immer noch Fälle von direkter Diskriminierung schwarzer Wähler. So wurden bei der Präsidentschaftswahl in Florida im Jahr 2000 mehr als 20.000 Afroamerikaner kurz vor der Wahl unrechtmäßig von den Wählerregistrationslisten gestrichen – eine später als »bedauerlicher Fehler« bezeichnete Aktion, für die Floridas Gouverneur Jeb Bush jede Verantwortung von sich wies, die jedoch für den Wahlsieg seines Bruders George W. Bush von entscheidender Bedeutung war.7

			Neben Schwierigkeiten bei der Ausübung ihres Wahlrechts ist für viele schwarze Amerikaner frustrierend, dass trotz der genannten Fortschritte viele für sie wichtige Gesetzesvorlagen bis heute nicht verabschiedet wurden. Dazu zählen eine bereits von King geforderte Economic Bill of Rights, die das Recht auf eine staatliche Grundversorgung eingerichtet hätte, oder der sogenannte Racial Justice Act als Maßnahme gegen rassistische Diskriminierung im Justizwesen. Nicht nur, aber auch wegen des Scheiterns dieser und anderer politischer Bemühungen zur Förderung sozialer Gerechtigkeit gibt es in vielen Lebensbereichen weiterhin eklatante Unterschiede in den Lebensbedingungen schwarzer und weißer Amerikaner. 

			Benachteiligung im sozialen und wirtschaftlichen Bereich 

			Im Bildungsbereich stellt die immer noch existierende »Rassentrennung« an Schulen ein gravierendes Problem dar. Zum einem liegt das an der De-facto-Segregation der Wohnbezirke, zum anderen am Nachlassen staatlicher Förderungsmaßnahmen zur Integration seit Ende der 1980er-Jahre. So ist der Anteil schwarzer Schüler, die im Süden der USA integrierte Schulen besuchen, von 1964 bis 1990 zwar von drei auf 45 Prozent gestiegen, jedoch mittlerweile wieder auf unter 25 Prozent gesunken. Bundesweit besuchen heute rund 70 Prozent der afroamerikanischen Jugendlichen Bildungseinrichtungen, in denen es kaum weiße Mitschüler gibt. Da diese mehrheitlich in einkommensschwachen Gebieten liegen und amerikanische Schulen aus lokalen Steuermitteln finanziert werden, sind sie meist chronisch unterfinanziert und die Bildungsmöglichkeiten entsprechend schlecht. Die Schulabbruchquote ist darum bei Afroamerikanern deutlich höher als bei ihren weißen Mitschülern und die Rate schwarzer Hochschulabsolventen liegt mit 22 Prozent auch heute noch deutlich unter der Rate weißer Amerikaner (33 Prozent).8

			Auch bei der Gesundheitsversorgung gibt es gravierende Unterschiede zwischen schwarz und weiß. Ein Viertel aller Afroamerikaner lebt ohne jede Krankenversicherung und viele weitere haben nur einen unvollständigen Versicherungsschutz. Dies trägt wiederum dazu bei, dass die Kinder­sterblichkeitsrate bei Schwarzen doppelt so hoch ist wie die weißer Kinder. Aufgrund von Bildungsmangel, Armut und schlechter Ernährung leiden Afroamerikaner auch besonders häufig unter Krankheiten wie Übergewicht, Herzinsuffizienz oder Diabetes, außerdem sind 44 Prozent aller HIV-Infizierten schwarz. Nicht zuletzt deswegen liegt die durchschnittliche Lebenserwartung weißer Amerikaner schon seit längerer Zeit um gut sechs Jahre über der ihrer schwarzen Mitbürger.9 Zudem wurden Afroamerikaner auch besonders schlimm von der Coronapandemie betroffen. Da sie relativ oft in der Serviceindustrie arbeiten, wo das Abstandhalten schwierig ist, zudem vergleichsweise häufig an Übergewicht und Diabetes leiden sowie im Allgemeinen über weniger gute Krankenversicherungen verfügen als Weiße, ist der Anteil von Afroamerikanern, die 2019 an Covid-19 starben, deutlich höher (in Chicago zum Beispiel siebenmal so hoch) als der weißer Amerikaner.

			Die Arbeitslosenrate ist seit den 1950er-Jahren konstant ungefähr doppelt so hoch wie die der weißen Amerikaner. Dies liegt zum Teil an der schlechteren Ausbildung schwarzer Jugendlicher, zum Teil aber auch daran, dass es bei vielen Firmen weiterhin belegbare Präferenzen für weiße Amerikaner bei Einstellungsverfahren gibt, insbesondere bei männlichen Bewerbern. Das Durchschnittseinkommen einer vierköpfigen schwarzen Familie betrug 2016 64 Prozent dessen einer gleich großen weißen Familie. Der durchschnittliche Gesamtbesitz einer weißen Familie in den USA liegt fast zehnmal so hoch wie der einer afroamerikanischen Familie. Auch lebt weiterhin ein Viertel aller Afroamerikaner unterhalb der Armutsgrenze und die Armutsrate schwarzer Kinder ist mit 37 Prozent sogar mehr als dreimal so hoch wie die weißer Kinder in den USA.10

			Neben anderen Faktoren führen Arbeitslosigkeit und Armut oft zu Drogen- oder Alkoholsucht und Kriminalität. So ist es eine traurige Tatsache, dass sich heute fast ein Viertel aller afroamerikanischen Männer zwischen 18 und 28 Jahren in einer Haftanstalt befindet oder eine Bewährungsstrafe verbüßt. Dies ist nicht nur auf die relativ hohe Kriminalitätsrate schwarzer Jugendlicher zurückzuführen, sondern auch darauf, dass straffällig gewordene Afroamerikaner sich nur selten gute Anwälte leisten können und in den USA auch nicht gewalttätige Drogendelikte oft mit langen Gefängnisstrafen geahndet werden. Afroamerikaner werden zudem doppelt so häufig wegen Drogenvergehen verhaftet, obwohl Studien nachweisen, dass sie weder häufiger selbst illegale Drogen konsumieren noch häufiger mit diesen handeln als weiße Amerikaner. Die Hautfarbe von Opfer und Täter spielt ebenfalls eine Rolle bei der Verurteilung in Mordfällen, insbesondere im Süden der USA. So wurde nachgewiesen, dass in den USA schwarze Mörder mit einem weißen Opfer viermal so oft zum Tod verurteilt werden wie weiße Mörder mit schwarzen Opfern. Über 40 Prozent aller in den Todeszellen auf ihre Hinrichtung wartenden Amerikaner sind Schwarze.11

			Seitdem die gesetzliche Gleichstellung der Schwarzen in den 1960er-Jahren vollzogen wurde, ist es zunehmend schwieriger geworden, die Faktoren race und class klar voneinander zu trennen. Zwar konnten viele Mitglieder der schwarzen Mittelklasse die sozioökonomische Situation ihrer Familien nachhaltig verbessern, aber auf die Mehrheit der schwarzen Bevölkerung trifft dies nicht zu. Das Problem der Armut bei ­Schwarzen, insbesondere bei der sogenannten urban underclass, ist sehr komplex. Es hängt zum einen mit Globalisierungsprozessen und wirtschaftlichem Strukturwandel zusammen, zum anderen mit systeminhärenter oder persönlicher rassistischer Diskriminierung. Weitreichende Veränderungen in der wirtschaftlichen und sozialen Struktur der USA wären nötig, um für die schwarze Unterschicht nachhaltige Verbesserungen zu erzielen. Solche Schritte lehnt jedoch die Mehrheit der weißen Amerikaner ab, da diese die Nutznießer des gegenwärtigen Systems sind. Selbst Teilerfolge wie die Reform des Krankenversicherungssystems (»Obamacare«) werden von weißen Konservativen vehement kritisiert und bekämpft.

			Probleme im Bereich der race relations

			Aufgrund der genannten Probleme, aber auch aufgrund tief sitzender Verhaltensmuster und Vorurteile gibt es in den Beziehungen zwischen Schwarzen und Weißen immer noch Spannungen, Misstrauen und Aggressionen. Daran hat auch die Wahl des ersten afroamerikanischen Präsidenten nichts geändert. Eine Mehrheit der weißen Amerikaner ist seit Ende des 20. Jahrhunderts der Meinung, dass Afroamerikaner nun keinen Anspruch auf Bevorzugungen in der Ausbildung oder im Berufsleben mehr haben sollten. Sie glauben, dass 30 Jahre Affirmative Action ausreichend gewesen seien, um die Folgen von 300 Jahren der Sklaverei und Segregation zu überwinden. Die große Mehrheit der schwarzen Amerikaner sieht dies völlig anders: Laut aktuellen Umfragen halten rund 80 Prozent Diskriminierung aufgrund von Hautfarbe in den USA für ein gravierendes Problem und 61 Prozent schätzen die race relations als »generell schlecht« ein. Dem stimmen nur 45 Prozent der Weißen zu, die außerdem der Ansicht sind, dass man dieser Frage zu viel öffentliche Aufmerksamkeit schenke. Letzteres sehen 78 Prozent der Afroamerikaner genau andersherum. Die einzige mehrheitlich gemeinsame Überzeugung beider Seiten besteht darin, dass sich die Beziehungen zwischen Schwarzen und Weißen in den USA in den vergangenen Jahren wieder verschlechtert haben.12

			Der Grund für diese unterschiedlichen Einschätzungen liegt darin, dass die meisten schwarzen und weißen US-Bürger in verschiedenen sozialen Milieus leben. Trotz der Abschaffung der gesetzlichen Segregation wohnt die große Mehrheit beider Gruppen in separaten Wohngebieten und besucht verschiedene Bildungseinrichtungen. Die Integration im Berufsleben hat zwar Fortschritte gemacht, aber mit Ausnahme der Bereiche Sport und Musik gibt es in der Freizeit nur wenige Berührungspunkte zwischen beiden Gruppen. Dies wird auch daran deutlich, dass die Rate von schwarz-weißen Eheschließungen immer noch mit Abstand die kleinste aller interracial-Lebensgemeinschaften ist (nur 0,4 Prozent der weißen Amerikaner haben einen afroamerikanischen Ehepartner).

			Neben allgemeinen Vorurteilen gibt es zudem zahlreiche konkrete Konflikte in den Beziehungen zwischen schwarzen und weißen Amerikanern. Zwar ist die Anzahl der jährlich begangenen hate crimes, das heißt rassistisch motivierter Gewaltverbrechen, seit den 1960er-Jahren zurückgegangen, aber Polizeibrutalität und die Tötung unbewaffneter junger schwarzer Männer durch Polizisten oder selbst ernannte »Ordnungshüter« ist ein nach wie vor gravierendes Problem. Große öffentliche Empörung auch über die USA hinaus erregten die Tötung des 17-jährigen ­Treyvon Martin in Sanford, Florida, 2012 und die des 18-jährigen Michael Brown in Ferguson, Missouri, 2014. Der Freispruch des weißen Polizisten, der Brown von hinten in den Rücken geschossen hatte, löste eine nationale Protestbewegung aus, die schließlich in Black Lives Matter mündete, einer von Millionen von Schwarzen, aber auch vielen progressiven Weißen unterstützten Initiative gegen Rassismus und Polizeibrutalität. Diese erhielt nach der brutalen Tötung des Afroamerikaners George Floyd durch weiße Polizisten im Mai 2020 in Minneapolis noch einmal erhebliche Verstärkung. Nachdem eine Videoaufnahme der Tat über soziale Medien verbreitet wurde, gingen nicht nur in den USA, sondern weltweit Hunderttausende Menschen auf die Straße, um für die Rechte und den Schutz schwarzer Bürger zu demonstrieren.

			Die Tatsache, dass mit Barack Obama ein Schwarzer die letzte bis dahin nur Weißen vorbehaltene Bastion der amerikanischen Macht – nämlich das Weiße Haus – einnahm, sowie der öffentlichkeitswirksame Protest der Black-Lives-Matter-Bewegung scheinen allerdings leider eine neue Welle des white backlash ausgelöst zu haben. So kam es in den vergangenen Jahren erneut zu einem Anstieg von Verbrechen gegen Schwarze, die ein schon lange nicht mehr gesehenes Maß von Hass und Brutalität aufwiesen. Im Juni 2015 erschoss der 21-jährige Dylann Roof in der Emanuel African Methodist Episcopal Church, einer der ältesten afroamerikanischen Kirchen in Charleston, South Carolina, neun der schwarzen Gottesdienstbesucher und verletzte drei weitere schwer. Seine Intention hierbei war laut eigener Aussage, einen »Rassenkrieg« zu provozieren.

			Als unmittelbare Reaktion auf diese entsetzliche Tat beschloss das Parlament von South Carolina, die Konföderiertenflagge, unter der die weißen Südstaatler während des Bürgerkriegs für den Erhalt der Sklaverei gekämpft hatten, von ihrem Ehrenplatz vor dem Kapitol zu entfernen. Damit kam es einer schon lange von Bürgerrechtsorganisationen und Black Lives Matter erhobenen Forderung nach. Viele andere Städte und Staatsparlamente reagierten ähnlich und neben der Entfernung der umstrittenen Flagge wurden seit 2015 an vielen Orten der USA inzwischen Statuen und Monumente demontiert sowie Straßen, Gebäude und Plätze umbenannt, die Generäle der Südstaaten ehrten.

			Die Konfrontationen nahmen damit jedoch kein Ende, im Gegenteil: Im August 2017 organisierten Rechtsextreme in Charlottesville, North Carolina, eine große Demonstration, bei der Neonazis, Ku-Klux-Klan-Mitglieder und ihre Sympathisanten gegen den ihrer Ansicht nach viel zu großen Einfluss von Afroamerikanern und anderen Minderheiten in den USA protestierten. Hierbei lieferten sie sich gewalttätige Auseinandersetzungen mit Gegendemonstranten, in deren Verlauf drei Menschen starben und mehr als 30 schwer verletzt wurden. Seither gab es zahlreiche weitere Demonstrationen beider Seiten bis hin zu den massiven Protesten gegen Polizeigewalt und für Black Lives Matter im Sommer 2020. Die diesbezügliche Polarisierung des Landes hat sich unter Präsident Trump weiter verschärft. Es bleibt zu hoffen, dass sich die race relations unter der neuen Regierung von Joe Biden und Kamala Harris wieder verbessern. 

			Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass es seit den 1960er-Jahren viele beachtliche Fortschritte in der politischen, ökonomischen und sozialen Situation der afroamerikanischen Bevölkerung gegeben hat, von der insbesondere die Mitglieder der schwarzen Mittelklasse profitiert haben. Aber viele Afroamerikaner in der sogenannten urban underclass sind weiterhin in einem Teufelskreis von struktureller Benachteiligung, Arbeitslosigkeit, Drogensucht und Armut gefangen. Auch ist in gewissen Teilen der weißen Bevölkerung ein aggressiver, gewaltbereiter Rassismus immer noch tief verankert. Die Vereinigten Staaten von Amerika sind somit mehr als 50 Jahre nach dem Tod von Martin Luther King immer noch weit von der Erfüllung seines Traums entfernt. Das Vermächtnis der schwarzen Bürgerrechtsbewegung, Rassismus und soziale Ungerechtigkeit zu überwinden, besteht weiter – nicht nur in Amerika.
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			Wandel der Geschlechterverhältnisse

			Hinsichtlich der Gleichstellung der Geschlechter kam es in den vergangenen Jahren in den USA zu spürbaren Veränderungen, etwa auf dem Arbeitsmarkt, bei der politischen Vertretung und bei der Entwicklung und Erweiterung des Begriffs »Gender«. Der sogenannte Gendergap tritt jedoch nach wie vor deutlich zutage, etwa bei der Entlohnung, der Besetzung von Führungspositionen und der unbezahlten Arbeit in der Familie. Im Folgenden soll ein Überblick zur aktuellen Situation sowie zu Entwicklungstrends gegeben werden, die auf eine Stagnation der Gleichstellungsbemühungen in Hinblick auf Chancen- und Ressourcenverteilung verweisen.

			Erwerbsquote, Entlohnung und Belästigung am Arbeitsplatz

			In den vergangenen Jahrzehnten haben amerikanische Frauen messbare ökonomische Fortschritte erzielt, vor allem bei der Erwerbsquote. 2017 stellten Frauen 47 Prozent der Erwerbstätigen in den USA, 1950 waren es nur 30 Prozent. Damals gingen auch deutlich weniger Mütter, vor allem Mütter mit kleinen Kindern, außerhalb des Hauses einer bezahlten Tätigkeit nach. Die Erwerbsquote bei Männern sank dagegen in den vergangenen Jahrzehnten: Während 1980 noch 77 Prozent der Personen im erwerbsfähigen Alter, die einer bezahlten Tätigkeit nachgingen oder Arbeit suchten, männlich waren, waren es 2017 nur noch 69 Prozent. Laut Prognosen werden diese Anteile in den kommenden Jahren vermutlich konstant bleiben und Frauen werden etwa die Hälfte der Erwerbstätigen in den USA stellen.1

			Der seit Mitte des 20. Jahrhunderts zunehmende Frauenanteil bei den Erwerbstätigen ist unter anderem auf die sinkenden relativen Löhne der Männer zurückzuführen, auf steigende Lebenshaltungskosten sowie auf ein größeres Angebot an Bildungschancen und beruflichen Möglichkeiten. Allerdings hinken Frauen bei der Bezahlung immer noch hinterher: Im Vergleich zu jedem Dollar, den ein Mann verdient, erhalten Frauen nur 81 Cent.2 Der Gender-Pay-Gap tritt besonders deutlich bei nicht weißen Frauen zutage: Latinoamerikanische und afroamerikanische Frauen kommen nur auf 55,5 beziehungsweise 58,9 Prozent des durchschnittlichen Stundenverdienstes eines weißen Mannes. Die Erwerbstätigkeit von Frauen konzentriert sich weiterhin auf schlechter bezahlte, typische »Frauenberufe« wie Lehrerin, Krankenschwester oder Verkäuferin im Einzelhandel, während Männer eher als Fahrer, Bauarbeiter oder im Management tätig sind. Und selbst, wenn Frauen in diesen männerdominierten Berufen arbeiten, werden sie schlechter bezahlt.

			Dennoch holen Frauen bei der Bezahlung auf, wodurch sich der Gender-Pay-Gap verkleinert. Während der durchschnittliche Stundenlohn der Männer inflationsbereinigt seit 1980 leicht zurückging, ist der Stundenlohn der Frauen gestiegen, was größtenteils auf eine verbesserte Aus­bildung zurückzuführen ist. In den USA haben heute mehr Frauen als Männer einen höheren Bildungsabschluss, in der Altersgruppe der 25- bis 64-Jährigen haben 38 Prozent der Frauen ein vierjähriges Collegestudium mit entsprechendem Abschluss absolviert, bei den Männern sind es nur 33 Prozent.3 Allerdings ist die Wahrscheinlichkeit, am Arbeitsplatz eine Form der geschlechtsspezifischen Diskriminierung zu erfahren, etwa in Form einer schlechteren Bezahlung für die gleiche Tätigkeit oder von Zweifeln an ihrer Kompetenz, bei Frauen doppelt so hoch wie bei Männern.4

			Auch sexuelle Belästigungen und Übergriffe bei der Arbeit werden von Frauen deutlich häufiger gemeldet, ein Thema, das durch die #MeToo-Bewegung, die 2017 in den USA entstand, zunehmend Beachtung erfährt. #MeToo rückt Aspekte der strukturellen Frauenfeindlichkeit ins Blickfeld, die die amerikanische Politik und Wirtschaft seit Langem durchdringen. Bemühungen, die amerikanische Verfassung um einen Zusatz zu ergänzen, der eine geschlechtsspezifische Diskriminierung ausdrücklich untersagt, stagnierten lange Jahre aufgrund von fehlenden Ratifikationen durch die Bundesstaaten. Im März 2017 ratifizierte Nevada als 36. Bundesstaat das Equal Rights Amendment, womit jedoch immer noch zwei Bundesstaaten fehlten, um die für eine Annahme erforderliche Anzahl von 38 (drei Viertel der Bundesstaaten) zu erreichen. Schließlich stimmten 2018 Illinois und im Januar 2020 Virginia für den Zusatz. Allerdings erklärte das ­Justizministerium daraufhin, dass die Ratifizierungsfrist bereits 1982 geendet habe, und es bleibt unklar, ob der Verfassungszusatz als rechtmäßig ratifiziert betrachtet werden kann.

			Im Gefolge der #MeToo-Bewegung wurde auch wieder verstärkt über gendergerechte Einstellungs- und Auswahlverfahren, gleiche Bezahlung sowie den Anteil von Frauen in Führungspositionen in Politik und Wirtschaft diskutiert. Die Bewegung hat die öffentliche Wahrnehmung für die weite Verbreitung von Fällen sexueller Übergriffe und Belästigung geschärft. Sie erreichte außerdem die Entlassung, mitunter sogar die strafrechtliche Verfolgung zahlreicher hochrangiger Geschäftsleute und Politiker in den USA, die seit Langem für eine geschlechtsspezifische Diskriminierung ihrer Untergebenen bekannt sind.

			Gender und politische Vertretung

			Auch bei hochrangigen Positionen in Politik und Wirtschaft liegt der Anteil der Frauen weit hinter dem der Männer. 2018 war nur jeder fünfte Sitz im amerikanischen Kongress von einer Frau besetzt, in den ­Parlamenten der Bundesstaaten war es jeder vierte Sitz und unter den Gouverneuren der Bundesstaaten finden sich nur sechs Frauen.5

			Die Präsidentschaftskandidatur der Demokratin Hillary Clinton 2016 gegen den republikanischen Kandidaten Donald Trump zeigte, dass eine Frau die Mehrheit der amerikanischen Wählerinnen und Wähler gewinnen kann. Doch, obwohl Clinton bei der Zahl der direkt abgegebenen Wählerstimmen einen Vorsprung von fast drei Millionen erreichte, konnte Trump aufgrund der Wahlmännerstimmen die Wahl für sich entscheiden. Dass Clinton als erste Frau von einer der beiden großen politischen Parteien in den USA zur Präsidentschaftskandidatin gekürt worden war – und gegen Trump verlor –, rüttelte viele Frauen auf und motivierte sie, sich ebenfalls um ein politisches Amt zu bewerben. Bei den Zwischenwahlen zum Kongress kandidierte 2018 eine Rekordzahl von Frauen.6 Mit Kamala Harris haben die Vereinigten Staaten seit 2021 zum ersten Mal in ihrer Geschichte eine Vizepräsidentin. Der 117. Kongress hat 118 weibliche Abgeordnete (27 Prozent) im Repräsentantenhaus und 24 Senatorinnen (24 Prozent). Bei allen Erfolgen ist diese Zahl noch weit von einer Parität entfernt. Schließlich stellen Frauen und Mädchen 51 Prozent der amerikanischen Bevölkerung.

			Clintons Kandidatur offenbarte, dass eine Frau durchaus gewählt wird, aber auch, dass Sexismus in der amerikanischen Politik noch weitverbreitet ist. Genderbias (geschlechtsbezogene Voreingenommenheit) und Stereotype spielten bei der Entscheidung der Wählerinnen und Wähler in der Präsidentschaftswahl 2016 eine wesentliche Rolle. Die Wähler nahmen Clinton als Person wahr, der es an Wärme und Kompetenz mangelte, und viele entschieden sich deshalb für Trump trotz seiner Vorgeschichte mit sexuellen Belästigungen und seiner mangelnden politischen Erfahrung. Dieses Wahlverhalten lässt sich mit stereotypen Vorstellungen erklären, Frauen seien für das höchste und mächtigste politische Amt im Staat ungeeignet. Bei der Nominierung des Präsidentschaftskandidaten der Demokraten 2020 gehörte eine noch nie da gewesene Zahl von Frauen zum engeren Kreis, darunter die Senatorinnen Elizabeth Warren und Kamala Harris. Der Wahlkampf der Kandidatinnen konzentrierte sich häufig auf Gleichstellung, das Recht auf Familienplanung, gleiche Bezahlung und eine stärkere staatliche Unterstützung bei der Kinderbetreuung. Aufgrund der geringen Unterstützung in den Vorwahlen zogen jedoch alle Frauen ihre Kandidatur vorzeitig zurück.

			Die Entwicklung der geschlechtsspezifischen Aufteilung bei der Haus- und Familienarbeit

			Frauen verrichten immer noch einen Großteil der bezahlten und unbezahlten Haus- und Familienarbeit in den USA. Bei Doppelverdienern mit Kindern kümmern sich Frauen deutlich mehr um die Kinder und den Haushalt als Männer, zudem übernehmen geringverdienende nicht weiße Frauen einen Großteil der Kinderbetreuung für privilegierte Familien. Die Einstellung zur Rollenverteilung hat nicht mit den praktischen Gegebenheiten des amerikanischen Familienlebens Schritt gehalten: 2014 waren Frauen in 40 Prozent der US-Haushalte die Haupt- oder alleinigen Versorger. Dennoch geben 71 Prozent der Amerikanerinnen und Amerikaner an, dass ein erfolgreicher Ehemann oder Partner in der Lage sein müsse, die Familie finanziell zu versorgen, und nur 32 Prozent legen bei Frauen denselben Maßstab an, damit sie als gute Ehefrau oder Partnerin gelten.7

			Staatliche Maßnahmen zur Unterstützung alleinerziehender Mütter oder Väter verstärken diese geschlechtsspezifischen Vorstellungen. In den vergangenen beiden Jahrzehnten zielten Programme zur Förderung einer »verantwortungsvollen« Vaterschaft und zur Unterstützung des Kindes darauf ab, Väter mit niedrigem Einkommen besser für den Arbeitsmarkt zu qualifizieren, um ihre Fähigkeit zur finanziellen Unterstützung zu erhöhen. Gleichzeitig wurden Eheschließungen als Maßnahme für Mütter mit niedrigem Einkommen als zentraler Bestandteil der amerikanischen Sozialpolitik gefördert.

			Junge Erwachsene in den USA bevorzugen Ehen und Partnerschaften, in denen die Partner gleichgestellt sind, sich die Haus- und Familienarbeit teilen und beide zum Einkommen beitragen.8 Allerdings gestaltet sich die Verwirklichung dieser Ziele aufgrund der ideologischen Stagnation bei den Geschlechterrollen und -normen auf politischer Ebene schwierig. Es gibt in den USA keine koordinierten Anstrengungen oder nationale politische Agenda, die Familien dabei unterstützt, ein Gleichgewicht zwischen Kinderbetreuung und bezahlter Arbeit zu finden. In den USA fehlt immer noch ein landesweites System der Kinderbetreuung, gleichzeitig sind die bestehenden nationalen und bundesstaatlichen Maßnahmen völlig unzureichend. Der gesetzlich vorgeschriebene Mutterschaftsurlaub ist unbezahlt und nur Angestellten möglich, die seit mindestens einem Jahr in einem Betrieb mit 50 Mitarbeitern oder mehr beschäftigt sind. Daher kann er nicht von allen in Anspruch genommen werden und auch nicht jede Mutter kann sich diese berufliche Auszeit finanziell leisten.

			2019 haben sechs Bundesstaaten Eltern- und Familienzeitprogramme finanziert, die Gehalts- oder Lohneinbußen ausgleichen, wenn jemand seine Arbeit aufgibt, um sich um ein neues Familienmitglied zu kümmern oder ein krankes Familienmitglied zu pflegen. Wenn Familienzeitprogramme zur Verfügung stehen, werden sie von amerikanischen Männern weniger genutzt als von Frauen, was unter anderem daran liegt, dass der Verzicht auf eine bezahlte Arbeit, um für die Familie da zu sein, den vorherrschenden Männlichkeitsidealen widerspricht. Auch eine nur selten untersuchte und wenig anerkannte Form der unbezahlten Arbeit, die kognitive Arbeit, die darin besteht, die Bedürfnisse der Familienmitglieder vorab zu erkennen und Möglichkeiten zu finden, sie zu erfüllen, wird größtenteils von Frauen übernommen.9

			Die Coronakrise, die Anfang 2020 die USA erreichte, verschärfte diese Ungleichheiten vor allem in zweierlei Hinsicht. In vielen ­Berufen, die direkt von den Maßnahmen zur Eindämmung des ­Coronavirus ­be­­­troffen sind – Hausangestellte, Pflegekräfte, Flugbegleiter, ­Erzieherinnen und Angestellte der Dienstleistungsbranche –, sind überwiegend Frauen tätig. Nicht wenige von ihnen mussten finanzielle Einbußen oder gar den Verlust ihres Arbeitsplatzes hinnehmen. Als die Kindertagesstätten und Schulen schlossen, die Anforderungen in der Altenpflege ­stiegen und viele Arbeitnehmer ins Homeoffice wechselten, vertieften sich die geschlechtsspezifischen Ungleichheiten bei Hausarbeit und Betreuung noch zusätzlich. Frauen trugen die Hauptlast, als sich die Familienmitglieder während der Kontaktsperre in ihre eigenen vier Wände zurückzogen und bezahlte Arbeit mit unbezahlter Arbeit für die Familie unter einen Hut gebracht werden musste.

			Obwohl amerikanische Frauen insgesamt über eine bessere Ausbildung verfügen, verdienen sie immer noch weniger als amerikanische Männer, sind politisch unterrepräsentiert und leisten mehr unbezahlte Arbeit in Haushalt und Familie. Die Amerikanerinnen und Amerikaner sind jedoch politisch tief gespalten, wenn es um die Frage geht, was getan werden sollte, um das zu ändern. Die Anhängerinnen und Anhänger der Demokraten erklären in Umfragen doppelt so häufig wie die der Republikaner, man müsse mehr für die Gleichstellung der Geschlechter in den USA tun.10 Doch, um gegen die Ungleichheit vorzugehen, muss die Regierung zunächst einmal Gender als soziale Kategorie und nicht als biologische Eigenschaft betrachten.

			Geschlecht und Identität

			Die Regierung Trump versuchte, Geschlecht als biologisches und unveränderliches Merkmal zu definieren. Wenn diese Definition in die Gesetzgebung einfließen würde, hätte das gravierende Auswirkungen für die etwa 1,4 Millionen Personen in den USA, deren Geschlechtsidentität nicht mit dem Geschlecht zusammenfällt, das ihnen bei ihrer Geburt zugeordnet wurde. Das könnte dazu führen, dass Transgendermenschen, die etwa bei der Wohnungssuche, beim Umgang am Arbeitsplatz und beim Zugang zu Bildung auf ein flexibleres Verständnis von Gender und Identität angewiesen sind, das nicht in der Biologie gründet, der Schutz durch die Bürgerrechte verwehrt würde.

			Eine frühe Maßnahme der Regierung Trump bestand darin, die Richtlinien des Justiz- und Bildungsministeriums zum Schutz von Transgenderschülern aufzuheben, bei denen es etwa um den Zugang zu Toiletten und anderen öffentlichen Einrichtungen, entsprechend ihrer Genderidentität, ging. Weitere Maßnahmen und Vorschläge, die Rechte der LGBTQ+ (lesbisch, schwul, bisexuell, transgender und queer) zu untergraben, sahen beispielsweise vor, gesetzliche Vorschriften zum Schutz von Transgender­menschen bei der Wohnungssuche rückgängig zu machen, Transgendersoldaten nicht mehr beim Militär zuzulassen und keine demografischen Daten über LGBTQ+ zu erheben.

			Amerikanerinnen und Amerikaner sind geteilter Meinung darüber, ob sie Gender in der Biologie oder in der Sozialisation begründet sehen. Die Mehrheit glaubt, dass es bedeutende geschlechtsspezifische Unterschiede bei Gefühlen, körperlichen Fähigkeiten, persönlichen Interessen, bei der Kindererziehung und bei der beruflichen Eignung gibt. Über den Ursprung dieser Unterschiede ist man sich jedoch nicht einig. Frauen und die Anhänger der Demokraten neigen eher zu der Ansicht, dass geschlechtsspezifische Unterschiede auf die sozialen Erwartungen zurückzuführen sind, während Männer und die Anhänger der Republikaner sie eher der Biologie zuschreiben. Mit Ausnahme der körperlichen Fähigkeiten glauben die meisten Amerikanerinnen und Amerikaner – wenn auch nur mit einer knappen Mehrheit –, dass die Unterschiede in erster Linie in sozialen Erwartungen gründen.11

			Allerdings haben die fast ebenso weitverbreiteten Einstellungen, die Unterschiede zwischen den Geschlechtern in der Biologie begründet sehen, weitreichende politische und gesellschaftliche Auswirkungen auf die Geschlechterrollen. Wenn die Wählerinnen und Wähler glauben, dass die Biologie den Ausschlag gibt, dann unterstützen sie eher Politiker und Maßnahmen, die Gender über die Sexualorgane und die Genetik definieren. Diese politische Definition von Geschlecht wurde in der Vergangenheit dazu benutzt, den Schutz der Bürgerrechte denjenigen zu verweigern, deren Genderidentität nicht mit dem ihnen zugeschriebenen Geschlecht korrespondiert.

			Darüber hinaus rechtfertigt ein biologisches oder essenzialistisches Verständnis der geschlechtsspezifischen Unterschiede Maßnahmen, die in Hinblick auf die Geschlechterrollen den gesellschaftlichen, politischen und wirtschaftlichen Status quo bewahren. Wenn ein großer Teil der Wählerinnen und Wähler glaubt, geschlechtsspezifische Unterschiede seien in unveränderlichen, naturgegebenen Eigenschaften angelegt, scheint eine politische Intervention kein geeignetes Mittel zur Beseitigung der Ungleichheiten. So kann beispielsweise der Gender-Pay-Gap, der in wesentlichen Teilen darauf zurückzuführen ist, dass Frauen sich auf schlecht bezahlte »helfende« Tätigkeiten konzentrieren, in der Biologie und der »natürlichen« Geschlechterrolle begründet gesehen werden und nicht in gesellschaftlichen Erwartungen, die Frauen unterbezahlte Pflegedienste aufbürden. Obwohl die politischen Maßnahmen der Regierung Trump eine starke organisierte kollektive Reaktion hervorriefen, wird ein bleibendes Vermächtnis dieses Präsidenten möglicherweise darin bestehen, die essenzialistischen Haltungen zu Gender verstärkt zu haben, die eine Ungleichbehandlung der Geschlechter und eine Stagnation bei der Beurteilung der Geschlechterrollen rechtfertigen.
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			Jürgen Martschukat

			Neue Bürgerrechtsbewegungen und Identitätspolitik

			Zwischen den 1950er- und 1970er-Jahren brachten neue Bürgerrechtsbewegungen nachhaltige Veränderungen der sozialen und politischen Ordnung in den USA auf den Weg. Deren historische Spuren führen weiter zurück bis in die 1930er-Jahre oder gar das 19. und frühe 20. Jahrhundert, als African Americans gegen Segregation und rassistische Gewalt einstanden, Suffragetten für das Frauenwahlrecht kämpften und sich eine erste sexuelle Revolution den Weg bahnte. Gleichermaßen endeten die Kämpfe der verschiedenen Bürgerrechtlerinnen und Bürgerrechtler um gleichberechtigte Teilhabe an der amerikanischen Gesellschaft und um Anerkennung als vollwertige (politische) Subjekte nicht mit den 1970er-Jahren. Sie halten bis heute an und haben in den letzten Jahren – zum Teil unter veränderten Vorzeichen und mit veränderten Strategien – sogar wieder an gesellschaftlicher und politischer Wucht gewonnen.

			Ein verbindendes Element der verschiedenen Bürgerrechtsbewegungen ist, dass deren jeweilige Mitglieder Diskriminierungen erfahren (haben), die auf ihr Geschlecht, ihre Hautfarbe, ihre Herkunft, ihre sexuellen Präferenzen, ihre Körperform, ihre körperliche Funktionalität oder auf ein Miteinander der verschiedenen Faktoren zurückführbar sind. Anders ­formuliert: Wer nicht männlich, weiß, heterosexuell und gesund ist, war (und ist) gesellschaftlicher und politischer Diskriminierung und Marginalisierung ausgesetzt. Mehr noch: Bevor sich die ­Bürgerrechtsbewegungen größeres Gehör verschafften, waren diese Diskriminierungen und ihre Mechanismen noch nicht einmal Gegenstand intensiver gesellschaftspolitischer Auseinandersetzung. Die Hegemonie weißer, heterosexueller, gesunder ­Männer war weithin unhinterfragt.

			Die Bürgerrechtsbewegungen der 1960er- und 1970er-Jahre entwickelten nun eine Politik, die sich aus diesen vielfachen, identitätsgebundenen Unterdrückungserfahrungen speiste und auf Veränderung hinwirkte. Dies ist die sogenannte Identitätspolitik und sie gilt als wesentliche Politikform der neuen Bürgerrechtsbewegungen. Afroamerikanische, lesbische Feministinnen des Combahee River Collective haben diese Politikform im April 1977 explizit in die politischen Auseinandersetzungen eingeführt, um sich gegen ihre doppelte Diskriminierung als weiblich und als schwarz zu wenden.1

			Identitätspolitik: Spaltung der Gesellschaft oder Einlösung des amerikanischen Versprechens?

			Identitätspolitik als Politikform und damit auch die Bürgerrechtsbewegungen und deren Ziele sind in jüngster Zeit Gegenstand heftiger Kritik gewesen. Die Angriffe stammen nicht nur vonseiten der Konservativen, die sich »vom angeblich moralischen Joch der Linken befreien«2 wollen, sondern auch von so manchen Linksliberalen selbst. So suchte Mark Lilla, Historiker an der New Yorker Columbia University, die Schuld für die Niederlage Hillary Clintons und der Demokratischen Partei in den amerikanischen Präsidentschaftswahlen 2016 bei den angeblichen Irrungen der Identitätspolitik. Diese spalte Amerika, denn sie rücke partikulare Interessen und Befindlichkeiten einzelner Gruppen in das politische Zentrum, anstatt auf geteilte Werte aller Amerikanerinnen und Amerikaner zu setzen. Zudem vernachlässige, wenn nicht gar ignoriere sie zentrale Klassen- und Armutsfragen.3

			Diese Kritik übersieht jedoch mehrere Dinge. Erstens richtet sich die Identitätspolitik der Bürgerbewegungen nicht nur auf »moralische Befindlichkeiten« sogenannter Randgruppen, auf Unisextoiletten oder die Frage, ob das Binnen-I oder das Gendersternchen angemessen ist. Es geht bei der Frage der Anerkennung immer auch um Bildungsperspektiven, Chancen auf dem Arbeitsmarkt, Zugang zu Wohnraum, Möglichkeiten der Familiengründung und rechtlich anerkannten Fürsorge und damit auch um das, was die einzelnen Menschen in der Tasche und auf dem Tisch haben. Es geht schlichtweg um materielle Existenz, um soziale Sicherheit und sogar um Leben und Tod, wie die Fälle von Polizeigewalt und rassistischen Verbrechen in der Vergangenheit zeigten. Identität ist eine Form der Macht, die mit gesellschaftlichem Status korrespondiert und so die Möglichkeiten der Teilhabe, Einflussnahme und Anerkennung verschiedener Individuen und Gruppen beeinflusst. 

			Zweitens wirkt emanzipatorische Identitätspolitik keineswegs nur spaltend und partikularisierend. Denn alle diese Gruppen eint das Ziel, das ureigene amerikanische Versprechen des menschlichen Rechts auf »Freiheit, Gleichheit und das Streben nach Glück« aus der Unabhängigkeitserklärung von 1776 tatsächlich auch für alle Menschen gleichberechtigt einzulösen. Dass dies für unterschiedliche Menschen im Detail unterschiedliche Ziele und Politiken erfordern kann, liegt auf der Hand. Doch gemeinsam bilden diese emanzipatorischen Identitätspolitiken einen, so die Soziologin Silke van Dyk, »rebellischen Universalismus, der […] aufzeigt, wie das ›Normale‹, das ‚›Allgemeine‹ und ‚›Menschliche‹ partikular weiß, männlich, gesund und heterosexuell bestimmt war und ist«.4

			Drittens ist Identitätspolitik schon lange nicht mehr das Privileg marginalisierter Gruppen. Im Gegenteil, sie ist zur hegemonialen Politikform geworden. Bei den Präsidentschaftswahlen 2016 hat niemand so offensiv und so spaltend Identitätspolitik betrieben wie der republikanische Kandidat und spätere Präsident der Vereinigten Staaten Donald Trump. Wie Jan-Werner Müller, Politikwissenschaftler an der Princeton University, betont, ist gerade rechtspopulistische, weiße, ethnonationale Identitätspolitik das, was dem politischen Gegner auf der Linken oft vorgeworfen wird, nämlich spaltend, beschwört sie doch das »wahre Volk«, setzt »America first« und versucht zugleich, Gegenstimmen als »unamerikanisch« zu diskreditieren.5 

			Im Folgenden sollen aus der Vielzahl der neuen Bürgerrechtsbewegungen einige vorgestellt werden. Dabei ist die Auswahl auf diejenigen gefallen, die für verschiedene Aspekte im Kampf um Anerkennung und gleiche Rechte repräsentativ sind beziehungsweise die in den letzten Jahren die größte öffentliche Aufmerksamkeit erhalten haben.

			Afroamerikanische Bürgerrechtsbewegung und Black Lives Matter

			Ta-Nehesi Coates, einer der derzeit prägenden Intellektuellen des Landes, hat Donald Trump als »ersten weißen Präsidenten« der USA bezeichnet – nicht weil er der erste sei, dessen Hautfarbe als weiß gelte, sondern weil er als Präsident gezielt weiße Identitätspolitik betreibe. Coates betont in ­seiner Kritik am Rassismus in den USA ausdrücklich die materielle Dimension der Diskriminierungserfahrungen und fordert etwa Repara­tionen für die afroamerikanische Bevölkerung. Diese solle nicht nur für die Sklaverei entschädigt werden, sondern auch für eineinhalb Jahrhunderte diskriminierender und betrügerischer Eigentums- und Kreditpolitik.6

			So deutlich wie nur möglich führt auch Black Lives Matter (BLM) vor, dass es bei den Bürgerrechtsbewegungen und Identitätspolitik um mehr geht als um moralische Befindlichkeiten. Immer wieder gab es im Lauf der Geschichte Momente, an denen das Ziel schwarzer Gleichberechtigung erreicht schien, so als Präsident Lyndon B. Johnson 1964 den Civil Rights Act unterschrieb oder als 2009 mit Barack Obama ein schwarzer Präsident in das Weiße Haus einzog. Doch auch nach dem gesetzlich erklärten Ende der Segregation schrieb sich die systemische Armut weiter Teile der afroamerikanischen Bevölkerung in den Zeiten eines zunehmend flexiblen Kapitalismus fort und dies konnte auch die Obama-Regierung nicht ändern. Hinzu kam das massiv expandierende Straf- und Gefängnissystem, das die afroamerikanische Bevölkerung in besonderem Maß betrifft. Intellektuelle und Aktivistinnen wie Michelle Alexander klagen den Gefängnisstaat (mit etwa 2,5 Millionen Menschen hinter Gittern, davon circa 33 Prozent African Americans) als Fortführung der Segregation mit veränderten Mitteln an.7

			Unmittelbar damit verbunden ist die massive Polizeigewalt, vor allem – aber nicht nur – gegen junge afroamerikanische Männer, die mit der Präsidentschaft Barack Obamas an Intensität und Schärfe noch einmal zuzunehmen schien. Black Lives Matter, 2013 von drei Aktivistinnen als Reaktion auf den Fall Trayvon Martin gegründet, wendet sich gegen diese Gewalt. Für das dezentrale Netzwerk sind die Verbreitung von Information und die Mobilisierung über die sozialen Medien ebenso wichtig wie Aktionen vor Ort. BLM hat sich darauf verpflichtet, diejenigen, die am Rand leben, stärker in das Zentrum der gesellschaftlichen Aufmerksamkeit zu rücken. Die Bewegung zeigt, dass offensichtlich immer noch nicht alle Leben gleich viel zählen und mithin das Selbstverständliche eben nicht selbstverständlich ist.

			Feministische Bewegung und #MeToo

			Die dezentrale Form der Organisation von BLM ist ebenso typisch für die neuen Bürgerrechtsbewegungen wie der Anspruch, Formen systemischer Diskriminierung über konkrete Fälle zu bekämpfen. Dies gilt ähnlich für #MeToo. Unter diesem Hashtag prangern Frauen (und auch Männer) seit 2017 und dem Fall Harvey Weinstein in Hollywood sexuelle Übergriffe öffentlich an und dies mit oft konkreten Konsequenzen für die Täter. Nicht zuletzt der hohe Celebrityfaktor von #MeToo beschert dem Kampf gegen den Sexismus zusätzliche Aufmerksamkeit. 

			Die Bewegung zielt auf eine Veränderung des sexualisierten gesellschaftlichen Machtgefüges. Wer über die Wucht von #MeToo erstaunt ist, muss die letzten Jahrzehnte »unter einem Stein verbracht« haben, schreibt die Soziologin Paula-Irene Villa.8 Dies galt zumal in solchen Zeiten, in denen die USA mit Donald Trump einen Präsidenten hatten, der sich als Fernsehpromi gerühmt hat, Frauen begrapschen zu können, wie es ihm beliebe. Für die feministischen Bewegungen ist der Kampf gegen die Unterwerfung des eigenen Körpers von Anfang an von zentraler Bedeutung gewesen – in Fragen der Gewalt und des Sexes, aber auch der Gesundheit, der Reproduktion und anderen mehr. Das Buch Our Bodies, Ourselves, erstmals 1970 von einem Bostoner Frauenkollektiv veröffentlicht, bedeutete diesbezüglich einen Meilenstein. Auf die Kontinuität der Gewalterfahrungen bis heute hinzuweisen, bedeutet mitnichten, die Errungenschaften des Feminismus in der Geschichte zu ignorieren. 

			Dass viele der im Zuge von #MeToo angezeigten Übergriffe in beruflichen Kontexten stattgefunden haben, unterstreicht zugleich die Beharrlichkeit sexualisierter Macht- und Gewaltverhältnisse, zumal (aber nicht nur) dann, wenn es um den Zugang zu Karrierechancen und zu ökonomischen Ressourcen geht.

			Fat Rights Movement

			Auch das Fat Rights Movement operiert seit einigen Jahren vor allem über die sozialen Medien und Blogs. Seine Aktivistinnen und Aktivisten ­wenden sich gegen die Diskriminierung und Diffamierung dicker Menschen sowie gegen eine Gesellschaft, die alles, was dicke Menschen tun oder nicht tun, haben oder nicht haben, mit Blick auf deren Körperform deutet. Die Fat Activists haben der Vorstellung den Kampf angesagt, dass Dicksein notwendig Kranksein, mangelnde Produktivität und Faulheit bedeutet.

			Die politische und ökonomische Dimension dieses Kampfes unterstreicht beispielsweise die Autorin und Aktivistin Virgie Tovar, wenn sie zeigt, wie Fett und Körper den Zugang zu Teilhabe an Gesellschaft regulieren.9 So hat die Stigmaforschung herausgearbeitet, wie sehr dicke Menschen in der Bildungs- und Berufswelt benachteiligt sind. In den USA, wo dieser Kampf nicht exklusiv, aber doch mit größter Vehemenz geführt wird, haben Fat Activists dies bereits seit den späten 1960er-Jahren angeprangert. Dabei entsprachen ihre Organisations- und Aktionsformen denen anderer Bürgerrechtsbewegungen dieser Jahre. Eine wichtige Gruppierung ist zum Beispiel die 1969 gegründete National Association to Advance Fat Acceptance (NAAFA), die sich dezidiert an die National Association for the Advancement of Colored People (NAACP) anlehnt, eine der bedeutendsten afroamerikanischen Bürgerrechtsbewegungen seit 1909. Fat Underground, eine weitere wichtige Gruppierung, verabschiedete 1973 das Fat Liberation Manifesto. Mit der Formel »Fat can be beautiful« wurden Strategien zur positiven Besetzung stigmatisierter Körper beim Black Power Movement entlehnt.

			LGBTQI

			»Lesbian, Gay, Bisexual, Transgender, Transsexual, Queer und Intersex«-Aktivismus verdeutlicht, dass eine binäre Geschlechterordnung die Lebenswirklichkeit zahlreicher Menschen nicht wiedergibt. Der Toilettengang ist dabei – insbesondere für Transgender und Intersexuelle – nur eine von vielen Hürden und Unwägbarkeiten. Menschen, die eine nonkonforme Sexualität leben, gehören zu den weltweit verwundbarsten Gruppen, wie auch die Vereinten Nationen erklärt haben.10

			Die politischen Ziele und Aktionsformen waren seit dem Gay Liberation Movement der 1960er- und 1970er-Jahre vielfältig. Insgesamt hat die Bewegung keineswegs ihre Radikalität verloren und oft genug wird Queerness auch heute noch als irritierend empfunden. Zugleich haben im 21. Jahrhundert solche Ziele große Aufmerksamkeit erfahren, die sehr gesellschaftstragend daherkommen: das Recht auf Militärdienst und Eheschließung. Präsident Obama hat im Jahr 2011 ein Gesetz unterzeichnet, das Schwule und Lesben ohne Wenn und Aber und ohne Heimlich­tuerei zum Militärdienst zulässt. Im Jahr 2015 hat der Oberste Gerichtshof der USA gay marriage als per Verfassung garantiertes Recht anerkannt. Eheschließung und Militärdienst gehören seit jeher zu den Kernbereichen staatsbürgerlicher Rechte und Verantwortlichkeiten, weshalb diese politischen Erfolge der LGBTQI-Bewegung die bestehende Gesellschafts- und Machtordnung in besonderem Maß erschüttern. Dass konservative Kräfte den Kampf gegen das Recht auf gleichgeschlechtliche Eheschließung noch nicht aufgegeben haben, zeigen Debatten in politischen Gremien sowie in der Öffentlichkeit Tag für Tag. 

			Disability Rights Movement

			Die Behindertenbewegung in den USA kritisiert, dass nur diejenigen, die keinerlei Einschränkungen haben, als vollwertige Mitglieder der amerikanischen Gesellschaft anerkannt werden. Auch ihr Kampf kann bis in das 19. Jahrhundert zurückverfolgt werden. Seit den 1970er-Jahren wendet sie sich zunehmend vehement gegen Vorurteile, Diskriminierung und Zwangsinstitutionalisierung. Zunächst recht fragmentiert, entwickelte sie mit der Zeit mehr und mehr gemeinsame politische Ziele und Protestformen über verschiedene Arten der Behinderung hinweg, zum Beispiel durch die Gründung von gemeinsamen Organisationen im Bildungsbereich oder die Einrichtung eines Fonds zur Unterstützung vor Gericht.

			Im ausgehenden 20. Jahrhundert begannen sich die Kritik und auch die Politik zunehmend gegen den sogenannten Ableism zu richten. Der Begriff weist über den Kampf gegen spezifische Behinderungen hinaus: Er beschreibt das Ideal uneingeschränkter Leistungsfähigkeit als zentrale gesellschaftliche Ideologie, die Vorstellungen idealer Körper und Subjekte als Norm etabliert und alle anderen Menschen, die nicht diesem Ideal entsprechen, an den gesellschaftlichen Rand drängt. Dabei geht Ableism noch über die gesellschaftlich ausschließende Wirkungsweise von verschiedenen Formen der Behinderung hinaus. Wie bei Rassismus, Sexismus, Fat Shaming und anderen Formen gesellschaftlicher Ausgrenzung wird Menschen die Befähigung abgesprochen, gleichberechtigt und vollumfänglich an der amerikanischen Gesellschaft teilzuhaben. Diskriminierung als notwendige Konsequenz gruppenspezifischer oder individueller Unzulänglichkeit erscheinen zu lassen, ist eine beliebte Strategie im Kampf um gesellschaftliche Privilegierung und Hegemonie.
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			Roger Nichols

			Zur Lage der nordamerikanischen Ureinwohner

			Im 21. Jahrhundert sind die meisten Ureinwohner der USA Mitglieder von 566 separaten, rechtlich anerkannten Stämmen. Etwa ein Drittel von ihnen lebt in Reservaten, während die Mehrheit über das ganze Land verstreut ist. Diese Menschen sind Überlebende von mindestens 400 Jahren aggressiver Gewalt und wiederholter Kriege, mit denen Europäer und Angloamerikaner sie überzogen, als sie in ihr Heimatland einfielen. Ihre Ankunft bedeutete für die Eroberer die Entdeckung einer neuen Welt, änderte aber gleichzeitig die Welt der Ureinwohner für immer. Ab Beginn des 17. Jahrhunderts bis ins 20. Jahrhundert hinein kamen immer mehr Neuankömmlinge. Zuerst waren es nur ein paar Hundert, doch bald darauf folgten Tausende und später kamen sie zu Millionen. Je mehr Europäer ankamen, desto mehr schrumpfte die Zahl der Ureinwohner. Unter Demografen ist die Größe der präkolumbianischen Bevölkerung umstritten, doch es wird vermutet, dass auf dem heutigen Gebiet der USA etwa vier bis sechs Millionen Ureinwohner lebten. Bis 1900 war diese Zahl auf nur noch 250.000 geschrumpft. Während die europäischen Invasoren fast den gesamten Kontinent eroberten, stießen sie mit den Völkern der Ureinwohner zusammen, überrannten deren Heimatgebiete, nahmen ihnen ihr Land und dessen Naturschätze, verdrängten sie und zerstörten ihr Gesellschaften.

			Diese Erfahrungen während der Kolonialzeit prägten die spätere amerikanische Einstellung und Politik gegenüber der Urbevölkerung, nachdem die USA unabhängig geworden waren. Von diesem Zeitpunkt an hatten die Stämme der Ureinwohner es erstmals mit einer einzigen vereinten Nation zu tun statt mit konkurrierenden europäischen Ansiedlungen und konnten fortan nicht mehr die Unterstützung einer Kolonialmacht gegen eine andere gewinnen. Die amerikanische Regierung betrachtete die einheimische Bevölkerung als ein gefährliches Hindernis auf dem Weg zu nationalem Wachstum und richtete ihre Politik an dieser Vorstellung aus. Dabei verfolgte sie vor allem drei Ziele, die häufig unvereinbar waren: die Ureinwohner zu vernichten, sie in die allgemeine Gesellschaft zu integrieren oder sie in weniger attraktive Teile des Landes zu drängen. Welches dieser drei Ziele weiße US-Bürger unterstützten, hing hauptsächlich davon ab, wo sie jeweils lebten. Die Siedler im Westen, die unweit der Gebiete der Ureinwohner lebten, forderten wiederholt deren Vernichtung, während die Menschen im Osten, die von den Ureinwohnern weit entfernt lebten, eher dafür waren, sie in die Gesellschaft zu integrieren. Und viele andere waren dafür, sie umzusiedeln. Angesichts dieser unterschiedlichen Ziele reagierte die Regierung mit Maßnahmen, die alle drei Ziele berücksichtigten.

			Das gewaltsame 19. Jahrhundert

			Die Erfahrungen der Ureinwohner der Vereinigten Staaten ab den 1790er-Jahren bis weit ins 20. Jahrhundert hinein illustrieren diese widersprüchlichen Strategien. So entsandte zum Beispiel die Regierung im Jahr 1794, nur ein Jahr nach einem erbitterten Krieg gegen die Stämme in Ohio und Indiana, einen Agenten zu den Creek in Alabama in der Hoffnung, sie in die amerikanische Wirtschaft und Gesellschaft zu integrieren. Der partielle Erfolg dieser Initiative führte zu gewalttätigen Auseinandersetzungen zwischen verfeindeten Creek-Gruppen, die schließlich in den Britisch-­Amerikanischen Krieg von 1812 mündeten. 

			Als die Regierung nach diesem Konflikt einen Indian Civilization Fund einrichtete, schwärmten Missionare, Lehrer und andere in die Dörfer der Ureinwohner aus, um ihnen die »Segnungen der Zivilisation« zu bringen. Zur Freude der Regierung lernten viele Ureinwohner im Süden des Landes Englisch, schickten ihre Kinder auf Eliteschulen im Osten und betrieben erfolgreich Plantagen. Als die Cherokee eine zweisprachige Zeitung herausgaben, begannen ungebildete Farmer im Süden, die kaum lesen und schreiben konnten, sich vor diesem Erfolg zu fürchten, und forderten von der Regierung, die Ureinwohner zwangsweise weiter nach Westen umzusiedeln, jenseits des Mississippi. Damit begann die erste von vielen von der Regierung forcierten Zwangsumsiedlungen von Ureinwohnern aus dem Osten des Landes. Gegen Mitte des 19. Jahrhunderts suchten mehrfach Emissäre der Bundesregierung deren Stämme auf, um sie dazu zu bewegen, Abkommen zu unterschreiben, mit denen sie ihr Land aufgeben und sich verpflichteten sollten, weiter nach Westen zu ziehen.

			Diese Abkommen öffneten weite Teile des Landes für Siedler und, nachdem der Krieg gegen Mexiko (1846-48) gewonnen worden war, konzentrierte sich die Aufmerksamkeit Washingtons auf den Westen. Kaum einer der dort lebenden Stämme hatte seit mehr als einer Generation Erfahrungen mit den weißen Invasoren und viele von ihnen erlebten die Pioniere als Aggressoren, die ihnen ihre Rohstoffe nahmen, ohne dafür zu bezahlen, sie beleidigten und ihnen nach dem Leben trachteten. Sobald 1848 in Kalifornien Gold entdeckt worden war, machten sich Zigtausende Goldschürfer auf den Weg in jeden abgelegenen Winkel des Westens und störten das dortige Leben. 

			Durch die Homestead Acts von 1862 und 1866 wurden Farmer ermutigt, den Goldschürfern zu folgen, und schon bald wurden die transkontinentale Eisenbahnlinie und Telegrafenleitungen gebaut. Diese Entwicklungen beendeten das abgeschiedene Leben der Stämme im Westen. In der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts kam es immer wieder zu Überfällen durch Ureinwohner und militärischen Vergeltungsaktionen der weißen Siedler. In den 1890er-Jahren lebten die Ureinwohner in isolierten, über den Westen verstreuten Reservaten. Durch die Politik der Bundesregierung wurden ihnen weite Teile ihres Grunds und Bodens genommen, sie wurden gezwungen, viele ihrer Kinder auf weit entfernte Internate zu schicken, sie mussten ihre traditionellen Sprachen aufgeben und ihre religiösen Gebräuche wurden gestört oder verboten. Da sie kaum materielle Rohstoffe zur Verfügung hatten und wenig berufliche Bildung oder Geschäftsausstattung, die sie gebraucht hätten, um in der Welt der Weißen erfolgreich bestehen zu können, wurden Armut, Krankheit und Verzweiflung zu zentralen Merkmalen ihres Lebens.

			Assimilierungsversuche Mitte des 20. Jahrhunderts

			Über lange Zeiten der amerikanischen Geschichte wurde durchweg angenommen, die Ureinwohner seien ein aussterbendes Volk, was mit dem beinahe totalen Einbruch ihrer Bevölkerungszahl begründet wurde. Doch, nachdem ihre Zahl im Jahr 1900 auf einen Tiefstand von 250.000 zurückgegangen war, hat sie stetig wieder zugenommen bis auf knapp 6,8 Millionen im Jahr 2017. Dieses dramatische Wachstum war eine Folge eines Wandels der Regierungspolitik und eines zunehmenden Selbstbewusstseins der Urbevölkerung nach dem Zweiten Weltkrieg.

			Im Jahr 1946 richtete der Kongress die Indian Claims Commission ein, die erste von drei Maßnahmen, um den separierten Status der Ureinwohner zu beenden. Der Ausschuss rief deren Stämme auf, ihre Reparationsforderungen aufgrund vergangener Diskriminierung durch die Bundesregierung geltend zu machen, und untersuchte diese im Lauf der folgenden 32 Jahre. In vielen Fällen wurden Entschädigungen gezahlt, von denen einige Stämme Land zurückkauften. Da viele Verhandlungsführer aufseiten der Ureinwohner ihre Forderungen erfolgreich durchsetzten, entwickelten sie ein neues Vertrauen beim Umgang mit der Bundesregierung.

			Das zeigte sich, als der Kongress 1953 das zweite von drei auf die Urbevölkerung gerichteten Programmen beschloss, die sogenannte Indian termination policy. Diese Politik verfolgte das Ziel, die Stämme der Ureinwohner abzuschaffen, indem sie zu der Strategie aus dem 19. Jahrhundert zurückkehrte, diese zu assimilieren. Beschlossen während des Kalten Krieges, betrachteten die Befürworter des Programms die traditionellen Stämme als Manifestationen von Kommunismus und attackierten sie dementsprechend. Sie beklagten, die Reservate seien Armutszonen und Beispiele für die Verschwendung und Ineffizienz der Bundesregierung, und forderten ihre Abschaffung. Die Initiative, Hunderte von Stämmen aufzulösen, führte zu erbittertem Widerstand von indigenen Gruppen und ihren Unterstützern, was dazu führte, dass die Regierung das Programm 1961 beendete. Doch, bis es so weit war, hatte es zahlreiche Stämme zerstört. Einige wenige waren in der Lage, ihren Rechtsstatus als Ureinwohner wiederzuerlangen, und eine kleine Anzahl von ihnen erhielt von der Regierung Reparationen für die Schäden, die das Programm angerichtet hatte.

			Die dritte Initiative zur Assimilierung der Indianer war das »Relocation Program«. Es wurde in Angriff genommen, während sowohl die Anhörungen der Claims Commission als auch die termination policy fortgesetzt wurden. Die für Umsiedlung zuständigen Beamten richteten in 14 der größten Städte Aufnahmelager ein und schickten Ureinwohner, die in den Reservaten lebten, in die Städte. Sie versprachen den Umsiedlern berufliche Bildungsangebote, Hilfe bei der Job- und Wohnungssuche sowie medizinische Versorgung; aber dies half den Ureinwohnern kaum, sich an das Stadtleben anzupassen. Da sie aus Dörfern oder kleinen Reservaten mit nur wenigen Hundert Einwohnern kamen, war es für sie schwierig, in großen städtischen Ballungsräumen zu leben. Einige sprachen schlecht Englisch, andere vermissten ihre Freunde und Verwandten. Kaum einer hatte die Erfahrung oder das Wissen, um in einem Büro oder einer Fabrik arbeiten zu können. Einige wenige nahmen diese Hürden ohne Probleme und lebten sich in ihrer neuen Nachbarschaft ein, doch viele andere zogen wiederholt zwischen Stadt und Reservat hin und her, ohne dass es ihnen gelang, sich an das städtische Leben anzupassen.

			Die drei genannten Programme der Bundesregierung, die darauf abzielten, manche Stämme zu schwächen oder zu vernichten, scheiterten allesamt. Zuerst sah es so aus, als ob Termination und Relocation die gesetzten Ziele erreichen würden; doch gerade ihr Erfolg trug dazu bei, dass unter den Ureinwohnern eine neue Generation von Führungspersonen heranwuchs, die es sehr geschickt verstanden, mit oder gegen Programme der Regierung zu arbeiten, die das Leben der Ureinwohner in der modernen Welt ­veränderten.

			Politische und juristische Erfolge ab den 1960er-Jahren

			Spätestens in den 1960er-Jahren hatten Hunderte junge Ureinwohner an einem College oder einer Universität studiert. Zusammen mit Anwälten, die die Interessen der Stämme vertraten, begannen sie, sich gegen die Einschränkung ihrer Rechte durch den Staat zur Wehr zu setzen. Im 19. Jahrhundert waren den Ureinwohnern durch Abkommen Fischerei-, Jagd- und Sammelrechte garantiert worden, die mittlerweile vom Staat eingeschränkt worden waren. In den 1850er-Jahren hatte die Regierung nach Verhandlungen den Stämmen in Michigan, Wisconsin und Minnesota im Mittleren Westen sowie in Washington und Oregon an der Pazifikküste versprochen, dass sie auch in Zukunft in ihren traditionellen Revieren fischen und jagen dürften. Als Naturschutzbeauftragte des Bundesstaates Washington indigene Fischer verhafteten, die außerhalb der Saison und mit verbotenen Fangwerkzeugen Lachs fingen, regte sich Widerstand in Form von Protestdemonstrationen und »fish-ins«. Durch geschickte Öffentlichkeitsarbeit gelang es den Aktivisten, im ganzen Land Interesse zu wecken und einige Prominente – darunter etwa Marlon Brando, Jane Fonda und Dick ­Gregory – dafür zu gewinnen, ihre Sache zu unterstützen. Schließlich führte die Kampagne zu einem Gerichtsprozess, an dessen Ende 1976 den Ureinwohnern das Recht eingeräumt wurde, jedes Jahr die Hälfte des Lachsbestandes zu fangen. Auch im Mittleren Westen gelang es verschiedenen Stämmen, mit Demonstrationen für Fischereirechte an den Großen Seen und anderen Binnengewässern seit Langem verlorene Rechte zurückzuerlangen.

			Der Erfolg ihrer Demonstrationen für Fischereirechte und die zunehmenden Proteste gegen den Vietnamkrieg ermutigten Ureinwohner, im ganzen Land zu protestieren. Im November 1969 besetzten militante Aktivisten das stillgelegte Bundesgefängnis auf der Insel Alcatraz vor dem Hafen von San Francisco. Sie forderten ein aus Bundesmitteln finanziertes indigenes Kulturzentrum und Museum und begannen, ein tägliches Radioprogramm zu senden und eine Zeitung zu drucken, womit sie ein breites Interesse der Medien auf sich und ihre Sache lenkten. Die Nixon-Administration zog eine militärische Intervention in Betracht, befürchtete jedoch eine negative Reaktion der Öffentlichkeit, falls es dabei ungewollt zu Verletzungen oder Todesfällen kommen sollte. 

			Die nationale Berichterstattung über die Alcatraz-Besetzung provozierte kleinere Proteste im ganzen Land, etwa 1973 eine 71-tägige Besetzung eines Dorfs am Wounded Knee in South Dakota. Dies führte zu einem Zusammenstoß zwischen militanten Aktivisten des American Indian Movement und Kräften des US-Militärs, wobei zwei FBI-Agenten auf dem Gebiet des nahe gelegenen Reservats getötet wurden. Durch die Gewalt am Wounded Knee und wiederholte lokale Demonstrationen wurde die öffentliche Unterstützung untergraben und weniger militante Aktivisten begannen, sich mit juristischen Mitteln statt mit Gewalt gegen die Praktiken der Regierung zu wehren.
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			Insbesondere forderten Vertreter der indigenen Stämme vom Kongress, ihnen Selbstbestimmung zu gewähren, also das Recht, innerhalb der Reservate ihre eigenen Angelegenheiten selbst zu regeln. Bis Mitte der 1970er-Jahre hatte sich die öffentliche Einstellung gegenüber den indigenen Völkern verändert und in den folgenden 20 Jahren verabschiedete der Kongress eine ganze Reihe von Gesetzen, die überwiegend zugunsten der Ureinwohner ausfielen. So verliehen diese Gesetze den indigenen Stämmen das Recht, über ihre lokalen Angelegenheiten selbst zu bestimmen, gewährten ihnen Religionsfreiheit und förderten die Gründung und den Betrieb von Colleges in den Reservaten. Sie erlaubten den Stämmen, die Einwirkungen auf die Reservate von außen zu regulieren und die Adoption von indigenen Kindern durch weiße Familien zu regeln oder zu verhindern. Darüber hinaus wurde es der Native American Church erlaubt, bei ihren Ritualen Peyote zu verwenden, eine Kaktusart, die psychotrope Substanzen enthält, deren Konsum und Verbreitung in den USA ansonsten illegal sind.

			Steigendes Selbstbewusstsein und Gegenreaktionen aus der weißen Mehrheitsgesellschaft

			Die neue Gesetzgebung und einige Gerichtsurteile zu ihren Gunsten ermutigten die Selbstverwaltung der Stämme, sich auf beinahe vergessene Rechte zu berufen. So erhöhten zum Beispiel mehrere Stämme den Pachtzins für Land, das bis dahin zu den während der 1880er-Jahre üblichen Preisen verpachtet worden war. Die Seneca im Bundesstaat New York hatten das Gebiet, auf dem dann die Stadt Salamanca erbaut wurde, für nur 17.000 US-Dollar pro Jahr verpachtet. Das mag damals angemessen gewesen sein, doch 100 Jahre später hatte sich die Lage dramatisch verändert. Als die Stadtverwaltung eine Erhöhung der Pacht ablehnte, drohten militante Aktivisten, die Bewohner der Stadt gewaltsam zu vertreiben. Als der Streit beendet wurde, hatte man sich auf eine Pacht von 60 Millionen US-Dollar pro Jahr geeinigt. In einem ähnlichen Fall riefen die Chemehuevi Paiutes, die auf der kalifornischen Seite des Colorado River leben, einen Proteststurm hervor, als sie für die weißen Einwohner, die auf Stammesgebiet lebten, die Pacht erhöhten. Die Puyallup im Bundesstaat Washington wiederum erwirkten gegen Ende der 1980er-Jahre eine einmalige Zahlung von 162 Millionen US-Dollar, da dem Stamm ein 120 Hektar großes Stück Land im Zentrum der Großstadt Tacoma gehörte, das inzwischen mehrere Hundert Millionen US-Dollar wert war.

			Seit den Tagen der ersten fish-ins kam es, wann immer ein Gericht ein Urteil zugunsten von Ureinwohnern fällte, zu Protesten von Bürgern aus dem Umland, die sich gegen die angebliche Bevorzugung von Indigenen auf Kosten von Weißen wehrten. Im Jahr 1974 nahmen Wildhüter des Bundesstaates Wisconsin einige Ureinwohner fest, weil sie außerhalb der Saison gefischt hatten. Als in Gerichtsurteilen das Fischereirecht der Indigenen bestätigt wurde, protestierten Sportangler und Resorteigentümer. Sie stellten sich in langen Reihen an den Ufern von Seen auf, warfen Flaschen und Steine ins Wasser und einige feuerten Schüsse ab. Manche von ihnen fuhren mit Pick-ups durch die Gegend, auf deren Stoßstange sie Sticker mit dem Slogan »Save a Walleye, Spear a Squaw« (Rette einen Zander, spieße eine Indianerfrau auf) angebracht hatten. Andere organisierten Gruppen wie »Protect Americans’ Rights and Resources« und schlossen sich verschiedenen landesweit aktiven »antiindianischen« Hassgruppen an. Manche Politiker und Geschäftsleute im Westen des Landes griffen diese Ideen auf: Im Jahr 1979 beschwerte sich ein Kommunalbeamter in Montana beim Senate Committee on Indian Affairs, der Ausschuss solle die Reservate abschaffen, da der Staat »den ROTEN MANN schon viel zu lange bevorzugt hat«.1 Sieben Jahre später weigerte sich der Präsident eines Ölkonzerns, sich an die arbeitsrechtlichen Vorschriften zu halten, die die Navajo Nation für Projekte in ihrem Reservat eingeführt hatte. Nachdem er führende Persönlichkeiten der Stämme als »Mitglieder einer besiegten und eroberten Rasse« bezeichnet hatte, weigerte er sich, »die rechtliche Existenz eines jedweden Teils des sogenannten Navajo Tribal Code anzuerkennen«.2

			Während Hassgruppen Kampagnen gegen die Errungenschaften indigener Stämme führten, ermutigte der wachsende Stolz auf ihre Identität einige Gruppen der Urbevölkerung, die nicht den Rechtsstatus eines Volksstamms hatten, die Regierung um Land und Anerkennung zu ersuchen. Im Jahr 1972 klagten die Völker der Penobscot und der Passamaquoddy gegen die Regierung des Bundesstaates Maine und forderten 60 Prozent des Staatsgebiets zurück, das ihnen kurz nach der amerikanischen Unabhängigkeit widerrechtlich genommen worden sei. Als ein Gericht zu ihren Gunsten urteilte, reagierte der Kongress rasch, indem er den Ureinwohnern über 80 Millionen US-Dollar zur Verfügung stellte, um damit Land zu kaufen. Ihr Erfolg motivierte andere, nicht anerkannte Gruppen, weitere Forderungen zu stellen, sodass 1978 das »Federal ­Acknowledgement Program« ins Leben gerufen wurde. Man hatte erwartet, dass sich einige wenige Stämme melden würden, die nicht formal als Volksstamm anerkannt waren, doch die Reaktion schockierte die Bürokraten – innerhalb weniger Monate hatten beinahe 100 Gruppen den Status als indigener Stamm beantragt. Allerdings wurden in den ersten zehn Jahren des Programms nur zehn neue Stämme anerkannt, bevor der Prozess insgesamt im Sand verlief.

			Neue Geschäftsideen und Restitutionsforderungen

			Die Politik des Acknowledgement war gescheitert, doch die Bestrebungen einiger Stämme, Spielcasinos zu eröffnen, brachten erhebliche Veränderungen für das Leben von Ureinwohnern. Im Jahr 1979 eröffnete der Stamm der Seminolen in Florida eine große Bingospielhalle unweit von Fort Lauderdale. Dort wurden Hauptgewinne von bis zu 10 000 US-Dollar ausgeschüttet, weit höher als die Höchstgrenze von 100 Dollar, die der Bundesstaat Florida festgelegt hatte, sodass die Stadtverwaltung rasch gegen die Einrichtung vorging, um sie zu schließen. Als die Betreiber vor einem Bundesgericht dagegen klagten, urteilte der Richter zu ihren Gunsten. Beinahe zehn Jahre später erstritt in Kalifornien die Cabazon Band of Mission Indians vor Gericht die Genehmigung, ein kleines Casino zu eröffnen. In diesem Urteil hieß es, der Bundesstaat habe keine Befugnis, über die Aktivitäten innerhalb von Indianerreservaten zu bestimmen. Ein Jahr später, 1988, verabschiedete der Kongress den Indian Gaming Regulatory Act. Daraufhin wurden in schneller Folge weitere Casinos eröffnet, die in den Reservaten als Quelle von Jobs und Einkommen willkommen waren.

			Im Jahr 2005 betrieben 250 Stämme über 460 Casinos, die pro Jahr mehrere Milliarden US-Dollar Gewinn abwarfen. Dabei wurde der Großteil dieses Geldes in Casinos unweit von großen Städten erlöst, während Stämme in abgelegeneren Gebieten nur bescheidene Einnahmen erzielten. Der Stamm der Seminolen war so erfolgreich, dass der Vizepräsident des Stammes, Max Osceola jr., im Dezember 2006 auf einer Pressekonferenz verkündete, sein Stamm habe die Restaurantkette Hard Rock Cafe gekauft. Osceola bezeichnete den Erwerb als einen besonderen Tag in der Geschichte der Seminolen und sagte dazu: »Unsere Vorfahren haben Manhattan für Glasperlen und Tand verkauft. Wir werden Manhattan zurückkaufen, einen Burger nach dem anderen.«3

			Schon früher hatten Aktivisten verschiedener Stämme von Regierungen, Universitäten und Museen gefordert, indianische Artefakte, religiöse Objekte und Skelettfunde aus ihrem Besitz an die Stämme zurückzugeben. Sie argumentierten, diese Objekte seien aus Grabstätten gestohlen worden und nur die Menschen der Urbevölkerung wüssten, wie man damit sachgerecht umgehe. Als der Kongress 1978 den American Indian Religious Freedom Act verabschiedete, lenkte er öffentliche Aufmerksamkeit auf die Frage, was mit den über 500.000 Gegenständen aus menschlichen Überresten und geheiligten Objekten geschehen solle, die in Museen ausgestellt waren. In einer großen Debatte mit Archäologen und Museumskuratoren forderten die Verhandlungsführer der Stämme, die Skelettfunde müssten mit der gebotenen Pietät behandelt werden. Im Jahr 1990 beendete der Kongress diese Debatte, indem er den Native American Graves Protection and Repatriation Act verabschiedete. Das Gesetz legte fest, dass aus Bundesmitteln geförderte Organisationen indigene Materialien in ihrem Besitz an die Stämme zurückgeben müssten, soweit das möglich war. Dieses Gesetz entfaltete jedoch nur im Inland eine Wirkung; 2013 bot ein bekanntes französisches Auktionshaus indigene Artefakte zum Kauf an. Obwohl es zu Protesten kam, weil es sich aus Sicht der Ureinwohner um gestohlene Stücke aus religiösem Brauchtum handelte, und ungeachtet einer diplomatischen Intervention des US-Außenministeriums, um den Verkauf zu verhindern, versteigerte das Auktionshaus die Objekte auf vier Auktionen im selben Jahr.

			In den vergangenen 50 Jahren war die nordamerikanische Urbevölkerung mit zahlreichen Herausforderungen konfrontiert. Sie hatte die Politik der Termination überlebt, gelernt, wie man wirkungsvoll Proteste organisiert, sie hatte in Vergessenheit geratene Rechte aus historischen Abkommen durchgesetzt und die tiefgreifenden sozialen Veränderungen in der amerikanischen Gesellschaft miterlebt. Heute begegnet man Ureinwohnern, die Ärzte, Anwälte, Professoren, Ingenieure oder sogar Politiker sind. Dennoch zählen die Ureinwohner zu den ärmsten Bevölkerungsgruppen der Vereinigten Staaten, leiden unter den höchsten Alkoholismus- und Suizidraten und dem geringsten Bildungsniveau. Obwohl sie nur eine winzige Minderheit sind, bilden sie die einzige ethnische Gruppe im Land, der eine eigene Bundesbehörde gewidmet ist, das Bureau of Indian Affairs. Durch ihre Identität als separierte Völker über lange Zeiträume der amerikanischen Geschichte, durch ihren besonderen Platz in der amerikanischen Literatur, in Spielfilmen und in der Entertainmentbranche nehmen sie unter allen ethnischen Minderheiten eine Sonderstellung ein. Ihre Präsenz birgt für die amerikanische Gesellschaft die Verpflichtung, die vor langer Zeit gegebenen Versprechen von Akzeptanz und Gleichberechtigung zu erfüllen.

			Übersetzung aus dem Englischen von Karsten Petersen

			Anmerkungen
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			Brooks Flippen

			Die Entwicklung der Umweltpolitik und des Umweltschutzes

			Im Februar 2013 verkündete Präsident Barack Obama voller Zuversicht, dass die Vereinigten Staaten in Sachen Klimawandel »für unsere Kinder und unsere Zukunft« aktiv werden müssten.1 Er legte einen »Climate Action Plan« vor und erließ eine Reihe von Verordnungen zur Festlegung von CO2-Emissionsgrenzen. Dabei half ihm ein Urteil des Supreme Court, nach dem gemäß dem Clean Air Act von 1970 CO2-Emissionen als Schadstoff zu bewerten seien. Zwei Jahre später unterzeichnete Obama ­gemeinsam mit den Staats- und Regierungschefs von über 200 Nationen das Pariser Klimaschutzabkommen, das zu kollektivem Handeln aufrief, um die weltweiten Treibhausgasemissionen zu reduzieren. Der Zeitgeist schien aufseiten des Klimas zu stehen: Über 97 Prozent aller Klimawissenschaftler waren sich einig, dass auch menschliche Aktivitäten eine Ursache des Klimawandels sind. In den Vereinigten Staaten riefen zahlreiche Organisationen – von der National Academy of Sciences bis hin zur American Medical Association – zum Handeln auf. Umfragen zeigten, dass die meisten Amerikaner das ­Problem erkannt hatten und Obamas Initiativen unterstützten.2

			Doch Obamas Nachfolger, der Republikaner Donald Trump, wischte die wissenschaftlichen Erkenntnisse als ungesichert vom Tisch und machte dessen Maßnahmen rückgängig. Trump besetzte die Aufsichtsbehörden mit Managern und Lobbyisten von Energiekonzernen und verkündete, Regulierung habe die Kohleindustrie und andere Branchen vernichtet; für seine Administration sei die Wirtschaft das Wichtigste. Vor allem stieg er zum großen Verdruss der internationalen Gemeinschaft im Namen der Vereinigten Staaten aus dem Pariser Klimaschutzabkommen aus.

			Aber Trumps Kehrtwende ging noch weiter. Zu jeder wichtigen Umweltfrage, von bedrohten Tierarten über Flächenverbrauch bis hin zur Wasserverschmutzung, schlug die neue Regierung einen Kurs ein, der eine radikale Abkehr der Vereinigten Staaten von ihrer seit Langem geltenden Selbstverpflichtung zum Schutz der natürlichen Umwelt darstellte. Bereits 1970 hatte der Kongress den National Environmental Policy Act (NEPA) verabschiedet, der Umweltschutz zu einem nationalen Ziel erhoben hatte. Die Vereinigten Staaten waren eines der ersten Länder gewesen, die eine eigenständige Behörde – die Environmental Protection Agency (EPA, das Umweltschutzministerium) – gegründet hatten, um entsprechende Anstrengungen zu koordinieren. Vielen Beobachtern erschien die Kehrtwende Trumps wie eine vorübergehende Anomalie, nach deren Abklingen die USA auf ihre traditionelle Führungsposition beim Umweltschutz zurückkehren würden. Andere hielten die amerikanische Politik schlicht für schizophren und nicht nachvollziehbar.

			Tatsächlich hat sich die amerikanische Umweltpolitik, angesiedelt an den Schnittstellen von Kultur, Wirtschaft und Wissenschaft, seit jeher dynamisch entwickelt. Die damit verbundenen politischen Auseinandersetzungen waren schon immer kontrovers und komplex. Die Wandlung der Umweltpolitik von Obama zu Trump und die ersten Ansätze einer Neuorientierung unter Präsident Joe Biden zeigen dies deutlich.

			Die Ära der Überparteilichkeit

			Über lange Strecken der amerikanischen Geschichte war die Einstellung zur Natur eher durch Konsens als Parteilichkeit geprägt. In der Epoche vor dem Sezessionskrieg setzten sich beide Parteien – die Whigs und die Demokraten – für eine rapide Nutzung natürlicher Rohstoffe ein, um Wirtschaftswachstum zu gewährleisten. Die Demokraten wollten eine raschere Besiedlung des Westens vorantreiben und die Whigs eine schnellere In­­dustrialisierung. Diese Dynamik setzte sich nach dem Sezessionskrieg fort trotz des Niedergangs der Whig Party und des Aufstiegs der Republikaner. Die Republikaner legten gegenüber der Wirtschaft eher eine Haltung des laissez faire an den Tag, während die Demokraten eine durchgreifende Regulierung durch die Bundesregierung als Affront gegen die Rechte der Bundesstaaten empfanden – beides jedoch resultierte in einer Ausbeutung der natürlichen Umwelt. Davon abweichende Haltungen spielten politisch keine Rolle. So hieß es vereinzelt, Amerika habe im Gegensatz zu Europa unberührte Landschaften vorzuweisen, die als Symbol des amerikanischen Exzeptionalismus gälten. Als Transzendentalisten bekannte Autoren schwelgten, die Schönheit der Natur würde das Göttliche widerspiegeln, doch ihre Ideale blieben eher die Ausnahme als die Regel. Das politische Handeln orientierte sich an der Doktrin des Manifest Destiny – der Überzeugung, es sei Gottes Wille, dass sich die amerikanische Zivilisation über den ganzen Kontinent ausdehnen und zu einem hellen Leuchtfeuer der Demokratie werden möge. Beide Parteien machten sich das vorherrschende öffentliche Ethos der Ausbeutung zu eigen, Differenzen gab es einzig im Hinblick auf Tempo und Methode.

			Gegen Ende des 19. Jahrhunderts war die westliche Siedlungsgrenze verschwunden und die Einstellungen der Amerikaner begannen sich zu wandeln. Die Rohstoffvorkommen erschienen nun nicht mehr unerschöpflich, aus diesem Gefühl heraus erwuchs ein neues Ethos der klugen Nutzung der natürlichen Rohstoffe, die Hand in Hand mit Naturschutz und Nachhaltigkeit ging. Es war die Progressive Ära (1896-1916), in der die Probleme der industriellen Revolution eine breite Reformbewegung entstehen ließen. In beiden Parteien war die Haltung des laissez faire auf dem Rückzug und optimistische Reformer gewannen an Boden. Zu Letzteren zählte Präsident Theodore Roosevelt (1901-09), der den Forest Service ins Leben rief, die Naturparks des Landes erweiterte und einen Kongress zum Naturschutz initiierte. Bald darauf gründete Präsident Woodrow Wilson (1913-21) offiziell den National Park Service. Politische Konflikte um Naturschutzprojekte, im trockenen Westen auch um den Zugang zu Wasser, entstanden oftmals zwischen einzelnen Bundesstaaten. In solchen Fällen setzten sich sowohl Republikaner als auch Demokraten für die Renaturierungsprojekte ein, die ihr eigener Bundesstaat benötigte. Einige der erbittertsten politischen Auseinandersetzungen dieser Zeit wurden von den sogenannten Preservationists (Naturschützern) entfesselt, den philosophischen Nachfolgern der Transzendentalisten. Viele dieser Naturschützer wichen von der Linie ihrer jeweiligen Partei ab, sodass zum Beispiel innerhalb der Roosevelt-Administration der Forest Service und das Innenministerium um die Richtung der Umweltschutzpolitik stritten.

			Während das Naturschutzethos bis weit über die Progressive Ära hinaus die Politik dominierte, bildete sich unterdessen auch eine Basis für spätere, stärker von Parteiinteressen geprägte Auseinandersetzungen. Innerhalb der Republikanischen Partei griff die gegen staatliche Interventionen gerichtete marktliberale Stimmung, gegen die bereits der republikanische Reformer Roosevelt in der Progressiven Ära zu kämpfen hatte, immer weiter um sich. Spätestens in den 1920er-Jahren übernahmen republikanische Präsidenten diese Haltung, wodurch staatlich finanzierte Renaturierungsprojekte infrage gestellt wurden, wenn auch nicht der Naturschutzgedanke an sich. Als es in den 1930er-Jahren zur Weltwirtschaftskrise kam und zugleich die berüchtigte Dust Bowl entstand – Teile der Great Plains, in denen es infolge verheerender Dürren und der Urbarmachung von Prärieflächen zu Staubstürmen kam –, stellte der Demokrat Franklin D. ­Roosevelt (1933-45) mehr Mittel für staatlich finanzierte Naturschutzprojekte bereit, darunter eine Gesetzesvorlage zum Bodenschutz und die Gründung des ­Civilian Conservation Corps, eine Arbeitsbeschaffungsmaßnahme für junge Arbeitslose im Rahmen von Naturschutzprojekten.

			Diese Dynamik setzte sich nach dem Zweiten Weltkrieg fort. Nach der antikommunistischen Kampagne von Senator Joseph McCarthy wurden streng konservative Strömungen in den Reihen der Republikaner durch die moderatere Haltung von Präsident Dwight D. Eisenhower (1953-61) in den Hintergrund gedrängt. Die parteipolitischen Auseinandersetzungen drehten sich eher um praktische Vorgehensweisen als um Ziele: ­Eisenhower war eher Pragmatiker als Ideologe und strebte Public-private-Partnerships an, während die Demokraten höhere ­Bundesmittel forderten. Die bemerkenswerteste politische Schlacht entbrannte um das Staudammprojekt Echo Park unweit der Grenze zwischen Utah und Colorado, das 1956 abgelehnt wurde, weil der Damm das majestätische Dinosaur ­National Monument gefährdet hätte. Das war ein klares ­Signal, dass die Preservationists an Einfluss gewonnen hatten, und eines für die ­bevorstehenden parteipolitischen Schlachten.

			In den 1960er-Jahren veränderte sich die Debatte durch das Aufkommen eines neuen öffentlichen Ethos. Das beispiellose Wirtschaftswachstum forderte einen Preis, den kaum jemand außerhalb des Lagers der Preservatio­nists vorhergesehen hatte. Die ausufernden Vorstädte verbrauchten riesige Flächen und bedrohten nicht nur die Lebensräume wild lebender Tiere, sondern führten auch dazu, dass immer mehr Menschen auf das Auto angewiesen waren. Mehr Autos bedeuteten gesundheitsschädlichere Konzentrationen an Kohlenwasserstoffen, Kohlenmonoxid und Stickoxiden in der Luft. Da immer mehr Kraftwerke und Fabriken der Schwerindustrie gebaut wurden, die allesamt fossile Brennstoffe verfeuerten, wurden immer mehr Feinstaub und Schwefeldioxid emittiert. Das Ergebnis war ein scheußlicher Dunst, für den die Menschen in Los Angeles den Begriff »Smog« erfanden, eine Verschmelzung der Worte »smoke« (Rauch) und »fog« (Nebel). Durch landwirtschaftlichen Oberflächenabfluss, den zunehmenden Einsatz von Pestiziden, die Einleitung unbehandelter Abwässer und andere Faktoren wurden die Wasserwege im Land immer stärker verschmutzt. Bei der Entsorgung von unglaublichen Müllmengen entstanden wiederum ganz eigene Probleme. Angesichts all dieser Entwicklungen wurde den Amerikanern allmählich bewusst, dass ihr phänomenales Wirtschaftswachstum nicht nur drohte, die natürlichen Rohstoffe zu erschöpfen, sondern auch der natürlichen Umwelt schadete. Es wurde mehr nötig als Bewahrung der Natur – es galt die natürliche Reinheit von Luft, Wasser und Boden zu schützen. Eine Bedrohung der Umwelt bedeutete eine Bedrohung für den Menschen. Kurzum, ein neues Ethos erblickte das Licht der Welt – das Umweltbewusstsein.

			Es fiel dem Kongress zu, auf entsprechende Sorgen der Bürger zu reagieren, doch darauf war er schlecht vorbereitet. In frühen politischen Auseinandersetzungen ging es weniger um parteipolitische Interessen als vielmehr um die Zuständigkeiten von Ausschüssen, in denen beide Parteien vertreten waren. Welcher Ausschuss sollte eine führende Rolle übernehmen? Da es kaum ein etabliertes Protokoll gab, bildeten sich Koalitionen über Parteigrenzen hinweg. Rachel Carsons 1963 veröffentlichter Bestseller Silent Spring (deutsch: Der stumme Frühling) verlieh dieser Entwicklung zusätzlichen Auftrieb. Die Zahl der Umweltschutzgruppen nahm explosionsartig zu und viele Naturschutzorganisationen, die sich zuvor auf ein bestimmtes Problem konzentriert hatten, weiteten ihr Betätigungsfeld aus.

			Spätestens jetzt war Eisenhowers moderate republikanische Gesinnung durch den aktivistischen Liberalismus der Demokraten John F. Kennedy (1961-63) und Lyndon B. Johnson (1963-69) verdrängt worden. Neue Gesetze zum Umweltschutz, mit denen Standards für die Qualität von Luft und Wasser festgelegt wurden, waren damals revolutionär – allerdings nicht streng genug, um das wachsende Problem in den Griff zu bekommen. Gesetze, um unberührte Naturlandschaften zu schützen, Flächen für Schutzgebiete zu erwerben, die Menge von festen Abfällen zu begrenzen und Rückzugsgebiete für wild lebende Tiere zu schaffen, waren entscheidende Schritte in der Entwicklung der Umweltschutzpolitik auf Bundesebene. Präsident Johnsons Frau, Lady Bird Johnson, engagierte sich intensiv im Umweltschutz und setzte sich dafür ein, Aktivismus zu fördern. Bei den meisten dieser Initiativen herrschte nach wie vor Überparteilichkeit; viele der Gesetzesvorlagen wurden von beiden Parteien getragen.

			Das Ausmaß von Johnsons breit angelegtem Reformprogramm (Great Society) erweckte die bis dahin inaktiven ideologischen Konservativen zu neuem Leben, was zum Teil auch dadurch gefördert wurde, dass die Demokraten sich die rebellische Gegenkultur der 1960er-Jahre zu eigen gemacht hatten. Junge Menschen bildeten das Rückgrat der politischen Umweltschutzbewegungen, doch sie protestierten auch immer heftiger gegen Johnsons Vietnamkrieg. Die Demokraten waren durch das, was sie im Umweltschutz erreicht hatten, politisch eindeutig im Vorteil, obwohl ihre Leistungen häufig durch die anderen, folgenschweren Entwicklungen des Jahrzehnts überschattet wurden. Als Johnson sich entschieden hatte, 1968 nicht wieder als Präsidentschaftskandidat anzutreten, fiel die Aufgabe, den Umweltschutz zu stärken, dem Republikaner Richard Nixon (1969-74) zu. Nixon, der sich in erster Linie für Außenpolitik interessierte und innenpolitisch moderate Positionen vertrat, erkannte schnell, dass er durch eine Serie stärkerer Umweltschutzgesetze die politische Initiative wieder an sich reißen und junge Menschen, die ihn sonst nicht unterstützt hätten, für sich gewinnen konnte. Das Ausmaß der Proteste anlässlich des ersten Earth Day am 22. April 1970 untermauerte diese Einschätzung. Die Demokraten waren natürlich keineswegs bereit, ihre neu gefundene Anziehungskraft auf eine so riesige Wählergruppe kampflos aufzugeben, und so kam es zu einem politischen Wettstreit, der für die Umwelt von enormem Nutzen war.

			Nixon gründete nicht nur die EPA und machte sich für den NEPA stark, sondern er unterstützte auch eine Reihe von Gesetzesvorlagen, die heute noch die Eckpunkte der Umweltschutzdebatte bilden. Es folgten landesweit geltende Standards zur Luftqualität, restriktivere Emissionsgrenzwerte für Automobilhersteller und Fabriken, ein umfangreiches Programm zur Behandlung von Abwasser, erweiterte Schutzvorschriften für wild lebende Tierarten sowie stärkere gesetzliche Regulierung diverser wirtschaftlicher Aktivitäten, vom Pestizideinsatz über Ölbohrungen, von der Abfallverklappung im Meer über Bergbau bis hin zum Holzeinschlag. Nixon läutete die moderne Ära der Umweltdiplomatie ein und sorgte für eine starke Präsenz auf der Konferenz der Vereinten Nationen über die Umwelt des Menschen, die 1972 in Stockholm stattfand.

			Der Rückzug der Republikaner aus dem Umweltschutz

			Durch diese beispiellose Regulierung entstanden der Industrie beträchtliche Kosten, woraufhin sie gegen Umweltaktivismus zu Feld zog und sich an der Gründung des National Industrial Pollution Council beteiligte, das sich – ungeachtet seines Namens – für weniger restriktive ­Regulierung im Umweltschutz einsetzte. Folgenschwerer war jedoch, dass Nixon spätestens 1972 zu dem Schluss gekommen war, dass die Demokraten ihn bei der Bereitstellung von Mitteln für Umweltschutz stets überbieten würden, ganz gleich, wie viel er auch tun mochte. Er würde nie die Unterstützung der Umweltschützer unter den Wählern gewinnen, sondern nur Big Business verärgern, also Großunternehmer, die traditionell die Republikaner unterstützen. Mit der Parole »Get off the environmental Kick« (sinngemäß: »Schluss mit der Droge Umweltschutz«) deutete er an, dass den Bürgern Umweltschutz zwar wichtig sei, aber Wahlen durch andere Fragen entschieden wurden. Der Schlüssel liege darin, so Nixons Fazit, sich zwar öffentlich zum Umweltschutz zu bekennen, aber hinter den Kulissen stillschweigend daran zu arbeiten, die einschlägigen Regulierungen zu lockern. Und so wurden das Budget der EPA und die Mittel zur Durchsetzung von Umweltschutzvorschriften zurückgefahren, was zahlreiche konservative Republikaner erfreute, die schon lange über die Staatsverschuldung geklagt hatten.

			Auch andere Entwicklungen bestärkten Nixon in seinem politischen Kurswechsel. Die amerikanische Unterstützung für Israel im Jom-­Kippur-Krieg von 1973 wurde von den arabischen Staaten mit einem Ölembargo gekontert. Darauf folgte die berüchtigte Ölkrise, woraufhin immer mehr Wähler meinten, die Ölproduktion im eigenen Land werde durch zu restriktiven Umweltschutz behindert. Umfrageergebnisse zeigten, dass die Unterstützung für Umweltschutz nicht nur aufgrund von Ölknappheit und Inflation abgeflaut war. In gewisser Hinsicht war die Umweltschutzbewegung Opfer ihres eigenen Erfolgs geworden: Die Umweltkrise, so empfanden es die Menschen, sei bereits abgewendet. Davon abgesehen, wurde das Thema immer häufiger durch Gerichtsverfahren und juristische Feinheiten der Umweltschutzgesetze bestimmt anstatt von großen öffentlichen Protestkundgebungen – was es schwieriger machte, ein Umweltbewusstsein wachzuhalten.

			Der Watergate-Skandal bestärkte Nixon noch in seinem Rückzug aus dem Umweltschutz, da er versuchte, seine Unterstützung unter konservativen Republikanern zu sichern. Das bedeutete, dass er sich noch intensiver für Deregulierung einsetzte und in weiten Bereichen der Regierung Geldmittel strich. Im weiten Sinn stellte die »Stagflation«, von der die 1970er-Jahre geprägt waren, das Ende des Wirtschaftsbooms nach dem Zweiten Weltkrieg dar und damit auch den Umweltschutzgedanken infrage. Die Menschen, so schien es, waren für strenge Regulierung, solange es ihnen wirtschaftlich gut ging; doch angesichts von Knappheiten hielten sie Umweltschutz für einen unerschwinglichen Luxus. Darüber hinaus hatten die Erfolge des Great-Society-Liberalismus in einigen Fällen Radikalismus nach sich gezogen und es wurde für konservative Republikaner leichter, alle Menschen, die noch immer auf Regulierung vertrauten, als Teil einer sozialistischen Agenda hinzustellen, die die Freiheiten der Amerikaner untergraben wolle. Es war leicht, Umweltschützer als Teil einer wütenden Gegenkultur darzustellen, die entschlossen war, traditionelle Werte auszuhöhlen.

			Nixons Rückzug aus dem Umweltschutz in den frühen 1970er-Jahren war eine entscheidende Wende in der Geschichte der amerikanischen Umweltpolitik. Dieser Kurswechsel legte die Grundlagen für die stärker von parteipolitischen Interessen geprägte Ära, die bis heute anhält. Die damals wirkenden Kräfte gewannen immer mehr an Einfluss und prägten die Präsidentschaften von Nixons direkten Nachfolgern. Der Republikaner Gerald Ford (1974-77) kopierte Nixon in seiner zur Schau getragenen Sorge um die Umwelt, aber auch insofern, als er die Interessen der Energiekonzerne für wichtiger hielt als Umweltschutz. Der Demokrat Jimmy Carter (1977-81) versuchte, eine ökologische Agenda voranzutreiben, hatte aber Schwierigkeiten, den wachsenden republikanischen Widerstand zu überwinden; seine größte Leistung in dieser Hinsicht war ein Gesetz, das die Beseitigung von toxischen Abfällen förderte. 

			Die Ära der Parteilichkeit

			Mit der Wahl Ronald Reagans zum Präsidenten im Jahr 1980 begann eine völlig neue Phase in der Entwicklung der amerikanischen Umweltpolitik: eine »antiökologische Revolution«3. Im Gegensatz zu Nixon und Ford zollte Reagan dem Problem nicht einmal rhetorisch Tribut, sondern wischte es komplett als unwichtig vom Tisch. Die Belastungen der Umwelt seien übertrieben dargestellt worden. Reagans frühe Position war die Kulmination des gegen staatliche Intervention gerichteten Konservatismus, der im Kielwasser der Great Society um sich gegriffen hatte. Indem Reagan Personen als Regulierer ernannte, die der EPA noch ­feindseliger begegneten und ihr Budget massiv zusammenstreichen wollten, übertraf seine Attacke auf den Umweltschutz sogar noch Nixons Rückzug. Das erboste natürlich Umweltschutzgruppen, die in den 1980er-Jahren wachsenden Zulauf verzeichneten und sich zunehmend an den Demokraten ausrichteten. Reagan war erstaunt über das Ausmaß der öffent­lichen Reaktion, rückte in seiner zweiten Amtszeit ein bisschen von seiner Attacke ab und ernannte sogar den Umweltschützer William Ruckelshaus zum Chef der EPA, der diesen Posten schon unter Nixon bekleidet hatte. Reagan vermied es zwar, sich allzu negativ zum Umweltschutz zu äußern, blieb aber im Großen und Ganzen bei seiner Politik.

			Reagans Nachfolger sah die Dinge anders. Als moderater Republikaner war George H. W. Bush (1989-93) beunruhigt über die Langlebigkeit der Umweltschutzbewegung und ihre zunehmende Ausrichtung an seiner Opposition, wenn auch nicht über sauren Regen und die Zerstörung der Ozonschicht. Bush unterschrieb Gesetze, die den Clean Air Act stärkten und möglicherweise zu weniger parteipolitischem Dissens führten – aber leider nur vorübergehend. Mit seinem »mitfühlenden Konservatismus« (Compassionate Conservatism) verärgerte Bush den rechten Flügel der Republikaner, der seine Politik als Verrat an Reagans Erbe betrachtete. Bushs Kompromiss in der Steuerpolitik und die 1991 einsetzende Rezession steigerten nicht gerade sein Ansehen unter den Republikanern. Nachdem Bush 1992 nicht wiedergewählt worden war, gewann der ideologische Konservatismus weiter an Boden, da viele moderate Republikaner die Partei verließen – was kein gutes Zeichen für Umweltschutz war.

			Der Vormarsch der antiökologischen Konservativen wurde zusätzlich von einer sich wandelnden Medienkultur vorangetrieben. Die Aufhebung der Fairness Doctrine, die gleich lange Sendezeiten für beide Seiten einer über die Medien ausgetragenen Debatte vorschrieb, fiel zeitlich zusammen mit der wachsenden Beliebtheit von Kabelfernsehen, was dazu führte, dass Nischenprogramme profitabel wurden. Als 1996 der Nachrichtensender Fox News gegründet wurde, perfektionierte er die Kunst, ein bestimmtes Segment der Wählerschaft gezielt anzusprechen über Geschichten, die zu deren vorgefasstem Weltbild passten. Vor diesem Hintergrund wurden Umweltschutzthemen häufig in aller Kürze abgefertigt. Als Mitte der 1990er-Jahre das Internet aufkam, verstärkte sich dieser Trend noch, weil das Netz es möglich machte, frei von redaktioneller Kontrolle Desinformation zu verbreiten. Durch diese Dynamik sowie gelockerte Wahlkampfspendengesetze wurde es Großkonzernen erleichtert, die öffentliche Meinung zu beeinflussen. Kampagnen, wie sie von den Industriellen Charles und David Koch geführt wurden, gelang es so wirkungsvoll, Umweltschutzvorschriften als Einschränkung bürgerlicher Freiheiten darzustellen.

			Die darauffolgenden Präsidentschaften des Demokraten Bill Clinton (1993-2001) und des Republikaners George W. Bush (2001-2009) spielten sich vor dem Hintergrund einer extrem von Parteiinteressen geprägten politischen Landschaft ab. Clinton, ein New Democrat der politischen Mitte, der sich vom ostentativen Liberalismus seiner Vorgänger aus der Demokratischen Partei absetzte, versuchte, eine moderatere Umwelt­politik voranzutreiben, hatte aber selbst dabei mit erbittertem Widerstand aus dem immer einflussreicheren Lager der ideologischen Konservativen zu kämpfen. Als Initiative gegen den Klimawandel schloss Clinton zwar die Verhandlungen zum Kyotoprotokoll ab, brachte das Ergebnis jedoch angesichts des erbitterten Widerstands der Republikaner nie zur Ratifizierung in den Senat ein. Dagegen übernahm Bush Nixons Strategie von ökologischer Rhetorik: Wie dieser bekannte er sich verbal zum Umweltschutz, doch seine Politik ließ kaum einen Zweifel daran, dass er sich zu den Konservativen hingezogen fühlte, die inzwischen seine Partei dominierten. Bush stieg aus dem Kyotoprotokoll aus, in seiner »Clear Skies Initiative« wurde die immer deutlicher zutage tretende Erderwärmung nicht thematisiert und mit seiner »Healthy Forest Initiative« wurden die Holzeinschlagquoten erhöht. Bush war zwar nicht Reagan – er berief die Umweltschützerin Christine Todd Whitman zur Chefin der EPA und stärkte gewisse Aspekte der Luftreinhaltungsgesetze –, doch er wollte Ölbohrungen auch in der Arktis ermöglichen.

			Als Barack Obama 2008 die Präsidentschaftswahlen gewann – unter anderem, weil er im Wahlkampf eine Wiederbelebung des Umweltaktivismus versprochen hatte –, rückte die Republikanische Partei noch weiter nach rechts. Moderate Republikaner hatten vorgeschlagen, CO2-Emissionen durch frei handelbare Emissionsrechte (»cap and trade«) einzuschränken, aber selbst das war mittlerweile zu viel staatliche Regulierung für die Mehrheit der Republikaner. Die Betonung der Bedeutung von Klimaschutzmaßnahmen durch die regierenden »Eliten«, direkte Attacken gegen die Öl- und Kohleindustrien, die in republikanisch dominierten ländlichen Gebieten stärker vertreten war, sowie die Angst vor riesigen Staatsausgaben trafen den Nerv einer seit Langem etablierten populistischen Tradition. Lobbyverbände der Industrie spendeten viel Geld für Wahlkämpfe der Republikaner, während im Internet die Erkenntnisse der Klimawissenschaft diskreditiert wurden. Der Umweltschutz, einstmals ein politisches Ziel beider Parteien, war inzwischen zu einem der wichtigsten Zankäpfel zwischen den Lagern verkommen.

			Trumps heftige Attacke gegen Umweltschutz begann direkt nach seinem Amtsantritt Anfang 2017. Mit dem Argument, staatliche Regulierung würde Arbeitsplätze kosten, ließ sich seine Administration von Konzernmanagern beraten, die die Vorschriften der EPA als die größte Belastung für ihr Unternehmen bezeichnet hatten. Dementsprechend legte Trumps »America First Energy Plan« kaum Wert auf erneuerbare Energien und förderte zugleich neue Ölbohrungen in Naturschutzgebieten und so gut wie allen küstennahen Gewässern einschließlich den Gebieten vor dem Arctic National Wildlife Refuge im Nordosten Alaskas. Seine Administration legte die geltenden Gesetze eng aus, wodurch Gewässer, die vom Clean Water Act, und die Lebensräume von Tieren, die vom Endangered Species Act geschützt werden, flächenmäßig kleiner wurden. Die Trump-Regierung legte Vorschriften der EPA neu aus und lockerte dadurch Restriktionen bei der Entsorgung toxischer Chemikalien. Bis September 2019 hatte sie mindestens 85 Umweltschutzvorschriften gelockert oder aufgehoben, was zu höheren Emissionen von Methan, Fluorchlorkohlenwasserstoffen (FCKWs), CO2, Schwefeloxid, Chlorpyrifos, Quecksilber, verschiedenen Feinstäuben wie Kohlestaub und Asche sowie diversen anderen Schadstoffen geführt hat. Bei Industrieprodukten, vom Automobil bis hin zu LED-Leuchten, hielt die Trump-Administration Energieeffizienz für zu kostspielig und unwirtschaftlich. Trumps erster EPA-Chef Scott Pruitt und Innenminister Ryan Zinke traten nach Skandalen zurück.

			Als die Demokraten protestierten, hüllten sich viele Republikaner ganz einfach in Schweigen, während Trump mit seinen Tweets – vielfach wiederholt von konservativen Websites, im Talk-Radio und auf Fox News – jeden Kritiker als Parteisoldaten und Wohlstandsfeind verunglimpfte. Zwar konnten die Demokraten unter den Republikanern ein paar Unterstützer gewinnen, ihre Empörung manifestierte sich jedoch vor allem in Gerichtsverfahren, in denen sie vortrugen, die Trump-Administration habe keine hinreichende Rechtsgrundlage für solche Schritte oder ihm seien ­Verfahrensfehler unterlaufen, wonach sie die Öffentlichkeit rechtzeitig hätte informieren und Einwände abwarten müssen. Bis Ende 2019 waren zehn der Initiativen Trumps durch Gerichtsurteile gestoppt worden, während andere in schwebenden Verfahren festhingen. Während sich Umweltgruppen wachsender Mitgliederzahlen erfreuten und ihre Spenden an die Demokratische Partei erhöhten, legte die frisch gewählte Kongressabgeordnete Alexandria Ocasio-Cortez unter großem Beifall ein Konzept für einen »Green New Deal« vor, das eine Reihe von staatlichen Aktionen zur Bekämpfung des Klimawandels vorsah.

			Obwohl also die Grabenkämpfe zwischen den Parteien sicherlich weitergehen werden, dürfen die amerikanischen Umweltschützer Hoffnung schöpfen. Während die Trump-Administration Amerikas lange Tradition des Umweltschutzes abwickelte, haben manche private Industrien und einzelne Bundesstaaten – die fast ausnahmslos von Demokraten regiert werden – die Initiative ergriffen, um Nachhaltigkeit und CO2-Grenzwerte voranzubringen. Durch Entwicklungen an den Energiemärkten, etwa billigeres und saubereres Erdgas, zeichnet sich ab, dass die Dominanz fossiler Brennstoffe allmählich nachlassen wird – und mit ihr vielleicht auch nach und nach die erbitterte Feindschaft zwischen den Parteien, die auf ihr beruht. Von anderer Seite wird vorgeschlagen, wieder verstärkt Kernenergie zu nutzen, wodurch zwar einerseits der Atommüll zum Problem würde, aber andererseits die CO2-Emissionen deutlich zurückgefahren werden könnten.

			Die Ankündigung Präsident Joe Bidens vom Januar 2021, dem ­Pariser Klimaschutzabkommen wieder beizutreten, macht deutlich, dass die amerikanische Umweltschutzpolitik nach vier Jahren der Vernachlässigung wieder einen höheren Stellenwert einnimmt.
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			Miroslava Chavez-Garcia

			Drogenpolitik zwischen Kriminalisierung und nationalem medizinischen Notstand

			Es scheint, dass Amerikaner einen unersättlichen Appetit auf Drogen haben. Obwohl sie weniger als fünf Prozent der Weltbevölkerung stellen, konsumieren Amerikaner 90 Prozent des weltweit verbrauchten Hydrocodons und 80 Prozent des Oxycodons – hochwirksame Opioide, die als Medikamente gegen Schmerzen und andere Symptome eingesetzt werden.1 Zwar ist der Verbrauch an verschreibungspflichtigen Opioiden in den vergangenen Jahren zurückgegangen, doch Überdosen an rezeptfrei erhältlichen Schmerzmitteln nehmen immer weiter zu. Amtlichen Schätzungen zufolge sterben heute mehr Menschen durch eine Drogenüberdosis als durch Schusswaffentötungsdelikte und Autounfälle zusammengenommen. Zwischen 1999 und 2017 verloren so über 700.000 Menschen ihr Leben. Allein im Jahr 2018 waren 67.000 Todesfälle auf eine Drogenüberdosis zurückzuführen; es wird befürchtet, dass diese Zahl auf hohem Niveau verharren wird.2 Heute kommt es im Zusammenhang mit opioidbedingten Überdosen zu 130 Todesfällen pro Tag, was den damaligen Justizminister William Barr dazu veranlasste, diese Entwicklung als die »tödlichste Drogenkrise in Amerika«3 zu bezeichnen.

			Ärzten ist vorgeworfen worden, sie würden zu häufig Schmerzmittel verschreiben, und Pharmakonzerne wurden angeprangert, Mediziner über die Sicherheit verschreibungspflichtiger Opioide in die Irre geführt zu haben. Im Jahr 2012 erreichte der Verbrauch an Opioiden einen Höchststand: Ärzte stellten 259 Millionen Rezepte aus, also mehr als eines für jeden Erwachsenen über 18 Jahren in den Vereinigten Staaten. Pharmakonzerne, die wegen ihrer illegalen Geschäftspraktiken gerichtlich verurteilt wurden, mussten etwa 35 Milliarden US-Dollar an Geldstrafen zahlen, während sie zugleich weltweit 711 Milliarden US-Dollar Umsatz erzielten. Dagegen sind die Therapieangebote nach wie vor unzureichend. Seit Jahrzehnten und mit wenigen Ausnahmen werden die finanziellen Mittel für Entzugstherapien gekürzt; stattdessen wird verstärkt auf Strafverfolgung gesetzt.

			Zudem verbrauchen Amerikaner auch am meisten Marihuana und Cannabis, das heute für medizinische Zwecke in 33 von 50 Bundesstaaten legal ist. Die Legalisierung von Marihuana geht auf seine zunehmende gesellschaftliche Akzeptanz zurück, ein Trend, der sich in den vergangenen Jahrzehnten abgezeichnet hat. Im Jahr 2016 gaben 17 Prozent der Amerikaner zwischen 15 und 64 Jahren zu, Haschisch oder Marihuana zu rauchen; 49 Prozent befürworteten die Legalisierung für den persönlichen Gebrauch, 83 Prozent für medizinische Zwecke.4 Im selben Jahr zählten die Vereinigten Staaten weltweit zu den drei Ländern, in denen der Bevölkerungsanteil von Marihuanakonsumenten am höchsten ist. Unter Berufung auf seine gefährlichen Eigenschaften und sein Potenzial als »Einstiegsdroge« für härtere Stoffe dürfen nur staatlich anerkannte Forscher die potenziell nutzbringenden und schädlichen Wirkungen von Marihuana untersuchen. Einschlägige Studien haben eine positive Korrelation zwischen Marihuanakonsum und einem verringerten Risiko einer Opioidüberdosis festgestellt. In Bundesstaaten, die Marihuana legalisiert haben, sind die opioidbedingten Todesfälle um 25 Prozent zurückgegangen.

			Amerikas aktuelle Drogenepi­demie hat die Aufmerksamkeit vieler Millionen Menschen in den USA und in aller Welt auf sich gezogen einschließlich Präsident Donald Trump. Nach wachsendem Druck auf die Regierung, wirkungsvolle Maßnahmen gegen die ausufernde Krise zu ergreifen, erklärte Trump im Oktober 2017 die Opioidkrise zu einem »nationalen Notstand des öffentlichen Gesundheitswesens«. Dadurch wurden die Voraussetzungen geschaffen, mehr Ressourcen für Therapieangebote bereitzustellen.

			Während die President’s Commission on Drug Addiction and Opioid Crisis heute betont, dass es sich bei Drogensucht um eine Krankheit handelt, hielten sie die meisten Amerikaner im 19. und frühen 20. Jahrhundert für eine Charakterschwäche oder ein Merkmal bestimmter Ethnien und später, ab Mitte bis gegen Ende des 20. Jahrhunderts, für eine Persönlichkeitsstörung oder psychische Erkrankung, die in der Sozialisation des Abhängigen verankert ist. Für eine kurze Zeit, von Mitte der 1960er-Jahre bis in die 1970-Jahre, als eine beachtliche Zahl von Vietnamveteranen und weißen Jugendlichen aus der Mittelschicht illegale Drogen konsumierte, wurde die Sucht als eine Krankheit gesehen und es entstanden Therapieangebote. In den 1980er- und 1990er-Jahren jedoch, als die USA von Drogen überschwemmt wurden und der Konsum von nicht medizinischen Opioiden unter den armen Schwarzen und Latinos in den Innenstädten stark zunahm, veränderte sich die Einstellung gegenüber Drogensucht – sie wurde nicht mehr als Krankheit, sondern als kriminelles Verhalten angesehen. Als in jüngster Zeit der Missbrauch von medizinischen und nicht medizinischen Opioiden in der Arbeiterschicht, vor allem bei weißen Amerikanern, immer stärker um sich griff, wurde der Ruf nach umfassenden Therapieangeboten wieder lauter. Die sich verändernden Einstellungen und Reaktionen von Amerikanern gegenüber Drogen und Drogensucht werden davon beeinflusst, wer Drogen konsumiert und aus welchen Gründen.

			Eine lange Geschichte von Verboten und Kriminalisierung

			Die amerikanische Drogengeschichte reicht zurück bis ins 17. und 18. Jahrhundert. Aus den Kolonien wurde Opium nach Europa eingeführt und großzügig in Form von Pulver oder Salz als Schmerzmittel verwendet. Militärärzte verabreichten Opium, um verwundete Soldaten zu behandeln. Die 1914 mit der Verabschiedung des Harrison Narcotics Act eingeführten Restriktionen auf Opium und Kokablätter oder Kokain, die vorher frei verkäuflich und in patentierten Medikamenten sowie in Coca-Cola und Zigaretten zu finden waren, bedeuteten höhere Preise und mehr Kriminalität.

			Je mehr sich die Einstellungen zu Abhängigen, Sucht und Rauschmitteln – einschließlich Kokain – wandelten und die Drogenkriminalität zunahm, desto schärfer ging der Staat dagegen vor. Im Jahr 1930 wurde das Federal Bureau of Narcotics (FNB) eingerichtet und Harry J. Anslinger zu dessen Direktor berufen. Anslinger war ein überzeugter Verfechter einer restriktiven Drogenpolitik und strenger Strafen. Er blieb 32 Jahre lang im Amt und prägte das immer härtere Vorgehen der USA gegen Drogen, vor allem gegen Marihuana. Mit seiner nationalen Kampagne gelang es Anslinger, Angst vor Strafen zu schüren und die Kriminalisierung von Marihuana voranzutreiben. Das führte 1934 zu der Verabschiedung des Uniform Narcotic Drug Act, der Cannabis als eine »süchtig machende Droge« einstufte. Drei Jahre später wurde der Marihuana Tax Act verabschiedet, mit dem der Verkauf, Besitz, Gebrauch und Anbau von Marihuana verhindert werden sollte. Danach galten »Personen, die die Droge importieren, produzieren, verkaufen oder auf irgendeine andere Weise damit handeln«, als gewerbesteuerpflichtig und mussten sich beim US-Finanzamt registrieren lassen. 1942 wurde Marihuana aus dem Arzneimittelverzeichnis gelöscht, wodurch es jegliche therapeutische Legitimität verlor.

			Anfang der 1950er-Jahre standen Drogen zum ersten Mal im nationalen Rampenlicht, als der Boggs Act verabschiedet wurde, das bis heute strengste Strafgesetz gegen Drogenvergehen. Es legte Mindeststrafen für alle Drogendelikte fest einschließlich Marihuana, das als Rauschmittel mit Eigenschaften betrachtet wurde, die zu Sucht, Kriminalität und wahrscheinlich Geisteskrankheit und Tod führen. Besitz, Verkauf und gewerbsmäßiger Handel mit Marihuana wurden beim ersten, zweiten und dritten Vergehen mit jeweils zwei, fünf oder zehn Jahren Gefängnis geahndet in Verbindung mit Geldstrafen von bis zu 2000 US-Dollar. Fünf Jahre später wurde mit der Verabschiedung des Narcotic Control Act (1956) der Strafrahmen noch weiter verschärft, was zu langen Gefängnisstrafen führte. Wenn ein Erwachsener Rauschmittel an eine minderjährige Person verkaufte, sah das Gesetz sogar die Möglichkeit eines Todesurteils durch ein Geschworenengericht vor. 

			Während die Politik Drogen in immer höherem Maß kriminalisierte, verlagerten Soziologen den Schwerpunkt ihrer Studien mit Drogenabhängigen von Psychiatrie und Pharmakologie auf Sozialisation, Sozialpsychologie und Ethnografie. Drogensucht, so argumentierten diese Forscher, sei keine psychisch bedingte Störung, sondern vielmehr ein Ausdruck von Gegenkultur und symbolischer Auflehnung. Abhängige, so meinten sie, kämen häufig aus Familien mit einer alleinerziehenden Mutter, in denen der Vater fehle, häufig in Verbindung mit Scheidung, Trennung, Vernachlässigung und Illegitimität, was auf eine gestörte Sozialisation hindeute. Dieser »Zusammenbruch der familiären Verhältnisse«, so die Schlussfolgerung, sei die Ursache der Drogensucht und die beste Option sei die Zwangseinweisung in eine Suchtklinik.

			Trotz schärfer werdender Gesetze hatte der Konsum von Marihuana bis Mitte der 1960er-Jahre in den Vereinigten Staaten weite Verbreitung gefunden. Intellektuelle, Professoren, junge Angestellte, Politiker und Studenten rauchten gern einmal einen Joint, um sich zu entspannen, oder aus einem gesellschaftlichen und politischen Bewusstsein heraus. Als immer mehr Menschen mit Marihuana experimentierten und keine schädlichen Wirkungen feststellten, setzte sich allmählich die Erkenntnis durch, dass es relativ ungefährlich sei. Immer mehr Marihuanaanhänger – etwa die 1970 gegründete National Organisation for true Reform of Marijuana Laws (NORML) – forderten mehr wissenschaftliche Studien, beklagten die bisherige Kriminalisierung und setzten sich für eine Legalisierung ein.

			Auch die Bundesregierung reagierte auf das sich wandelnde gesellschaftliche Bewusstsein. Hatte der Harrison Act von 1914 Drogenmissbrauch vom medizinischen zum strafrechtlichen Problem umdefiniert, vertraten inzwischen immer mehr Fachleute die Auffassung, dass Abhängigkeit definitiv eine Krankheit sei und kein Straftatbestand. Der Kongress verabschiedete 1966 den Narcotics Rehabilitation Act (NARA), um die allzu strengen, vom Gesetz vorgeschriebenen Mindeststrafen für Drogenvergehen abzumildern.

			Während die Streitigkeiten zwischen Befürwortern von Therapieangeboten und jenen von hartem Durchgreifen in Washington, D.C., und den Bundesstaaten weitergingen, kam es zum Konflikt zwischen den USA und Mexiko. Da über die Grenze zu Mexiko damals das meiste Cannabis in die Vereinigten Staaten gelangte, ließ der neu gewählte Präsident Richard Nixon beinahe drei Wochen lang die Grenzkontrollen verschärfen, sodass es zu erheblichen Verzögerungen und damit verbundenen Kosten im Handelsverkehr kam. Letztlich blieb die Operation jedoch ohne Erfolg.

			Um mit dieser Entwicklung, in der die Nixon-Administration eine grassierende Drogenepidemie erblickte, fertigzuwerden und um konservative Wähler zu beschwichtigen, unterschrieb der Präsident 1970 den Comprehensive Drug Abuse Prevention and Control Act, zu dem auch der Con­trolled Substances Act gehörte. Im Letzteren wurden alle Medikamente und Drogen nach Kriterien wie medizinischem Nutzen, Missbrauchspotenzial, Sicherheits- und Abhängigkeitshaftung eingeteilt. Für viele Beobachter war es unerklärlich, dass Marihuana in Kategorie I fiel, der restriktivsten, für Drogen mit hohem Suchtpotenzial wie Heroin, obwohl die Eigenschaften und Wirkungen von Cannabis kaum erforscht waren. Bis heute ist seine Verwendung nach Bundesrecht gesetzlich eingeschränkt.

			Nixons Nachfolger, Präsident Gerald Ford, verfolgte einen gemäßigteren Kurs im Kampf gegen die Drogen, obwohl seine Frau mit einer Abhängigkeit von Alkohol und Schmerzmitteln zu kämpfen hatte. Wie zahlreiche Frauen in den 1960er- und 1970er-Jahren war Betty Ford von verschreibungspflichtigen Opioiden abhängig geworden. In den 1970er-Jahren konsumierten viele erwachsene Frauen regelmäßig Metamphetamine, Barbiturate und vor allem Valium, das als »mother’s little helper« bekannt war. Als Präsident Jimmy Carter 1976 das Weiße Haus übernahm, änderte die Administration ihren Kurs zum Thema Marihuana und ging sogar so weit, eine Entkriminalisierung vorzuschlagen; doch sowohl der Kongress als auch die Drug Enforcement Administration (DEA, »Drogengesetzvollzugsbehörde«) lehnten das ab.

			Ronald Reagans War on Drugs

			In den 1970er-Jahren glorifizierten die Medien den Konsum von Kokain. Es erschienen Geschichten in nationalen Nachrichtenmagazinen wie Newsweek und Time, in denen von den Jungen und Reichen in New York die Rede war, die Kokain zu ihrer liebsten »Freizeitdroge« gemacht hatten. Manche Regierungsbeamte gingen sogar so weit, Kokain als harmlos zu bezeichnen. Spätestens in den 1980er-Jahren ließen mehrere Todesfälle unter Prominenten und Profisportlern Zweifel an der Harmlosigkeit von Kokain aufkommen, was zu einem Rückgang des Verbrauchs unter wohlhabenden weißen Konsumenten führte. Als jedoch Mitte der 1980er-Jahre Crack auftauchte – eine billigere und stärkere Variante von Kokain, die geraucht wird –, hatte das verheerende Auswirkungen auf Wohnviertel in den Innenstädten und auf Obdachlose, hauptsächlich arme Afroamerikaner, in New York und letztlich im ganzen Land. Der Staat reagierte auf diese Entwicklung, indem er wieder verschärft auf Strafverfolgung setzte.

			In den 1980er-Jahren entfesselte Präsident Reagan einen neuen, umfassenden »Krieg gegen Drogen«. Um die Einfallshäfen für illegale Drogenlieferungen aus Kolumbien zu schließen und damit das Kokainangebot einzudämmen, richtete die Reagan-Administration im Süden Floridas eine Antidrogentaskforce ein. Dies erwies sich letztlich als so erfolgreich, dass die kolumbianischen Kartelle auf mexikanische Drogenschmuggler auswichen. Spätestens Mitte der 1980er-Jahre war Mexiko zur wichtigsten Nachschubroute für illegale Drogenlieferungen in die Vereinigten Staaten geworden. Um den Drogenschmuggel zu unterbinden, verabschiedete der Kongress 1986 den Anti-Drug Abuse Act, ein enormes Gesetzespaket, mit dem 1,7 Milliarden US-Dollar bereitgestellt wurden. Das Gesetz sah für alle Drogendelikte – vom Großhändler bis hin zum kleinen Drogenkurier – strenge Haftstrafen in Bundesgefängnissen vor. Die vorgeschriebenen Mindeststrafen wurden jedoch im Lauf der Jahre immer stärker kritisiert, weil sie zu deutlichen ethnischen Ungleichgewichten in der Gefängnispopulation führten – es waren Afroamerikaner, die unter den harten Haftstrafen am stärksten zu leiden hatten.

			Zwei Jahre später, 1988, beschloss der Kongress einen neuen Anti-Drug Abuse Act, mit dem die Antidrogenpolitik gestärkt wurde mit dem Ziel, das Land drogenfrei zu machen. Der Leiter des neu eingerichteten Office of National Drug Control Policy, William Bennett, rief 1989 eine Kampagne ins Leben, um Drogen gesellschaftlich inakzeptabel zu machen; darüber hinaus forderte Bennett die Todesstrafe für Tötungsdelikte im Zusammenhang mit Drogen. Das Gesetz von 1988 erweiterte auch ein früheres Gesetz zu Crack, das damit zur einzigen Droge wurde, bei der einfacher Besitz schon für Ersttäter mit einer ­obligatorischen ­Mindeststrafe belegt war. Und doch konnte das Ausmaß der Drogenkriminalität damit nicht verringert werden.

			Gegen Ende der 1980er- und in den 1990er-Jahren lag der Schwerpunkt der Drogenpolitik auf immer höheren Ausgaben für die strafrechtliche Verfolgung von Drogendelikten, was zu milliardenschweren Budgets führte. Das fragwürdigste Gesetz war der von Präsident Clinton unterzeichnete Violent Crime Control and Law Enforcement Act von 1994, mit dem ein Fonds zur Erweiterung von Polizeikräften und Strafvollzugsanstalten auf bundesstaatlicher und kommunaler Ebene eingerichtet wurde, der mit 30,2 Milliarden US-Dollar ausgestattet war. Darüber hinaus sah das Gesetz vor, bestimmte Strafdelikte vermehrt mit lebenslanger Haftstrafe oder Todesstrafe zu ahnden. Das Ergebnis war eine enorme Zunahme von Gefängnisstrafen, wobei fast die Hälfte aller Gefangenen wegen Drogendelikten einsaßen und ein unverhältnismäßig hoher Anteil von Afroamerikanern von den harten Straf- und Vollzugsmaßnahmen betroffen war. Tatsächlich waren schwarze Männer einem höheren Risiko ausgesetzt, wegen Drogenvergehen verdächtigt, verhaftet und zu längeren Haftstrafen verurteilt zu werden, als weiße. In Anbetracht der ethnisch bedingten Ungleichbehandlung, vor allem während der Clinton-Administration, sprach die US Sentencing Commission (»US-Strafrahmenkommission«) 1995 die Empfehlung aus, die gesetzlich vorgeschriebenen Mindeststrafen zu revidieren, vor allem in Bezug auf Kokain und Crack. Präsident Clinton und der Kongress zogen es jedoch vor, diese Empfehlung zu ignorieren.

			Obama und Trump suchen neue Wege

			Die harte Drogenpolitik der 1990er- und frühen Nullerjahre mit ihrem Schwerpunkt auf Strafverfolgung und -vollzug blieb während der Präsidentschaft von Barack Obama weitgehend unangetastet. Obamas größter Beitrag lag darin, Drogenabhängigkeit nicht mehr als eine moralische oder rechtliche Frage zu bewerten, sondern als ein Problem der öffentlichen Gesundheit. Die grassierende Opioidschmerzmittelkrise und der zunehmende Konsum und Missbrauch von Heroin und Fentanyl (einem hochwirksamen, synthetischen Opioid) motivierten in den Nullerjahren parteiübergreifend immer mehr Politiker, aktiv zu werden und die Flut von Überdosen im ganzen Land, vor allem in den armen, weißen Bevölkerungsschichten, ­einzudämmen. Nach mehrjährigen Verhandlungen über die Parteien im Kongress hinweg unterzeichnete Präsident Obama Ende 2016 den 21st Century Cures Act, der Millionen von Menschen, die nach Obamas Affordable Care Act (»Obamacare«) krankenversichert waren, den Zugang zu psychiatrischen Therapieangeboten eröffnete, um ihre Drogensucht im Rahmen der öffentlichen Gesundheitsfürsorge zu überwinden. Zur Bekämpfung der Opioidkrise wurde mit diesem Gesetz eine Milliarde US-Dollar zur Überwachung des Gebrauchs von verschreibungspflichtigen Medikamenten, für Präventionsmaßnahmen, Schulungen für Therapeuten und die Erweiterung des Zugangs zu Opioidentzugstherapien bereitgestellt. Einige Monate zuvor hatte Obama bereits den Comprehensive Addiction and Recovery Act (CARA) unterzeichnet, das erste bedeutende Bundesgesetz zur Bekämpfung von Drogenabhängigkeit seit 40 Jahren. Es zielt darauf ab, die Opioidepidemie durch Prävention, Therapie, Heilung, Strafrechts- und Strafvollzugsreform sowie die Bekämpfung von Überdosen unter Kontrolle zu bringen; allerdings wurde versäumt, eine angemessene Finanzierung für CARA bereitzustellen.

			In Bezug auf Cannabis hatte sich Obama am Anfang seiner Präsidentschaft für die Entkriminalisierung ausgesprochen, wenn auch nicht durch Legalisierung – er wollte lieber »ein Auge zudrücken«, wenn ein Bundesstaat Marihuana für medizinische Zwecke legalisierte. Etwas später änderte jedoch die Obama-Administration ihren Kurs, als Justizminister Eric Holder und die DEA Anbieter ins Visier nahmen, die zwar nach den Gesetzen des jeweiligen Bundesstaats legal operierten, aber gegen den Controlled Substances Act verstießen. Nach drei Jahren im Amt hatte Holder über 100 solcher Shops geschlossen – kaum weniger als unter der Präsidentschaft von George W. Bush –, was von mancher Seite den Verdacht aufkommen ließ, die Administration würde wegen der bevorstehenden Präsidentschaftswahlen schärfer durchgreifen. Im Jahr 2016, gegen Ende der Amtszeit Obamas, entschied ein Bundesgericht, dass es Bundesanwälten untersagt sei, Steuergelder auszugeben, um gegen Patienten und Cannabisanbieter vorzugehen, die nach dem Recht des jeweiligen Bundesstaats legal handelten.

			Donald Trump versprach im Wahlkampf, die Marihuanagesetzge­bung der Bundesstaaten zu respektieren. Nachdem er gewählt worden war, kündigte der damalige Justizminister Jeff Sessions jedoch an, er werde die Politik der DEA fortsetzen gemäß der Rechtsauffassung, dass Anbieter, die nach dem Recht des jeweiligen Bundesstaats legal handeln, gleichwohl gegen Bundesgesetz verstoßen. Sein Nachfolger William Barr erklärte dagegen, er wolle einen nachsichtigeren Kurs einschlagen und ziehe es vor, eine landesweite Legalisierung voranzutreiben, anstatt den Konflikt zwischen Landes- und Bundesrecht fortzusetzen. Angesichts des oben erwähnten »nationalen Notstands des öffentlichen Gesundheitswesens« hat Trump sich dafür ausgesprochen, im Hinblick auf Drogen für mehr Aufklärung, Bewusstsein und Prävention zu sorgen, den Zustrom illegaler Drogen zu stoppen und evidenzbasierte Therapieangebote zu fördern. Die Ergebnisse dieser Initiative lassen jedoch auf sich warten. Trumps Bestreben, den Affordable Care Act aufzuheben, hätte jedoch für Millionen Betroffene den Zugang zu psychiatrischen Angeboten gefährdet. Trumps eigener Vorschlag war ambitioniert, aber erst, wenn die Politik Pharmakonzerne, Therapeuten, von der Krise betroffene Kommunen sowie Öffentlichkeit und Medien an einen Tisch bringt, werden echte Veränderungen stattfinden. Ebenso wichtig ist eine angemessene Finanzierung, um Abhängigkeit offen und effektiv als Krankheit bekämpfen zu können, anstatt sie als moralisches Versagen oder kriminelles Verhalten hinzustellen. Die Zukunft zahlloser Amerikaner und ihrer Familien hängt davon ab – und auch die Frage der Gerechtigkeit bei der strafrechtlichen Verfolgung von Drogentatbeständen.

			Übersetzung aus dem Englischen von Karsten Petersen
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			IV Kultur und Bildung

		


		
			Astrid Franke

			Neuere Literatur

			Am Ende seiner Ausführungen zur Kultur der USA in einer früheren Ausgabe des Länderberichts diagnostiziert der Amerikanist Winfried Fluck: »Ideengeschichtlich gesehen befindet sich die amerikanische Kultur heute in einer fortgeschrittenen Phase der Auflösung jenes liberalen Konsens[es], der in der Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg entstand, dann zunächst durch Bürgerrechtsbewegung, Gegenkultur, Vietnamprotestbewegung und die von ihnen inspirierte Kulturrevolution in Frage gestellt wurde, mittlerweile aber auch zur bevorzugten Zielscheibe des Neokonservativismus geworden ist.«1 Diese kulturelle Ausdifferenzierung wurde maßgeblich durch Film und Fernsehen, das sogenannte Talk-Radio Anfang der 1990er-Jahre und natürlich das Internet vorangetrieben. »In all diesen Entwicklungen«, so konstatiert Fluck, »spielt die Literatur keine zentrale Rolle mehr – was nicht heißt, dass nicht mehr gelesen wird, sondern dass die Literatur mittlerweile in der amerikanischen Kultur (wie wohl der Tendenz nach in der modernen Kultur überhaupt) selbst zu einer Art ›Spartenprogramm‹ im pluralen Spektrum geworden ist.«2 Da es bislang keine nennenswerten Gegenbewegungen gibt, muss eine Beschreibung der amerikanischen Gegenwartsliteratur nach wie vor an dieser Diagnose ansetzen. Das bedeutet, dass es kaum Werke von allgemein anerkannter gesamtgesellschaftlicher Bedeutung gibt – das literarische Feld, wie es sich in Buchhandlungen, Anthologien und universitären Institutionen präsentiert, differenziert sich in Literatur der verschiedenen ethnischen Gruppen (Native American Literature, African American Literature, Chicano/a Literature, seit 9/11 auch Arab-American Literature, schließlich Asian American Literature, die wiederum von Amerikanern chinesischer, japanischer, koreanischer, philippinischer oder indischer Herkunft stammen kann) sowie ­Literatur von oder für Frauen, Homo­sexuelle beiderlei Geschlechts (Gay and Lesbian Literature) beziehungsweise Literatur, die sich der Vielfalt sexueller ­Orientierung und Geschlechterzuordnungen widmet (LGBTQ für Lesbian, Gay, ­Bisexual, Transgender und Queer). Hinzu kommen Sparten wie die Literatur für He­ranwachsende (Young Adult ­Fiction) oder aber die Empfehlungen für Lesekreise (bookclubs), die sich beide wiederum häufig aus den ethnischen Literaturen speisen. 

			Ein Beispiel für Literatur für Heranwachsende ist der auch in Deutschland recht bekannte, mit Comiczeichnungen versehene Roman von Sherman Alexie, The Absolutely True Diary of a Part-Time Indian (2007). Alexies Roman ist aufgrund seiner als Provokation aufgefassten Behandlung von Themen wie Alkoholismus unter Native Americans, (Homo-)Sexualität oder auch Behinderungen in den USA sehr kontrovers diskutiert und immer wieder aus Bibliotheken oder als Schullektüre verbannt worden. In Deutschland gilt er nicht zuletzt aufgrund der ­Zeichnungen und dem geschichtlich verwurzelten Interesse an den amerikanischen Ureinwohnern als attraktive Schullektüre. Typische bookclub-Lektüren sind etwa die Romane asiatischstämmiger Schriftstellerinnen wie ­Chitra Banerjee Divakaruni mit ihren indischen und indisch-amerikanischen Protagonistinnen. Letztere müssen ihren Weg zwischen den verschiedenen, manchmal auch konträren Rollenbildern der indischen und der amerikanischen Gesellschaft navigieren – eine Aufgabe, mit denen sich offenbar auch viele weiße Frauen, die Mitglieder der bookclubs, lesend identifizieren können. 

			Die Bedeutung afroamerikanischer Literatur

			Eine gewisse Orientierung in der vielfältigen amerikanischen Literaturlandschaft verschaffen die verschiedenen Literaturpreise und Übersetzungen sowie auch die jüngere Geschichte literarischer Institutionen. Denn auch wenn die Literatur gesellschaftliche Entwicklungen nicht maßgeblich beeinflusst hat, so hat sie dennoch an ihnen in unterschiedlicher Weise partizipiert und kann sie dadurch noch einmal sichtbar machen. So haben der Aufstieg und die Institutionalisierung der ethnischen Literaturen die Literaturlandschaft der USA sicher bleibend verändert. Eine herausragende Stellung nimmt hier die afroamerikanische Literatur ein, weil der Beginn des Aufstiegs am tiefsten lag und die Literatur sich auch heute letztlich immer mit einem nationalen Erbe beschäftigt, nämlich den Auswirkungen der Sklaverei und der Unterdrückung der Afroamerikaner auf die Geschichte und Gegenwart der USA. Hier mag die 2019 verstorbene Nobelpreisträgerin Toni Morrison als Beispiel dienen: Ihr Œuvre insgesamt, so formulierte John Updike in einer Rezension des Romans A Mercy (2008), folge dem Diktum William Faulkners, dass die Vergangenheit niemals vergangen sei:3 Fast alle ihre Romane sind im 20. Jahrhundert angesiedelt und zeigen dann, wie die afroamerikanische Geschichte ihre Spuren in Menschen und ihren Beziehungen hinterlassen hat. Von dem Wunsch eines schwarzen Mädchens nach blauen Augen in The Bluest Eye (1970) bis zu den in misogyner Gewalt endenden Geschlechterbeziehungen innerhalb einer afroamerikanischen Kleinstadt in Paradise (1997) – immer lässt sich verfolgen, wie die weiße Vorherrschaft nicht nur Afroamerikaner direkt unterdrückt, sondern sich in der Psyche Einzelner und ihren Beziehungen untereinander fortsetzt. Ausnahmen waren das 1987 erschienene Beloved, das kurz nach Ende des Bürgerkriegs spielt, und eben A Mercy, in dem Morrison bis in die Zeit vor der Staatsgründung zurückgeht: »1682 and Virginia was still a mess« – im Verlauf des Buches begreift man, dass die Neue Welt, bereits weit entfernt von den vermeintlich unschuldigen Ursprüngen eines jungfräulichen Landes (Virgin Land), nicht etwa »noch« ungeordnet, sondern eben immer schon korrumpiert und moralisch verdorben war. Zwei weitere Romane hat Morrison vor ihrem Tod noch publiziert, Home (2012) und God Help the Child (2015), mit dem sie zu einem Thema aus The Bluest Eye zurückkehrt: den in schwarze Familien importierten Standards der durch Weiße dominierten Gesellschaft, also dem sogenannten colorism, an denen Kinder aus Mangel an Liebe und Anerkennung zerbrechen. Morrisons Romane sind thematisch, aber auch sprachlich – über Rhythmus und Klang einer künstlerisch überformten afroamerikanischen Alltagssprache – zutiefst amerikanisch verankert und historisch gesättigt; ihre Sprache und die Schicksale ihrer Charaktere sind wie ein mächtiger Sog, der die Wirkungsmacht der Vergangenheit spürbar macht. Auch solche afroamerikanischen Schriftstellerinnen und Schriftsteller, die zunächst gegenwartsbezogener gearbeitet haben, entziehen sich diesem Sog nicht und veröffentlichen historisch situierte Romane mit Elementen des Übernatürlichen, die an Morrison erinnern: etwa Colson Whitehead mit The Underground Railroad (2016) und zuletzt auch ­Ta-Nehisi Coates mit The Water Dancer (2019). 

			Ein ähnliches Anliegen, aber über ganz andere künstlerische ­Mittel gestaltet, findet man in Claudia Rankines Citizen: An American Lyric (2014). Es handelt sich um eine Collage aus lyrischer Prosa, kleinen Erzählungen von Alltagsrassismus, essayistischen Passagen, etwa über die Wutausbrüche der Tennisspielerin Serena Williams, aber auch Fotografien, den Filmstills und Drehbüchern der Videokunst, die Rankine zusammen mit ihrem Mann John Lucas geschaffen hat, Reproduktionen von Gemälden, Installationen und anderen Kunstwerken. Durch die Nennung der Namen von durch Polizeigewalt getöteten Afroamerikanern wie ­Trayvon ­Martin, Erik Garner oder Michael Brown solidarisiert sich Rankine offen mit einer neuen sozialen Bewegung, Black Lives Matter. Der Band zeigt einen Zusammenhang von kleinen Gesten einer Herabwürdigung, den sogenannten microaggressions, über rassistische Beschimpfungen bis hin zum Tod durch staatliche Gewalt, also systemischem Rassismus. Dabei werden individuelle und kollektive Erfahrungen von Demütigungen als in den Körpern der Menschen gespeichert dargestellt – nicht zuletzt in denen der Sportler, die etwa in der Mitte des Bandes behandelt werden: Vor allem Zinédine Zidanes berühmtem kopf"stoß gegen Marco Materazzi im Spiel Frankreich gegen Italien im Finale der Fußballweltmeisterschaft 2006 wird durch eine Textpassage von Frederick Douglass, einem einfluss­reichen afroamerikanischen Schriftsteller des 19. Jahrhunderts, eine zeit- und raumübergreifende Dimension von Widerstand verliehen.

			Rankines Text wie auch Angie Thomas’ The Hate U Give (2017) oder Ta-Nehisi Coates’ Between the World and Me (2015) erhalten eine gewisse Relevanz und Dringlichkeit durch ernüchternde Einsichten in die Grenzen der Errungenschaften der Bürgerrechtsbewegung, wie sie ausgerechnet während der Präsidentschaft Barack Obamas offenkundig wurden. Coates’ Briefroman, in dem ein Vater seinen Sohn über systemischen Rassismus aufklärt, und Thomas’ Jugendroman über ein afroamerikanisches Mädchen, in deren Gegenwart ein junger Mann von einem Polizisten erschossen wird, können als kaum verhüllte Reaktionen auf die Tode von Trayvon Martin, Michael Brown und anderen, den Aufruhr in Ferguson und die Formierung von Black Lives Matter gelesen werden. Rankine, Coates, ­Thomas wie auch die durch ihr zur Amtseinführung Joe Bidens vorgetragenes Gedicht bekannt gewordene Amanda Gorman verstehen sich als Künstlerinnen und Aktivistinnen zugleich, wofür es in der Geschichte der afroamerikanischen Literatur zahlreiche Vorläufer – von den slave narratives über die Harlem Renaissance bis zum Black Arts Movement der 1960er-Jahre – gibt.

			Jenseits des politischen Tagesgeschehens dagegen beschreiben ­Colson Whitehead, Danzy Senna und Percival Everett eine afroamerikanische Mittel- und Oberschicht, in deren sozialen Beziehungen sich Zuge­hörigkeiten zu Rasse, Klasse, Geschlecht und Profession komplex verflechten. Wie auch The Hate U Give zeigt Whiteheads Sag Harbor (2009) einen afroamerikanischen Jugendlichen, der sich zwischen einer dominant weißen Schulwelt und seinen schwarzen Freunden bewegt. Aber im Gegensatz zu der politischen Initiation durch Rassismus bei ­Thomas macht der Protagonist bei Whitehead keine dramatische Wandlung durch: Anhand der jährlichen Sommerferien auf Long Island beschreibt das Buch detailliert die Popkultur, die Sprache und den Umgang von Jugendlichen einer privilegierten schwarzen Mittelschicht der 1980er-Jahre. Es por­trätiert damit ein eher unbekanntes Segment der amerikanischen Gesellschaft, in der Rassismus in der Regel nicht physisch präsent, aber eben auch nicht abwesend ist. Das gilt auch für die Welt der PR-Agenturen und Softwarefirmen, in denen Whiteheads Romane John Henry Days (2001) oder Apex Hides the Hurt (2006) spielen und deren Protagonisten erst allmählich von einer Geschichte der »Rassenbeziehungen« eingeholt ­werden, mit der sie eigentlich nichts zu tun zu haben glaubten (wie die Leserinnen und Leser möglicherweise auch).

			Im schicken, gentrifizierten Brooklyn der 1990er-Jahre spielt Danzy Sennas New People (2017) vor dem Hintergrund des Versprechens einer Gesellschaft jenseits von »Rassegrenzen«. Dass ein solches Versprechen mit Vorsicht zu genießen ist, zeigen bereits die Verweise auf die Sekte von Jonestown, deren Kult schwarze und weiße Amerikaner angezogen hatte und die 1978 im Massen(selbst)mord unterging. Die Charaktere des Romans jedenfalls ordnen sich im Lauf ihrer komplizierten (Liebes-)Beziehungen ethnisch zu – wie in Sennas erstem Roman Caucasia (1998) fällt es ihnen immens schwer, sich in Bezug auf »Rassekategorien« nicht eindeutig zuordnen zu lassen.

			Schließlich soll hier noch Percival Everett genannt werden, dessen Werk ungewöhnlich vielfältig ist: Er schreibt Kurzgeschichten, Gedichte, Novellen, Romane und ein Kinderbuch, Satiren, Anverwandlungen antiker Mythen, Western- und Detektivromane – und er malt. Der Roman So much Blue (2017) kreist um das Trauma und den Ehebruch eines Malers sowie – damit verbunden – den schwierigen, aber für die Kunst so produktiven Übergang zwischen Implizieren, Schweigen und Lügen.

			Der Abstieg der Great (Male) American Novel

			Ist die afroamerikanische Literatur noch so etwas wie ein Seismograf für gesellschaftliche Unruhe, so hat die Literatur weißer männlicher Autoren diese Funktion, die sie ­traditionell beanspruchte, mehr und mehr verloren: Als »Great Male Narcissists« be­­zeichnete der Schriftsteller David Foster Wallace die Autoren Philip Roth, Norman Mailer, vor allem aber John Updike in einer Rezension von dessen Roman Toward the End of Time.4 Dabei waren es weder der Realismus noch die historisch umfassenden Gesellschafts­analysen, wie sie sich etwa in dem Genre des Familienromans (vor allem bei Roth) finden, die Wallace als Indikatoren für Selbstverliebtheit ansah, sondern vor allem die durch männliche Hypersexualität und Misogynie ausgedrückte rebellische Grund­haltung. Sie mag in den 1960er-Jahren noch attraktiv ge­­wesen sein, erscheint aber heute in einer für sexuelle Gewalt sensibilisierten Welt zu­­nehmend problematisch und überaltert, nicht mehr am Puls der Zeit und vor allem vermutlich weiblichen Leserinnen suspekt. Gleichwohl verrät auch Wallace’ Rezension noch eine gewisse Bewunderung für ­Autoren, deren Anspruch auf Repräsentation Amerikas und eine kulturelle und moralische Führungsrolle darin ungebrochen scheint.

			Wallace selbst, der 2008 Selbstmord beging, hat mit Infinite Jest (1996) und dem posthum veröffentlichten The Pale King (2011) lange und schwierige Romane voller Sprachspiele, Fuß- und Endnoten sowie verschiedenster integrierter Textsorten vorgelegt. Man kann diese Romane aufgrund ihrer literarischen Gestaltungsmittel neben das Spätwerk postmoderner Autoren wie etwa Thomas Pynchon oder Don DeLillo einordnen, nur erscheinen Letztere mit der Zeit immer luzider und zugänglicher im Vergleich zu Wallace: eine Detektivfigur, die vor immer neue Rätsel gestellt wird, eine russische Intrige, Software zur Steuerhinterziehung, suspekte Dotcommillionäre, programmierende Teenager, mögliche Verschwörungen, eine Vielzahl an Organisationen mit merkwürdigen Akronymen und eine unübersichtlich wachsende Anzahl von Personen – das alles kommt Leserinnen und Lesern von Pynchons Roman Bleeding Edge (2013) inzwischen aus der politischen Realität sehr bekannt vor.

			Als Einstieg zu David Foster Wallace eignen sich vor allem seine Essays als Beispiele für das in Deutschland weniger geläufige Genre creative non-fiction, also literarische Reportagen. Consider the Lobster etwa beginnt als Schilderung eines Hummerfestivals an der Atlantikküste in Maine, verfasst 2004 für die Zeitschrift Gourmet. Es dauert nur wenige Absätze, bis sich der Text in eine Reflexion über das mögliche Schmerzempfinden der Hummer und schließlich über die philosophische Frage nach unserer Einstellung gegenüber anderen Lebewesen verwandelt. Ist es denkbar, dass wir nicht nur Säugetiere, sondern etwa Hummer oder auch Bäume als gleichwertige Gegenüber anerkennen und ihnen damit einen moralischen Anspruch auf unsere Zuwendung und Vermeidung von Leid und Zerstörung zugestehen? Hier trifft sich Wallace’ Aufsatz mit Richard Powers’ Roman The Overstory (2018) wie auch mit Essays aus Jonathan Franzens The End of the End of the Earth (2018). Umweltbewusstsein oder Naturschutz sind Begriffe, die am ehesten noch Franzens Themen beschreiben, sie greifen für Wallace und Powers aber viel zu kurz. Ihnen geht es um ein fundamentales Umdenken in unserer Beziehung zur nicht-menschlichen Welt und unseren Interaktionen mit ihr, für das es aber möglicherweise, so deutet wenigstens Powers an, schon zu spät ist. Powers Werk ist unter anderem gekennzeichnet durch verschiedene, ineinander verschränkte Erzählstränge und ein großes, spezialisiertes Fachwissen – die Neurologie in The Echo Maker (2006) oder eben die Ökologie der Bäume in The Overstory. Letztgenannter Roman vermittelt im Vergleich zu seinem bisherigen Werk jedoch eine neue, vielleicht zeitgemäße Dringlichkeit. Sie entsteht vor allem durch die Beschreibung von ökologisch orientiertem Aktivismus und Widerstand sowie der Gewalt des Staates und der Konzerne, die den Aktivisten entgegenschlägt.

			Jonathan Franzen ist ein Schriftsteller, der sich jenseits seiner Essays nach wie vor am Gesellschaftspanorama über das Genre des Familien­romans versucht. Sowohl The Corrections (2001) als auch Freedom (2010) spielen im Mittleren Westen und umspannen die Geschichten zweier Generationen. Dabei deutet der Titel des älteren Buches bereits das Motiv der Fehler und versuchter Korrekturen an. Diese finden sich in beiden Büchern auf allen Ebenen, von sexuellen Fehltritten über finanzielle Investitionen und ­Spekulationen bis hin zu politischem Engagement, sodass die für den Familienroman so typische Verschränkung von Individual- und Nationalgeschichte entsteht. Am Ende beider Bücher haben sich die Protagonisten, soweit es möglich ist, mit ihren persönlichen (Fehl-)Entscheidungen arrangiert, dennoch vermitteln die Romane keinesfalls einen optimistischen Fortschrittsglauben, im Gegenteil: Auch im Mittleren Westen, so scheint es, betrachtet man die Fähigkeit der Menschen zur Verbesserung mit Skepsis.

			Ethnische Literatur und einige Wiederentdeckungen

			Die meisten der oben erwähnten Schriftstellerinnen und Schriftsteller unterrichten oder unterrichteten Literatur oder kreatives Schreiben an Colleges und Universitäten. Ihre institutionellen Erfahrungen sind eng mit denen von Studierenden, Editoren, Lektorinnen und anderen Menschen des Literaturbetriebes verschränkt – ihr Erfolg ist auch Teil dieser Konstellation. Dies gilt mehr und mehr auch für die sogenannte ethnische Literatur, die einst versprach, gänzlich andere Erfahrungen sag- und publizierbar zu machen. Ein Buch, das zwar von einem Weißen geschrieben ist, aber in dieser Tradition von sozioautobiografischem Schreiben einen originellen Beitrag leistet, ist J. D. Vances Hillbilly Elegy: A Memoir of a Family and Culture in Crisis (2016) über den sozialen Aufstieg eines selbsterklärten Hinterwäldlers, Sohn einer armen weißen Familie aus Kentucky. Ins Auge sticht hier nicht so sehr die Affirmation des amerikanischen Traums vom Aufstieg eines Individuums, sondern der Versuch der soziologischen Selbstanalyse, der auch für manche Überraschendes zutage bringt – zum Beispiel die zentrale Rolle von Frauen (Großmutter und Schwester) und der stabilen Beziehungen, die sie ermöglichen, für den Aufstieg durch Bildung. Ethnische Literatur, die auch in Bezug zu beinahe tagespolitischen Fragen steht, ist die mexikanisch-amerikanische Literatur, insbesondere wo sie sich mit der Grenze zwischen den beiden Ländern beschäftigt, so etwa Luis Alberto Urreas The Devil’s Highway (2004).

			Fragt man nach anderen literarischen Reaktionen auf das politische Tagesgeschehen, so fällt vor allem die Wiederentdeckung von älteren Werken auf, die im Licht der Gegenwart plötzlich aktuell erscheinen. Dazu zählen in den letzten Jahren zwei Dystopien, nämlich George Orwells 1984 (1949) und Margaret Atwoods The Handmaid’s Tale (1985). Orwells Roman, in dem propagandistische Lügen nicht subtil, postmodern verspielt oder verdeckt verbreitet werden, sondern ein schlichter und relativ grobschlächtiger Ausdruck von Macht und Einschüchterung sind, fand sich im Januar 2017 plötzlich an der Spitze der online in den USA verkauften Bücher und schien durch Donald Trump eine neue Relevanz erhalten zu haben. Atwoods Roman über eine patriarchale Diktatur in Amerika wurde durch die Verfilmung als Fernsehserie erneut publik – und darüber hinaus auch sichtbar im öffentlichen Raum als die Kostüme der Handmaids als Zeichen des Protests auf Frauenmärschen und durch die MeToo-Bewegung. Dass beide Romane nicht eigentlich »amerikanisch« sind – Orwell war Brite, Atwood ist Kanadierin – und ihr Erscheinen mehr als 30 Jahre zurückliegt, sagt viel über das Potenzial von Literatur über Zeit und natio­nale Grenzen hinweg.
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			Michael Butter

			Das Bild Amerikas in Hollywoodfilmen und Fernsehserien

			Kunstwerke spiegeln nicht einfach die Ideen und Überzeugungen ihrer Zeit, sondern formen diese maßgeblich mit. Sie verrichten, so die Literatur­wissenschaftlerin Jane Tompkins, »kulturelle Arbeit«.1 Das gilt natürlich in besonderem Maß für Werke der Populärkultur wie Hollywoodfilme und Fernsehserien, die ein breites Publikum erreichen. Da Filme und Serien von Menschen mit unterschiedlichen Überzeugungen, Erfahrungen und Zielen gemacht werden, fügen sich die vielen verschiedenen ­Darstellungen nicht zu dem einen Bild der Vereinigten Staaten zusammen. Stattdessen existiert immer eine Vielzahl sich ergänzender, überlagernder und mitunter auch widersprechender Bilder. Dennoch ist es möglich, Themen zu benennen, die zu einem bestimmten Zeitpunkt besonders intensiv ­verhandelt werden, und generelle Entwicklungen zu identifizieren.

			Im Folgenden soll in einem ersten Schritt skizziert werden, wie sich Augenmerk und Ausrichtung von Filmen und Fernsehserien im Verlauf der vergangenen beiden Jahrzehnte gewandelt haben. Fluchtpunkt der Überlegungen ist dabei die Präsidentschaft Donald Trumps. Es wird deutlich werden, dass wichtige Elemente der Stimmung, die Trump ins Amt brachte, insbesondere Frustration über den Zustand der Gesellschaft sowie Misstrauen gegenüber den politischen Eliten, sich bereits zuvor in Film und Fernsehen ankündigten. In einem zweiten Schritt soll dann die Auseinandersetzung der visuellen Medien mit Trump analysiert werden. Hier stehen die Themen Rassismus und Sexismus im Mittelpunkt. Beide Aspekte standen schon vor der Wahl Trumps im Fokus vieler Kulturschaffender, ihre Verarbeitung aber hat durch Trumps kontroverse Äußerungen und Maßnahmen noch einmal an Dringlichkeit gewonnen. Dass es vor allem Serien sind, die in diesem Zusammenhang besprochen werden, liegt daran, dass es die kontinuierliche Produktion neuer Staffeln und Episo­den erlaubt, schneller auf aktuelle Ereignisse zu reagieren. Zudem fällt es Serien leichter, explizit politisch Stellung zu beziehen, da sie, verbreitet über Kabelsender und Streamingdienste, seit der Jahrtausendwende gar nicht mehr die Allgemeinheit erreichen wollen, sondern auf die ­Spezialinteressen eines bestimmten Publikumssegments zugeschnitten sind.

			Von Batman zu Joker und von The West Wing zu House of Cards: Film und Fernsehen im 21. Jahrhundert

			In den ersten knapp 15 Jahren des 21. Jahrhunderts sind die Terroranschläge des 11. September 2001 eines der dominierenden Themen auf dem großen und kleinen Bildschirm. In unzähligen Varianten wurden ­unterschiedliche Aspekte des »Kriegs gegen den Terrorismus« im Modus der Fiktion erkundet: das Verhältnis von Eigenem und anderem, das Bild der USA in der Welt, die Frage, welche Maßnahmen in diesem Konflikt gerechtfertigt sind, und vieles mehr. Diese Erkundungen geschehen bisweilen in realistischer Manier wie zum Beispiel in den Serien 24 (2001-10) und Homeland (2011-20) oder in dem Film Zero Dark Thirty (2012), die alle in unserer Welt nach den Anschlägen von 2001 spielen und dabei Folter als ein legitimes und bisweilen sogar notwendiges Instrument zum Schutz der Bevölkerung darstellen. Ebenso oft erfolgt die Verhandlung dieser Ereignisse aber auch symbolisch wie in Lost (2004-10), wo über den Konflikt auf einer einsamen Insel das von Vorurteilen belastete Verhältnis zweier Gruppen analysiert wird; Battlestar Galactica (2004-09), wo zahlreiche nach 9/11 aufkommende Themen in einem Science-Fiction-Szenario verarbeitet werden; oder in Revenge of the Sith (2005), dem letzten Teil der Star-Wars-Prequeltrilogie, wo über einen Staatsstreich des Kanzlers die Einschränkung der Bürgerrechte durch die Bush-Regierung kritisiert wird.

			Dieselben Themen werden auch in den unzähligen Superheldenfilmen verhandelt, die in den vergangenen Jahren eine enorme Renaissance erfahren und das Hollywoodkino dominiert haben. Den Geschichten von Captain America, Batman, Spider-Man, Wonder Woman und anderen ist dabei gemein, dass sie in der Regel ein gebrochenes Bild von Heldentum zeichnen. Die Heldinnen und Helden kämpfen mit ihren inneren Dämonen und ihrer Andersartigkeit ebenso sehr wie mit den Bösewichten, die die Welt bedrohen. Sie sind nicht perfekt, sondern allzu fehlbar, sehnen sich nach Anerkennung und müssen immer wieder die Frage beantworten, welche Mittel gerechtfertigt sind, um einer Bedrohung zu begegnen, und wann das Überschreiten einer Grenze mehr Schaden anrichtet, als es abwendet. In keinem Film wird dies so komplex verhandelt wie in The Dark Knight (2008), dem zweiten Teil von Christopher Nolans ­Batman-Trilogie. Bei der Verteidigung von Gotham City verstößt Batman immer wieder ganz bewusst gegen seine eigenen Werte, weshalb sich auch seine engsten Wegbegleiter schließlich von ihm abwenden. Äußerlich geht er aus dem Kampf gegen den Joker zwar als Sieger hervor, innerlich aber ist er gebrochen und endet isoliert und verachtet.

			Von The Dark Knight lässt sich ein Bogen in die Gegenwart spannen, da mit Joker 2019 ein Film in die Kinos kam, der sich der Vorgeschichte des Schurken widmet, der später Nolans Batman bis zum Äußersten treibt. In The Dark Knight bleibt der Joker für die Zuschauerinnen und Zuschauer ebenso wie für die anderen Figuren letztendlich ungreifbar. Was ihn zu seinen Taten treibt, bleibt offen und der Film spielt mit verschiedenen, einander ausschließenden Erklärungen wie schwerer Kindheit, widrigen sozialen Umständen, psychischer Krankheit oder nihilistischer Ideologie. Der Film lenkt so den Blick darauf, dass unsere Versuche, den anderen zu verstehen, allzu oft an Grenzen stoßen und in Gewalt enden. In Joker allerdings ist von dieser Offenheit kaum etwas übrig geblieben. Die Titelfigur wird hier als ein Opfer der Gesellschaft inszeniert, als eine Inkarnation des gedemütigten weißen Mannes, dessen realweltliche Pendants 2016 mehrheitlich für Donald Trump stimmten, weil der versprach, ihre Belange endlich ernst zu nehmen.

			Ein ähnlicher Stimmungswandel lässt sich auch in Hinblick auf die Darstellung des politischen Systems feststellen. Die ersten Jahre des neuen Jahrtausends wurden in dieser Hinsicht dominiert von The West Wing (1999-2006), einer Serie, in der es um das Weiße Haus unter dem demokratischen Präsidenten Jed Bartlet geht. Vor allem nach 2001 wurden Bartlet und seine Mitarbeiter als liberales Gegenbild zur Regierung von George W. Bush aufgebaut, deren Handlungen in der Serie oft implizit kritisiert werden. Die Serie verliert sich aber nicht in einer kruden Schwarz-Weiß-Malerei, in der die Demokraten die Guten und die Republikaner die Bösen sind. Sie zeichnet stattdessen ein komplexes und insgesamt positives Bild des politischen Betriebs. Beide Parteien bekämpfen sich, allerdings in der Regel mit Respekt und der gebotenen Fairness. Auch wird kein politisches Lager dämonisiert und ihm der Wille abgesprochen, zum Wohl des Volkes zu handeln. Diese Darstellung kulminiert in der letzten Staffel in einem spannenden Wahlkampf um die Nachfolge Bartlets, den der demokratische Kandidat knapp gewinnt. Die Serie stellt den republikanischen Herausforderer aber ebenso kompetent und integer dar und lässt ihn nach seiner Niederlage sogar als Minister in die Regierung seines Konkurrenten eintreten.

			Diese Fantasie der überparteilichen Aussöhnung nach den ­kontroversen Bush-Jahren erfüllte sich in der Realität bekanntlich nicht. Entsprechend trübte sich auch das fiktionale Bild der Politik in den folgenden Jahren weiter ein. Anders als in The West Wing geht es in Veep (2012-19) nicht mehr darum, die Probleme des Landes zu lösen, sondern einen möglichst großen persönlichen Vorteil zu erringen. Im Mittelpunkt der Serie steht eine demokratische Politikerin, die eher zufällig zunächst Vize- und später sogar Präsidentin wird, die aber so sehr mit der eigenen Familie und ihren persönlichen Neurosen beschäftigt ist, dass ihr für die Belange der Nation kaum einmal Zeit bleibt. Die harsche Kritik am politischen System bedient sich allerdings durchweg des Modus der extremen satirischen Überzeichnung, wodurch die negative Bewertung in Teilen wieder abgeschwächt wird. Gänzlich im realistischen Modus und daher insgesamt noch deutlich negativer ist dagegen das Bild der Politik, das in House of Cards (2013-18) gezeichnet wird. Die Geschichte des einfachen Abgeordneten Frank Underwood, der Intrige um Intrige spinnt und buchstäblich über Leichen geht, um ins Weiße Haus zu gelangen und sich dort zu ­halten, stellt die Politik als einen Sumpf dar, in dem nur das Recht des Stärkeren und Klügeren gilt und der Erfolg alle Mittel heiligt.

			Rassismus und Sexismus: erste Auseinandersetzungen mit Trump

			Die wenigen bisher existierenden audiovisuellen ­Auseinandersetzungen mit der Ära Trump dagegen spielen nicht im Weißen Haus, sondern verhandeln den Einfluss seiner problematischen Überzeugungen auf die Gesellschaft. Mehrheitlich konzentrieren sie sich vor allem auf die Aspekte Rassismus und Sexismus. Rassismus ist seit dem Aufkommen der Black-Lives-Matter-Bewegung im Jahr 2013 ein wichtiges Thema für Film und Fernsehen. Die Wahl Trumps hat dies noch einmal dringlicher gemacht. So erinnert die Miniserie When They See Us (2019) daran, dass Trumps rassistische Äußerungen als Präsident weder Entgleisung noch zynische Strategie sind, sondern sein Denken seit Jahrzehnten von entsprechenden ­Stereotypen bestimmt wird. Die Serie behandelt die wahre Geschichte von vier schwarzen und zwei hispanischen Jugendlichen, die 1990 zu Unrecht für die Vergewaltigung einer weißen Joggerin im Central Park verurteilt und erst 2003 entlastet wurden. Im Vorfeld ihrer Verurteilung schaltete Donald Trump in den größten Zeitungen New Yorks eine ganzseitige Anzeige, in der er die Wiedereinführung der Todesstrafe im Staat New York für Fälle wie diesen forderte.

			Noch deutlicher wird die Kritik an Trumps Rassismus in Spike Lees Film BlacKkKlansman (2018) artikuliert, den die Wochenzeitung The Economist als »ersten wichtigen Hollywoodfilm, der explizit Trumps Präsidentschaft kommentiert«, bezeichnet hat.2 Der Film spielt zwar im Colorado Springs der frühen 1970er-Jahre, wo ein junger afroamerikanischer Polizist die Ortsgruppe des Ku-Klux-Klans infiltriert und einen Anschlag verhindert, doch Lee stellt immer wieder die Verbindung zur Gegenwart her. So beginnt der Film mit der Rede eines weißen Rassisten, gespielt von Alec Baldwin, der Trump seit 2016 in der Satiresendung Saturday Night Live parodiert. Die Mitglieder des Klans träumen davon, dass ihr Wahlspruch »America first« einmal die Politik des ganzen Landes bestimmen wird, und ihr Chef, David Duke, hofft darauf, einmal einen Gesinnungsgenossen im Weißen Haus zu haben. Der wahre David Duke sagte Trump im Wahlkampf 2016 sehr früh seine Unterstützung zu, die dieser erst nach langem Zögern zurückwies. Schließlich endet der Film mit Originalaufnahmen des Neonaziaufmarschs in Charlottesville, Virginia, im August 2017. Trumps berüchtigte Aussage, dass es dort auf beiden Seiten gute Menschen gegeben hätte, wird mit dem Bild Heather Heyers kontrastiert, die starb, als ein Rassist ein Auto in die Menge der Gegendemonstranten lenkte. Der Rassismus des Ku-Klux-Klans, so der Film, ist – nachdem er nie völlig verschwunden, aber lange Zeit marginalisiert und kriminalisiert worden war – mit Donald Trump im Zentrum der Macht angekommen – mit fatalen Konsequenzen.

			Ein ähnlich düsteres Urteil über Trumps Politik durchdringt die letzte Staffel von Orange Is the New Black (2013-19). Die Serie spielt in einem Frauengefängnis und verhandelt von der ersten Folge an die rassistischen Strukturen der amerikanischen Gesellschaft, die dazu führen, dass Angehörige ethnischer Minderheiten – die Serie konzentriert sich neben Schwarzen auf Hispanics – in den Gefängnissen überproportional vertreten sind. Die letzte Staffel nun erweitert den Fokus auf den Umgang mit illegalen Einwanderinnen und Einwanderern, den Trump ins Zentrum seiner Präsidentschaft gestellt hat. Auf dem Gelände des Gefängnisses wird ein Abschiebezentrum eröffnet, in dem die Charaktere auf eine Entscheidung über ihr Aufenthaltsgesuch warten. Die Verhältnisse im Zentrum sind so unmenschlich, dass selbst die hartgesottenen Gefängnisaufseherinnen und -aufseher Mitleid mit den Insassinnen haben, denen zudem systematisch ihre Rechte, zum Beispiel auf anwaltlichen Beistand, verweigert werden.

			Die Staffel macht überdeutlich klar, was die harsche Abschiebepolitik unter Trump bedeutet (verschweigt aber, dass unter Obama mehr illegale Immigrantinnen und Immigranten abgeschoben wurden als unter jedem anderen Präsidenten). Eine der letzten Szenen der Serie zeigt eine Mutter, die nach Guatemala abgeschoben wurde und nun versucht, wieder in die USA zu kommen, wo ihre Kinder in einer Pflegefamilie leben. Kurz vor der Grenze bricht sie sich bei einem Sturz den Fuß und wird daraufhin von den Schleppern, denen sie sich anvertraut hat, in der Wildnis zurückgelassen. Ihre verzweifelten Schreie verhallen, während die ersten ­Zeilen des Liedes »America, America« des amerikanischen Singer-Songwriters Aaron Espe erklingen: »America, America/We’re all, we’re all America/­America, America/A Home for you and me.« Eine radikalere Kritik daran, wie die Regierung Trump nichtweißen Menschen den amerikanischen Traum verwehrt, ist kaum vorstellbar.

			Weitere Themen, die Orange Is the New Black von Staffel 1 an kontinuierlich ins Zentrum gerückt hat, sind der Sexismus und die Diskriminierung, denen vor allem Frauen und Nichtheterosexuelle in der ­amerikanischen Gesellschaft noch immer ausgeliefert sind. In der finalen Staffel ist auch die #MeToo-Bewegung, die seit Herbst 2017 sexuelle Belästigung und sexuelle Gewalt jeder Art anprangert, in der Welt der Serie angekommen. Joe Caputo, der ehemalige Direktor des Gefängnisses, wird von einer ehemaligen Wärterin beschuldigt, sie erst bedrängt und dann, als sie seinen Avancen nicht nachgab, entlassen zu haben. Caputo weist diese Vorwürfe zunächst entrüstet von sich, kommt aber nach einem längeren Reflexionsprozess zu dem Schluss, dass er sich der Frau gegenüber wirklich unangemessen verhalten hat, und zieht die Konsequenzen, wodurch er endlich den Vorbildcharakter erlangt, den er immer haben wollte.

			Dass die #MeToo-Bewegung im ersten Jahr der Trump-Präsidentschaft entstand, liegt sicher nicht nur daran, dass die Verbrechen des ehemaligen Hollywoodproduzenten Harvey Weinstein damals an die Öffentlichkeit gelangten, sondern hatte auch mit dem Mann im ­Weißen Haus zu tun, dem es an jeglichem Verständnis für die Erfahrungen von ­Missbrauchsopfer und Minderheiten zu fehlen schien. Besonders kritisch wurde in diesem Zusammenhang Trumps Nominierung von Brett ­Kavanaugh als ­Richter am Obersten Gerichtshof gesehen. Zum einen wurde Kavanaugh von einer ehemaligen Mitschülerin sexueller Missbrauch vorgeworfen, zum anderen gilt er als Gegner des Rechts auf Abtreibung, das der Supreme Court 1973 in seiner Entscheidung im Fall Roe v. Wade unter bestimmten Bedingungen gewährte. Mit der Ernennung Kavanaughs gibt es nun erstmals seit Jahrzehnten eine potenzielle Mehrheit von Abtreibungsgegnern am Supreme Court, weshalb viele Konservative hoffen, dass das Gericht das Urteil von 1973 in absehbarer Zukunft kippen wird.

			Bei den Protesten gegen Kavanaugh trugen zahlreiche Frauen rote Kleider mit weißen Hauben, die wie Relikte aus dem 17. Jahrhundert wirkten. Tatsächlich handelte es sich um die Kostüme der handmaids (Mägde) aus der Serie The Handmaid’s Tale. Die Serie basiert auf dem gleichnamigen Roman von Margaret Atwood von 1985 und spielt in einer dystopischen Zukunft, in der auf dem Gebiet der USA der christlich-f­undamentalistische Staat Gilead entstanden ist, in dem nach alttestamentarischen Prinzipien gelebt und gestraft wird. Frauen sind Menschen zweiter Klasse, die keine öffentlichen Ämter bekleiden und noch nicht einmal lesen und schreiben dürfen. Da es kaum noch fruchtbare Frauen gibt, hat das Regime die wenigen Frauen, die noch Kinder bekommen können, versklavt. Sie dienen in den Familien der neuen Oberschicht als handmaids. Einmal im Monat werden sie in einer streng orchestrierten Zeremonie und im Beisein der Ehefrau zum Geschlechtsverkehr mit dem Herrn des Hauses gezwungen. Bringen sie ein Kind zur Welt, wird es ihnen sofort weggenommen und sie kommen in eine neue Familie. Sie sind also reine Gebärmaschinen, die rituell vergewaltigt werden und denen bei Widerstand, Ungehorsam oder ausbleibender Schwangerschaft drakonische Strafen wie Amputation oder Steinigung drohen.

			Die Serie wurde vor Trumps Wahl konzipiert, dessen Amtsantritt hat sie aber noch einmal ungleich aktueller gemacht, da Trump und seine antiliberale Politik gegenüber Frauen und Nichtheterosexuellen genau das befürchten ließen, womit die fundamentalistische Revolution in der Welt der Serie beginnt. Die Verwandlung der USA in eine alttestamentarische Theokratie geschieht nämlich nicht über Nacht, sondern graduell, wie die regelmäßig vorkommenden Rückblenden zeigen. Frauen dürfen irgendwann nicht mehr arbeiten, nicht mehr verhüten und kein eigenes Konto mehr führen. Irgendwann werden Homosexuelle öffentlich gelyncht und alle Ehen zwischen gleichgeschlechtlichen Partnern werden annulliert, weshalb eine der Hauptfiguren die Ausreise mit ihrer kanadischen Ehefrau in deren Heimatland verwehrt und sie als handmaid versklavt wird. Die Serie artikuliert somit genau die Angst, die auch bei den Protesten gegen Brett Kavanaugh eine wichtige Rolle spielte, nämlich dass dessen Ernennung ein erster Schritt sein könnte, um die Rechte von Frauen und Nicht­heterosexuellen nach und nach wieder einzuschränken.

			Insofern haben diejenigen, die im Herbst 2018 gegen die Ernennung Kavanaughs und beim Women’s March am 21. Januar 2017, einen Tag nach der Amtseinführung Trumps, gegen den Sexismus des neuen Präsidenten protestierten, einen Fehler vermieden, den die Protagonistin June und ihre Altersgenossinnen in The Handmaid’s Tale begehen. Diese, so machen die Rückblenden klar, ignorieren die politischen Entwicklungen um sie herum viel zu lange. Zu Beginn der zweiten Staffel, in der die Verbindungen zu Amerika unter Trump noch deutlich ausgeprägter sind, erkennt June, dass ihre Mutter, Veteranin der Frauenrechtsbewegung der 1960er-Jahre, recht hatte, als sie versuchte, ihre Tochter zu politisieren. Diese Erkenntnis wirkt über die fiktionale Welt hinaus als Appell an die Zuschauerinnen und Zuschauer.

			Ausblick

			Die Verarbeitung der Trump-Präsidentschaft in Filmen und Serien hat erst gegen Ende seiner Amtszeit begonnen. Nach den Anschlägen des 11. September 2001 dauerte es etwa fünf Jahre, bis die filmische Auseinandersetzung mit dem Tag und seinen Folgen (Irakkrieg, Folter, ­Einschränkung der Bürgerrechte etc.) ihren Höhepunkt erreichte. Insofern dürften die hier diskutierten Beispiele nur der Anfang sein; zahlreiche weitere Darstellungen werden in den kommenden Jahren folgen. So wird unter anderem eine Miniserie produziert, die auf den Memoiren des ehemaligen FBI-Direktors James Comey basiert. Auffällig ist jedoch, dass alle frühen Verarbeitungen ein gänzlich negatives Bild zeichnen. Anders als in den filmischen Reaktionen auf 9/11, in denen es durchaus Unterstützung für die Bush-Regierung gab, sucht man wohlwollende Fiktionalisierungen der Positionen Trumps bisher vergebens.

			Das gilt auch für die Serie Berlin Station (2016-19), in der es um die in der US-Botschaft in Berlin stationierten CIA-Agenten geht. Diese konzentriert sich auf völlig andere Themen als die oben diskutieren Beispiele, nämlich auf Trumps Unterstützung für populistische Kräfte im Ausland, seine Sympathien für Russland und seine mangelnde Bündnistreue. Während die zweite Staffel den Aufstieg einer an die AfD angelehnten populistischen ­Partei und deren verdeckte Unterstützung durch Teile der neuen US-Regierung behandelt, verhindern die CIA-Agenten in der dritten Staffel die russische Annexion Estlands nach dem Vorbild der Krim 2014. Dabei erhalten sie wie schon zuvor keine Unterstützung aus Washington, weil mal sich dort nicht mehr um die NATO-Verbündeten schert – ein Thema, das in weiteren Verarbeitungen in den nächsten Jahren aufgegriffen werden wird.
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			Alte Medien, neue Medien und die Zukunft der Informationsvermittlung

			Moderne Industriegesellschaften wie die USA erfahren derzeit einen grundlegenden Medienwandel, der noch längst nicht abgeschlossen ist. Unstrittig ist, dass dieser Wandel nicht nur die Formen, Inhalte und Vertriebskanäle der Medien revolutioniert, sondern weitreichende und bisher kaum abschätzbare Auswirkungen auf alle Bereiche von Politik und Gesellschaft hat und weiter haben wird. Die Ursachen dieses Wandels hin zu einer »Netzwerkgesellschaft« werden anhand der Begriffe »Digitalisierung« und »Medienkonvergenz« diskutiert. Unter Digitalisierung wird verstanden, dass alle Arten von Informationen und damit auch Medieninhalte seit etwa der Jahrtausendwende digital vorliegen und sich damit auch informationstechnisch und computergestützt verarbeiten lassen. Medienkonvergenz meint, dass vormals materiell unterscheidbare Medien(systeme) wie Zeitungen, TV-Sendungen und Onlineplattformen technologisch »zusammenwachsen« und dass sich damit auch die daran angeschlossenen sozialen Rollen – wie die von Produzent*innen und Konsument*innen – nicht mehr deutlich voneinander unterscheiden lassen. Mit diesen Entwicklungen sind sowohl große Chancen als auch Risiken verbunden.

			Globale Medienlandschaften des 21. Jahrhunderts

			Medienangebote treten in sehr vielfältiger Gestalt auf. Neben den im engeren Sinn journalistischen Angeboten in klassischen Medienformaten wie Zeitungen oder Nachrichtensendungen, die heute manchmal als »alte« Medien oder im angelsächsischen Kontext nostalgisch als legacy media bezeichnet werden, zählen dazu insbesondere Unterhaltungsformate in Form von Spielfilmen, Serien, Comics oder Computerspielen. Ergänzt und in bestimmten Kontexten auch abgelöst werden diese Angebote durch Mischformen »neuer« Medien, die sich im Zuge der Digitalisierung herausgebildet und im Rahmen neuer Distributionsplattformen – sogenannte soziale Medien, zu denen auch private Blogs oder YouTube-Kanäle ­zählen – größere Bedeutung erlangt haben. 

			Zentrale Parameter der Medienlandschaft, die in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhundert noch als beinahe »naturgegeben« erschienen, sind durch digitale Netzwerkmedien und Konvergenzphänomene brüchig geworden. Dazu gehört etwa die klare Unterscheidung zwischen Nachrichten und Unterhaltung, zwischen Massenmedien und persönlicher Kommunikation, zwischen bestimmenden Produzent*innen und passiven Rezipient*innen sowie zunehmend auch zwischen Tatsachenberichten und Kommentaren beziehungsweise zwischen dem Politischen und dem Populären schlechthin. Verstärkt wird diese Entwicklung durch multinationale Konzerne wie Google und Facebook, die sich den klassischen Einordnungen und  Verantwortlichkeiten entziehen, indem sie sich als »Techkonzerne« und »Plattformen« anstelle klassischer Medienakteure positionieren. So gerät etwa Facebook seit längerer Zeit in starke Kritik, unter anderem wegen des Vorwurfs, zu wenig gegen politische Manipulation und extremistische Inhalte zu unternehmen.

			Die skizzierte Neuorganisation der Medienlandschaft ist nicht amerikaspezifisch, denn die amerikanischen Medienkonzerne operieren weltweit. Auch wenn lokale Auswirkungen sehr unterschiedlich aus­fallen können, werden die ge­­nan­nten Kommunikationstechno­lo­gien in Europa ebenso genutzt wie in Asien. Die weltweite Digitalisierung ist aber insofern amerikaspezifisch, als sie maßgeblich von Silicon-Valley-Ideen aus den 1970er-Jahren getragen wurde, die als »kalifornische Ideologie« rund um die Ermächtigung des kreativen Individuums verstanden wird.1 Darunter versteht man Aspekte wie das »Vom Tellerwäscher zum Millionär«-Narrativ, das durch ehemalige »Garagenkonzerne« wie Apple unter Steve Jobs repräsentiert wurde, eine an Thomas Jeffersons Demokratiekonzept orientierte Staatsskepsis, aber auch die Hoffnung auf eine umfassende Demokratisierung öffentlicher Diskussionen im digitalen Raum, in dem – so die Idee – alle Bürger*innen gleichermaßen partizipieren können ohne Einfluss von Hautfarbe, Geschlecht oder sozialer Zugehörigkeit. Dass die Realität mit solchen optimistischen Ideen bestenfalls teilweise in Einklang zu bringen ist, wird indes immer deutlicher. Obwohl die Digitalisierung einen freien Zugang zum Wissen für alle und damit eine aufgeklärtere Welt verspricht, scheint sie derzeit eher vorhandene gesellschaftliche Spaltungen zu verstärken und viele Gefahren für die Demokratie zu bergen. Wie sind Chancen und Risiken gegeneinander abzuwägen? Dazu ist zunächst ein genauerer Blick auf die amerikanische Medienlandschaft notwendig.

			Legacy media, neue Medien und soziale Medien in den USA

			Dem politischen Selbstverständnis der USA zufolge zählt freie Meinungsäußerung zu den unverzichtbaren Grundsätzen der Verfassung. Der Erste Verfassungszusatz, der diese Freiheit garantiert, richtet sich gegen Eingriffe der Regierung, weswegen etwa staatliche Maßnahmen zum Schutz vor Monopolbildung nur geringe Chancen haben, besonders seit den anhaltenden Deregulierungsmaßnahmen der 1980er-Jahre. Der 1996 von Präsident Bill Clinton unterzeichnete Telecommunications Act hatte explizit zum Ziel, bestehende Hürden für den Aufkauf und Zusammenschluss von Medienunternehmen weitgehend zu beseitigen. Seither gehören immer mehr Zeitungen und TV-Sender wenigen einflussreichen Konglomeraten, allen voran den »Top Five« AT&T (mit unter anderem CNN), ­Comcast (NBC und Telemundo), Disney (ABC), ViacomCBS sowie der Fox ­Corporation (Fox News). Deren »alte« Medien haben über lange Zeit das Zentrum der Medienlandschaft dargestellt. Die entsprechenden Redaktionen mussten in den vergangenen Jahrzehnten jedoch aufgrund von Gewinneinbußen durch kostenlose Onlinekonkurrenz drastisch verkleinert werden. In vielen Fällen wird heute nur noch ein Zehntel an Reporter*innen beschäftigt wie noch vor 20 Jahren. Zahllose regionale Zeitungen wurden vollständig durch Onlineportale ersetzt. Für den qualitativen Journalismus stellt dies ein großes Problem dar, da diese drastischen Einschnitte zwangsläufig auf Kosten von zeitaufwendiger Recherche, genauen Faktenprüfungen und auch ­pluralistischen Perspektiven geschehen.

			Durch die politische Polarisierung der Medienlandschaft seit den Präsidentschaftswahlen 2016 hat die (zahlende) Unterstützer*innen- beziehungsweise Rezipient*innenschaft traditioneller Medien und besonders von Zeitungen jedoch wieder etwas zugenommen.2 Von den über 1300 ameri­kanischen Tageszeitungen adressieren dabei nur drei eine nationale Leser*innenschaft (USA Today, The Wall Street Journal und die National Edition der New York Times). Lokale TV-Stationen bleiben wegen der Größe des Landes, des Fehlens eines journalistischen Zentrums und der Distanz zu Washington weiter die wichtigste Informationsquelle. Diese sind zunehmend überregional ausgerichtet, sodass lokale Berichterstattung ständig zurückgeht. Noch im Jahr 2019 gaben 50 Prozent der Amerikaner*innen an, ihre Nachrichten überwiegend aus dem Fernsehen zu beziehen, die Onlinekonkurrenz gewinnt zudem ständig an Bedeutung.

			Es lässt sich also festhalten, dass sich die Medienlandschaft der USA derzeit in einer Phase rapiden Wandels befindet, dessen Ende noch nicht vorhersehbar ist. Während sich die Zahl der verfügbaren Medienkanäle ständig erhöht, geht die Zahl an einflussreichen Unternehmen auf immer weniger Konglomerate zurück, die wiederum mit Technologieriesen wie Google und Facebook konkurrieren. Zugleich schwinden die technologischen Grenzen innerhalb dieser Angebote immer weiter, sodass die legacy media längst keinen Gegenpol mehr zu neuen Medien darstellen, sondern Teil einer zunehmend vernetzten Medienlandschaft geworden sind. Viele Digitalplattformen adressieren allerdings ein spezifischeres Publikum als das Fernsehen: Manche sind nur lokal aktiv, beispielsweise die Non-­Profit-Organisation Voice of San Diego; andere wie Yahoo, Buzzfeed und ­Huffington Post positionieren sich als »Infotainment« zwischen Unterhaltung und Information (gleichwohl erhielt die Huffington Post im Jahr 2012 als erste kommerzielle Onlinezeitung einen Pulitzerpreis); wieder andere verschreiben sich explizit dem politischen Aktivismus wie etwa Breitbart, eine rechtspopulistische bis rechtsradikale Nachrichten- und Meinungswebsite, die vor allem während des Wahlkampfes 2016 durch ihre Unterstützung von Donald Trump auf sich aufmerksam machte, oder Alternet, ein Onlinenachrichtenmagazin mit progressiv-linksgerichtetem Fokus, das sich nach eigenen Angaben als Alternative zu den großen Medienkonzernen sowie zu rechtsgerichtetem »hate talk« positioniert. Alle bedeutsamen TV-Sender und Zeitungen unterhalten mittlerweile selbst Digitalplattformen. Meistens verfügen diese über eigene Redaktionen und produzieren Nachrichten speziell für die Verbreitung in sozialen Medien wie YouTube, Facebook oder Twitter. 

			Nicht übersehen werden sollte außerdem, dass das Geschäftsmodell der mit sozialen Netzwerken verbundenen Konzerne wesentlich im Datenhandel besteht. Die beunruhigenden Möglichkeiten einer Verknüpfung politischer und kommerzieller Überwachungs- und Datenhandelspraktiken wurden im Anschluss an den US-Wahlkampf 2016 mit Bezug auf die Einflussnahme durch soziale Medien besonders breit diskutiert. So nahm das Datenanalyseunternehmen Cambridge Analytica für sich in Anspruch, eine wesentliche Rolle beim Zustandekommen des überraschenden Wahlsiegs Trumps gespielt zu haben. Die Firma, an dessen Gründung der ehemalige Breitbart-Betreiber und spätere Trump-Berater Steve Bannon beteiligt war, hatte von Juli bis Dezember 2016 von Donald Trumps Kampagne insgesamt 5,9 Millionen Dollar erhalten. Das Kategorisieren von Personen auf Facebook sowie die individuell zugeschnittene Adressierung von Profilen in entscheidenden swing states lösten weltweite Diskussionen über die Manipulation des Gesamtergebnisses der Präsidentschaftswahl aus. Aus verschiedenen Studien geht außerdem hervor, dass die in St. Petersburg ansässige Internet Research Agency (IRA) durch Tausende von gefälschten Accounts auf Facebook, Twitter, Instagram und YouTube das Wahlergebnis zugunsten des Präsidentschaftskandidaten Trump beeinflusst hatte. Aber auch ­jenseits solcher neuen Manipulationsmöglichkeiten lässt sich der gegenwärtige Wandel der amerikanischen Medienlandschaft nachdrücklich an den zahlreichen medialen Irritationen beobachten, die mit Wahlkampf, Amtsantritt und Einführung der Administration Trumps verbunden waren. 

			Wandlungsprozesse im Zusammenspiel von Medien und ­Politik

			Ein geschickter Einsatz der jeweils neusten Medieninstitutionen und Medientechnologien hat schon immer eine große Rolle in der amerikanischen Politik gespielt: Franklin D. Roosevelt hielt von 1933 bis 1944 Radioansprachen (»fireside chats«), in denen er mit scheinbar intimer Vertrautheit zu Millionen von Hörer*innen über politische Themen sprach. John F. Kennedys Präsidentschaftskampagne des Jahres 1960 gilt als Meilen­stein der TV-Geschichte, da durch die Verbreitung von Fernsehapparaten eine neuartige Telepräsenz in über 90 Prozent der Haushalte geschaffen werden konnte, die der Kandidat gezielt nutze: Er antizipierte die politische Funktion des Fernsehens bereits 1959 in einen Essay in der Zeitschrift TV Guide und trat als erster prominenter Politiker auch regelmäßig in Unterhaltungssendungen wie Jack Paars The Tonight Show auf. Auch heute dienen neue Medien noch der besonderen Profilierung bestimmter Politiker*innen: Bereits Barack Obama erarbeitete sich einen Ruf als »New Media President« durch eine intensive Nutzung von Podcasts und Plattformen wie Twitter, Myspace, Facebook, Reddit und YouTube. 

			Worin lagen demgegenüber die Besonderheiten von Donald Trumps Mediengebrauch? Als markantes Merkmal seines Politikstils ist vor allem sein Umgang mit dem Kurznachrichtendienst Twitter diskutiert worden. Da Trump selten Pressekonferenzen abhielt, sahen sich Nachrichtenagenturen und journalistische Institutionen zunehmend genötigt, auf dessen Verlautbarungen im Rahmen des Mikrobloggingdienstes zu reagieren, was Twitter spätestens dann zu einem der wichtigsten Instrumente der politischen Meinungsbildung und Diskussion in den USA gemacht hat. Anders als die Adressierung eines möglichst großen Kreises von Amerikaner*innen durch seine Amtsvorgänger schienen Trumps Artikulationen über Twitter eine breite gesellschaftliche Diskussion gar nicht erst aufkommen zu lassen und stattdessen die Innen- und Außengrenzen von Gemeinschaften zwischen »Freund« und »Feind« neu zu ziehen: »Es gibt in Donald Trumps Tweets nur eine Wirklichkeit«, so der ehemalige DFG-Präsident Peter ­Strohschneider.3 Dies freilich trifft auf die algorithmisch gesteuerte Funktionslogik sozialer Medien generell zu, konstatiert der Facebook-­Kritiker Siva Vaidhyanathan: »Facebook-Nutzer*innen sind nicht fähig, sich anhand eines geteilten Bestandes akzeptierter Wahrheiten miteinander auseinanderzusetzen […]. Innerhalb der Plattform ist es quasi unmöglich, eine solche Konversation jenseits von wütenden Verneinungen zu führen.«4 Wenn soziale Medien für ihre Nutzer*innen die erste und manchmal auch einzige Quelle von Informationen werden, stellt dies ein großes Problem für gesellschaftliche Debatten dar.

			Durchaus bemerkenswert ist, dass zu den Strategien der Trump-Administration auch gezielte Angriffe auf die Autorität der etablierten Nachrichtenpresse mit der Rede von »fake news« gehörten. Darunter versteht man eigentlich entweder bewusste Falschmeldungen mit dem Ziel, die Öffentlichkeit für bestimmte politische und/oder kommerzielle Ziele zu manipulieren, oder zunehmend auch Meldungen von Anbietern, die keinen sonderlichen Wert auf die Triftigkeit ihrer berichteten Informationen legen, solange sich damit Umsätze generieren oder bestimmte Meinungsbildungen beeinflussen lassen. Innerhalb der ersten Monate von Trumps Präsidentschaft wurde der Ausdruck jedoch zunehmend zum politischen Schlagwort und zum Kampfbegriff gegenüber Presseorganen, die dem Präsidenten nicht gewogen waren. 

			In dieser Rhetorik spiegelt sich auch eine besorgniserregende Entwicklung, bei der sich in sozialen Medien leicht offenkundige Unwahrheiten, verdeckte Werbung oder gezielte Propaganda verbreiten lassen, ohne dass sich dies auf den ersten Blick von seriösen Quellen unterschieden lässt. Das hat weitreichende Folgen, die mit der generellen Polarisierung des politischen Diskurses einhergehen. Bereits seit Jahrzehnten werden etablierten Nachrichteninstitutionen wie der New York Times ein »liberal media bias«, also eine linksliberale Tendenz, unterstellt. Nach den US-Wahlen im November 2016 sprach die Bevölkerung der Presse nur noch zu 18 Prozent »großes Vertrauen« aus.5

			Zusammenfassend werden die Glaubwürdigkeit des öffentlichen Diskurses und die Legitimität journalistischer Institutionen und Akteur*innen immer stärker infrage gestellt. Die Zukunft der Informationsvermittlung scheint entsprechend – entgegen aller Hoffnungen auf ein technologisch fundiertes »globales Dorf« – in unerwarteter Weise für die zunehmenden Polarisierungen und Partikularisierungen aller Mediennutzer*innen anfällig zu sein. Es ist eine der wichtigsten und schwierigsten Fragen der näheren Zukunft, wie sich dieser beunruhigende Trend umkehren lässt und wie sich die neuen medialen Kommunikationsmöglichkeiten stärker im Sinn einer gesamtgesellschaftlichen Verständigung nutzen lassen, anstatt die vorhandenen gesellschaftlichen Differenzen (politischer, sozialer oder ökonomischer Art) weiter zu verstärken.
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			Ralph Young

			Protestsongs als soziales Medium

			Die amerikanische Folkmusic hat viele Wurzeln, von der Kolonialzeit bis zu den Tagen vor dem Bürgerkrieg, als die Amerikaner Lieder aus der alten Heimat sangen: englische Madrigale, schottische Shantys, irische Balladen, afrikanische Call-and-Response-Worksongs und Spirituals, die Sklaven bei ihren Gottesdiensten anstimmten. Im 19. und bis weit ins 20. Jahrhundert erlebten traditionelle Folksongs aus den Appalachen und anderen abgelegenen Regionen eine Blüte und eroberten sich mit dem Aufkommen des Rundfunks ab 1920 rasch ein größeres Publikum. In gewisser Weise kann man die Musik der ärmsten Amerikanerinnen und Amerikaner als echten Schmelztiegel bezeichnen, weil sie von einer Vielzahl kultureller Einflüsse inspiriert war. Folksongs erzählten Geschichten und diese Geschichten spiegelten die sozialen, kulturellen und ökonomischen Erfahrungen der Menschen wider. Oft waren diese Geschichten auch politisch. Und so vertrat die Folkmusic – obwohl ursprünglich zur Unterhaltung gedacht, als Fluchtmöglichkeit, um zu tanzen, zu singen und ein bisschen Freude im Leben zu haben – auch progressive Ideen. Folkmusic beinhaltete von Natur aus ein Element des Protests.

			Vom frühen Jazz bis zum Folkrock der 1960-Jahre

			Protestsongs waren schon immer fester Bestandteil der amerikanischen Geschichte, doch erst die Erfindung des Grammofons und Radios brachte die Musik zu den Menschen nach Hause. In den 1920er- und 1930er-Jahren verbreiteten sich der Blues und Jazz der Afroamerikaner und die traditionellen Countrysongs der ländlichen weißen Bevölkerung überall in den USA. Mit dem Einsetzen der Great Depression in den 1930er-Jahren schrieben Songschreiber über Rassismus, Armut und die Not der kleinen Leute und gaben Bankern, Industriellen und den Börsenmaklern an der Wall Street die Schuld am wirtschaftlichen Zusammenbruch. Afroamerikanische Blues- und Jazzkünstlerinnen hatten großen Einfluss auf die Entwicklung der Musik und ihre Ausrichtung auf soziale Gerechtigkeit: etwa Billie Holiday, die in den Jahren 1939 bis 1959 regelmäßig den Song »Strange Fruit«, eine eindringliche Anklage gegen die Lynchmorde, vortrug (»Southern trees bearing strange fruit/Blood on the leaves and blood on the roots/Black bodies swinging in the southern breeze/Strange fruit hanging from the poplar trees«), und Mahalia Jackson, die ab den 1930er-Jahren Platten aufnahm, später die Bürgerrechtsbewegung unterstützte und Martin Luther King begleitete, um bei Demonstrationen und Protestmärschen zu singen.

			Die Bürgerrechtsbewegung der 1950er-Jahre fiel in die Zeit des Folkmusicrevivals. Gemeinsam veränderten diese beiden Entwicklungen die Popmusik. Bei keiner gesellschaftlichen Bewegung in der amerikanischen Geschichte wurde so viel gesungen wie in der Bürgerrechtsbewegung. Musik war das Bindemittel, der solidarische Klebstoff, der die Marschierenden, die Demonstranten und Aktivistinnen vom Busboykott in ­Montgomery über die Freedom Rides bis zum Poor People’s March nach Washington, D.C., 1968 zusammenhielt. Viele Folksänger spielten die Songs bei ihren Konzerten. Anfang der 1960er-Jahre wagten Plattenproduzenten den Sprung und nahmen Künstler unter Vertrag, die politische Protestsongs in ihr Repertoire traditioneller Folksongs aufgenommen hatten.

			Parallel zum Folkmusicrevival faszinierte der Rock’n’ Roll die Jugendlichen im ganzen Land. Obwohl die Texte hauptsächlich von schwärmerischer Teenagerliebe und sexuellem Verlangen handelten, war der Rock’n’ Roll ein Symptom dafür, dass es unter der glatten Oberfläche der Konformität der 1950er-Jahre gärte. Mit einem Mal wurden die tradi­tionellen amerikanischen Werte infrage gestellt. Und als die Bürgerrechtsbewegung ins Bewusstsein der Amerikaner vordrang, beschäftigten sich die Songs mit so ernsten Problemen wie dem Verhältnis zwischen Weißen und Afroamerikanern sowie der Ungerechtigkeit, die Afroamerikaner davon abhielt, am Versprechen des amerikanischen Traums teilzuhaben.

			Beeinflusst vom Rock’n’ Roll, nutzten Folkkünstler wie Bob Dylan und Richard und Mimi Fariña Mitte der 1960er-Jahre elektrische ­Gitarren, Bass und Schlagzeug für ihre musikalischen Arrangements und entwickelten damit das Genre des »Folkrock«. Ab 1965 tauchten die sozialen und politischen Protestbotschaften des Folk auch im Rock’n’ Roll auf. Der Rock’n’ Roll streifte sein Image der Teeniemusik ab und entwickelte sich zu einem Mittel der politischen und gesellschaftlichen Kritik. Wie die Folkmusic wurde der Rock’n’ Roll zum Lautsprecher der Anders­denkenden. Eine der ersten Bands, die politische Botschaften in ihre Songs integrierten, waren die Beatles, deren Treffen mit Bob Dylan im August 1964 in New York die Glanzzeit des Rock einläutete. Im folgenden Jahrzehnt erlebte die Rockmusik eine Phase des kommerziellen Erfolges, die sie so nie wieder erreichte. Von Kalifornien bis England stellten Bands und Künstler wie Jefferson Airplane, The Doors, Grateful Dead, Jimi Hendrix, Janis Joplin, Crosby, Stills, Nash & Young, Creedence Clearwater Revival, MC5, The Fugs, The Mothers of Invention, Bruce Springsteen, Cream, Pink Floyd, Led Zeppelin, die Rolling Stones und natürlich die Beatles die Annahmen und Werte der Mittelschicht infrage. Ihre Songs wandten sich gegen den Vietnamkrieg, Imperialismus, rassistische Benachteiligung, die herrschende Sexualmoral und (ironischerweise) auch gegen den Kapitalismus. Sie wollten die Menschen aus ihrer Apathie reißen und veranlassen, gegen Rassismus oder soziale Ungerechtigkeit aktiv zu werden, ein Ende des Krieges zu fordern oder ihr eigenes Leben kritisch unter die Lupe zu nehmen. Ob Rockbands nun über »Eleanor Rigby« oder »Nowhere Man« sangen, über »Sympathy for the Devil« oder »Street Fighting Man«, »White Rabbit« oder »Plastic Fantastic Lover«, »Fortunate Son« oder »Run Through the Jungle«, stets forderten sie ihre Fans auf, Autoritäten zu hinterfragen.

			Pete Seeger als Vater des Folkmusicrevivals

			Der Singer-Songwriter und Aktivist Pete Seeger war eng mit den Wurzeln der Folkmusic verbunden, und zwar nicht nur mit der amerikanischen, sondern mit der Musik der Völker weltweit: Vom indonesischen »Suliram« bis zum südafrikanischen »Wimoweh«, vom spanischen »El Quinto Regimiento« bis zum kubanischen »Guantanamera« nutzte Seeger Folkmusic als Vehikel für sein Engagement für Gewerkschaften, Arbeiterrechte, Bürgerrechte, sozial Schwache auf der ganzen Welt, Umweltschutz und ein Ende des Vietnamkriegs. Er betrachtete sich als eine Art Johnny Appleseed (ein amerikanischer Pionier, der im frühen 19. Jahrhundert im gesamten Mittleren Westen Apfelbäume heranzog), der mit seinem ­Banjounterricht, seinen Workshops und Auftritten an Schulen und Colleges, bei Folkfestivals und anderen Konzerten weltweit die Saat der Folkmusic ausbrachte. Während seiner langen Karriere begeisterte er die Amerikaner für ihr eigenes musikalisches Erbe. Obwohl er wegen seiner früheren Mitgliedschaft in der Kommunistischen Partei auf der schwarzen Liste stand und daher seine Lieder zeitweise nicht im Radio oder Fernsehen gespielt werden durften, ist sein Einfluss auf die amerikanische Musik, vom Folk bis zum Rock, enorm. Er machte den Song »We Shall Overcome« in der Bürgerrechtsbewegung populär und sang das Antikriegslied »Waist Deep in the Big Muddy« in der Sendung Smothers Brothers Comedy Hour, als er 1968 zum ersten Mal nach 17 Jahren wieder im Fernsehen auftreten durfte.

			Zu den bekanntesten Liedern von Pete Seeger, die weltweit übersetzt und häufig auf Demonstrationen und bei Protestaktionen gesungen wurden, zählen »Where Have all the Flowers Gone?« und »The Hammer Song«. Beide Songs wirken sehr traditionell. Tatsächlich sind sie sehr einfach und entfalten dennoch eine starke Wirkung, ähnlich wie Kinderreime und -lieder, die ein Leben lang im Gedächtnis bleiben. »Flowers« liefert mit seinen Fragen, die ein Kind stellen könnte, eine eindringliche Antikriegsbotschaft: Sag mir, wo die Blumen sind? Sie sind bei den jungen Mädchen. Und wo sind die jungen Mädchen? Sie sind bei den jungen Männern, die zu den Soldaten gegangen sind, die auf dem Friedhof endeten. Und dann kehrt der Song wieder zum Anfang zurück. Wo sind all die Gräber hin? Sie wurden zu Blumen. Das Lied ist subtil und in seiner Einfachheit fast irreführend. Die Botschaft bleibt im kopf", wenn man die Melodie immer wieder vor sich hin summt. In nur wenigen Minuten wird eine eindrückliche Botschaft vermittelt, für die man in einer Rede vielleicht 60 Minuten benötigt hätte oder 25 Seiten in einem Essay.

			Seegers »If I Had a Hammer« war ursprünglich ein ­Gewerkschaftslied, das sich, als die Bürgerrechtsbewegung an Schwung gewann, in eine Hymne der Gerechtigkeit für alle Menschen ungeachtet ihrer Herkunft und Hautfarbe entwickelte. Wie »Where Have all the Flowers Gone?« wirkt der Song täuschend einfach, bodenständig und unprätentiös: Wenn er drei Dinge hätte, einen Hammer, eine Glocke und einen Song, singt Seeger, dann würde er hämmern, die (Freiheits-)Glocke läuten und schließlich für Gerechtigkeit, Freiheit und »Love between my brothers and sisters all over this land« singen. ­Seeger sang den Song unzählige Male auf ­Demonstrationen gegen die Segregation, bei Aufrufen zur Wählerregistrierung, Märschen in den Südstaaten sowie bei Konzerten »all over this land«. Zahlreiche andere Künstler nahmen den Song auf oder trugen ihn live vor, nicht nur in den USA, sondern mit der immer weiterwachsenden Folkbewegung auch auf der ganzen Welt. Diese zwei Songs beruhten wie viele von Seegers effektivsten Protestliedern auf einfachen Wiederholungen, die dafür sorgen, dass man den Text nicht vergessen kann. Das ist eine uralte Technik, die aus einer langen Tradition europäischer und amerikanischer folk music entstammt.

			Gesellschaftskritik in den Songs von Bob Dylan

			Auch Bob Dylan verwendete anfangs traditionelle Techniken. »Blowin’in the Wind«, vermutlich sein berühmtester Song, entfaltet eine enorme Wirkung, weil Dylan einen einfachen, direkten Text mit der Melodie des afroamerikanischen Spirituals »No More Auction Block« verband. Die rhetorischen Fragen, die er im Song stellt, bringen die Anliegen der Bürgerrechtsbewegung und die Ängste im Kalten Krieg im Amerika der 1960er-Jahre zum Ausdruck. Geschickt vergleicht Dylan die ­geologische Zeit, die ein Berg benötigt, um ins Meer gespült zu werden, mit der Gegenwart: »How many years must some people exist before they’re allowed to be free?« Doch er greift nicht nur die Themen der Bürgerrechtsbewegung auf, sondern sendet auch eine Botschaft gegen den Krieg, indem er fragt, wie lange es dauern wird, bis Kanonenkugeln verboten sein werden. Das zentrale Thema des Songs hat jedoch weniger mit Bürgerrechten oder Krieg zu tun, sondern mit unserer Apathie und unserer Selbstgefälligkeit. »How many ears must one man have before he can hear people cry?« Der Song ist eine Aufforderung an uns alle, die Augen aufzumachen und wahrzunehmen, was in der Welt geschieht, und etwas dagegen zu unternehmen, also Teil der Lösung und nicht Teil des Problems zu sein.

			»Blowin’ in the Wind« war Dylans Aufforderung an eine ganze Generation junger Menschen, die Welt zu verändern. Viele seiner frühen akustischen Songs waren so gestaltet, sie zwangen die Zuhörerinnen und Zuhörer, nachzudenken, zu reflektieren und die Dinge infrage zu stellen. »The Ballad of Emmet Till«, »Only a Pawn in the Game«, »Chimes of Freedom«, »The Times They are A-Changin’«, »The Lonesome Death of Hattie ­Carroll«, »Masters of War« und »With God on Our Side« sind nur einige dieser Songs aus den Jahren 1961 bis 1964, die ein aufmerksames Publikum fanden.

			1965 wurde Dylans Songwriting komplizierter und anspruchsvoller, was in gewisser Weise auch mit seiner Hinwendung zur elektrisch verstärkten Musik zu tun hatte. Seine Protestsongs gingen nun über die direkte politische und gesellschaftliche Kritik hinaus und umfassten auch eine surrealistische Kritik der amerikanischen Kultur und Werte. »Subterranean Homesick Blues«, »Bob Dylan’s 115th Dream«, »Desolation Row«, »Ballad of a Thin Man«, »Like a Rolling Stone«, »Rainy Day Women #12 & 35« und »Just Like a Woman« sind einige Songs aus dieser Periode, in der Dylan mit der Tradition brach und sein Publikum in eine neue Richtung führte, die Songwriter und die Popmusik weltweit beeinflusste. Im Gegensatz zu seinen bisherigen traditionellen Songs, die sich auf wenige Worte stützten, um sich für eine Sache einzusetzen, scheute Dylan mit seiner Weiterentwicklung als Songwriter weder vor einer komplexeren Wortwahl und Syntax noch vor Analogien und Metaphern zurück, um die Zuhörer auf eine surrealistische Reise mitzunehmen. Seine Liebe zum Wort ist dabei unverkennbar. Er wollte mit der Sprache spielen und sie vielfältig einsetzen.

			Einer seiner besonders vertrackten und wortlastigen Songs ist »It’s Alright, Ma (I’m Only Bleeding)«, eine zornige, als Stream of Consciousness verfasste Kritik an der Moral der Amerikaner, ihrem Verhalten und ihren Werten. In siebeneinhalb Minuten stellt Dylan alles an den USA infrage einschließlich der Religion: »Disillusioned words like bullets bark/As human gods aim for their mark/Made everything from toy guns that spark/To flesh-colored Christs that glow in the dark/It’s easy to see without looking too far/That not much is really sacred.« Die Werbeindustrie manipuliert die Verbraucher, damit die Mächtigen an der Macht bleiben: »Advertising signs that con you/Into thinking you’re the one/That can do what’s never been done/That can win what’s never been won.« Und so leben wir unser Leben widerspruchslos weiter und werden Teil der gesichtslosen Masse.

			Dylan brandmarkt Amerikaner, die zwar keinen Respekt für ­Autorität haben (»who despise their jobs, their destinies/Speak jealously of them that are free«), aber nichts unternehmen, um sich zu befreien. Sie geben sich damit zufrieden, die Zwänge zu akzeptieren, die sie in Ketten halten. Sie gehen der Propaganda auf den Leim, akzeptieren die »falsche Moral« unserer Kultur, setzen ihr ganzes Vertrauen in Investitionen und legen ihre gesamte Kraft ins Geldverdienen. Die schlichte Wahrheit der kapitalistischen Gesellschaft lautet: »Money doesn’t talk, it swears.«

			Große Songs sind organisch. Sie lassen dem Hörer Raum für eigene kreative Interpretationen. »It’s Alright, Ma« ist so ein Song. Er wächst immer weiter, auch noch Jahrzehnte nach seiner Entstehung. Bei jedem Hören entdeckt man neue Stellen, die man entschlüsseln und über die man nachdenken kann. Die grundlegende Botschaft lautet, dass wir ein »bewusstes Leben« führen sollen, dass wir die vorgefertigten Muster der Gesellschaft ablehnen und uns jeden Tag selbst neu erschaffen sollen. Dylan singt Worte, die auch von Denkern wie Ralph Waldo Emerson oder Henry David Thoreau stammen könnten: »He not busy being born is busy dying.«

			Das Goldene Zeitalter der Protestmusik

			Auf dem Höhepunkt des Vietnamkriegs wurde »Fortunate Son« von Creedence Clearwater Revival zum Hit. John Fogerty, der den Song geschrieben hat, war früher selbst bei den amerikanischen Streitkräften und wusste daher aus erster Hand, dass man aller Wahrscheinlichkeit nach eingezogen wurde, wenn man kein Sohn aus reicher Familie war. »It ain’t me«, sang er, »it ain’t me, I ain’t no senator’s son […] I ain’t no fortunate one.« »Fortunate Son« war die inoffizielle Hymne der Bewegung gegen den Kriegsdienst. Als der Song veröffentlicht wurde, hatten zahlreiche weitere Rockbands ähnliche Texte geschrieben, doch anders als zu den Folkprotestsongs von Seeger und dem frühen Bob Dylan tanzte man nun zu dieser Musik. Man konnte feiern und sich dennoch der Ungerechtigkeit bewusst sein, die der Song anprangerte.

			Eine der kommerziell erfolgreichsten Gruppen der frühen 1970er-Jahre waren Crosby, Stills, Nash & Young, deren Songs häufig im Radio gespielt wurden. »Teach Your Children«, ein beschwingter Song im Countrystil, ist eine nuancierte und einfühlsame Betrachtung über die Kluft zwischen den Generationen. Darin werden die Eltern angehalten, die Hoffnungen und Ängste ihrer Kinder zu verstehen, und die Kinder aufgefordert, ihr Bestes zu geben, um mit ihren Eltern und deren Ängsten und Sorgen mitzufühlen.

			Deutlich aggressiver und provokativer ist der Protestsong »Ohio« von Crosby, Stills, Nash & Young, den die Band als Reaktion auf das Kent-State-Massaker veröffentlichte, bei dem die Nationalgarde am 4. Mai 1970 auf friedlich demonstrierende Studenten der Kent State University schoss und dabei vier Studenten tötete und neun verletzte. »Tin soldiers and Nixon coming,/We’re finally on our own./This summer I hear the drumming,/Four dead in Ohio.«

			Vor dem Hintergrund der drängenden Themen jener Zeit wie des Vietnamkriegs, der Bürgerrechtsbewegung, des Umweltschutzes, des Feminismus und der Mobilisierung von Minderheiten trugen die politisch aufgeladenen Songs jener Zeit zur Verbreitung der jeweiligen Botschaften bei, mobilisierten neue Anhänger und hatten dabei auch noch erheblichen kommerziellen Erfolg. Die 1960er- und 1970er-Jahre waren ein Goldenes Zeitalter der Protestmusik. Ob Folk oder Rock oder einer Mischung aus beidem, bei der akustische und elektrische Instrumente zum Folkrock verschmolzen: Noch nie hatte es in der Geschichte der amerikanischen Musik eine derartige Fülle an Protestmusik gegeben.

			Selbst nach dem Ende des Vietnamkriegs entstanden weiterhin Protestsongs, die nun von den schmerzlichen Auswirkungen des Krieges auf die amerikanische Gesellschaft erzählten. Bruce Springsteens »Born in the U. S. A.« wurde zur Hymne der Veteranen, die aus Vietnam zurückkehrten und feststellten mussten, dass die Gesellschaft sie wie Aussätzige behandelte. »[They] sent me off to a foreign land/To go and kill the yellow man.« Ein Jahrzehnt später ist der Veteran immer noch verzweifelt und ohne Per­spektive: »I’m ten years burning down the road/Nowhere to run ain’t got nowhere to go./Born in the U. S. A.«

			Viele Songs von Springsteen haben einen dunklen politischen Unterton und wenden sich gegen wirtschaftliche Ungleichheit und dagegen, wie die Arbeiterklasse vom Wohlstand ausgeschlossen wird, den die Nutznießer des Systems ebenso genießen wie ihre gesellschaftlichen Privilegien und ihren politischen Einfluss. »The Ghost of Tom Joad« beschreibt die Not von Amerikanern, die versuchen, die Great Depression zu überstehen, während »Youngstown« sowohl ein Klagelied auf den wirtschaftlichen Niedergang einer Stadt in Ohio nach dem Zusammenbruch der Stahlindustrie als auch eine eindringliche Kritik am militärisch-industriellen Komplex ist. »These mills they built the tanks and bombs/That won this country’s wars/We gave our sons to Korea and Vietnam/Now we’re wondering what they were dyin’ for.«

			Diversifizierung von Protestmusik in neuen Genres

			Mit dem Ende des Vietnamkrieges und später auch des Kalten Krieges ging auch die Ära der Protestsongs allmählich zu Ende und die Popmusik schien ihren Biss zu verlieren. Doch in neuen Genres, von Punk über Rap und Hip-Hop bis zu Country, wurde weiterhin Rassismus angeprangert und wurden die amerikanischen Werte sowie die politischen und wirtschaftlichen Eliten kritisiert. So forderten etwa Public Enemy ihre Hörer heraus: »What we need is awareness, we can’t get careless […]/You gotta go for what you know/To make everybody see in order to fight the powers that be […]/Fight the power/Fight the power […].« Und Immortal Technique wandten sich in »The 4th Branch« mit wütenden, unerschrockenen Zeilen gegen die Konzerne und Medien: »How could this be, the land of the free, home of the brave?/Indigeneous holocaust, and the home of the slaves/Corporate America, dancin’ offbeat to the rhythm/You really think this country, never sponsored terrorism? […]/We act like we share in the spoils of war that they do/We die in wars, we don’t get the contracts to make money off ’em afterwards!/We don’t get weapons contracts, nigga!/We don’t get cheap labor for our companies, nigga!/We are cheap labor, nigga!/Turn off the news and read […].«

			Künstlerinnen wie Ani DiFranco, Lorde, Shawn Colvin, Sheryl Crow, Kathleen Hanna und Beyoncé haben Protestsongs mit starken feministischen Botschaften aufgenommen, die viel gespielt werden. Einer der provokativsten Protestsongs von Ani DiFranco ist ein Gedicht mit Jazzbegleitung, in dem sie die amerikanische Außenpolitik verurteilt, die zu den Anschlägen vom 11. September führte. Der 11. September, schreibt sie in »Self Evident«, war »the day that America/Fell to its knees/After strutting around for a century/Without saying thank you/Or Please […] So here’s a toast to all the folks that live in Palestine, Afghanistan,/Iraq, El Salvador/Here’s a toast to the folks living on the pine ridge reservation/Under the stone cold gaze of Mt. Rushmore […] Here’s a toast to all those nurses and doctors/Who daily provide women with a choice/Who stand down a threat the size of Oklahoma City/Just to listen to a young woman’s voice […] Here’s a toast to all the folks on death row right now/Awaiting the executioner’s guillotine/Who are shackled there with dread and can only escape into their heads/To find peace in the form of a dream, peace in the form of a dream […] Cause take away our PlayStations/And we are a third world nation/Under the thumb of some blue blood royal son/Who stole the oval office and that phony election.«

			Selbst einige Countrymusiker, deren Genre traditionell konservativ ge­­prägt ist, haben Songs aufgenommen, die sich gegen die amtierenden Machthaber und herrschenden Verhältnisse wenden. Garth Brooks, der bei der Amtseinführung Präsident Bidens auftrat, klagte in »We Shall Be Free« soziale Ungerechtigkeit, Homophobie und Umweltverschmutzung an, The Dixie Chicks befassten sich in »Goodbye Earl« mit häuslichem Missbrauch, Kasey Musgraves sprach sich in »Follow Your Arrow« für Marihuana und Homosexualität aus und Steve Earle schrieb während der Kriege im Irak und in Afghanistan mehrere Antikriegssongs.

			Musik als Protestplattform

			Protestmusik brachte den Plattenfirmen und Künstlern zwar auch viel Geld ein, doch ihr anhaltendes Vermächtnis besteht darin, dass sie in ihrer Hochphase in den 1960er- und 1970er-Jahren – in ähnlicher Weise wie die sozialen Medien heute – Aktivisten erfolgreich informierte, inspirierte und zusammenschweißte, um sich gegen die »Rassentrennung« der Jim-Crow-Gesetze und den Vietnamkrieg zu wenden sowie bürgerliche Werte und Gebräuche, Konsumverhalten und Konventionalität infrage zu stellen. In der damaligen Zeit bot Protestmusik die einzige Möglichkeit, eine andere Botschaft als die Mainstreammedien zu verbreiten. Protestmusik war das soziale Medium der 1960er- und 1970er-Jahre. 

			Einer der Gründe, warum die Popmusik von heute weniger politisch und eher eskapistisch ist, besteht darin, dass soziale Medien wie Facebook, Twitter, Instagram, Snapchat, Pinterest, Reddit und so weiter die Protestmusik als wichtigstes Kommunikationsmittel ersetzt haben, mit dem Einzelpersonen und Organisationen ihre abweichenden Meinungen verbreiten können. Dieses Phänomen ist weltweit zu beobachten. Doch, solange es zu Krisen kommt und solange es Menschen gibt, deren Interessen und Rechte ignoriert oder unterdrückt werden, wird es auch weiter Musikerinnen und Musiker geben, die Songs komponieren und vortragen, Kritik äußern und den Mächtigen in Amerika weiterhin Druck machen.

			Übersetzung aus dem Englischen von Heike Schlatterer

		


		
			Michael Hochgeschwender

			Religion

			Im Vergleich zu anderen Industriegesellschaften weisen die USA einen hohen Anteil an Personen auf, die sich in Umfragen als religiös bezeichnen. Dies ist selbst dann erklärungsbedürftig, wenn man in Rechnung stellt, wie problematisch solche Umfragen sind, da sie soziokulturelle Erwartungshaltungen ebenso widerspiegeln wie echte Frömmigkeit und nicht durch offizielle Religionsstatistiken überprüft werden können. Laut Umfragen des Pew Research Center erklären auch im 21. Jahrhundert noch große Mehrheiten der Amerikaner, täglich zu beten, regelmäßig ihre heiligen Schriften zu lesen und Gottesdienste zu besuchen; einem bekennend atheistischen Präsidenten würden sie ablehnend gegenüberstehen. Demgegenüber sinkt der Anteil der religiös institutionell gebundenen Amerikaner seit Jahrzehnten konstant, seit 2007 sogar mit wachsender Geschwindigkeit. Bekannten sich 1955 noch 95 Prozent zur Mitgliedschaft in einer religiösen Gemeinschaft, die ganz überwiegend dem christlichen, genauer dem protestantischen Spektrum entstammte, so waren es 2008 noch rund 84 Prozent.1 Drei Viertel aller Amerikaner waren demnach Christen, davon die Mehrheit Protestanten und rund ein Drittel Katholiken. Von den rund 51 Prozent Protestanten in der Gesamtbevölkerung war jeweils rund die Hälfte evangelikal oder am liberalen Mainstream ausgerichtet, knapp sieben Prozent zählten zu den historisch schwarzen Kirchen. Alle anderen, nicht christlichen Religionsgemeinschaften brachten es gerade einmal auf etwas über fünf Prozent der Bevölkerung, darunter je 1,7 Prozent Juden und Mormonen und weniger als je ein Prozent Muslime, Hindus, Buddhisten und Sikhs. Um die 16 Prozent erklärten, keiner Religionsgemeinschaft anzugehören, aber nur zwei beziehungsweise vier Prozent sahen sich als Atheisten oder Agnostiker. 

			In jüngster Zeit ist es zu einem beschleunigten Verlust an institutionell verfasster Religiosität gekommen, von dem insbesondere die jüngere Generation der kurz vor 2000 Geborenen, also die sogenannten ­Millennials, betroffen war. Während der Anteil der Nichtaffiliierten seit 2012 auf 26 Prozent der Bevölkerung gestiegen ist, wobei der Anteil der 

			Agnostiker mit fünf Prozent und derjenige der Atheisten mit vier Prozent stagnierte, sank der Anteil der Protestanten auf 43 Prozent, derjenige der Evangelikalen an der Gesamtbevölkerung auf 16 Prozent.2 Innerhalb des weißen Protestantismus stellen die Evangelikalen nunmehr allerdings 56 Prozent, was mit dem rapiden Zusammenbruch der liberalen Mainstreamgemeinschaften, etwa der Episkopalkirche, die seit ihrer liberalen Wende in den 1960er-Jahren über 65 Prozent ihrer Gläubigen eingebüßt hatte, zusammenhängt. Der Anteil der Katholiken sank auf 19 Prozent – zum einen wegen des seit dem Jahr 2000 virulenten Skandals um den sexuellen Missbrauch von Kindern und Jugendliche durch katholische Kleriker, zum anderen aber aufgrund der wachsenden Verbürgerlichung des klassischen katholischen Milieus, insbesondere der irischen, deutschen, polnischen und italienischen Gläubigen bereits seit den 1980er-Jahren. Infolge der Zuwanderung von Migranten aus Lateinamerika hielten sich die Verluste des Katholizismus freilich in Grenzen. Man wird insgesamt das Problem des klerikalen sexuellen Missbrauchs nicht über Gebühr für den Niedergang der katholischen Kirche in den USA verantwortlich machen dürfen, da inzwischen für sämtliche Religionsgemeinschaften Daten vorliegen, die deutlich machen, wie wenig es sich um ein ausschließlich katholisches Problem handelt. Zudem ist der quantitative Rückgang in sämtlichen anderen Religionsgemeinschaften, von Mormonen und Pfingstchristen einmal abgesehen, ähnlich deutlich, in vielen liberalen Religionsgemeinschaften sogar noch ausgeprägter als im Katholizismus. Selbst in bislang sehr stabilen, historisch gewachsenen religiösen Milieus wie bei den Historically Black Churches (schwarze Methodisten, Baptisten und Presbyterianer) oder bei den Latinopentekostalen kam es zu einem linearen Rückgang der Gläubigenzahlen um rund zehn Prozent. Die nicht christlichen Religionen blieben demgegenüber auf niedrigem Niveau relativ stabil.

			Die Bedeutung von Erweckungsbewegungen für die religiöse Entwicklung in den USA

			Man wird gleichwohl in der Interpretation dieser Daten von voreiligen Schlüssen im Sinn der Säkularisierungshypothese Abstand nehmen müssen. Eine zutreffendere Erklärung für diese amerikanische Spezifik liefert die religiöse Angebotstheorie, die in volkswirtschaftlicher Manier das religiöse Subsystem als Markt definiert und für die relative Lebendigkeit von Religion in den USA eine Kombination aus Pluralität religiöser Angebote und einer Tradition von Freiheit und Toleranz, die genau diese Vielfalt positiv anstrebt, verantwortlich macht. Allerdings erscheint dieser Ansatz zu eng, um der Komplexität des religiösen Lebens in den USA gerecht zu werden. Insbesondere berücksichtigt er nicht hinreichend, wie eindrücklich sich die religiöse Entwicklung in Nordamerika in Wellenbewegungen und Schwankungen vollzog. Für die Zeit zwischen 1770, als sieben bis 23 Prozent der Bevölkerung in den britischen Festlandskolonien einer Religionsgemeinschaft angehörten, und 1955 zeichnen aggregierte Statistiken eine lineare Entwicklung nach. Was hierbei aber untergeht, sind die ­Wellenhöhen und Wellentäler, die dieser Linie zugrunde liegen. Ebenso fehlt eine Analyse der genauen Formen von Pluralität, Freiheit und Toleranz in der amerikanischen Geschichte. Die Pluralisierung und Aus­differenzierung des religiösen Angebots entfalteten sich in erster Linie als Binnen­differenzierung des calvinistisch geprägten Protestantismus sowie als Importphänomen. Noch wichtiger aber ist der Einfluss ­evangelikaler oder pfingstchristlicher Erweckungsfrömmigkeit in der Religionsgeschichte der Vereinigten Staaten. 

			Vom 18. bis zum 21. Jahrhundert strukturierten verschiedene, meist protestantische Erweckungsbewegungen die Spiritualität und religiösen Erwartungshaltungen, aber auch die politische Rolle von Religion. Sie waren in der Lage, die vielen Nichtaffiliierten zumindest phasenweise einzubinden. Erweckungsbewegungen verliefen in aller Regel nach einem ähnlichen Muster: Sie begannen in den Grenzregionen des Landes, meist aus Unzufriedenheit mit dem etablierten Klerus. Darüber hinaus wurden sie von einer apokalyptischen Naherwartung angetrieben, die ihnen einen besonderen Enthusiasmus bescherte, was für viele religiös ungebundene Menschen anziehend war. Denn die religiös Nichtaffiliierten waren keine Atheisten und Agnostiker. Nach einer Hochphase emotionalisierter Frömmigkeit kam es regelmäßig zu einem Abflauen des Enthusiasmus, der mit enttäuschten apokalyptischen Erwartungen verbunden war. Die von der Erweckung angesprochenen Gläubigen begannen, sich entweder traditionell kirchlich zu institutionalisieren oder sie bröckelten wieder in das Lager der Nichtaffiliierten ab. Aus diesem Ablaufschema ergaben sich dann die Wellenhöhen und -täler der amerikanischen religiösen Entwicklung.

			Gerade der hohe Emotionalisierungsgrad der Erweckungen verknüpfte sich mit einer egalitär ausgerichteten Kritik an Eliten sowie an Hierarchien aller Art und der Hoffnung auf umfassende Partizipation. Oft fielen religiöse Erweckungen und soziales Aufbegehren von unteren Klassen zusammen. Auch unter den Schwarzen, gleichgültig ob frei oder versklavt, kam es zu derartigen Bewegungen, die aber weniger apokalyptisch als vielmehr befreiungstheologisch am Exodus ausgerichtet waren. Aus diesem Grund sind die Historically Black Churches bis zum heutigen Tag mehrheitlich evangelikal ausgerichtet.

			Religiöse Strömungen zur Zeit der Amerikanischen Revolution

			Im 18. Jahrhundert waren die Erweckungen theologisch noch ausgesprochen orthodox und am traditionellen Glaubensbestand von Calvinismus und Anglikanismus ausgerichtet. Aber bereits sie vermittelten einen bis dahin unbekannten Individualisierungsschub, der sich oft im theatralisch inszenierten Bruch mit etablierten Traditionen manifestierte. Dieser religiös motivierte Individualisierungsschub des 18. Jahrhunderts führte nicht automatisch in die Ära der Amerikanischen Revolution, die zu ­erheblichen Teilen das Projekt einer agnostisch-deistischen Oligarchie war, also einer Elite, die im Gefolge der Aufklärung jede Aussage über eine mögliche Transzendenz verweigerte oder an einen im Grund seiner Schöpfung fernstehenden »Uhrmachergott« ohne besondere Relevanz für die Welt glaubte. Aber der erweckte Evangelikalismus lieferte gemeinsam mit dem protoliberalen Naturrechtsdenken der angloschottischen Aufklärung einen semantischen Bezugsrahmen für individualisierte Gewissensentscheidungen für oder gegen die Monarchie.

			In zwei miteinander zusammenhängenden Punkten waren die evangelikal Erweckten für den Erfolg der Revolution und damit die Gründung der USA unabdingbar: Zum einen stellten sie einen erheblichen Teil der revolutionären Kontinentalarmee. Zum anderen befürworteten die prorevolutionären Evangelikalen eine verfassungsrechtliche Trennung von Staat und Kirche. Dies hing mit der rechtlichen Situation in den britischen Kolonien zusammen, die ja gerade keine tolerante Heimstatt für religiös Verfolgte waren. Echte Duldungstoleranz gab es einzig in dem von einer reichen Quäkerelite dominierten Pennsylvania, wo sich auch verfolgte täuferisch ausgerichtete Christen aus Mitteleuropa ansiedeln konnten, in dem von Baptisten, Quäkern und Nonkonformisten gegründeten Rhode Island, das indes Katholiken und Juden von der Toleranz ausschloss, und im katholischen Maryland. Im neuenglischen Nordosten hingegen herrschte eine theokratisch anmutende Religionsdiktatur, die Andersdenkende verfolgte. Südlich von Neuengland galt die anglikanische Kirche als Staatskirche. In Virginia war es in der Frühphase der Kolonie bei Todesstrafe verboten, dem anglikanischen Sonntagsgottesdienst fernzubleiben.

			Vor diesem Hintergrund ist es verständlich, warum um 1800 in Neuengland und dem Süden weit über 80 Prozent der religiös Affiliierten protestantische Christen waren, zumal im Süden die Sklavenhalter, sofern sie Evangelikale waren, dafür sorgten, ihren Sklaven ebenfalls den calvinistischen Protestantismus nahezubringen. Synkretistische Sklavenreligionen wie Voodoo und die Santería konnten sich demzufolge bevorzugt im frankokatholischen Louisiana ausbreiten. 

			Da die evangelikal Erweckten meist überparochiale Kirchenstrukturen ablehnten, konnten sie sich mit deistischen Aufklärern im Kampf gegen das etablierte Staatskirchentum der Puritaner und Anglikaner verbünden. 1776 schaffte Virginia die als monarchistisch desavouierte Staatskirche ab. Im Ersten Zusatz der amerikanischen Verfassung von 1791 wurden dann Religionsfreiheit und das Verbot einer Staatskirche auf Bundesebene verankert. Ungelöst blieb die Frage, wie dieser Zusatzartikel künftig ausgelegt werden sollte. Thomas Jefferson als dritter Präsident der USA sprach sich für einen strikten wall of separation zwischen Staat und Kirche aus. In der Folge setzte sich aber die Interpretation des Bundesrichters Joseph Story durch, der die USA als Christian Nation definierte, die auf der Kooperation von Staat und Religionsgemeinschaften beruhe, wobei »christlich« den Katholizismus ausschloss. Erst im 20. Jahrhundert, vor allem seit den 1960er-Jahren, wurde die Trennung von Staat und Kirche konfrontativ im Sinn des wall of separation verstanden.

			Die Zweite Erweckungsbewegung in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts

			Die Auffassung der USA als Christian Nation entstand vor dem Hintergrund der Zweiten Evangelikalen Erweckungsbewegung von 1790 bis in die 1850er-Jahre. Diese wurde zu der schlechthin formativen Station der amerikanischen Religionsgeschichte. Sie war von einer anthropologisch optimistischen, postmillenaristischen Apokalyptik gekennzeichnet, die die Wiederkunft Christi (im Gegensatz zum Prämillenarismus nach dem Tausendjährigen Reich) an die Perfektionierung der menschlichen Gesellschaft knüpfte. Dieser Perfektionismus und ein Heilsuniversalismus führten vor allem in den Neuenglandstaaten zu einem sozialpolitisch-­religiösen Enthusiasmus, der sich in zahllosen gesellschaftlichen Reformbewegungen niederschlug, die Evangelikale und liberale Aufklärer zu einer mit Blick auf die gesamten USA zwar minoritären, trotzdem aber wirksamen politischen Reformkoalition verbanden. Erst mit dem Scheitern der nationalen Prohibition und dem Aufkommen des Darwinismus in den 1920er-Jahren löste sich diese Koalition.

			Evangelikale fanden sich in der Sabbatobservanzbewegung der 1820er-Jahre, in der Antisklavereibewegung, dem Abolitionismus, der Antialko­holbewegung (Temperenz- und Abstinenzbewegung), in der Justiz­reformbewegung, in der Bewegung gegen die Todesstrafe und in der Frauenbewegung. Im Süden hingegen nahm die Erweckungsbewegung aufgrund der sozialen und politischen Umstände, insbesondere wegen der Sklavereidebatte, einen individualistischeren, orthodoxeren Verlauf, was ab den 1830er-Jahren zu einer ganzen Abfolge von Kirchenspaltungen bei Baptisten, Methodisten, New-Light-Presbyterianern und anderen Denomi­nationen führte, die bis heute weiterbestehen. Gleichzeitig erfasste die Erweckung auch die Historically Black Churches und radikalisierte sie.

			Mindestens ebenso wichtig wie der politische Aktivismus war das national-theologische Erbe der Zweiten Erweckungsbewegung. Sie vollzog eine klare Wende zum amerikanischen Patriotismus, was sich in der Rede von der Christian Nation niederschlug. Dies verband sich mit einem markanten überseeischen Missionsstreben, das Patriotismus und die Ideale eines kapitalistischen American Way of Life zum zentralen Movens einer genuin amerikanischen Spiritualität werden ließ. Gleichzeitig nämlich bekannte sich der Evangelikalismus nunmehr zu Kapitalismus und Erwerbsstreben, was mit einer despektierlichen Haltung gegenüber der Armut und den Armen einherging, denen sich in der Folge die katholische Kirche besonders verbunden fühlte. Die prokapitalistische Tendenz blieb auch nach dem Ende des Postmillenarismus im zeitlichen Umfeld des Bürgerkriegs erhalten und radikalisierte sich im Lauf der pentekostalen Erweckungsbewegung im späten 20. Jahrhundert zum Gospel of Prosperity, einer Erfolgstheologie, die eine radikal konsumistische Abkehr von jeder Leidens- und Armutstheologie vollzog. Das patriotische Moment der Erweckungsbewegung zeigte sich schließlich im Angesicht katholischer Masseneinwanderung aus Irland, Deutschland und später aus Polen, Spanien und Italien in der Steigerung des traditionellen protestantischen Antikatholizismus bis hin zu hysterischem Hass.

			Die Zweite Erweckungsbewegung zeitigte weitere, langfristige Folgen. Mit dem Spiritualismus und dem Mormonentum entstanden von den 1820er- bis zu den 1840er-Jahren zwei vollkommen neue, nicht christliche Religionen. Der Spiritualismus stellt sich dabei gern als moderne, naturwissenschaftliche Alternative zum Glauben des traditionellen Christentums dar, indem er auf die vorgebliche Möglichkeit direkter, empirisch »evidenter« Kontaktaufnahme mit den Toten verwies und die Gottesfrage zugunsten eines anthropozentrischen Jenseits relativierte. Demgegenüber sorgte das Mormonentum für Aufsehen, indem es eine Privatoffenbarung seines Gründers Joseph Smith zum Ausgangspunkt für eine komplette Umgestaltung christlicher Lehren nahm. Die Grenze zwischen Gott und dem Menschen wurde faktisch aufgehoben. An deren Stelle traten ein amerikazentrischer Patriotismus, eine rigide Familienmoral und die Vorstellung der Selbstvergottung ethisch korrekt lebender Menschen durch allmählichen ontologischen Aufstieg. Infolge ihrer hierarchisch-antidemokratischen Struktur, ihrer Sonderlehren und ihrer der viktorianischen Sexualmoral widersprechenden Akzeptanz der Vielehe wurden die Mormonen Opfer zivilgesellschaftlicher Gewalt. Während der Spiritualismus wegen der vielen Betrugsskandale, die ihn umgaben, um 1860 herum einen Niedergang erlebte, blühte das Mormonentum im 20. Jahrhundert förmlich auf und zählt heute zu den dynamischsten Religionen weltweit.

			Pluralisierung des religiösen Lebens mit der Wende zum 20. Jahrhundert

			Mit dem Amerikanischen Bürgerkrieg ließen die Effekte der Zweiten Erweckungsbewegung deutlich nach. Ihre optimistische Anthropologie bot keine sinnhaften Deutungsangebote für das Massensterben zwischen 1861 und 1865, ein Phänomen, das nach dem Ersten Weltkrieg auch die liberale Theologie betraf. Als es um 1880 zu einer weiteren Erweckungsbewegung kam, war diese wieder erheblich näher am klassischen Calvinismus mitsamt der Lehre von der doppelten Prädestination, das heißt der göttlichen Vorherbestimmung über das Schicksal aller Menschen im Himmel oder in der Hölle. Nur in der parallel aufkommenden Pfingstbewegung fanden sich Prediger wie Aimee Semple McPherson, die bewusst auf eine positivere Sicht des Christentums setzten. 

			Neben dem Evangelikalismus brachte die Wende zum 20. Jahrhundert mehrere weitere bedeutsame Entwicklungen: Zum einen entstand der Fundamentalismus als akademisch-intellektuelle Abwehrbewegung gegen die deutsche liberale Theologie mit ihrer historisch-kritischen Lesart der Bibel. Im calvinistischen Fundamentalismus setzte sich die Idee der Literalexegese, der wortwörtlichen Bibelauslegung, ebenso das Beharren auf einer traditionellen Dogmatik fest, die sie sogar mit den Katholiken und Orthodoxen teilten. Erst im Lauf der 1920er-Jahre nahm der Fundamentalismus ein antiintellektuelles Gepräge an, das ihn mit den Evangelikalen verknüpfte. Im sogenannten Affenprozess von Dayton, in dem es um den Unterricht der darwinistischen Evolutionslehre an höheren Schulen im Süden der USA ging, kam es 1925 zu einer medialen Kampagne gegen den Fundamentalismus, von der auch die Evangelikalen betroffen waren. Erst in der neuerlichen, maßgeblich vom Baptistenpastor Billy Graham vorbereiteten Erweckungsbewegung ab den 1960er-Jahren tauchten fundamentalistische Strömungen neuerlich auf, die nun gemeinsam mit den konservativen Evangelikalen gegen die in ihren Augen ungerechtfertigte Vorherrschaft der Liberalen in der amerikanischen Kultur und Gesellschaft, gegen den Aktivismus liberaler Richter und gegen die Folgen der Studentenbewegung der 1960er-Jahre sowie der sexuellen Revolution Sturm liefen.

			Diese neue religiöse Rechte betonte ihre maßgebliche Rolle bei der Gründung und Etablierung der USA und hielt entsprechend am Konzept der Christian Nation fest, während sie eine liberale Abtreibungsregelung oder die Homosexuellenehe als Verrat an den etablierten Idealen ihres Bildes von der amerikanischen Republik betrachteten. Dadurch intensivierten sich innerhalb der protestantischen Denominationen und der katholischen Kirche gesellschaftspolitisch motivierte Spannungen, die in der Episkopalkirche und gegenwärtig bei den Nordstaatenmethodisten zu weiteren Spaltungen führten. Aber auch diese Pluralisierung war einzig die Folge von christlichen Binnendifferenzierungen.

			Ab den 1890er-Jahren kam es jedoch auch zu einem »echten«, quantitativ freilich begrenzten religiösen Pluralisierungsschub. Im Rahmen neuer Migrationswellen, aber auch durch das »Weltparlament der Religionen« auf der Columbian Exhibition 1893 in Chicago wurden ganz neue, nicht christliche Religionen in den USA etabliert, etwa Hinduismus, Buddhismus, Sikhismus und der Islam, die allerdings allesamt wenige Angehörige außerhalb ihrer jeweiligen ethnokulturellen Basis fanden. Daneben traten Neugründungen, etwa die neognostischen Strömungen von Theosophie und Anthroposophie, die aber vor allem bürgerliche, akademisch-intellektuelle Zirkel ansprachen. Ähnliches galt für die Christian Science von Mary Baker Eddy, die auf einer ebenfalls gnostischen Selbsterlösungsidee, kombiniert mit einer scharfen Kritik der zeitgenössischen Schulmedizin, aufbaute. Alle diese Neureligionen verfügten nur über eine sehr begrenzte Mitgliederzahl, was auch für neue christliche Denominationen wie die aus Großbritannien stammende Heilsarmee galt. 

			Wichtiger, allerdings auf einer qualitativen Ebene, wurden semireli­giöse Strömungen wie Mind Cure oder Positive Thinking, die Selbsterlösung durch Selbstoptimierung und positives Denken lehrten. Aus dieser Richtung stammte auch die umstrittene Scientology-Bewegung, die jedoch erst in den 1950er-Jahren aufkam. All diesen Bewegungen waren ihre Nähe zu kapitalistischen Konsum- und Werbestrategien sowie ihre bedingungslose Akzeptanz des American Way of Life gemeinsam. Interessanterweise steht der inzwischen abgewählte Präsident Donald Trump dem positiven Denken und dem Gospel of Properity nahe, die beide wortmagische Elemente aufweisen, das heißt, die Gläubigen meinen, durch richtiges Denken und Reden die Welt zu ihren Gunsten verändern zu können. Einen ­anderen Weg gingen die Zeugen Jehovas, die eher durch eine sehr traditio­nelle, strikte Bibelfrömmigkeit als durch Anpassung an die ­individualistische Moderne auffielen.

			Eine weitere Entwicklung, die mit der Wende zum 20. Jahrhundert einherging, war die Ausdifferenzierung des Judentums infolge der Zuwanderung chassidischer und sozialistischer Juden aus dem vom zaristischen Russland beherrschten Polen und dem Westen Russlands nach den Pogromen der 1880er-Jahre. Bis dahin war die jüdische Minderheit eher liberal gewesen, ein Faktor, der durch die Zuwanderung jüdischer Flüchtlinge im Kontext der nationalsozialistischen Judenverfolgung der 1930er- und 1940er-Jahre neuerlich intensiviert wurde. Nun aber sorgten die Chassidim für eine neue orthodoxe und jüdisch erweckte Frömmigkeit, die sich nach 1948 mit einer intensiven Nähe zu jüdisch-orthodoxen Kreisen in Israel verband.

			Im Lauf des 20. Jahrhunderts traten weitere neue Kleinreligionen neben den liberalen Mainstream, den Evangelikalismus, das Pfingst­christentum, den Katholizismus und das Judentum. In den schwarzen ­Gettos des Nordens entstand um 1930 die militant-heterodoxe Nation of Islam, die sich gegen die Dominanz der evangelikalen Historically Black ­Churches wandte, aber bald in eine eigene Variante von Rassismus und Antisemitismus verfiel und von inneren, gewaltsam ausgetragenen Richtungskämpfen erschüttert wurde. Allerdings gelang es der Nation of Islam die bis dahin führende Rolle der Historically Black Churches in der schwarzen Bürgerrechtsbewegung infrage zu stellen. Ab den 1960er-Jahren machten die sogenannten Jugendsekten von sich Reden, innerhalb derer es immer wieder zu sexuellen Übergriffen kam. Einige Relikte dieser Jugendbewegung ­radikalisierten sich bis hin zum kollektiven Selbstmord, man denke an die Sonnentempler von Jonestown oder die Branch Davidians.

			Fazit

			Obwohl diese skizzenartige Darstellung auf den ersten Blick die religiöse Angebotstheorie zu bestätigen scheint, ändert dies nichts am quantitativen und qualitativen Vorherrschen eines traditionellen Christentums. Es bleibt bei dem Befund, dass die Spezifik amerikanischer Religiosität sich der ­Binnendifferenzierung beziehungsweise durch Migration importierten Pluralisierung christlicher Glaubensvorstellungen in divergierende sozioökonomische und kulturelle Milieus hinein verdankt. Ohne diese historisch gewachsene Struktur und ihre ebenfalls historische Formgebung in Richtung Individualismus, Parochialismus, Kapitalismus und nationalistische Demokratie würden sämtliche Angebote ins Leere laufen. Die Religionsgeschichte der USA verläuft weiterhin in Wellenbewegungen, wobei die in den Trump-Jahren zu beobachtende Nähe der Reste des Rechtsevangelikalismus und der konservativen Katholiken zu einem ­Präsidenten, der im Wesentlichen nicht christlichen religiösen Vorstellungen anhängt, ein Zeichen für die gegenwärtige Schwäche der ­etablierten Glaubenssystem ist. Offenkundig ist – wie die am Beginn des Beitrags genannten Zahlen bestätigen – ein neues Wellental erreicht. 

			Überdies hat die Nähe vieler rechtsevangelikaler Gemeinschaften zur Trump-Regierung nicht zuletzt nach dem gescheiterten »Staatsstreich« vom 6. Januar 2021, dem Sturm nationalistischer Gruppen auf das ­Kapitol, dort zu internen Differenzen geführt. Während sich ein Teil der evangelikalen Prediger von Trump und dem Trumpismus distanzierte, bleibt ihm das Gros offenbar treu. Auch die Coronapandemie der Jahre 2020 und 2021 hat zu einer steigenden Verunsicherung in vielen Gemeinden geführt, vor allem auch zu einer politisierten Sicht auf den Umgang mit der Krankheit, deren Existenz gerade von Pentekostalen wahlweise geleugnet oder verharmlost wurde, während das Gros der Mainstreamchristen, die katholische Kirche eingeschlossen, sich an die Vorgaben der Gesundheitsbehörden hielt.

			Anmerkungen
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			Die Zukunft der Universität

			In welche Richtung wird sich die amerikanische Universität1 entwickeln? Ursprünglich war sie als Bildungseinrichtung für Geistliche und Rechtsanwälte gegründet worden, bevor sie sich in einem rapiden gesellschaftlichen Wandel neuen Bedingungen anpasste. Gegenüber dem deutschen Universitätssystem fällt auf, dass zwischen einem staatlichen und einem privat finanzierten Universitätssystem unterschieden wird. In beiden Fällen werden von Studierenden Gebühren erhoben. Die Finanzierungsstruktur, die sich auf Studiengebühren, Spenden ehemaliger Studenten (Alumni) und staatliche Fördermittel auf Bundes- und Landesebene stützt, hat in der Vergangenheit dazu geführt, dass die Hochschulen auf einer relativ stabilen finanziellen Basis qualifizierte Absolventen und innovative Forschung hervorbringen konnten. Zugleich eröffneten sie breiten Schichten der amerikanischen Bevölkerung wirtschaftliche und gesellschaftliche Aufstiegschancen. Heute hat sich das Fundament der Finanzierung der amerikanischen Universitäten verschoben. Das betrifft private Hochschulen ebenso wie staatliche. Manche Privatuniversitäten haben Schwierigkeiten, angesichts der hohen Studiengebühren genügend Bewerber um einen Studienplatz zu erhalten. Zahlreiche Bundesstaaten haben die Etats für ihre staatlichen Universitäten gekürzt. Auch haben sich gesellschaftliche Vorstellungen über den Wert universitärer Bildung gewandelt. Hinzu kommen Verwerfungen, mit denen amerikanische Arbeitnehmer infolge des Einsatzes künstlicher Intelligenz und der Auswirkungen der Globalisierung für die US-Mittelschicht konfrontiert sind. Somit ergeben sich sehr ungewisse Zukunftsperspektiven für das höhere Bildungswesen in Amerika.

			Zu diesen langfristigen Entwicklungen kam im Jahr 2020 die Corona­krise. Viele universitäre Veranstaltungen mussten online durchgeführt werden, das in den USA so wichtige Campusleben veränderte sich völlig. Studenten haben einen Teil ihrer Studiengebühren zurückverlangt, weil sie an keinen extracurricularen Campusaktivitäten haben teilnehmen können. Das stellt die Universitäten vor neue finanzielle Herausforderungen, von denen noch nicht absehbar ist, ob sie langfristige Folgen haben werden.

			Kurze Geschichte der amerikanischen Universität

			Zum Zeitpunkt der Amerikanischen Revolution gab es neun Colleges in den nordamerikanischen Kolonien. In der Reihenfolge ihrer Gründung waren dies das Harvard College (gegründet 1636), das College of William and Mary, Yale College, das College of New Jersey, aus dem die Princeton University hervorgegangen ist, das College of Philadelphia, die heutige University of Pennsylvania, King’s College, die heutige Columbia University, das College of Rhode Island, die heutige Brown University, Queen’s College, die heutige Rutgers University, und das Dartmouth College, gegründet 1769. Diese Colleges wurden den Vorbildern der englischen Universitäten Oxford und Cambridge nachempfunden, unter anderem hinsichtlich des Campus- und Studentenwohnheimsystems. Amerikanische Studierende wohnten (und wohnen bis heute) zumindest in den ­ersten Semestern in universitätseigenen Heimen. Der Zweck eines Studiums bestand zunächst darin, auf der Grundlage eines Lehrplans, dessen Schwerpunkt auf klassischer Bildung lag, Geistliche und Rechtsanwälte auszubilden. Die ersten Universitäten hatten aus diesem Grund religiöse Bindungen. Das Harvard College wurde von Calvinisten gegründet, Yale von Kongrega­tionalisten und das King’s College von der Church of England. Bis 1802 wurden weitere 19 Colleges gegründet. Bis zum Ausbruch des Bürgerkrieges stieg die Zahl auf über 200 an. Der Grund für das rapide Wachstum war, dass viele religiöse Gruppen ihr Weltbild im Erziehungssystem durchsetzen wollten. Während 1810 noch 85 Prozent aller Studenten auf Colleges der drei größten Religionsgemeinschaften gingen, waren es 1860 nur noch die Hälfte. Anders als in Deutschland, wo Universitätsgründungen einen staatlichen Akt darstellten, waren alle hier genannten Universitätsgründungen privat erfolgt. Staatliche Universitäten kamen erst später hinzu.

			Der Amerikanische Bürgerkrieg und die folgende industrielle Revolution stellten Einschnitte in der amerikanischen Universitätsgeschichte dar. Die Hochschulen mussten überlegen, ob sie den bisherigen Weg kleiner, von Religionsgemeinschaften betriebener Institutionen mit dem Schwerpunkt liberal arts weiter fortschreiten oder sich neuen wissenschaftlichen Methoden und neuen Studierendengruppen öffnen wollten.

			Die Demokratisierung der höheren Bildung in den USA begann Mitte des 19. Jahrhunderts, als die beiden im Mittleren Westen gelegenen Bundesstaaten Illinois und Michigan Landwirtschaftliche ­Hochschulen ­(Agricultural Schools) gründeten. Daraufhin formierte sich eine Bürgerbewegung, die auch von anderen Bundesstaaten forderte, staatliche ­Hochschulen zu etablieren. Die Ausnahme waren die Regierungen der ­Südstaaten, die sich nicht darum bemühen wollten, Menschen außerhalb der elitären Klasse der Plantagenbesitzer den Zugang zu höherer Bildung zu ermöglichen. Sie fürchteten, dass arme Farmer im Süden mit steigender Bildung die traditionelle gesellschaftliche Ordnung der Südstaaten infrage stellen würden, die wirtschaftlich und kulturell nach wie vor stark von dem Rückgriff auf die Sklaverei geprägt war. Dies war auch entscheidender Grund dafür, dass eine staatliche Unterstützung für einen breiteren Zugang zu höherer Bildung auf nationaler Ebene blockiert wurde.

			Während des Bürgerkrieges forderte der Kongressabgeordnete Justin S. Morrill aus Vermont ein Gesetz, mit dem jedem Bundesstaat Grund und Boden aus Bundesbesitz zugeteilt wurden, mit der Auflage, den Verkaufserlös zur Finanzierung von Bildungseinrichtungen zu nutzen. Von diesen Institutionen wurde erwartet, Fächer aus dem Bereich der Agrarwirtschaft sowie des Ingenieurwesens und der Militärwissenschaften zu unterrichten. Die Lehrpläne sollten von der Legislative des jeweiligen Bundesstaates festgelegt werden, um die praktische Bildung der arbeitenden Bevölkerungsschichten in den verschiedenen Lebensbereichen und Berufszweigen zu fördern. Die mit dem Morrill Act etablierten Institutionen sind als »Land-Grant«-Universitäten bekannt geworden.

			Als die Südstaaten sich nach dem Ende des Bürgerkriegs 1865 wieder der Union angeschlossen hatten, wurden auch ihnen gemäß dem Morrill Act Landflächen übereignet. Nachdem sich in den darauffolgenden Jahrzehnten gezeigt hatte, dass die meisten Land-Grant-Universitäten in den Südstaaten Afroamerikanern den Zugang zu einem Studium verwehrten, wurde 1890 ein zweiter Morrill Act verabschiedet, der den Staaten auferlegte, zu beweisen, dass ethnische Zugehörigkeit kein Zugangskriterium war, oder andernfalls eine separate Land-Grant-Institution für afroamerikanische Studenten einzurichten. Zu den separaten Land-Grant-Institutionen, die gemäß diesem zweiten Morrill Act etabliert wurden, ­zählen einige der heutigen »Historically Black Colleges and Universities«. Zur gleichen Zeit begannen zahlreiche andere Bundesstaaten, neue staatlich geförderte Universitäten zu gründen.

			Während die zweite industrielle Revolution an Fahrt aufnahm, bekamen immer mehr Amerikaner Zugang zu höherer Bildung. Die Kompetenzen, die in dieser Periode wirtschaftlicher Umwälzungen gebraucht wurden, um die Wirtschaft florieren zu lassen, wurden zum Schwerpunkt der neuen Land-Grant-Universitäten. Mit ihnen wurden die USA auf einer mächtigen Welle wirtschaftlicher Innovationen und anhaltenden Wachstums ins 20. Jahrhundert getragen.

			Ein zweiter Reformfaktor nach dem Bürgerkrieg waren finanzielle Zuwendungen von Industriellen zur Gründung von neuen Universitäten. 1875 wurde auf diese Weise die Vanderbilt University in Nashville gegründet. Es folgten die Johns Hopkins University in Baltimore, die Stanford University und die University of Chicago jeweils 1891.

			Sowohl die Etablierung der Land-Grant-Colleges als auch die ­Gründung neuer privater Institutionen führte dazu, dass sich die Zahl der ­Studenten innerhalb von 20 Jahren (1870-90) von 63.000 auf 156.000 mehr als verdoppelte. Dieser Trend setzte sich bis weit ins 20. Jahrhundert fort. Im Durchschnitt der Jahre 1875 bis 1950 verdoppelte sich die Zahl der Studenten alle 15 Jahre.

			Mitte des 20. Jahrhunderts traf die US-Regierung eine weitere wichtige Entscheidung. Kurz vor Ende des Zweiten Weltkriegs verabschiedete der US-Kongress den Servicemen’s Readjustment Act, besser bekannt als »G. I. Bill of Rights«. Mit diesem Gesetz sollte Kriegsveteranen die Wiedereingliederung ins Berufsleben erleichtert werden. Fast die Hälfte der aus dem Zweiten Weltkrieg heimgekehrten Soldaten nutzte diesen Bildungszuschuss, um zu studieren. Das führte zu einem enormen Zustrom von Studienanfängern an den amerikanischen Universitäten. Im Verlauf des 20. Jahrhunderts nahmen auch immer mehr Frauen ein Studium auf.

			In den 1960er-Jahren wurden die Universitäten zu Orten des gesellschaftlichen Wandels. An der University of Michigan kam es 1965 zum ersten »Teach-in«, nächtlichen Lehrveranstaltungen, auf denen Professoren und ihre Studenten über Amerikas Krieg in Vietnam diskutierten. An der University of California in Berkeley protestierten sie ab 1967 gegen die Studienbedingungen und begründeten das Berkeley Free Speech Movement.

			Ein weiteres historisches Merkmal der amerikanischen Universitäten war stets ihre Anziehungskraft für ausländische Studierende, die neue Talente und Innovationsgeist ins Land brachten. Auf intellektueller und kreativer Ebene profitieren die amerikanischen Universitäten davon, dass sie die besten Köpfe der Welt anziehen, um in den USA zu studieren. Das bringt auch wirtschaftlichen Nutzen – 2018/2019 gab es über eine ­Million ausländische Studierende in den USA. Sie brachten 45 Milliarden ­US-Dollar in die US-Wirtschaft ein, da über 60 Prozent von ihnen ihr Studium mit Mitteln aus dem Ausland finanzierten. Die Ressourcen, die in amerikanische Universitäten investiert werden, schlagen sich in den weltweiten Universitätsrankings nieder, die immer wieder zeigen, dass sich die meisten Topuniversitäten der Welt in den USA befinden.

			Staatliche Finanzierung für das Gemeinwohl

			In den USA werden die staatlichen Universitäten auf der Ebene der Bundesstaaten aus Steuermitteln finanziert. Diese Zuschüsse gehen jedoch stetig zurück. Auch die Bundesregierung subventioniert höhere Bildung durch Finanzhilfen für Studierende. Unzählige Forschungsstudien zeigen den Wert eines höheren Bildungsabschlusses sowohl auf der ­individuellen als auch der gesellschaftlichen Ebene. Von den Personen mit einem Bachelor­abschluss geht ein höherer Anteil wählen, spendet für gemeinnützige Zwecke und engagiert sich ehrenamtlich; eine geringere Zahl von ihnen ist auf Sozialleistungen angewiesen. Menschen, die einen höheren Bildungsabschluss jedweder Art vorweisen können, genießen höhere wirtschaftliche Aufstiegschancen und ein höheres Einkommen. 

			Hochschulbildung ist eine gute Investition sowohl für das Individuum als auch für die Gesellschaft. Dennoch sind seit zwei Jahrzehnten immer häufiger Kürzungen der staatlichen Mittel für das höhere Bildungswesen zu verzeichnen. Diese Entwicklung hat sich während der Wirtschafts- und Finanzkrise von 2007/08 noch beschleunigt. Im Durchschnitt wurden die staatlichen Universitäten gegen Ende der 1990er-Jahre in den meisten US-Bundesstaaten mit etwa 50 Prozent ihres gesamten Finanzbedarfs aus Steuermitteln gefördert, was auf einen staatlichen Zuschuss von 9000 US-Dollar pro Studierendem hinausläuft. Im Jahr 2017 betrug der staatliche Zuschuss pro Studierendem nur noch 7600 US-Dollar. Viele Bundesstaaten mussten während der Finanzkrise ihren Bildungsetat kürzen, weil ihre Steuereinnahmen eingebrochen waren; nur vier Staaten investierten in ihre Hochschulen auf einem Niveau, das an das der Nullerjahre heranreichte. Zehn Jahre nach der Finanzkrise ist der von den Studierenden getragene Anteil der Studiengebühren von durchschnittlich 35,8 auf 46,6 Prozent gestiegen.

			Ein Student, der an einem staatlichen College im Bundesstaat seines Wohnsitzes2 studiert, musste im Studienjahr 2019/20 etwa 9000 US-Dollar an Studiengebühren pro Jahr zahlen, im Vergleich zu 21.000 US-Dollar für Studenten aus anderen Bundesstaaten sowie 18.000 bis 49.000 US-Dollar für Studenten, die ein privates College mit vierjährigem Studiengang besuchten. Mindestens 120 private Colleges berechnen mehr als 50.000 US-Dollar pro Studienjahr. Es ist immer teurer geworden, ein Studium zu absolvieren. 

			Im Präsidentschaftswahlkampf 2020 legten die Senatoren Elizabeth Warren und Bernie Sanders den radikalen Plan vor, die Studiengebühren an staatlichen Universitäten abzuschaffen. Um dieses Ziel zu erreichen, schlug Warren vor, die Kosten des Studienbetriebs im Rahmen einer Partnerschaft zwischen Bund und Bundesstaaten aufzuteilen, um sicherzustellen, dass die Bundesstaaten ihre finanziellen Leistungen für akademischen Unterricht aufrechterhalten können. Dieses Ziel stößt jedoch auf erbitterten Widerstand von Konservativen und von Bürgern, die fragen, warum Familien, deren Kinder nicht studieren, höhere Steuern zahlen sollen, um andere Familien zu subventionieren, damit deren Kinder Ärztinnen und Anwälte werden.

			Infolge der Kürzungen der staatlichen Bildungszuschüsse müssen heute viele Studierende höhere Schulden aufnehmen, um ihr Studium zu finanzieren. Während 2003 die Verschuldung durch Studiendarlehen insgesamt niedriger lag als durch andere Schulden – etwa durch Autokredite und Kreditkartenaußenstände –, war sie bis 2010 zur wichtigsten Ursache von Verschuldung geworden, mit steigender Tendenz. Anfang 2020 betrug die Gesamtverschuldung durch Studiendarlehen 1,7 Billionen Dollar.3

			Abb. 1: Entwicklung der Studienkredite 2006-2020
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			* q1 = 1. Quartal 
Quelle: Board of Governors of the Federal Reserve System (US), Student Loans Owned and Securitized, Outstanding [SLOAS], retrieved from FRED, Federal Reserve Bank of St. Louis; https://fred.stlouisfed.org/series/SLOAS, March 11, 2021

			Selbst eine relativ geringe Schuldenlast hat Folgen für den Start eines Absolventen in sein Berufsleben. Wenn ein Studiendarlehen bedient werden muss, wird es schwieriger, Ersparnisse anzulegen für den Erwerb einer Immobilie oder eines Autos, oder auch nur, um eine Familie zu gründen.

			Zudem hat der Rückgang der staatlichen Fördermittel zu niedrigeren Abschlussraten geführt. Wenn eine Studentin höhere Studiengebühren finanzieren muss, wird sie vielleicht während des Studiums nebenher arbeiten müssen – und Studierende, die mehr als 15 Wochenstunden arbeiten, haben wesentlich geringere Aussichten, ihren Abschluss zu machen. Aufgrund der sinkenden Abschlussraten wird der Bedarf des US-Arbeitsmarktes an qualifizierten Akademikerinnen und Akademikern nicht gedeckt. Durch die Entscheidung, die staatlichen Mittel für höhere Bildung zu kürzen, verspielen die Bundesstaaten ihre besten Chancen für Diversifizierung, Wachstum und Krisenfestigkeit ihrer Wirtschaft.

			Sinkendes Vertrauen in Experten 

			Die Globalisierung hat dazu beigetragen, das Vertrauen der Amerikanerinnen und Amerikaner in das Gemeinwesen und staatliche Institutionen zu untergraben. Durch Industriebetriebe, die nicht unbedingt eine hochgebildete Belegschaft brauchen, wurde es möglich, dass im ­Mittleren Westen und im Nordosten der USA florierende und überwiegend von Bürgern der Mittelschicht bewohnte Städte entstanden. Dass Bildung geschätzt wurde und als »Ausweg« aus einer Laufbahn als ­Fabrikarbeiter galt, war klar, aber man konnte auch ohne Collegeabschluss einen ordentlichen Lebensunterhalt verdienen.

			Doch mit dem Fortschreiten der Globalisierung wurde diese Perspektive zunehmend ungewiss. Arbeitsintensive Fabrikarbeit wurde auf billigere Arbeitsmärkte in anderen Ländern ausgelagert und durch Technologie wurde der Anteil der Arbeit an den Produktionskosten gedrückt, wodurch die gesellschaftliche Stabilität in diesem Teil der amerikanischen Mittelschicht ins Wanken geriet. Die Auswirkungen dieser Entwicklung sind nicht zu übersehen. Die Opioidepidemie in den Vereinigten Staaten kann unter anderem auf die wirtschaftlichen Verwerfungen in den Regionen, die von diesem rapiden Wandel am stärksten betroffen sind, zurückgeführt werden. Während die Globalisierung eine unaufhaltsame Entwicklung ist und für viele wirtschaftlichen Nutzen erbringt, gibt es auch zahlreiche Verlierer, unter anderen die nicht akademisch gebildeten Bürger der arbeitenden Mittelschicht Amerikas.

			Das Unbehagen dieser arbeitenden Mittelschicht wird noch dadurch verstärkt, dass auch der zunehmende Einsatz künstlicher Intelligenz – zweifellos ebenfalls ein Gewinn für die Gesellschaft als Ganzes – immer mehr Arbeitsplätze vernichtet, die in geringerem Maß menschliches Urteilsvermögen erfordern. Selbst die Vertreter hoch qualifizierter Berufsstände – etwa Ärzte (Roboterchirurgen führen das Skalpell präzise und perfekt) und Buchhalter (lernende Maschinen können besser mit den ständigen Änderungen der Gesetze Schritt halten) – sind mit einer totalen strukturellen Verlagerung ihrer Zukunftsperspektiven konfrontiert. Wenn also die Roboter unsere rapide schwindenden, zunehmend weltweit mobilen Jobs übernehmen können, warum sollten Menschen dann noch viele Stunden in Hörsälen verbringen, nur um ein Stück Papier zu bekommen?

			Auch höhere Bildung wurde bereits als Konkurrenz für qualifizierte Ausbildungsberufe in Gewerbe und Handwerk dargestellt. Viele junge Leute verlassen das Elternhaus und fangen ein Studium an, heißt es, um sich in Fachrichtungen ausbilden zu lassen, die nicht unbedingt zu einem Job führen werden. Stattdessen sollten sie lieber eine Lehre machen, denn schließlich herrscht eine Knappheit an qualifizierten Handwerkern. Der Bedarf an Menschen, die Highways und Transportsysteme bauen können, Bürogebäude und Wohnhäuser, Pipelines und Windkraftanlagen, ist akut. Es setzen sich mehr qualifizierte Handwerker zur Ruhe, als durch ihre jüngeren, neu auf den Arbeitsmarkt kommenden Kollegen ersetzt werden können. Hinzu kommt, dass Arbeiter wegen der körperlichen Belastungen ihrer Tätigkeit ein kürzeres Berufsleben haben. Heute haben die US-Unternehmen größere Schwierigkeiten, Fabrikarbeiter zu finden als Büroangestellte.

			Dieser sehr reale Trend hat zu dem Mythos geführt, als Klempner könne man zum Millionär werden. Diese Legende nahm ihren Anfang mit einer Rede, die der ehemalige Bürgermeister von New York Michael Bloomberg 2014 hielt. Seither haben Kommentatoren der Medien diese Idee aufgegriffen und Beispiele von realen Handwerkern angeführt, die reich geworden waren. Die Realität sieht dagegen so aus, dass ein kompetenter und fleißiger Handwerker mit Berufserfahrung ein komfortables Einkommen erzielen kann. Die Verlagerung aller bildungspolitischen Anstrengungen von der Hochschulbildung in die gewerbliche Ausbildung wird die Probleme der Mittelschicht Amerikas jedoch nicht lösen.

			Zukünftige Herausforderungen

			Die amerikanischen Universitäten haben auch früher schon große Herausforderungen gemeistert. Heute müssen sie einen weiteren demografischen Wandel bewältigen. Der moderne Student lässt sich am besten als »post­traditionell« charakterisieren – er ist häufiger als in den Dekaden zuvor der Erste aus seiner Familie, der eine höhere Bildung anstrebt, er ist mindestens 25 Jahre alt und stammt aus einem sozioökonomisch benachteiligten Umfeld. Die amerikanische Universität muss mit diesen Studentinnen und Studenten anders arbeiten, die akademische Welt entmystifizieren und ein Zugehörigkeitsgefühl zu wissenschaftlichen Gemeinschaften aufbauen, in die die Studierenden eintreten. Zugleich muss sie das Bewusstsein fördern, dass höhere Bildung einen Weg zu sozioökonomischen Aufstiegschancen eröffnet, sich tatsächlich »auszahlt«. Und das muss sie angesichts eines schwindenden Vertrauens in den Wert von Bildung sowie von Kürzungen der staatlichen Bildungsförderung erreichen.

			Amerikanische Universitäten wie die Arizona State und die Georgia State University haben sich als innovativ erwiesen. Erstere hat Pionierarbeit geleistet, um berufstätigen Erwachsenen einen flexiblen Zugang zu hochwertigen und an der Berufspraxis orientierten Onlinebildungsangeboten zu ermöglichen. Sie bietet bedarfsgerechte, häufig von Arbeitgebern subventionierte Fortbildungskurse an sowie berufsorientierte Zertifikate, die den Studenten eine bestimmte Kompetenz bescheinigen, ohne dass sie vier Jahre lang studieren müssen, um einen Abschluss zu erwerben. Die Georgia State University hat ihr Modell der Unterstützung für Studierende revolutioniert, indem sie bei Bedarf akademische Beratung und Mentoring ­anbietet, um ihren Studierenden zu helfen, auf dem Weg zum Erfolg zu bleiben. In den vergangenen fünf Jahren ist dieses neue Modell von zahlreichen amerikanischen Universitäten übernommen worden.

			Anmerkungen

			
				
					1	Der Begriff »Universität« soll in diesem Beitrag auch Colleges umfassen. Unter College versteht man eine vierjährige Bildungseinrichtung, die den Bachelorabschluss (Bachelor of Arts, Bachelor of Science) vergibt. Universitäten bieten neben dem Bachelorstudium auch ein Graduate Program an, das zum Masterabschluss (M.A.) und zum Doktorgrad (Ph.D.) führt.

				

				
					2	Staatliche Hochschulen berechnen den Bürgern ihres eigenen Bundesstaats deutlich niedrigere Studiengebühren (in-state tuition) als Studenten aus anderen Bundesstaaten oder aus dem Ausland.

				

				
					3	Federal Reserve Bank of New York, newyorkfed.org/microeconomics/hhdc/background.html.

				

			

		


		
			Marcel Fahrner und Tim Pawlowski

			Sport

			Sport hat in den USA einen hohen gesellschaftlichen Stellenwert. Beharrlicher Einsatz und zielgerichtete Anstrengungen in Wettkampf und Training stehen sinnbildlich für den American Dream. Erfolgreiche Spitzensportlerinnen und -sportler gelten als vorbildliche Repräsentantinnen und Repräsentanten der Nation. Der amerikanische Sport weist dabei zahlreiche Eigenheiten auf, die ihn vom organisierten Sport in Deutschland unterscheiden.

			Profisport – Major Leagues

			Kennzeichnend für den amerikanischen Sport ist der in sogenannten Major Leagues organisierte professionelle Mannschaftssport, insbesondere American Football, Basketball, Baseball und Eishockey.1 Mit Ausnahme der NFL handelt es sich bei den Major Leagues um nordamerikanische Ligen, da hier jeweils auch kanadische Teams lizenziert sind. Der Fußball gewinnt zwar seit Jahren an Aufmerksamkeit, im Vergleich zu den tradierten Ligen hat die Major League Soccer (MLS) jedoch weiterhin deutlichen Abstand, etwa mit Blick auf Medien- oder Sponsoringerlöse.

			Die Major Leagues stellen monopolistische Ligensysteme dar, die vom Kartellrecht ausgenommen sind (Sports Broadcasting Act, 1961). Im Gegensatz zu den europäischen Sportligen handelt es sich um geschlossene Systeme ohne Auf- und Abstieg, die durch eine Mischung aus genossenschaftlicher Struktur und Franchisesystem charakterisiert sind. Dabei ist ökonomisches Gewinnstreben neben sportlichem Erfolg ein systemimmanentes Ziel. Darüber hinaus regulieren die Sportligen den sportlichen wie wirtschaftlichen Wettbewerb zwischen den Klubs, wie dies in europäischen Sportligen nur bedingt der Fall ist: Da kein Auf- oder Abstieg nach sportlichen Kriterien existiert, sichern beispielsweise monopolistische Territorialrechte den Klubs regionale Zuschauernachfrage und wirtschaftlich adäquate Rahmenbedingungen – von wenigen Ausnahmen abgesehen: In der NBA etwa sind Los Angeles und New York Heimat von je zwei Teams. Über die Umverteilung von Erlösen aus Ticketing, Sponsoring und Medienrechten (revenue sharing) werden die wirtschaftlichen Potenziale der Klubs deutlich konsequenter reguliert als in europäischen Sportligen. Mit demselben Ziel definieren die Major Leagues auch Obergrenzen für Spielergehälter (salary caps), was in Europa arbeitsrechtlich kritisch wäre und insbesondere im europäischen Ligenkontext aufgrund der unterschiedlichen Wirtschafts- und Wettbewerbsbedingungen der Klubs praktisch ausgeschlossen ist. Auch die Restriktionen für den Transfer von Spielern zwischen den Klubs und explizite Regeln für die Verteilung von Nachwuchsspielern (draft system), die wiederum die sportliche Ausgeglichenheit der Klubs stärken sollen, existieren im europäischen Profisport nicht.

			Den US-Sportligen gelingt die Vermarktung ihrer sportlichen Wettbewerbe als Gesamtprodukt in besonderer Weise. Medienpartner der Major Leagues sind seit Jahrzehnten die großen Konzerne wie Fox, CBS, NBC und ESPN, deren große Reichweite unter anderem auch die Werthaltig­keit der Sponsoringrechte steigert. Dies ändert sich derzeit durch vermehrte Streamingbezahldienste der Major Leagues, die mit ihren Medienangeboten (etwa MLB TV, NBA League Pass) oder in Kooperation mit Techfirmen wie Twitter oder Amazon (NFL Thursday Night Games) die Sportzuschauerinnen und -zuschauer direkt adressieren.

			Eine zentrale Herausforderung für die Major Leagues ist der Umgang mit Sportwetten, die in den USA erst seit 2018 erlaubt sind. Die Sportligen hatten sich aus Sorge um die Integrität ihres Sports, die zum Beispiel durch Bestechung von Schiedsrichtern gefährdet werden könnte, lange gegen eine Legalisierung von Sportwetten positioniert. Mittlerweile sind einige Ligen und Klubs Kooperationen mit Wettanbietern eingegangen, um wirtschaftlich von der neuen Situation zu profitieren. Allein im ersten Jahr seit der Legalisierung wurden in den USA rund neun Milliarden US-Dollar mit Sportwetten umgesetzt.2 Das Thema Sportwetten tangiert auch die Aktivitäten der Sportligen im Bereich E-Sport, da hier ebenfalls ein Wettmarkt entstanden ist. Mittlerweile haben praktisch alle Major Leagues digitale Ableger ihrer Sportarten lizenziert: die NBA 2K League, die eMLS League und die NFL sponsert die Madden Club Championship Major Series.

			Politische Herausforderungen entstehen unter anderem im Zuge der internationalen Vermarktung der Major Leagues. So sah sich die NBA 2019 in China, ihrem größten und wachstumsstärksten Auslandsmarkt, massiven Protesten gegenüber. Nachdem der Manager der Houston Rockets via Twitter zur Solidarität mit den Anti-China-Protesten in Hongkong aufgerufen hatte, sprangen chinesische Sponsoren ab und die TV-Übertragung von NBA-Spielen in China wurde ausgesetzt. Das Spannungsfeld zwischen der für amerikanische Fans wichtigen Positionierung zugunsten des Rechts auf freie Meinungsäußerung und den Erlösen aus chinesischen Fernseh- und Werbeverträgen ist dabei kaum auflösbar.

			Collegesport – intercollegiate athletics

			Der Spitzensport an Colleges und Universitäten – intercollegiate athletics – hat in den USA ebenfalls eine große Bedeutung. Unterteilt in drei Leistungslevels (divisions) verantwortet die National Collegiate Athletic Association (NCAA) ein kommerzialisiertes und hoch professionelles Wettkampf­wesen in 24 Sportarten. Dabei übernimmt der Collegesport sowohl für die Major Leagues als auch für den olympischen Wettkampfsport, beispielswiese im Schwimmen oder in der Leichtathletik, eine wichtige Talentförder- und Zulieferfunktion. Eine ökonomisch herausragende Rolle spielen American Football und Basketball. So entfielen 2019 beispielswiese von den NCAA-Gesamteinnahmen in Höhe von rund 1,1 Milliarden US-Dollar allein 867 Millionen US-Dollar auf den Verkauf von TV- und Multimediarechten der Basketballspiele der Division I sowie Werberechte weiterer NCAA-Meisterschaften an CBS und Turner Broadcasting System.3

			Im Wettbewerb der Bildungseinrichtungen versprechen sportliche Erfolge, insbesondere im American Football oder im Basketball, wichtige Reputationsgewinne. Sie gelten folglich als wichtiger Bestandteil der Markenbildung vieler Universitäten. Aus diesem Grund stellen diese nicht nur qualifizierte Trainerinnen und Trainer sowie Begleitpersonal für ihre Sportmannschaften an, sondern unterhalten teilweise auch eine beeindruckende Sportinfrastruktur. Darüber hinaus werben die Universitäten (zusammen mit der NCAA) über Sportstipendien talentierte Nachwuchssportlerinnen und -sportler aus aller Welt für ihre Teams an. 2018 wurden hierfür fast 3,5 Milliarden US-Dollar für 180.000 Stipendien investiert.4 Der damit einhergehende Stellenwert des sportlichen Erfolgs führt bei allen Beteiligten zu einem enormen Erfolgsdruck.

			Eine zentrale Herausforderung für die NCAA und die Universitäten ist die Wahrung der Integrität des Collegesports. Dabei spielen Doping und Medikamentenmissbrauch ebenso eine Rolle wie Korruption von Trainerinnen und Trainern, etwa in Hinblick auf die Berücksichtigung von Sportlerinnen und Sportlern in besonders prestigeträchtigen Spielen. Darüber hinaus sind auch (versteckte, weil von der NCAA verbotene) Zahlungen – etwa durch die großen Sportartikelhersteller – an die (vermeintlichen) Amateursportlerinnen und -sportler in den vergangenen Jahren verstärkt in den Fokus gerückt. Unter dem Eindruck staatlicher Korruptionsuntersuchungen implementierte die NCAA ab 2018 insbesondere mit Blick auf den Collegebasketball Reformen, die zum Beispiel den Studierenden mehr Entscheidungsfreiheit bezüglich etwaiger Profikarrieren einräumen und auch Einflussnahmen im Kontext der Spielerrekrutierung verringern helfen sollen.

			Olympischer (Spitzen-)Sport

			Gesellschaftliche Relevanz hat in den USA ferner der olympische Spitzensport, dessen politische Bedeutung historisch aus dem globalen Wettstreit der politischen Systeme resultiert. »Team USA« gewann bei Olympischen Sommerspielen bislang mehr als 2.500 Medaillen (über 1.000-mal Gold) und war damit erfolgreicher als jede andere Nation; bei Winterspielen waren es mehr als 300 Medaillen (über 100-mal Gold), gleichbedeutend mit Platz zwei hinter Norwegen. Zudem fanden in keinem anderen Land der Welt bislang vergleichbar viele Olympische Spiele statt (je vier Winter- und Sommerspiele). Auch die Sommerspiele 2028 sind an Los Angeles vergeben.

			Basierend auf dem Amateur Sports Act von 1978 (seit 1998 Ted Stevens Olympic and Amateur Sports Act), stellt das United States Olympic & Paralympic Committee (USOPC) die zentrale Organisation des olympischen und paralympischen Spitzensports in den USA dar. Alle Aktivitäten im Kontext des internationalen Wettkampfsports werden vom USOPC gemeinsam mit den nationalen Sportverbänden (National Governing Bodies) verantwortet. Wie im bundesdeutschen Spitzensport ist die Vergabe von Fördermitteln des USOPC an die Sportverbände sowie Athletinnen und Athleten stark erfolgsabhängig und insbesondere auf Medaillengewinne bei Paralympischen und Olympischen Spielen ausgerichtet. Staatliche Fördermittel des Bundes stehen dem olympischen Spitzensport in den USA hingegen nicht in vergleichbarer Weise zur Verfügung, insbesondere erhalten die Sportverbände keine direkten Fördergelder zugunsten spitzensportlicher Programme und Maßnahmen. Vielmehr finanzieren sich das USOPC und die Sportverbände vor allem über die mediale und insbesondere werbliche Vermarktung.

			Das USOPC partizipiert dabei substanziell an den Medien- und Sponsoreneinnahmen des IOC (International Olympic Committee). Über eine Exklusivvereinbarung mit dem IOC fließen 20 Prozent der Sponsoringeinnahmen und 12,75 Prozent der Einnahmen aus den Medienrechten für den US-Fernsehmarkt an das USOPC (2018 zusammen rund 214 Millionen US-Dollar). Dies trägt unter anderem der Tatsache Rechnung, dass wesentliche IOC-Sponsoren amerikanische Unternehmen sind (zum Beispiel Coca-Cola, General Electric, Procter & Gamble) und der TV-Vertrag mit NBC für den US-Fernsehmarkt (rund 650 Millionen US-Dollar jährlich bis 2032) für etwa die Hälfte der gesamten TV-Einnahmen des IOC sorgt (rund 1,4 Milliarden US-Dollar im Jahr 2019).5

			Eine zentrale Herausforderung des olympischen Spitzensports in den USA ist der Umgang mit zum Teil systematischem (sexuellem) Missbrauch von Athletinnen und Athleten und die in einigen nationalen Sportverbänden vorherrschende Tatenlosigkeit gegenüber Täterinnen und Tätern, zum Beispiel im Turnen oder Schwimmen. Damit einhergehende Imageschäden bringen nicht nur die auf TV- und Sponsoringeinnahmen aufgebaute Finanzierung der Sportverbände unter Druck, sondern haben auch zu politischen Interventionen geführt. 2017 wurde beispielsweise das United States Center for SafeSport als unabhängige Organisation zum Schutz von Athletinnen und Athleten sowie zur juristischen Aufarbeitung von Missbrauchsfällen gegründet (Protecting Young Victims from Sexual Abuse and Safe Sport Authorization Act). Das Zentrum hat mittlerweile nicht nur Aus- und Fortbildungsmaßnahmen, sondern auch Strukturen geschaffen, über die Fälle von Missbrauch und Fehlverhalten im Sport gemeldet, untersucht und bearbeitet werden können.

			Jugend- und Breitensport

			Der organisierte Jugend- und Breitensport wird in den USA von unterschiedlichen Anbietern getragen. Beispielsweise offeriert die Young Men’s Christian Association (YMCA) mit ihrer nationalen Geschäftsstelle und etwa 2.400 YMCAs vielfältige Gesundheits- und Fitnessprogramme in rund 10.000 Kommunen. Diese Sport- und Freizeitaktivitäten sollen die Lebensqualität der Amerikanerinnen und Amerikaner steigern helfen und zu einem gesünderen Lebensstil beitragen.

			Weitere Sportangebote für Jugendliche und Erwachsene bieten die Behörden auf regionaler und kommunaler Ebene (local governments). Dies erfolgt typischerweise über sogenannte parks & recreation departments oder recreation centers. Neben Fitness- und Ernährungskursen, ­Sportprogrammen und weiteren bewegungsbezogenen Freizeitaktivitäten halten die parks & recreation departments auch eine zum Teil vielfältige Sportinfrastruktur vor, die sie lokalen (Non-Profit-)Sportvereinigungen zur Verfügung stellen oder in denen die Bürgerinnen und Bürger selbst organisiert sportlich aktiv sein können, zum Beispiel Parks, Outdoorfitnessstationen und Schwimmbäder. Für viele der privaten Sportvereine (sport clubs), die insbesondere im Turnen, im Tennis und im Golf weitverbreitet sind, gilt, dass deren Mitgliedschaftsgebühren oft die (eher) moderaten Vereinsbeiträge in Deutschland weit übersteigen.

			Sport, Diskriminierung und Rassismus 

			Herausragende Sportlerinnen und Sportler wie Hank Aaron (Baseball) oder Serena Williams (Tennis) gelten als positive Beispiele, dass sich schwarze Menschen bei entsprechender Leistung gleichwertige Möglichkeiten gesellschaftlicher Teilhabe eröffnen können. Gleichzeitig sind gerade die Major Leagues auch ein Spiegelbild gesellschaftlicher Spaltung: So bilden Afroamerikaner die große Mehrheit der Spieler in der NBA, während die Mehrheit der Klubbesitzer und das Management der Liga weiß sind. Außerdem konnten in der NBA implizit rassistische, vorurteilsbehaftete Schiedsrichterentscheidungen nachgewiesen werden.6

			Weltbekannt im olympischen Sport wurde der Protest im Zeichen der Black-Power-Bewegung von Tommie Smith und John Carlos bei der Siegerehrung für den 200-Meter-Lauf 1968. Beide wurden allerdings anschließend aus dem Olympiateam verbannt und über Jahre gesellschaftlich geächtet. Entsprechend positionierten sich danach kaum noch Sportstars gegen solche gesellschaftlichen Probleme. Große Aufmerksamkeit erlangte allerdings der Quarterback der San Francisco 49ers, Colin Kaepernick, der 2016 in der NFL eine Welle des Protests gegen Rassismus und Polizeigewalt anstieß. Seinem Beispiel folgend, knieten oder saßen zahlreiche Athleten beim Abspielen der Nationalhymne vor den Spielen, anstatt – wie üblich – dabei zu stehen. Nach heftigen Debatten verbot die NFL 2018 das Knien während der Nationalhymne und Kaepernick hat bis 2021 keinen Profivertrag mehr in der NFL erhalten. Allerdings wandelte sich das Bewusstsein im Zuge der Rassismusdebatte im Jahr 2020, was auch Kaepernick neue Anerkennung brachte.

			Der Tod von George Floyd durch Gewalt eines weißen Polizisten im Mai 2020 und der Schusswaffengebrauch gegenüber Jacob Blake im August 2020 haben – auch angesichts der Aktivitäten der Black-Lives-Matter-Bewegung und des kollektiven Bewusstseins um gesellschaftliche Spannungen – enorme Resonanz im US-Sport erhalten. Seither positionierten sich Sportlerinnen und Sportler deutlich wie nie gegen Rassismus und Polizeigewalt gegenüber Schwarzen. Kurzfristig boykottierten Athletinnen und Athleten sogar Spiele ihrer Profiligen und die NBA verknüpfte ihre Play-off-Spiele, die aufgrund der Coronapandemie als Turnier in der »Bubble« von Orlando stattfanden, explizit mit dem Anspruch, das gesellschaftliche Bewusstsein für Rassismus und soziale Ungleichheiten schärfen zu wollen. Politische Aktivitäten der mehrheitlich schwarzen Spieler wurden von der Liga explizit unterstützt. Einige NBA-Klubs stellten außerdem ihre Spielstätten als Wahllokale für die Präsidentschaftswahlen 2020 zur Verfügung. Die Major Leagues haben darüber hinaus Programme und Initiativen gestartet, um mittel- wie langfristig Ökonomie und Bildung der schwarzen Bevölkerung zu unterstützen.

			Sport in Zeiten der Pandemie

			Die Coronapandemie hat die USA schwer getroffen und erhebliche Auswirkungen für den Sport. Zahlreiche regionale, nationale und interna­tionale Sportevents wurden entweder verschoben oder abgesagt. Die Major Leagues pausierten vorübergehend ihren Spielbetrieb. Erst Ende Juli 2020 setzte die NBA als erste Major League den Spielbetrieb unter strikter Isolation der Mannschaften im Walt Disney World Resort in Orlando (Florida) fort. Die NHL spielte ab August 2020 isoliert in zwei »Hub Cities« (Toronto und Edmonton) ein auf 24 Mannschaften reduziertes Format. Die MLB trug nur 60 statt 162 Spiele aus und ließ dann eine auf 16 Teams erweiterte Finalrunde (post-season) in Arlington (Texas) spielen.

			Die unmittelbaren wirtschaftlichen Folgen waren immens. Produktion und Konsum von Sport sind auf soziale Interaktion angelegt und aufgrund der wechselseitig aufeinander bezogenen Märkte (Spielbetrieb – Werbung – massenmediale Übertragung) entsteht bei einer Aussetzung des Spielbetriebs ein ökonomischer Dominoeffekt. Die NBA zum Beispiel erzielt etwa 40 Prozent ihrer Erlöse aus Ticketing und verlor aufgrund der 258 abgesagten Spiele knapp 700 Millionen US-Dollar. Der isolierte Spielbetrieb in Orlando wiederum kostete die Liga rund 180 Millionen US-Dollar, sicherte ihr aber Medienerlöse der dort ausgetragenen 172 Spiele in Höhe von etwa 1,5 Milliarden US-Dollar.7 Erlöse aus Medien- und Werberechten sind auch das wirtschaftliche Rückgrat des Collegesports. Infolge der zeitweisen Einschränkung ihrer Sportwettbewerbe erlöste die NCAA 2020 durch Sportevents/Ticketing lediglich 16 Millionen US-Dollar (rund zehn Prozent des Vorjahres), durch Medienrechte 165 Millio­nen US-Dollar (rund 20 Prozent des Vorjahres).

			Die mittel- und langfristigen Folgen der Pandemie für den Spitzen- und Profisport sind aktuell nur schwer abzuschätzen. Einerseits startete die NFL als erste der Major Leagues bereits im September 2020 wieder im Normalbetrieb und abhängig von den jeweiligen Regelungen der Bundesstaaten zum Teil sogar vor (wenigen) Zuschauern in den Stadien. Den Super Bowl 2021 durften beispielsweise 22.000 Zuschauer live im Stadion verfolgen. Zugleich deutet sich ein gegebenenfalls nachhaltig verändertes Konsumverhalten des Sportpublikums an. So verzeichneten die Major Leagues 2020 massive Einbrüche bei den TV-Zuschauerzahlen – mit Folgewirkungen auf die angeschlossenen Märkte wie Sportwetten, Sponsoring oder Catering.

			Auch die mittel- und langfristigen Effekte der Pandemie auf den Jugend- und Breitensport sind bislang kaum zu antizipieren. Mindestens vorübergehend haben die lokalen Sportanbieter ihre Rolle als soziale Orte im kommunalen Kontext verloren. Über digitale Plattformen werden eher individuelle Fitnessaktivitäten angeregt und weniger Teamsport. Darüber hinaus zeichnet sich – auch global – eine Welle zunehmender Inaktivität in der Bevölkerung ab. All diese Entwicklungen haben erhebliche (negative) Auswirkungen auf das aktuelle und zukünftige Gesundheits- und Sozialkapital in der Gesellschaft.

			Anmerkungen

			
				
					1	Das sind: National Football League (NFL), National Basketball Association (NBA), Major League Baseball (MLB) und National Hockey League (NHL).

				

				
					2	Kerstin Schäfer, Geldmaschine Sportwetten: 9 Mrd. US-Dollar Umsatz in einem Jahr, 16.6.2019, https://www.casino.org/de/nachrichten/geldmaschine-sportwetten-9-mrd-us-dollar-umsatz-in-einem-jahr.

				

				
					3	NCAA, Consolidated Financial Statements as of and for the Years Ended August 31, 2019 and 2020, Indianapolis 2020, https://www.ncaa.org/about/resources/finances.

				

				
					4	NCAA, Where Does The Money Go?, http://www.ncaa.org/about/resources/finances.

				

				
					5	IOC, Annual Report 2019, Lausanne 2020.

				

				
					6	Joseph Price/Justin Wolfers, Racial Discrimination Among NBA Referees, in: The Quarterly Journal of Economics, 125 (2010) 4, S. 1859-1887.

				

				
					7	Tommy Beer, NBA’s Bubble Prevented $1.5 Billion In Losses, 20.10.2020, https://www.forbes.com/sites/tommybeer/2020/10/20/report-nbas-bubble-prevented-15-billion-in-losses/?sh=4ab23d523823.

				

			

		


		
			V Wirtschaft, Finanzen und Technologie

		


		
			Jürgen Kähler

			Die US-Wirtschaft im 21. Jahrhundert

			Die Wirtschaft der USA ist mit deutlichem Abstand die größte der Welt. Mit einem Bruttoinlandsprodukt (BIP) – der Summe aller produzierten Waren und Dienstleistungen – von 21,4 Billionen US-Dollar lagen die USA 2019 deutlich vor China (14,3 Billionen US-Dollar), Japan (5,0 Billionen US-Dollar) und Deutschland (3,9 Billionen US-Dollar). Die US-Wirtschaft erlebte in den ersten zwei Jahrzehnten des 21. Jahrhunderts eine sehr wechselvolle Geschichte. Angetrieben durch die Revolution in der Informationstechnologie seit den 1990er-Jahren, erzielten die USA BIP-Wachstumsraten, die für ein Industrieland ungewöhnlich hoch sind. Als Keimzellen der internationalen IT-Revolution gilt das Silicon Valley, in dem weltweit führende Unternehmen wie Apple, Google, Facebook und Intel beheimatet sind. Mögen die wirtschaftlichen Erfolge der USA atemberaubend gewesen sein, so waren die Einbrüche ebenso spektakulär. In den ersten beiden Jahrzehnten des 21. Jahrhunderts erlebten die USA drei Rezessionen: das Platzen der sogenannten Dotcomblase mit der folgenden Rezession von April bis November 2001, die »Große Rezession« von Januar 2008 bis Juni 2009, die durch die Subprimekrise ausgelöst wurde, sowie die Coronakrise, die im Frühjahr 2020 Folge der Covid-19-Pandemie war und zu einem drastischen Einbruch der wirtschaftlichen Aktivitäten führte.

			Ökonomische Struktur und Dynamik

			Die USA nehmen auch eine führende Position beim BIP pro kopf" ein, eine Kennziffer, die allgemein als Indikator für die wirtschaftliche Entwicklung eines Staates gilt. Hier liegen die USA mit einem Wert von rund 65.200 US-Dollar deutlich vor den anderen Ländern aus der Gruppe der sieben größten westlichen Industriestaaten (G7), siehe Tabelle 1. 

			Tab. 1: Ökonomische Kennziffern der G7-Staaten 2019 
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			* 2018 
Datenquellen: Weltbank (https://data.worldbank.org/indicator), OECD (https://stats.oecd.org/)

			Eine Messziffer zur Bestimmung der Offenheit einer Volkswirtschaft ist der Quotient aus Exporten zum BIP. Große Länder wie die USA haben in der Regel geringere Werte für diesen Quotienten, weil ein bedeutender Teil des Handels innerhalb des Staatsgebietes stattfindet, während kleinere Länder viele Güter aus dem Ausland importieren müssen, weil sie nicht im Inland hergestellt werden. Da die USA das mit Abstand wirtschaftlich größte G7-Land sind, fällt der Offenheitsquotient mit 11,7 Prozent deutlich geringer aus als in anderen Ländern. Eine wichtige Konsequenz daraus ist, dass die USA eine geringere Ansteckungsgefahr gegenüber interna­tionalen Wirtschaftskrisen haben als offenere Volkswirtschaften. Deutschland weist mit einem Wert von 46,9 Prozent den größten Offenheitsquotienten in dieser Gruppe auf.

			Ein Indikator, um die Rolle des Staates in der Wirtschaft zu quantifizieren, ist der Quotient aus Staatsausgaben und BIP. Hohe Werte zeigen, dass der Staat mit seinen Ausgaben einen großen Teil der ökonomischen Ressourcen für sich beansprucht. Im Vergleich der G7-Staaten haben die USA mit 37,8 Prozent den niedrigsten Wert. Alle europäischen G7-­Staaten weisen deutlich höhere Werte auf.

			In der letzten Spalte der Tabelle 1 sind die durchschnittlichen Arbeitsstunden der Arbeitnehmer pro Jahr aufgelistet. Bei dieser Kennziffer haben die USA im Vergleich der sieben Staaten mit 1.779 Stunden den höchsten Wert. In Deutschland, Frankreich und dem Vereinigten Königreich ist die durchschnittliche Jahresarbeitszeit deutlich geringer. Prescott1 begründet diese Unterschiede mit der Höhe der Einkommensteuer, die in den USA deutlich niedriger ist. Alesina u. a.2 weisen darauf hin, dass die Unterschiede auch auf soziale Normen und die Schwäche der Gewerkschaften in den USA zurückgeführt werden können.

			Die wirtschaftliche Erfolgsgeschichte der USA seit den 1990er-Jahren hat auch einige Schattenseiten. Ökonomische Probleme schlagen sich in der Regel besonders in der Inflation und in der Arbeitslosigkeit nieder. Abbildung 1 zeigt, basierend auf Quartalsdaten, die Entwicklung der Inflationsrate und der Arbeitslosenquote in den USA seit Beginn dieses Jahrhunderts. Die Arbeitslosenquote schnellte im zweiten Quartal wegen der Coronakrise auf 13,1 Prozent hoch. Das war der höchste Quartalswert, der nach dem Zweiten Weltkrieg erreicht wurde. Aufgrund eines Konjunkturprogramms, das im März 2020 verabschiedet wurde (s. u.), sank die Arbeitslosenquote bis zum vierten Quartal auf nur noch 6,8 Prozent. 

			Abb. 1: Entwicklung von Arbeitslosenquote und Inflationsrate
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			* q1 = 1. Quartal 
Datenquelle: Federal Reserve Economic Data (FRED, https://fred.stlouisfed.org/)

			Inflationsraten sinken typischerweise in Rezessionen, weil die gesamtwirtschaftliche Güternachfrage zurückgeht. Wie Abbildung 1 zeigt, war das auch in den drei Rezessionen dieses Jahrhunderts der Fall. Während der Großen Rezession kam es 2009 sogar zu einer leichten Deflation. Anders als in den 1970er-Jahren, als in den USA Inflationsraten zeitweise zweistellig waren, gab es im 21. Jahrhundert bisher keine hohen Infla­tionsraten. 

			In Rezessionen steigt die Arbeitslosenquote, so in der Coronakrise, während der Großen Rezession und nach dem Platzen der Dotcomblase. Der Name der Blase rührt daher, dass in den 1990er-Jahren die Verbreitung des Internets eine spekulative Übertreibung an Aktienmärkten, besonders in den USA, auslöste. Viele Aktieninvestoren hatten übermäßige Renditeerwartungen für junge Firmen, deren Geschäftsmodelle mit dem Internet verbunden waren, häufig als Onlineversandhändler oder als Kommunikationsunternehmen, die oft das Kürzel ».com« in ihrem Namen trugen.

			Die üblichen Maßnahmen, um Rezessionen zu bekämpfen, sind fiskalische Konjunkturprogramme (s. u.) und expansive Geldpolitik. Als im Frühjahr 2000 die Dotcomblase platzte und in der Folge eine Rezession einsetzte, begann die Zentralbank der USA (Federal Reserve System, kurz Fed), den Leitzins (federal funds target rate) massiv zu senken. Ein (bis dahin) historisches Tief von einem Prozent wurde im Juni 2003 erreicht. Geldpolitisch unheilvoll war es jedoch, den Leitzins extrem zu reduzieren und ihn lange auf äußerst niedrigem Niveau zu halten. So trug die übermäßig expansive Geldpolitik entscheidend dazu bei, dass sich ab ca. 2004 eine neue Spekulationsblase am US-Immobilienmarkt aufbaute. Auch auf den Ausbruch der Coronakrise reagierte die Fed mit einer stark expansiven Geldpolitik. Das Zielband für den Leitzins wurde im März 2020 massiv und schnell auf 0-0,25 Prozent gesenkt. Außerdem pumpte die Fed mit verschiedenen Kauf- und Kreditprogrammen mehrere Billionen Dollar in die Märkte, um private Haushalte, Arbeitgeber, Bundesstaaten und Kommunen zu stützen.

			Wechselkurs und Leistungsbilanz

			Wechselkurse beeinflussen den Außenhandel und damit auch Wirtschaftswachstum und Beschäftigung im Inland in hohem Maß. In den USA ist seit Langem der Wechselkurs des Dollar zum chinesischen Yuan Gegenstand von Debatten, weil die Handelsbilanz (die Differenz zwischen Exporten und Importen von Waren) der USA mit China seit Jahren aus US-Sicht stark defizitär ist. 2020 betrugen die US-Exporte nach China 125 Milliarden US-Dollar, die Importe aus China dagegen 435 Milliarden US-Dollar. Das Handelsbilanzdefizit von 310 Milliarden US-Dollar machte mehr als ein Drittel des weltweiten Defizits der USA aus.

			Amerikanische Politiker und Ökonomen behaupten oft, dass der Yuan künstlich unterbewertet sei und China daher im Außenhandel mit den USA einen Preisvorteil habe.3 Tatsächlich war der Yuan nach einer 50-prozentigen Abwertung gegenüber dem Dollar im Januar 1994 lange Zeit unterbewertet. Empirische Evidenz zeigt aber, dass die Unterbewertung seit 2012 weitgehend beseitigt ist.  

			In den vergangenen Jahren ist der Yuan international immer bedeutender geworden. Bei der Erfassung von globalen Devisenmarktumsätzen im Jahr 2019 war der Yuan an 4,3 Prozent der Umsätze beteiligt und stand damit an achter Stelle der bedeutendsten Währungen.4 Der US-Dollar ist aber nach wie vor unangefochten die wichtigste internationale Währung. Das hat mehrere Gründe. Zum einen sind die USA der größte ­Importeur von Waren und der zweitgrößte Exporteur (nach China). Zweitens wird der internationale Handel von Rohstoffen üblicherweise in Dollar fakturiert. Drittens ist im Devisenhandel der US-Dollar die dominante Vehikelwährung. Wenn der direkte bilaterale Devisenhandel (etwa zwischen Dänemark und Neuseeland) zu wenig Volumen hat, ist es günstiger, Fremdwährungen über den Dollar als Vehikelwährung zu kaufen oder zu verkaufen. Außerdem ist in einigen Ländern wie z. B. Ecuador oder El ­Salvador der US-Dollar umlaufendes gesetzliches Zahlungsmittel.

			Die USA haben große Vorteile von der dominanten Rolle ihrer Währung bei internationalen Transaktionen. Generell fällt ein Geldschöpfungsgewinn (seigniorage) an, wenn eine Zentralbank eigenes Geld durch Kauf von Gütern oder Finanzaktiva schaffen kann. Wenn Ausländer US-Dollar halten, hat vorher ein Ressourcentransfer zugunsten der USA stattgefunden. Auch die Tatsache, dass sich die USA vor allem in eigener Währung gegenüber dem Ausland verschulden können, ist ein beträchtlicher Vorteil. Durch dauerhafte und zum Teil sehr große Leistungsbilanzdefizite5 haben sich die USA weltweit zum größten Nettoschuldner (14,1 Billionen US-Dollar Ende 2020) entwickelt.

			Abbildung 2 zeigt die Entwicklung der US-Leistungsbilanz und des Nettoauslandsvermögens, das heißt der Nettoverschuldung gegenüber dem Ausland, jeweils im Verhältnis zum BIP. Von 2001 bis 2006 verschlechterte sich die US-Leistungsbilanz und erreichte mit einem Wert von fast sechs Prozent des BIP ein historisches Tief. Grund dafür war vor allem eine starke Aufwertung des Dollar seit Mitte der 1990er-Jahre, was die Wettbewerbsfähigkeit amerikanischer Güter im Außenhandel verringerte. Diese Überbewertung des Dollar hielt bis 2007 an.

			Viele Ökonomen sehen Leistungsbilanzdefizite in der Größenordnung von mehr als vier Prozent des BIP als langfristig nicht tragfähig an. Es wurde allgemein erwartet, dass sich der Dollar stark abwerten müsse, um die ausufernde Auslandsverschuldung umzukehren.6 Je nach Modell­berechnungen und Szenarien ergaben sich Abwertungen des realen, das heißt preisbereinigten Dollarkurses zwischen 15 und 90 Prozent. Das ließ befürchten, dass eine Dollarkrise zu einem massiven Abzug von Auslandsanlagen führen könne. Im Rückblick ist offensichtlich, dass es nicht dazu gekommen ist. Ab 2007 verringerte sich das Leistungsbilanzdefizit ­deutlich.

			Abb. 2: Leistungsbilanz (linke Skala) und Nettoauslandsvermögensposition (­rechte Skala) jeweils im Verhältnis zum BIP (in Prozent)
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			Datenquelle: Federal Reserve Economic Data

			Arbeitsmarkt und Einkommensverteilung

			Wie Abbildung 1 zeigt, sind, abgesehen von Rezessionsphasen, die Arbeitslosenraten in den USA sehr moderat. Trotzdem bestehen einige strukturelle Probleme am US-Arbeitsmarkt. Eines der größten ist eine sinkende Erwerbsquote, die den Anteil der Erwerbspersonen (Erwerbstätige plus Erwerbslose, die Arbeit suchen) an der Bevölkerung misst.

			Abbildung 3 zeigt die Entwicklung der Erwerbsquoten von Männern im Alter zwischen 25 und 54 Jahren nach verschiedenen Bildungsabschlüssen. Insgesamt ist die Erwerbsquote von Männern in dieser Altersgruppe leicht gesunken (von 94,4 Prozent 1975 auf 89,0 Prozent 2018), aber in der Gruppe der Schulabbrecher ist die Quote dramatisch eingebrochen, besonders wenn sie in den USA geboren wurden (dünne rote Linie). Weniger als zwei Drittel dieser Gruppe stehen dem Arbeitsmarkt zurzeit zur Verfügung. Damit ist die Gruppe identifiziert, die in den vergangenen Jahrzehnten die stärkste negative Arbeitsmarktentwicklung verzeichnete.

			Abb. 3: Erwerbsquoten nach Bildungsabschluss (Männer, 25-54 Jahre alt)
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			Quelle: A. J. Binder/J. Bound, The Declining Labor Market Prospects of Less-Educated Men, Journal of Economic Perspectives, 33 (2), 2019, S. 170 
Die dünnen Linien schließen im Ausland Geborene aus.

			Die fortschreitende internationale Arbeitsteilung führt dazu, dass sich die USA immer mehr auf ihre komparativen Vorteile in Forschung und Entwicklung sowie Marketing spezialisieren und die Warenproduktion ins Ausland auslagern. China hat gegenüber den USA einen komparativen Vorteil in der Produktion arbeitsintensiverer Waren, die keine hohen Qualifikationen erfordern. Chinesische Importe machten viele amerikanische Arbeitsplätze im verarbeitenden Gewerbe obsolet. In den ersten zehn ­Jahren des 21. Jahrhunderts ging dort ein Drittel aller Arbeitsplätze verloren.7

			Auch der Faktor Mindestlohn spielt eine wichtige Rolle am Arbeitsmarkt. Der aktuelle landesweite Mindestlohn liegt bei 7,25 US-Dollar, aber viele Bundesstaaten haben höhere Sätze eingeführt, so zum Beispiel Massachusetts (13,50 US-Dollar). Unter Ökonomen ist seit Langem umstritten, ob Mindestlöhne Arbeitslosigkeit verursachen. Im Allgemeinen wird argumentiert, dass ein Mindestlohn, der über dem Gleich­gewichtslohn liegt, Arbeitslosigkeit erzeugt, weil dann die Arbeitsnachfrage der Unternehmen zurückgeht. Ökonomen gehen heute davon aus, dass der Mindestlohn zwischen 1999 und 2018 negative Arbeitsmarkteffekte hatte und die Beschäftigungsquote um 0,10 Prozentpunkte senkte.8

			Es gibt noch eine Reihe weiterer potenzieller Einflussfaktoren auf Arbeitsangebot und -nachfrage, aber viele dieser Effekte sind kaum messbar. Erstaunlich ist vor allem, dass es keine eindeutigen Effekte der Immigration gibt. Insgesamt ist die empirische Evidenz dafür, dass einheimische Arbeitnehmer durch Migranten vom Arbeitsmarkt verdrängt werden, dürftig.9

			Insgesamt sind Schulabbrecher die klaren Verlierer auf dem amerikanischen Arbeitsmarkt. Ihre Arbeitslosenquote ist hoch und ihre Reallöhne sinken. Am anderen Ende der Einkommensskala stiegen Einkommen überproportional an, besonders im Finanzsektor. Es gibt hier eine inte­ressante Parallele zwischen der Entwicklung vor der Weltwirtschaftskrise (1920er-Jahre) und vor dem Ausbruch der globalen Finanzkrise.10 In beiden Perio­den waren die relativen Gehälter von Bankern, etwa im Vergleich zu Ingenieuren mit ähnlichem Qualifikationsniveau, sehr hoch. Die hohen Gehälter gingen einher mit relativ lockerer Regulierung des Finanz­sektors. Im Vergleich dazu waren in den 1950er-, 1960er- und 1970er-Jahren die Gehälter relativ gering, aber die Regulierung der Finanzmärkte war strikt.

			Abb. 4: Einkommensanteile der obersten Einprozentverdiener, 1975-2015 (in Prozent)
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			Datenquelle: World Wealth and Income Database

			Die Einkommensverluste am unteren Ende der Skala und enorme Gewinne und Bonuszahlungen bei den Beziehern hoher Einkommen haben dem Thema Einkommensungleichheit in den USA neuen Auftrieb gegeben. Die wachsende Einkommensungleichheit kann auf gegenläufige Entwicklungen der Lohneinkommen zurückgeführt werden: Der Zugang zu höherer Bildung wurde durch steigende Studiengebühren und unzureichende öffentliche Investitionen erschwert; auf der anderen Seite explodierten geradezu die Gehälter und Bonuszahlungen des Topmanagements. Zugleich wurden die Steuersätze für die höchsten Einkommensklassen stark gesenkt.11

			Abbildung 4 zeigt die Entwicklung der Einkommensanteile im obersten Perzentil für die G7-Staaten von 1975 bis 2015. Die Einkommen enthalten sowohl Lohn- als auch Kapitaleinkommen. Über diesen Zeitraum wiesen die USA die mit Abstand höchste Einkommenskonzentration innerhalb der G7 auf. Obendrein nahm die Konzentration sehr stark zu. Der Einkommensanteil im obersten einen Prozent verdoppelte sich in den USA in den vergangenen 40 Jahren von rund zehn auf knapp über 20 Prozent.

			Öffentlicher Sektor und Fiskalpolitik

			Es wurde befürchtet, dass sich die Einkommensschere zwischen Arm und Reich mit der Steuerreform von 2018 noch weiter öffnen würde. Mit dem Tax Cuts and Jobs Act (TCJA), der Anfang 2018 in Kraft trat, wurde der Spitzensatz der Einkommensteuer von 39,6 auf 37 Prozent gesenkt, aber den Steuersatz für die unterste Einkommensklasse beließ man bei zehn Prozent. Bei der Körperschaftsteuer, mit der Gewinne von Unternehmen besteuert werden, wurde der Steuersatz von 35 auf 21 Prozent verringert. Die Steuersenkungen sollten durch Ausgabenkürzungen und höhere Verschuldung finanziert werden. Schätzungen zeigten, dass die Nettoeffekte aus Steuersenkungen und Ausgabenkürzungen für untere Einkommensklassen negativ ausfielen. Bei Zehnjahresprognosen ergab sich sogar, dass für Einkommen bis 75.000 US-Dollar, das heißt für 76 Prozent der Steuerzahler, die Steuerentlastungen von Ausgabenkürzungen übertroffen würden.

			Es wurde auch befürchtet, dass Präsident Trumps Steuerreform das Problem der Staatsverschuldung verschärfen würde. Prognosen für den Zeitraum von 2018 bis 2027 ergaben, dass, selbst wenn positive Einnahme­effekte aus einem steigenden Wirtschaftswachstum eingerechnet werden, das kumulierte Defizit im Bundeshaushalt um etwa eine Billion US-­Dollar steigen werde.12 Tatsächlich stieg das Defizit des Bundeshaushalts noch stärker: von 665 Milliarden US-Dollar im Haushaltsjahr 2017 auf 779 Milliarden US-Dollar im Haushaltsjahr 2018. Im ersten Haushaltsjahr, in dem in allen zwölf Monaten die Neuregelungen des TCJA galten, erreichte das Defizit einen Wert von 984 Milliarden US-Dollar. Die Defizitquote, das heißt der Quotient aus Budgetdefizit zu BIP, stieg von 3,5 Prozent (2017) auf 4,6 Prozent (2019).

			Im September 2020 veröffentlichte das unabhängige und ­überparteiliche Congressional Budget Office (CBO) eine Langfristprognose des Bundeshaushalts und der Staatsschuld.13 Es kam zu alarmierenden Ergebnissen. Würde man die geltenden Haushaltsgesetze fortschreiben, ergäbe sich nach 30 Jahren eine Staatsschuldenquote, das heißt ein Bestand der Staatsschuld zum BIP, von 195 Prozent. Ein so hoher Wert wurde in der Geschichte der USA noch nie erreicht. Heftige Ausschläge in der Staatsschuldenquote wurden bisher durch Kriege oder durch schwere Wirtschaftskrisen ausgelöst. Der bisherige Spitzenwert der Staatsschuldenquote wurde 1946 mit 106 erzielt, siehe Abbildung 5. Nach den Prognosen des CBO würde ­dieser Wert schon im Jahr 2023 übertroffen. Dass eine solche Entwicklung nicht tragfähig sein kann, ist offensichtlich. Das CBO warnte, dass eine Staatsschuldenkrise zu Kursverlusten bei Staatsschuldpapieren, höheren Zinsen, einer Abwertung des Dollar und auch zu einer Finanzkrise führen könne, weil viele Banken, Versicherungen und Pensionsfonds hohe Beträge in Staatsschuldtitel investieren. Eine solche Finanzkrise könne sich auch, wie die Subprimekrise gezeigt hat, global ausbreiten.

			Ceteris paribus steigt die Staatsverschuldung an, wenn der Budgetsaldo negativ ist. Nach dem Zweiten Weltkrieg wies der Bundeshaushalt in den meisten Jahren ein Defizit auf. Seit 1970 gab es nur von 1998 bis 2001 Budgetüberschüsse. Defizite treten typischerweise in Rezessionen auf oder verstärken sich, weil Steuereinnahmen einbrechen oder Staatsausgaben, etwa in Form von Arbeitslosengeld, steigen. Außerdem ist es ein allgemein anerkanntes Prinzip, dass der Staat mit zusätzlichen Ausgaben (Konjunkturprogrammen) versuchen sollte, die Nachfrage zu stimulieren, um Wirtschaftskrisen zu überwinden.

			Besonders hoch war das Budgetdefizit mit fast zehn Prozent des BIP im Jahr 2009. Nach dem Ausbruch der internationalen Finanzkrise im Herbst 2008 wurde allgemein befürchtet, dass sie sich wie in den 1930er-Jahren zu einer Weltwirtschaftskrise auswachsen könne. Aber anders als damals reagierten diesmal Geld- und Fiskalpolitik angemessen. Die Fed betrieb eine sehr expansive Geldpolitik und Präsident Obama wiederholte nicht die Fehler Präsident Herbert Hoovers, sondern legte mit dem American Recovery and Reinvestment Act (ARRA) im Februar 2009 ein Konjunkturprogramm im Umfang von 787 Milliarden US-Dollar (5,5 Prozent des BIP) auf. ARRA gab die nötigen Konjunkturimpulse und schon ein Jahr später galt die Wirtschaftskrise als überwunden. Auch das Budgetdefizit reduzierte sich schnell.

			Abb. 5: Staatsschuldenquote von 1945 bis 2019 und Prognose bis 2050
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			Datenquelle: Economic Report of the President, 2019; CBO

			Auf die Coronakrise reagierten die USA im März 2020 mit einem noch sehr viel größeren Konjunkturprogramm als auf die Subprimekrise. Kernstück des Programms ist der Coronavirus Aid, Relief, and Economic Security Act (CARES), in dem ein Bündel von Maßnahmen zusammengefasst ist. Zu ihnen gehören unter anderem die Unterstützung für kleine Firmen, die auf Entlassungen verzichten, eine längere Bezugsdauer des Arbeits­losengeldes (plus 13 Wochen) und seine Erhöhung um 600 US-Dollar pro Woche, eine Steuergutschrift von 1.200 US-Dollar pro Erwachsenem und 500 US-Dollar pro Kind, Schuldenerleichterungen und Kredite für kleine Firmen sowie Kredite und Bürgschaften für die Luftfahrtindustrie. 

			Das CBO schätzte im April 2020, dass CARES das staatliche Budgetdefizit im Jahr 2020 um 1,6 Billionen US-Dollar und 2021 um fast 450 Milliarden US-Dollar erhöhen wird. Diese Beträge muss man zu den Defiziten für diese Jahre von jeweils rund einer Billion US-Dollar addieren, die das CBO noch im Januar prognostiziert hatte und schon damals als nicht tragfähig ansah. Die Staatsschuldenprobleme werden durch den American Rescue Plan (ARP), den der neue US-Präsident Joe Biden im März unterzeichnete, noch verschärft. Der ARP hat ein Ausgabenvolumen von 1,9 Billionen US-Dollar und umfasst wie CARES viele Maßnahmen zur Stimulierung der Nachfrage und zur Finanzierung der Gesundheitskosten, die durch die Coronapandemie entstanden. Das CBO schätzt, dass die Staatschuldenquote über die nächsten 30 Jahre bis auf über 200 Prozent des BIP steigen wird, und befürchtet, dass dadurch eine fiskalische Krise ausgelöst werden kann, die das Wirtschaftswachstum bremsen, höhere Inflation erzeugen und das Vertrauen in den US-Dollar untergraben würde.14 Das verdeutlicht, dass in den nächsten Jahren eine der Hauptaufgaben der US-Wirtschaftspolitik sein wird, die Staatsverschuldung auf einen tragfähigen Pfad zurückzuführen.

			Fazit und Ausblick

			Abgesehen von einer kurzen, milden Rezession zu Beginn des Jahrhunderts, einer sehr heftigen Großen Rezession, die aber dank angemessener Geld- und Fiskalpolitik relativ schnell überwunden wurde, und einer Coronakrise, deren Ausmaß und Dauer schwer zu prognostizieren sind, präsentierte sich die Wirtschaft der USA in den ersten beiden Jahrzehnten des 21. Jahrhunderts in einer starken und robusten Verfassung mit hohen Wachstumsraten. Die IT-Revolution hat zum überwiegenden Teil in den USA ihren Ursprung. Den erforderlichen Strukturwandel zur vierten industriellen Revolution haben die USA schneller und erfolgreicher in Gang gebracht als andere führende Industrienationen. 

			Dennoch zeigen nähere Analysen einige Schattenseiten und Gefahren. Anlass zur Sorge gibt das chronische Leistungsbilanzdefizit, das sich zwar nach der Großen Rezession verringert hat, aber die Nettoauslandsverschuldung der USA wächst anscheinend unaufhaltsam. Aus gesellschaftlicher Sicht ist die starke Zunahme der Einkommenskonzentration sehr bedenklich. Das zurzeit drängendste Problem ist die übermäßige Staatsverschuldung. Sie ist besonders durch CARES und ARP auf einem Pfad, der langfristig nicht tragfähig ist. Je länger die erforderliche Kurskorrektur auf der Ausgaben- und Einnahmenseite des Bundeshalts aufgeschoben wird, umso heftiger und unkontrollierter können die Anpassungsreak­tionen ausfallen.

			Die USA profitieren schon seit der zweiten Hälfte des vergangenen Jahrhunderts von dem Privileg, dass der US-Dollar die dominante internationale Währung ist und dass sich der Bundesstaat auch gegenüber Ausländern in Inlandswährung verschulden kann. Aber dieses Privileg kann verloren gehen, wenn die internationale Rolle der chinesischen Währung wie bisher zunimmt. Generell kann das 20. Jahrhundert auch in ökonomischer Perspektive als »amerikanisches Jahrhundert« angesehen werden. Vielfach wird erwartet, dass das 21. Jahrhundert zu einem »chinesischen Jahrhundert« wird. Ob die amerikanische Politik diese Herausforderung erkannt hat und passende Antworten darauf findet, muss die Zukunft zeigen.

			Anmerkungen

			
				
					1	Edward C. Prescott, Why Do Americans Work So Much More Than Europeans? Federal Reserve Bank of Minneapolis Quarterly Review, 28 (1), 2004, S. 2-13.

				

				
					2	Alberto Alesina/Edward E. Glaeser/Bruce Sacerdote, Work and Leisure in the United States and Europe: Why So Different? In: Mark Gertler/Kenneth Rogoff (Hg.), NBER Macroeconomics Annual 2005, MIT Press, 2005, S. 1-64.

				

				
					3	Wayne M. Morrison/Marc Labonte, China’s Currency Policy: An Analysis of the Economic Issues, CRS Report for Congress 7-5700, 2013.

				

				
					4	Bank for International Settlements, Foreign Exchange Turnover in April 2019, 2019, Basel, S. 10.

				

				
					5	Die Leistungsbilanz ergibt sich als Summe von vier Teilbilanzen, der Handelsbilanz, der Dienstleistungsbilanz, der Transferbilanz, in der z. B. Gastarbeiterüberweisungen oder Entwicklungshilfe erfasst werden, sowie der Bilanz der Erwerbs- und Vermögenseinkommen. Wenn ein Land ein Leistungsbilanzdefizit aufweist, verschuldet es sich gegenüber dem Ausland, weil es mehr Leistungen aus dem Ausland bezieht als leistet.

				

				
					6	OECD, Economic Surveys: United States, Chapter 4, OECD, 2005.

				

				
					7	Martin Neil Baily/Barry P. Bosworth, US Manufacturing: Understanding Its Past und Its Potential Future, Journal of Economic Perspectives, 28 (1), 2014, S. 3-26.

				

				
					8	Katharine G. Abraham/Melissa S. Kearney, Explaining the Decline in the U.S. Employment-to-Population Ratio: A Review of the Evidence, Journal of Economic Literature, 58 (3), 2020, S. 585-643. 

				

				
					9	Ebenda.

				

				
					10	Thomas Philippon/Ariell Reshef, Wages and Human Capital in the U.S. Finance Industry: 1909-2006, Quarterly Journal of Economics, 2012, 127 (4), S. 1551-1609.

				

				
					11	Thomas Piketty, Capital in the Twenty-First Century, 2014, Belknap Press.

				

				
					12	Joint Committee on Taxation, Macroeconomic Analysis of the Conference Agreement for H. R. 1, the »Tax Cuts and Jobs Act« (JCX-69-17), December 22, 2017.

				

				
					13	Congressional Budget Office, The 2020 Long-Term Budget Outlook, September 2020.

				

				
					14	Congressional Budget Office, The 2021 Long-Term Budget Outlook, March 2021.

				

			

		


		
			Josef Braml und Claudia Schmucker

			Handelspolitik zwischen Freihandel und Geoökonomie

			Ein »neues« Weltbild der Weltmacht

			Endgültig vorbei ist die Zeit des Kalten Krieges, als die USA ihre Interessen auch zugunsten ihrer Alliierten definierten. Sie gewährten ihren westlichen Verbündeten öffentliche Güter wie Sicherheit, Freihandel und eine stabile Leitwährung, damit diese keine Gegenmacht bildeten, sondern den USA folgten. Spätestens in der Amtszeit von US-Präsident Barack Obama wurde jedoch deutlich, dass der nun nicht mehr so liberale Ordnungshüter USA größere Probleme damit hatte, Führungsleistungen zu erbringen.1 In der Ära Trump wurde diese liberale Ordnung nun willentlich zerstört.2 Präsident Donald Trump und seine Sicherheits- und Wirtschaftsberater glaubten, dass die von Amerika geführte liberale Welt- und Handelsordnung nur den »Feinden«,3 allen voran China und Europa, helfe. Die Trump-Administration wähnte sich in einer »realistischen« Welt, in der Unternehmen gegen Unternehmen und Staaten gegen Staaten im Wettbewerb stehen.4 In dieser Sicht haben Staaten keine Partner, sondern nur Interessen. 

			Damit wird die moderne, liberale Grundidee freier ­Marktwirtschaften, das Win-win-Denken, zugunsten eines vorindustriellen, merkantilistischen Nullsummendenkens aufgegeben: Einer gewinnt, alle anderen verlieren. Diese Haltung ist auch kompatibel mit der neorealistischen Schule internationaler Beziehungen, gemäß der ökonomische Macht eine der Grundvoraussetzungen für militärische hard power ist. Umgekehrt kann Militärmacht wiederum genutzt werden, um wirtschaftliche Vorteile zu erzielen: Die ›unsichtbare Hand‹ des Marktes funktioniert demnach besser mit der oft schon leicht sichtbaren Faust in der Tasche.

			In der Weltsicht Trumps und seiner Berater bot Militärmacht den ›kompetitiven Wettbewerbsvorteil‹ schlechthin: Sie dient dazu, um im härter werdenden internationalen Wettbewerb zu gewinnen – mit dem Recht des Stärkeren und zwangsläufig auf Kosten aller anderen Nationen. Auch europäische Verbündete konnten gemäß diesem transaktionalen Verständnis nur dann das Wohlwollen Trumps erwirken, wenn sie amerikanische Rüstungsgüter kauften, damit technologisch abhängig blieben und so das amerikanische Handelsdefizit zu verringern halfen. Wer weiterhin den Schutz der USA beanspruchen wollte, musste dafür mehr zahlen – und diesen Tribut nicht nur durch seinen Beitrag zur Sicherheitspolitik, sondern auch in der Handelspolitik zollen.

			Umgekehrt konnte auch die Wirtschaftsmacht der USA als Waffe eingesetzt werden: In diesem geoökonomischen,5 utilitaristischen Verständnis ist Wirtschaft, namentlich Handels-, Technologie- oder Finanzpolitik, das Mittel, um geostrategische Ziele zu erreichen. Konkret werden dazu Energie-, Industrie-/Rüstungsgüter-, Daten- und Finanzströme politisch verwaltet oder manipuliert, beispielsweise durch Regulation oder (Sekundär-)Sanktionen. Das Spiel der Kräfte auf freien Märkten trat in den Hintergrund; es wurde nur so lange akzeptiert, wie es dem politischen Ziel geostrategischer Dominanz diente.

			Dieses als »realistisch« bezeichnete Politikverständnis von US-­Präsident Trump und seiner Sicherheits- und Wirtschaftsberater widerspricht der in Deutschland bevorzugten liberal-internationalistischen Vorstellung einer regelbasierten Weltordnung, in der internationale Organisationen wie die Welthandelsorganisation (WTO) und die Vereinten Nationen (UN) sowie das Völkerrecht und das Gleichheitsprinzip der UN-Charta eine zentrale Rolle spielen. In der sozialdarwinistisch anmutenden Weltsicht Trumps, in der maximale militärische Macht das Recht des Stärkeren und somit die »transaktionale Führung«6 der USA begründet, sind multilaterale Organisationen ein Hindernis: Sie sind schließlich darauf ausgerichtet, internationalem Recht zur Stärke zu verhelfen, auszugleichen, den Stimmen auch der Schwächeren im Konzert der Nationen Geltung zu verschaffen. Wenn die regelbasierte Ordnung, die internationale Rule of Law, zerstört ist, dann gilt das Recht des Stärkeren, nämlich der nach wie vor größten Militär- und Wirtschaftsmacht USA.

			Multilaterales Welthandelssystem in Gefahr

			US-Präsident Trump stellte vor allem das multilaterale Welthandelssystem immer wieder als schlechten Deal für Amerika dar. Indem er auch in diesem Politikfeld die militärische Trumpfkarte zog und Strafzölle mit natio­naler Sicherheit begründete, setzte er nicht nur seine handelspolitischen Ziele durch, sondern er untergrub auch die Glaubwürdigkeit der Welthandelsorganisation.

			Zunächst sah die Trump-Administration davon ab, auch europäische Automobile als nationale Sicherheitsbedrohung zu deklarieren. Der damalige EU-Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker erklärte sich am 25. Juli 2018 beim Gipfel in Washington bereit, den USA entgegenzukommen, um Trumps Wohlwollen zu erwirken: So solle Europa neben russischen Gaslieferungen künftig mehr teureres Flüssiggas aus den USA beziehen. Dass Amerikas »Feinde«, die EU und China, die Weltmacht wegen der Stahlzölle auf der Basis der nationalen Sicherheit bei der WTO verklagten, bestätigte indes nur Trumps darwinistisches Weltbild. 

			Viel folgenreicher war der Paradigmenwechsel, den Trump mit seiner Verquickung von Handels- und Sicherheitspolitik vollzog: Denn es ist fraglich, ob die WTO überhaupt Streitigkeiten über Handelsmaßnahmen schlichten kann, die mit nationaler Sicherheit begründet werden. Dem Beispiel der USA folgend, könnten andere Länder ihrerseits Zölle im Namen ihrer nationalen Sicherheit erheben. Das wäre schnell das Ende einer durch die WTO geregelten internationalen Handelsordnung.

			Auch in anderer Hinsicht gefährdete die Trump-Administration die Funktionsfähigkeit der WTO, indem sie die Neubesetzung frei werdender Richterstellen im Berufungsgremium blockierte. Seit Dezember 2019 ist das rechtlich bindende Streitschlichtungsverfahren der WTO außer Kraft gesetzt. Die USA kritisieren insbesondere, dass das Berufungsgremium in vielen Fällen seine Kompetenzen überschritten und in seinen Urteilen die Rechte der USA auf Handelsschutzmaßnahmen beeinträchtigt habe.

			In ihrer Fixierung auf »nationale Souveränität« ging die Trump-Regierung ohnehin davon aus, dass ein WTO-Urteil gegen die USA nicht automatisch zu einer Änderung eines amerikanischen Gesetzes oder einer Handelspraxis führen wird. Umgekehrt sollte jedoch amerikanischen Handelsgesetzen weltweit mit aller zur Verfügung stehenden Machtfülle Geltung verschafft werden – auch jener institutionellen Macht des US-Präsidenten (vgl. Kasten 1), die dazu eingesetzt wird, um ausländische Märkte zu öffnen und bei der Verhandlung von Handelsabkommen die Oberhand zu behalten.

			Die USA kritisierten zudem, dass die WTO nicht in der Lage sei, handelsverzerrenden Praktiken von nicht marktwirtschaftlichen Staaten wie China zu begegnen. Die Regeln seien zu schwach oder zu veraltet, um mit staatlich subventioniertem Handel, Staatsunternehmen, erzwungenem Technologietransfer oder dem Diebstahl geistigen Eigentums umzugehen. Daher gingen die USA aggressiv und unilateral gegen ihre Konkurrenten vor und setzen ihre gesamte wirtschaftliche und politische Macht als Hebel ein, um reziproken Marktzugang und bessere Handelsbeziehungen zu erzwingen.


			Kasten 1: Kompetenzverteilung zwischen Präsident und Kongress

			Der Kongress hat laut Artikel I der Verfassung (Commerce Clause) das Recht, den Handel mit ausländischen Nationen und zwischen den Bundesstaaten zu regeln. Die US-Legislative hat jedoch diese Kompetenz in zahlreichen Gesetzen an die Exekutive übergeben. Der Präsident kann daher ohne Abstimmung mit dem Kongress alle Arten von Handel unterbinden, ausländische Vermögen einfrieren und Zölle erheben. 

			Kompetenzen des US-Präsidenten in der Handelspolitik:

			
					Verhandlung von Freihandelsabkommen (müssen jedoch vom Kongress ratifiziert werden);

					Antidumping- oder Ausgleichzölle auf Importe (Titel VII des Smoot-Hawley Tariff Act von 1930);

					Instrumente gegen unfairen Handel (Antidumpingverfahren, Sektion 301 des Handelsgesetzes von 1974);

					Schutzinstrumente bei fairen Handelsbedingungen (Sektion 201 des Handelsgesetzes von 1974);

					Wahrung der nationalen Sicherheit (Sektion 232 des Trade Expansion Act von 1962).

			



			Um ihre Interessen durchzusetzen, wendeten die USA ihre nationalen Handelsgesetze strikt und effektiv an. Der amerikanische Kongress gab dem Präsidenten 1930 mit Titel VII des Smoot-Hawley Tariff Act das Recht, auf Importe Antidumping- oder Ausgleichzölle zu verhängen. 1962 wurde der Trade Expansion Act verabschiedet, der dem Präsidenten die Befugnis gibt, aus Gründen der nationalen Sicherheit Strafzölle zu erlassen. Des Weiteren ermöglicht die Schutzklausel der Sektion 201 des Handelsgesetzes von 1974 dem Präsidenten, US-Produzenten zeitlich befristet vor ausländischer Konkurrenz zu schützen, wenn steigende Importe zu einem schweren Schaden für die heimische Industrie führen. Ferner ermöglicht Sektion 301 des Handelsgesetzes von 1974 dem Präsidenten, Zölle und Quoten gegen Handelspartner zu errichten, die »unvertretbare«, »unangemessene« oder »diskriminierende« Maßnahmen einführen.7 

			Folgen für Amerikas Handelspartner

			Da US-Präsident Trump die Handelsbilanz als Maßstab für fairen Handel betrachtete und Handelsüberschüsse anderer Länder kritisierte, wurden Handelsabkommen entweder seitens der USA gekündigt (Transpazifische Partnerschaft, TPP), neu verhandelt (Nordamerikanisches Freihandelsabkommen, NAFTA, jetzt USMCA) oder sie sollen neu initiiert werden (USA-EU, USA-Japan).

			Um die politische und wirtschaftliche Macht der USA (vgl. Kasten 2) als Hebel nutzen zu können, lag der Schwerpunkt amerikanischer Handels­politik unter Donald Trump auf bilateralen Verhandlungen. Es ist kein Zufall, dass Trump regionale und multilaterale Verhandlungen mied. Denn bei bilateralen Neuverhandlungen mit schwächeren Ländern konnte er durchaus Erfolge aufweisen.


			Kasten 2: Die USA im Welthandel

			Die USA sind mit ihrem großen Binnenmarkt weniger abhängig vom Außenhandel als andere Staaten. 2017 lag die Außenhandelsquote der USA (Handel in Prozent des Bruttoinlandsprodukts, BIP) bei rund 27 Prozent. Deutschland weist eine vergleichsweise hohe Außenhandelsquote von 70,5 Prozent auf.

			Die fünf wichtigsten Exportländer für die USA (Stand: Juli 2020) waren die beiden Nachbarländer Kanada (17,5 Prozent) und Mexiko (14,7 Prozent). Erst mit einigem Abstand folgen China (7,3 Prozent), Japan (4,8 Prozent) und Großbritannien (4,2 Prozent). 

			Bei den Importländern liegt China eindeutig auf dem ersten Platz. Auf China entfallen knapp ein Fünftel der gesamten US-Importe (17,3 Prozent). Erst danach kommen die NAFTA-Partner Mexiko (13,5 Prozent) und Kanada (11,6 Prozent), gefolgt von Japan (5,1 Prozent) und Deutschland (5,0 Prozent).

			Die USA sind das weltweit wichtigste Zielland für ausländische Direktinvestitionen (FDI). Der höchste Anteil der Investitionen kam aus der Eurozone, die 2019 42 Prozent der bestehenden ausländischen Direktinvestitionen in den USA ausmachte. Danach folgten Japan (14 Prozent) und Kanada (11 Prozent).



			Quelle: US Bureau of Economic Analysis (BEA)

			Japan: CPTPP ohne die USA

			Unter Präsident Obama verhandelten die USA noch mit Japan im Rahmen der Transpazifischen Partnerschaft (TPP), die neben beiden Ländern auch Kanada, Mexiko, Australien, Brunei, Chile, Malaysia, Neuseeland, Peru, Singapur und Vietnam umfasste. Mit seinem Amtsantritt im Januar 2018 trat Trump jedoch – wie im Wahlkampf versprochen – aus dem Abkommen aus. Überraschenderweise entschieden sich die restlichen elf TPP-Mitgliedstaaten unter Japans Leitung, das nun in Comprehensive and Progressive Agreement for Trans-Pacific Partnership (CPTPP) umbenannte Abkommen weiterzuverhandeln. Mit dem im März 2018 in Chile unterzeichneten und seit Dezember 2018 in Kraft getretenen CPTPP versucht Japan, seine wirtschaftliche Abhängigkeit von den USA zu reduzieren.

			Ebenso wie Amerikas NATO-Verbündete Deutschland und Kanada wurde auch Japan von seiner Schutzmacht mit Strafzöllen erpresst. In seiner Vermischung von Handels- und Sicherheitspolitik nahm Trump Amerikas Alliierte weniger als Verbündete denn als Gefährder wahr: Er sah ihre Exporte in die USA als nationale Bedrohung; eine Rücknahme von Strafzöllen auf Stahl und Aluminium und eine Ausnahme bei Automobilen konnten die Handelspartner demnach nur erbitten, indem sie nachwiesen, dass sie ihre Import-Export-Bilanz zugunsten der USA veränderten. 

			Aufgrund des Handelsbilanzdefizites in Höhe von 68,5 Mrd. US-Dollar war es nur eine Frage der Zeit, bis die USA Japan dazu drängten, ein bilaterales Freihandelsabkommen zu verhandeln. Im September 2019 einigten sich beide Staaten auf ein Miniabkommen. Japan öffnete teilweise seinen Agrarmarkt (allerdings in geringerem Maß als im CPTPP). Dazu gab es ein zweites Abkommen zum digitalen Handel. Der damalige Premierminister Abe betonte, dass Trump im Gegenzug versprochen habe, keine Strafzölle auf Basis der Sektion 232 gegen japanische Autoimporte zu erheben.

			Kanada und Mexiko: das neue USMCA

			Bereits im Wahlkampf bezeichnete Trump das 1994 in Kraft getretene NAFTA als schlechtesten Deal aller Zeiten. Als Präsident forderte er klare Änderungen zugunsten der USA. Wegen ihrer Handelsüberschüsse waren die Nachbarn der USA ebenso in das Fadenkreuz der Trump-Regierung geraten: Laut US Census Bureau verzeichneten die USA mit Mexiko 2019 ein erhebliches Handelsbilanzdefizit im Warenhandel in Höhe von 101,4 Mrd. US-Dollar. Mit Kanada betrug das Defizit 26,8 Mrd. US-Dollar. Aufgrund ihrer großen wirtschaftlichen Abhängigkeit von den USA zeigten sich Mexiko und Kanada schnell bereit, NAFTA neu zu verhandeln – auch, weil sie ein Damoklesschwert über sich sahen: Um ein neues, für die USA vorteilhafteres Abkommen zu erwirken, brachten die USA ihre nationalen Handelsgesetze (Stahl- und Aluminiumzölle auf Basis der Sektion 232 des Gesetzes von 1962) und ihre Wirtschaftsmacht in Stellung.

			Verpackung und Inhalt des NAFTA-Nachfolgeabkommens USMCA waren ganz nach Trumps Geschmack. America first wurde nicht nur durch das neue Label United States-Mexiko-Kanada (USMCA) offensichtlich. Die Dominanz der USA wurde auch dadurch deutlich, dass Trump in zentralen Bereichen US-Interessen durchsetzen konnte. Das neue USMCA entspricht beim Marktzugang seinem Vorgänger NAFTA. Dazu gab es einige neue Kapitel, unter anderen über digitalen Handel, Wettbewerb und Währungsmanipulationen, die fortschrittlich sind und – zumindest beim freien Datenfluss – über die Kapitel von CPTPP hinausgehen.

			Doch im Großen und Ganzen war USMCA ein Rückschritt. Dies liegt vor allem an den Regeln im Automobilsektor. Auf Drängen der USA akzeptierten Mexiko und Kanada strengere Ursprungsregeln. Damit Automobilexporte zollfrei bleiben, muss die lokale Wertschöpfung nun nicht mehr mindestens 62,5 Prozent (wie früher bei NAFTA), sondern 75 Prozent betragen. Gleichzeitig wurde festgelegt, dass 40 Prozent der Autos und 45 Prozent der Kleinlaster von Arbeitern stammen müssen, die mindestens 16 US-Dollar pro Stunde verdienen. Diese Stundenlöhne werden zurzeit nur bei amerikanischen (und kanadischen) Herstellern gezahlt. Um nicht höhere Zölle in Kauf zu nehmen, werden künftig wohl Investitionen vom Billiglohnland Mexiko in die USA verlegt werden.

			Hierdurch sollen Arbeitsplätze in der verarbeitenden Industrie gestärkt werden. In der Realität führt dies jedoch zu Verzerrungen der nordamerikanischen Wertschöpfungsketten, steigenden Herstellungskosten für Autos und somit höheren Autopreisen für die amerikanischen Verbraucher.

			Im Anhang des Abkommens verpflichteten sich Kanada und Mexiko zusätzlich, ihre Autoexporte in die USA auf ein zollfreies Kontingent von 2,6 Millionen Pkw zu begrenzen. Dadurch wurde das Prinzip des ma­­naged trade in ein US-Abkommen eingeführt. 

			Eine weitere Fessel von USMCA ist eine China-Klausel. Auf Drängen der USA verpflichteten sich Kanada und Mexiko, die USMCA-Partner zu informieren, wenn sie mit einem nicht marktwirtschaftlichen Land (wie China) ein Abkommen verhandeln wollen. Wenn ein Partner, etwa die USA, Einspruch erhebt und das Abkommen trotzdem unterzeichnet wird, kann das Land aus dem USMCA austreten. Ziel ist es, die Nachbarn Kanada und Mexiko von einem Abkommen mit China abzuhalten. Dies beeinträchtigt die handelspolitische Souveränität der beiden Länder.

			China: eskalierender Handelskrieg mit ungewissem Ausgang 

			Die USA verfolgen gegenüber China eine noch aggressivere unilaterale Handelspolitik. Ein Grund dafür liegt in den hohen Zugangsbarrieren zum chinesischen Markt und dem hohen bilateralen Warenhandelsdefizit der USA mit China, das 2019 345,2 Mrd. US-Dollar ausmachte. Die USA importierten also sehr viel mehr aus China, als sie dorthin exportierten. In seinem merkantilistischen Nullsummendenken war Trump deshalb der Ansicht, dass China bei einem Handelskrieg mehr zu verlieren hätte und er deshalb am längeren Hebel säße. 

			Für die Weltmacht USA ging es dabei nicht nur um die wirtschaftliche, sondern auch militärische Vormachtstellung. Trump war deshalb auch bereit, Verluste für die US-Wirtschaft hinzunehmen und – mit Blick auf seine Wiederwahlchancen – Leidtragenden, etwa Landwirten, mit hohen Subventionen abzuhelfen. Die US-Regierung griff auch in anderer Hinsicht in den Wirtschaftsprozess ein: Zum Beispiel nutzt sie Googles weltweit dominantes Betriebssystem Android als Instrument, um dem chinesischen Handyhersteller Huawei den Zugang zu Technologien zu verweigern.

			US-Sicherheitsstrategen befürchteten, dass China durch seine aggressive wirtschaftliche Industriepolitik nach dem »Made in China 2025«-Plan die Technologievorherrschaft der USA gefährdete.8 Trump wollte Chinas wirtschaftlichen und technologischen Vormarsch eindämmen, indem er die wirtschaftliche Verflechtung der beiden Großmächte aufbrach. Das Mittel zu diesem de-coupling waren Strafzölle.

			Der Handelskrieg begann im März 2018, als Präsident Trump verkündete, dass er auf Basis der Sektion 232 des Handelsgesetzes von 1962 globale Zölle auf Stahl und Aluminium verhängen würde. Dies betraf auch chinesische Importe. Ab Juni 2018 wendete die Trump-Regierung zusätzlich Sektion 301 des Handelsgesetzes von 1974 an, um China zum Einlenken zu zwingen. China erwiderte mit Gegenzöllen, die vor allem US-Landwirte (Sojaexporte) empfindlich trafen. Trotz mancher Zwischenvereinbarungen führte US-Präsident Trump den Handelskrieg mit China weiter. 

			Im Januar 2020 vereinbarten die USA und China eine Teileinigung (Phase 1 deal), die Regeln in den Bereichen Schutz geistigen Eigentums, Währung und Finanzdienstleistungen vorsieht. Gleichzeitig bekundete China, seine Agrarimporte aus den USA zu erhöhen. Doch die Ungewissheit bleibt und ein Ende des Konfliktes, der die zugrunde liegenden, strukturellen Probleme löst, ist auch nach den Wahlen nicht abzusehen.

			EU: Ein neues TTIP war in weiter Ferne

			Mit einem Handelsbilanzüberschuss von 178,5 Mrd. US-Dollar 2019 (da­­von entfallen allein 67,4 Mrd. auf Deutschland)9 geriet die EU ebenso in das Visier von Trump. Die Strafzölle auf Stahl und Aluminium vom März 2018 trafen denn auch die europäischen Verbündeten an ihrer verwundbarsten Stelle: ihrer militärischen und handelspolitischen Abhängigkeit von den USA.

			Zusätzlich erwogen die USA eine Sektion-301-Untersuchung gegen die geplante französische Digitalsteuer, die nach Ansicht der USA vor allem US-Firmen wie Google und Facebook treffen würde. Und schließlich ­verhängten sie Rekordstrafzölle im Rahmen des Airbus-Streits vor der WTO. 

			Das Aufeinandertreffen zweier gleichstarker Wirtschaftsblöcke war wohl auch der Grund dafür, dass das Transatlantische Handels- und Investitions­abkommen (TTIP) bereits unter Präsident Obama mit großen Schwierigkeiten verhandelt wurde. Mit der Wahl Donald Trumps wurde es auf Eis gelegt. 

			Ausblick 2021: härtere Markt-Macht-Bedingungen unter Präsident Joe Biden

			US-Präsident Trump betrieb auch im Interesse seiner Wählerinnen und Wähler mit protektionistischen Kampfansagen Handelspolitik – und Wahlkampf. Dementsprechend schwierig wurde es für Trumps demokratischen Herausforderer Joe Biden, sich gegen ihn zu positionieren. Er musste aufpassen, nicht die Unterstützung seiner Kernwählerschaft, allen voran gewerkschaftsnahe Arbeiter, zu verlieren. Als langjähriger Senator und Vizepräsident Barack Obamas hatte Biden zwar seit Jahrzehnten freihandelsorientierte Positionen bezogen. Doch im Wissen um diese Verwundbarkeit versuchte Biden nun, seine Haltung zu relativieren: »Fairer« und nicht etwa »freier« Handel seien wichtig. Gleichzeitig bemühte Biden neben Trump einen weiteren äußeren Rivalen: China. 

			Joe Biden war mit Rücksicht auf seine protektionistisch gestimmte Wählerbasis mit Trump jedoch darin einig, dass es zuallererst darum geht, amerikanische Arbeiter wieder in Lohn und Brot zu bringen. Auch nach dem Amtswechsel zu Joe Biden kann sich die Handelspolitik der USA – auch aufgrund vieler protektionistischer Abgeordneter und Senatoren im Kongress – nicht grundlegend verändern. 

			Europäische Entscheidungsträger in Politik und Wirtschaft sollten den Ernst der prekären Lage in den USA und deren Auswirkungen erkennen: Wegen ihrer durch die Pandemie verschärften wirtschaftlichen Notlage und enormen Verschuldung werden die USA auch unter der künftigen Regierung Joe Bidens umso mehr versuchen, aus der ökonomischen und insbesondere militärischen Abhängigkeit ihrer Verbündeten in Europa und Asien Kapital zu schlagen. 

			Die europäischen Verbündeten sollten sich vergegenwärtigen, dass Trump bestehende transatlantische Konflikte in der Sicherheits- und Handelspolitik »nur« verschärft hat. Bereits in der Obama-Regierung, in der Biden schon als Vizepräsident vor allem auch für außenpolitische Dossiers mitverantwortlich zeichnete, gab es eine Brandrede des damaligen Verteidigungsministers Bob Gates, der die Europäer davor warnte, dass die US-Bevölkerung und ihre Repräsentanten im Kongress künftig nicht mehr bereit sein würden, die Sicherheitslasten für die Alliierten zu schultern, und Europa mehr Verantwortung für Lastenteilung übernehmen sollte. Auf dem Gipfel in Wales 2014 beschlossen die Staats- und Regierungschefs der NATO-Mitgliedstaaten, dass sie »darauf abzielen, sich innerhalb von zehn Jahren auf den Richtwert von zwei Prozent zuzubewegen«. Um dieses Ziel zu erfüllen, wird Deutschland auch von der nächsten Biden-Regierung angehalten werden, amerikanische Rüstungsgüter zu kaufen, um damit auch technologisch abhängig zu bleiben. 

			Ebenso kritisierte bereits in Obamas Amtszeit die US-Administration China und Deutschland wegen ihrer Exportstärke und versuchte, Leistungsbilanzüberschüsse auf vier Prozent des Bruttoinlandsprodukts festzulegen. Durch geschickte Diplomatie, insbesondere durch den Schulterschluss mit Peking, konnte Bundeskanzlerin Angela Merkel seinerzeit, etwa beim G20-Gipfel in Südkorea im November 2010, ausnutzen, dass die Welt der Belehrungen der USA überdrüssig war, und daran erinnern, dass es das Finanzgebaren der USA war, das die globale Wirtschafts- und Finanzkrise 2008 ausgelöst hatte. 

			Mittlerweile haben sich im Zuge der Coronapandemie die ökonomischen Auseinandersetzungen um noch knapper werdende ­Ressourcen zu einer geoökonomischen Rivalität vor allem zwischen den USA und China verschärft – mit massiven Auswirkungen auf Deutschland und Europa. Das geoökonomische Denken in den USA wird auch unter der neuen Biden-Regierung Wirkmacht entfalten: Die US-Regierung wird weiterhin Daten-, Handels-, Energie- und Finanzströme managen oder manipulieren – insbesondere durch (Sekundär-)Sanktionen.

			Vor allem im Technologiesektor, zum Beispiel im Fall von 5G/­Huawei, werden die USA auch gegenüber ihren Verbündeten unnachgiebig bleiben: In dem Ringen um technopolitische Einflusssphären, bei dem die künftige wirtschaftliche und militärische Vormachtstellung auf dem Spiel steht, werden die USA den Druck auf Drittstaaten wie Deutschland verstärken und sie vor die Wahl stellen, entweder mit Amerika oder mit China Geschäfte zu betreiben. Eine in chinesische und amerikanische Standards und Systeme zweigeteilte Welt könnte die Folge sein.
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			Wirtschaftspolitische Reaktionen auf die Finanzkrise von 2007/2008 und die Coronakrise

			George und Lennie, die Protagonisten in John Steinbecks 1937 erschienenem Roman Von Mäusen und Menschen, sind zwei arme Wanderarbeiter, die in den USA von Farm zu Farm ziehen, wo immer die Arbeit sie hinführt. Steinbecks Roman handelt zur Zeit der Weltwirtschaftskrise, die mit dem Börsenkrach an der Wall Street im Oktober 1929 begann und ein Jahrzehnt hoher Arbeitslosigkeit, der Armut, niedriger Profite und verlorener Wachstumsmöglichkeiten nach sich zog. Mit am stärksten betroffen waren die Farmer und Erntehelfer im amerikanischen Westen, von denen viele ihr Zuhause verloren und auf der Suche nach Arbeit durchs Land zogen. Die Arbeitslosigkeit in den USA erreichte während der Great Depression 23 Prozent und die wirtschaftliche Not der Bevölkerung war so groß, dass die amerikanische Regierung Millionen Dollar für ihre Unterstützung ausgab und im Rahmen des New Deal umfangreiche Wirtschafts- und Sozialreformen durchführte.

			Wirtschaftskrisen sind wiederkehrende Ereignisse in der ­amerikanischen Geschichte. Bislang gab es nahezu 50 Rezessionen in den USA, beginnend mit der Panik von 1785, die dem Wirtschaftsboom nach der Amerikanischen Revolution ein Ende setzte. Dieser Artikel befasst sich mit den beiden jüngsten Rezessionen in den USA, der Finanzkrise von 2007/2008 und den finanziellen Auswirkungen der COVID-19-Krise.

			Der amerikanische Traum vom Eigenheim

			Ein Auslöser der Finanzkrise von 2007/2008 war die Politik der US-Regierung zur Förderung von Wohneigentum. Eine steigende Wohneigentumsquote war ein zentraler Bestandteil von Präsident Bushs Konzept einer »Gesellschaft von Eigentümern«, das auf Grundbesitz, persönlicher Verantwortung und wirtschaftlicher Freiheit basierte. Auch die Demokraten unterstützten die Förderung des Wohneigentums, weil sie darin eine Möglichkeit sahen, Armut und Ungleichheit bei benachteiligten Minderheiten mithilfe von Programmen zum Erwerb eines Eigenheims zu reduzieren.

			Beeinflusst von Parteiideologie, den Wünschen der Wähler und den Interessen der Finanzbranche betrieb die amerikanische Regierung zu Beginn der Nullerjahre eine Immobilienpolitik, die zu einem Anstieg der Eigenheim- und Hauspreise führte. Zeitgleich mit der Deregulierung des Hypothekenmarktes durch den Kongress stiegen auch die politischen Spenden der Hypothekeninstitute, die sich in erster Linie auf Politiker in Wahlbezirken mit einem hohen Anteil an einkommensschwachen Kreditnehmern konzentrierten. Die politischen Maßnahmen zur Förderung von Wohneigentum umfassten versicherte Hypotheken für niedrige bis mittlere Einkommen, eine staatliche Unterstützung von Hypothekenbanken wie Freddie Mac und Fannie Mae sowie die Deregulierung des Hypothekenmarktes. So sollte etwa 2003 der American Dream Downpayment Act 40.000 Familien pro Jahr bei der Tilgung ihrer Hypotheken und der Zahlung der Abschlusskosten unterstützen. Die Wohneigentumsquote stieg von 64 Prozent im Jahr 1995 auf 69 Prozent 2005. Doch mit der wachsenden Zahl der Immobilienkäufe stiegen auch die Preise.

			Die Politik und die Eigenheimförderung sind jedoch nicht allein für die Immobilienblase verantwortlich. Ein weiterer Faktor waren Neuerungen auf dem Finanzmarkt. Durch sie konnten Banken ihre Darlehenskapazitäten deutlich erweitern und einer größeren Zahl verschiedenster Kreditnehmer Darlehen gewähren. Doch diese Errungenschaft hatte ihren Preis. Die finanziellen Innovationen führten zu einem System von »Schattenbanken«, die als Vermittler auf dem Finanzmarkt agierten und ähnliche Dienste wie traditionelle Banken anboten, von der normalen staatlichen Regulierung jedoch ausgenommen waren.

			Die Neuerungen auf dem Finanzmarkt und die Entwicklung der Schattenbanken lassen sich am besten anhand eines Beispiels nachvollziehen. Nehmen wir an, eine Familie möchte ein Haus kaufen. Sie wendet sich an eine große Hypothekenbank und beantragt einen Kredit. Beim konventionellen Darlehenssystem würde die Bank einen Kredit geben und die Familie würde ihn mit Zinsen zurückzahlen. Doch in den 1970er-Jahren begannen einige Banken, Hypotheken zu bündeln und sie an andere Banken zu verkaufen, an sogenannte Special Purpose Vehicles oder Zweckgesellschaften, die manchmal auch Schattenbanken genannt werden. Anleger kauften von den regulären Banken Mortgage Backed Securities, hypotheken­besicherte Wertpapiere. Dieser Vorgang wird Verbriefung genannt. So konnten deutsche Pensionsfonds und Banken in den Immobilienmarkt in Kalifornien, Florida und Texas investieren, ohne der amerikanischen Familie direkt Geld zu geben.

			Die Verbriefung ermöglichte es den Banken, Geld an Kreditnehmer mit geringer Bonität zu vergeben, ohne das Risiko einzugehen, dass die Schuldner den Kredit nicht mehr bedienen konnten. Beim herkömmlichen System machten die Banken Verlust, wenn Kreditnehmer ihren Zahlungen nicht nachkamen. Daher nahmen sie ihre Kreditnehmer genau unter die Lupe und überwachten sie, um diese Verluste zu vermeiden. Banken, die ihre Darlehen verbrieften, hatten hingegen keinen Anreiz, die Kreditwürdigkeit ihrer Darlehensnehmer zu überprüfen, weil nicht sie, sondern die Anleger der Schattenbank das Risiko trugen. Entsprechend senkten die Banken ihre Bedingungen bei der Kreditvergabe und gaben auch risikoreicheren Kreditnehmern Geld.

			Der Traum wird zum Albtraum

			2006 brach der boomende Immobilienmarkt abrupt ein, die Immobilienpreise sanken rasant und die Zahl der Zwangsvollstreckungen stieg. Viele Familien mit niedrigen Einkommen konnten die Kredite für ihre Häuser nicht mehr bedienen. Die Krise begann mit einem starken Anstieg der Zahlungsrückstände bei Subprimekreditnehmern, also Kreditnehmern mit geringer Bonität. Wenn nur eine Familie in Zahlungsrückstand gerät, liegt ihr Schicksal in der Hand der Bank. Wenn jedoch Tausende Kreditnehmer nicht mehr zahlen können, hat auch die Bank ein Problem. Das erste große Finanzinstitut, das in Schieflage geriet, war die in Südkalifornien ansässige IndyMac Bank. Vor ihrem Zusammenbruch hatte die Bank häufig Kredite vergeben, ohne das Einkommen und Vermögen der Antragsteller zu überprüfen, und dadurch auch Kreditnehmer versorgt, die sich die Rückzahlungen gar nicht leisten konnten. Bis zum Ausbruch der Finanzkrise war der Zusammenbruch der IndyMac Bank am 11. Juli 2008 die viertgrößte Bankenpleite in der Geschichte der USA. Im Juli 2008 rechnete noch niemand damit, dass es noch schlimmer kommen könnte. Doch Mitte September 2008 trat die Finanzkrise in eine weitaus virulentere Phase ein. Am 15. September beantragte die Investmentbank Lehman Brothers die Insolvenz, am 16. September folgte der Zusammenbruch des Versicherungskonzerns AIG.

			Wie konnte sich die Subprimekrise zu einer globalen Finanzkrise ausweiten? Die Finanzkrise von 2007/2008 war keine traditionelle Krise, bei der Anleger ihr Vermögen in kurzer Zeit abzogen, sondern wurde von 

			einem Ansturm auf die Schattenbanken ausgelöst. 2008 erfuhren Anleger, dass einige Schattenbanken, in die sie investiert hatten, in Schwierigkeiten geraten waren. Mit einem Mal wurde den Anlegern klar, dass sie keinen Überblick hatten, welche Schattenbank gesund war und welche nicht. Misstrauische Anleger  zogen ihr Geld ab. Der Zusammenbruch von Lehman Brothers und AIG zog eine ausgewachsene Finanzkrise nach sich. Weil nicht klar war, welche Banken betroffen waren, liehen sie sich untereinander kein Geld mehr und beschränkten die Kreditvergabe auf Unternehmen und Privathaushalte. Durch den Rückgang der Kreditvergabe seitens der Finanzinstitute war es Unternehmen fast unmöglich, an Geld zu kommen, weil die Kreditgeber Angst vor Konkursen oder Zahlungsausfällen hatten, wodurch sich auch die Zinssätze erhöhten. Höhere Kreditkosten ziehen in der Regel geringere Investitionen der Unternehmen und einen niedrigeren Konsum der Privathaushalte nach sich, was unweigerlich zu einer Rezession führt. Im dritten Quartal 2008 schrumpfte die US-Wirtschaft bezogen auf das Gesamtjahr um 1,3 Prozent. Die Arbeitslosenrate schnellte in die Höhe und lag im Oktober 2009 bei über zehn Prozent. Die Rezession, die bis Juni 2009 anhielt, war eine der schwersten wirtschaftlichen Krisen in den USA seit dem Zweiten Weltkrieg.

			Die COVID-19-Krise

			Im Dezember 2019 meldete China ein gehäuftes Auftreten von Lungenerkrankungen, die mit dem Huanan-Großmarkt für Fische und Wildtiere in Wuhan in Verbindung gebracht wurden. Später bestätigten die chinesischen Gesundheitsbehörden, dass die Erkrankungen mit einem neuartigen Coronavirus zusammenhingen, das die Bezeichnung 2019-nCoV erhielt. Ende Januar wurden in mindestens 21 Ländern bereits 9976 Fälle gemeldet, darunter auch die erste bestätigte 2019-nCoV-Infektion in den USA. Die nationale amerikanische Gesundheitsbehörde Centers for Disease Control and Prevention (CDC) bestätigte, dass der Abstrich des Patienten positiv auf 2019-nCoV getestet worden war. Ende April waren die USA das erste Land, in dem eine Million COVID-19-Infektionen auftraten, gleichzeitig rutschte die US-Wirtschaft in die Rezession.

			Wie kann eine globale Pandemie, bei der es sich im Grund um eine Krise der öffentlichen Gesundheit handelt, eine Wirtschaftskrise auslösen? Für die Beantwortung dieser Frage genügt es nicht, auf den Zusammenbruch des Luftfahrtverkehrs aufgrund der Reiseverbote und die Schließung von Geschäften, Bars und anderen Unternehmen zu verweisen. Auch andere Faktoren spielten eine Rolle. Wir stehen bei der Deutung der COVID-19-Pandemie zwar noch am Anfang, wollen uns in diesem Abschnitt aber trotzdem mit den wirtschaftlichen Folgen von COVID-19 befassen.

			Die COVID-19-Krise betrifft sowohl das Angebot als auch die Nachfrage nach Gütern. Aufgrund der unterbrochenen globalen Lieferketten kam es erstens zu einem weltweiten Schock beim Angebot. Eine Liefer­kette ist ein Netzwerk zwischen einem Unternehmen und seinen Lieferanten, über das Produkte hergestellt und an Kunden geliefert werden. Für viele Waren bildet China als Hersteller von Zwischen- und Endprodukten ein zentrales Glied der globalen Lieferketten. Aufgrund der Schließung von Betrieben, Schulen und Restaurants sowie der Einschränkung des Reiseverkehrs (kurz: der verhängten Lockdowns) ging die industrielle Produktion in China im Januar und Februar 2020 um 13,5 Prozent zurück, wodurch die globalen Lieferketten unterbrochen wurden. Aufgrund der geringeren Produktion in China wurden weniger Güter in die USA exportiert, entsprechend verringerte sich dort das Warenangebot.

			Der zweite Schock ereignete sich bei der Nachfrage: Aufgrund der Lockdownmaßnahmen, die Regierungen überall auf der Welt zur Eindämmung des Virus ergriffen, brach der Konsum ein; Restaurants, Einkaufszentren und Touristenorte verzeichneten drastische Umsatzeinbußen. 

			Mit der Ausbreitung von COVID-19 im März 2020 in den USA veränderte sich das Leben der Amerikaner in vielerlei Hinsicht. Die meisten Geschäfte waren aufgrund staatlicher Anordnungen geschlossen, in vielen Städten und Bundesstaaten mussten die Menschen ihren Aufenthalt außer Haus und ihre sozialen Kontakte aufgrund der Ausgangsbeschränkungen reduzieren. Die Beschränkungen hatten erhebliche Auswirkungen auf das Konsumverhalten. Transaktionsdaten zeigen, dass vor allem der Einkauf von Lebensmitteln massiv anstieg, da die Verbraucher Vorräte anlegten. Die allgemeinen Ausgaben der amerikanischen Verbraucher gingen jedoch deutlich zurück, nachdem die Regierung am 17. März den nationalen Notstand ausgerufen hatte.

			Im Gegensatz zur Finanzkrise von 2007/2008 hatte die COVID-19-Krise ihren Ursprung nicht in den Finanzmärkten, die dennoch schwer getroffen wurden. Vom 24. bis 28. Februar meldeten die Börsen weltweit die stärksten wöchentlichen Verluste seit der Finanzkrise. Am Montag, den 16. März, fiel der Dow-Jones-Index um fast 3000 Punkte, der größte prozentuale Rückgang innerhalb eines Handelstages seit dem »Schwarzen Montag« beim Börsenkrach 1987. Ende März gaben die amerikanischen Kapitalmärkte um bis zu 30 Prozent nach. Aktienkurse spiegeln die Erwartungen der Investoren hinsichtlich der zukünftigen Entwicklung der Aktie wider, die wiederum vom zukünftigen Gewinnwachstum der Unternehmen abhängt. Wissenschaftler der University of Chicago, die die Auswirkungen von COVID-19 auf die Aktienkurse untersuchten, stellten fest, dass vor allem die Einreiseverbote für Personen aus der EU und die Erklärung des nationalen Notstandes einen massiven Einbruch der Wachstums­erwartungen nach sich zogen. Darüber hinaus sorgte die Pandemie für enorme Kursschwankungen an der Börse. Die Volatilität drückt das Ausmaß der Kursschwankungen und ihre Häufigkeit am Aktienmarkt aus. Im Zusammenhang mit Corona spiegelt die Volatilität die Ungewissheit über die Ausbreitung der Krankheit, die Eindämmungspolitik, die wirtschaftlichen Auswirkungen und die Ungewissheit über die Wirtschaftspolitik der Regierungen als Reaktion auf die Krise wider.

			Hatte die COVID-19-Krise direkte Auswirkungen auf die Finanzinstitute? Sie standen zwar nicht im Mittelpunkt des Geschehens, dennoch waren Banken aufgrund der finanziellen Probleme ihrer Kunden (Unternehmen wie Privathaushalte) und der allgemeinen Situation auf den Finanzmärkten massiv betroffen. Doch im Vergleich zur Finanzkrise von 2007/2008 haben die Banken größere finanzielle Puffer aufgebaut und mussten daher nicht auf staatliche Unterstützung und Rettungsschirme zurückgreifen.

			Erste Zahlen lassen auf einen katastrophalen Rückgang der Beschäftigung in den USA aufgrund der COVID-19-Krise schließen. Ende April hatten sich über 40 Millionen Amerikaner arbeitslos gemeldet – eine Zahl, die in den USA seit der Weltwirtschaftskrise nicht mehr aufgetreten war. Im Sommer sank die Zahl der Arbeitslosen wieder. Es wurden vor allem afro- und lateinamerikanische Arbeitnehmer von der Krise hart getroffen. Die Arbeitslosenquote im April betrug bei Afroamerikanern 17 Prozent und bei Lateinamerikanern 19 Prozent, während sie bundesweit bei 15 Prozent lag. Die Arbeitslosenunterstützung variiert von Bundesstaat zu Bundesstaat erheblich; Mississippi, der am wenigsten großzügige Staat, zahlt durchschnittlich 213 US-Dollar die Woche, Massachusetts als großzügigster Staat 555 US-Dollar.

			Wirtschaftspolitische Maßnahmen als Reaktion auf die ­Finanzkrise von 2007/2008 und auf die COVID-19-Krise

			Die beiden wichtigsten Instrumente, die einem Staat in einer Finanzkrise zur Verfügung stehen, liegen in der Geld- und Fiskalpolitik. Die Federal Reserve (kurz: Fed), die Zentralbank der USA, legt die Geldpolitik fest, während der US-Kongress über die Finanzpolitik bestimmt. Die Geldpolitik betrifft den Geldumlauf und die Geldversorgung der Wirtschaft. So kann die Federal Reserve etwa den Diskontsatz senken, den Zinssatz, den die Zentralbank für kurzfristige Kredite von den Banken verlangt. Bei einer Senkung des Diskontsatzes können Banken Geld günstiger an Verbraucher und Unternehmen verleihen, wodurch Konsum und Investitionen angekurbelt werden. Die Fiskalpolitik bezeichnet die Maßnahmen, mit denen der Staat über Steuern und Ausgaben Einfluss auf die Wirtschaft nimmt.

			Wie können Regierungen diese beiden Instrumente einsetzen, um auf eine Wirtschaftskrise zu reagieren? Bei der Beantwortung dieser Frage hilft ein Blick auf die Reaktion der US-Regierung auf die Weltwirtschaftskrise (1929-1933). Zwei bekannte Wirtschaftswissenschaftler, Milton Friedman und Anna Schwartz, haben die Rolle der Federal Reserve in der Great Depression kritisiert. Ihrer Ansicht nach wurde die Great Depression sogar von der Federal Reserve ausgelöst, weil sie nach dem Börsenkrach von 1929 weiterhin die Geldmenge verknappte und sich weigerte, Banken zu retten. Infolgedessen horteten die amerikanischen Haushalte ihr Geld und konsumierten weniger, wodurch es zum Wirtschaftsabschwung kam. Ben Bernanke, Vorsitzender des Federal Reserve Board von 2006 bis 2014, erklärte in einer Rede zu Ehren von Friedman: »In Hinblick auf die Great Depression haben Sie recht. Wir waren es. Das tut uns sehr leid. Aber dank Ihnen wird so etwas nicht wieder vorkommen.« Die Bemerkung sollte sich als prophetisch erweisen, denn die Federal Reserve griff sowohl bei der Finanz- als auch bei der COVID-19-Krise massiv ein, um einen allgemeinen wirtschaftlichen Zusammenbruch zu verhindern. Der Ansatz, mit Steuergeldern und staatlichen Ausgaben Einfluss auf die Wirtschaft zu nehmen, stammt ebenfalls aus der Zeit der Weltwirtschaftskrise. Die Fiskalpolitik basiert auf den Theorien des britischen Ökonomen John Maynard Keynes. Der Keynesianismus besagt, dass staatliche Eingriffe wie die Festsetzung der Steuern oder staatliche Ausgaben Einfluss auf die Gesamtnachfrage und das Maß der wirtschaftlichen Aktivität nehmen und so die Auswirkungen einer Wirtschaftskrise mildern können.

			Monetaristen wie Milton Friedman argumentieren, eine Regulierung der Geldmenge mittels der Geldpolitik sei die beste Reaktion auf eine Wirtschaftskrise, während Keynesianer die Rolle der Fiskalpolitik bei der Stabilisierung der Wirtschaft betonen. Der folgende Abschnitt betrachtet die Reaktion der amerikanischen Regierung auf die Finanzkrise von 2007/2008 und die COVID-19-Krise und zeigt, dass die Reaktion in beiden Krisen darin bestand, geld- und fiskalpolitische Maßnahmen zu kombinieren.

			Das Federal Reserve System steuert die Geldpolitik in erster Linie über die Federal Funds Rate, den Zinssatz, zu dem sich die amerikanischen Finanz­institute untereinander Geld leihen. Auf die Finanzkrise von 2007/2008 reagierte die Fed zunächst mit einer Senkung dieses Leitzinses, um Vermögenswerte zu stützen und die allgemeinen wirtschaftlichen Bedingungen zu stabilisieren. Im September 2007 senkte die Federal Reserve die Federal Funds Rate um einen halben Prozentpunkt von 5,25 Prozent auf 4,75 Prozent und setzte diese Senkung kontinuierlich fort. Im April 2008 lag der Leitzins bei zwei Prozent, im Dezember 2008 rangierte er zwischen null und 0,25 Prozent. Ein traditioneller Transmissionsmechanismus niedriger Zinssätze besteht darin, dass sie die Kreditkosten für Unternehmen reduzieren. Niedrigere Kreditkosten veranlassen Unternehmen, zu investieren, wodurch sich wiederum die Gesamtnachfrage erhöht. Doch die Fed fürchtete, dass die bloße Senkung des Leitzinses nicht genügen würde. Daher ergriff sie mehrere unkonventionelle finanzpolitische Maßnahmen. Dazu gehört zum einen die »quantitative Lockerung«, zum Beispiel durch Liquiditätsschaffung und Wertpapierkäufe, die zu einer Ausweitung der Geldbasis führt. Mit Forward Guidance wird die Steuerung der Erwartungshaltung über die künftigen kurzfristigen Zinssätze bezeichnet, über deren Verlauf die Fed nun frühzeitig informiert. Eine weitere wichtige Rolle der Federal Reserve ist die als Kreditgeber in letzter Instanz (Lender of the Last Resort), bei der die Notenbank Kredite für Banken anbietet, die in finanzielle Schwierigkeiten geraten sind. Derartige Kredite können helfen, die Lage zu beruhigen und eine Panik zu verhindern.

			Der amerikanische Kongress verabschiedete als Reaktion auf die Finanzkrise zwei Rettungspakete: für den Bankensektor das Troubled Asset Relief Program (TARP) und für die Wirtschaft den American Recovery and Reinvestment Act, ein 787 Milliarden US-Dollar schweres Konjunkturprogramm. Für das TARP wurden 700 Milliarden US-Dollar bewilligt, um in Bedrängnis geratenen Finanzinstituten Subprimekredite abzukaufen. Damals wurde die Rettungsaktion für die Banken heftig kritisiert, doch heute sind sich die Wirtschaftswissenschaftler einig, dass die Arbeitslosenrate in den USA dank der Rettungsschirme Ende 2010 niedriger war, als sie es ohne die Maßnahmen gewesen wäre. Der American Recovery and Reinvestment Act basierte auf dem keynesianischen Gedanken, dass der Staat bei einer Rezession den Rückgang beim privaten Konsum mit verstärkten öffentlichen Ausgaben kompensieren sollte, um die Arbeits­losigkeit zu reduzieren und eine weitere Schwächung der Wirtschaft zu verhindern. Zu den staatlichen Anreizen zählten Steuersenkungen für Privathaushalte und Unternehmen, Unterstützung für Familien mit niedrigem Einkommen und Investitionen im Bereich Gesundheitsfürsorge, Bildung, Wohnungsbau und Infrastruktur.

			Als Reaktion auf die COVID-19-Krise senkte die Federal Reserve am 3. März den Leitzins von 1,5 bis 1,75 Prozent auf 1 bis 1,25 Prozent, um die Konjunktur anzukurbeln. Am 15. März senkte sie den Zins erneut und nun auf 0 bis 0,25 Prozent. Damit erreichte der Leitzins zum zweiten Mal (das erste Mal war bei der Finanzkrise 2007/2008) die sogenannte Nullprozentuntergrenze (Zero Lower Bound), die zeigt, dass das konventionelle Steuerungsinstrument der Geldpolitik erschöpft ist. Die Fed griff daher auf zwei weitere Instrumente zur Ankurbelung der Konjunktur zurück; die Forward Guidance und die quantitative Lockerung. So gab etwa das Federal Open Market Committee, das die amerikanische Geldpolitik festlegt, am 15. März 2020 bekannt, man rechne damit, »diesen Zielbereich beizubehalten, bis man überzeugt ist, dass die Wirtschaft die aktuellen Ereignisse überstanden hat«. Zusätzlich griff die Fed wieder auf die Strategie zurück, große Mengen an Wertpapieren aufzukaufen (quantitative Lockerung), darunter US-Staatsanleihen und hypothekenbesicherte Wertpapiere. Dieses Vorgehen hatte sich bereits während der Finanzkrise bewährt, als die Fed langfristige Kapitalmarktpapiere im Wert von Billionen Dollar mit dem Ziel aufgekauft hatte, das reibungslose Funktionieren des Marktes zu gewährleisten und die Kreditversorgung der Wirtschaft sicherzustellen.

			Der Kongress verabschiedete verschiedene Maßnahmen, um die wirtschaftlichen Auswirkungen der COVID-19-Pandemie abzumildern. Im März und April 2020 wurden drei Konjunkturpakete beschlossen, die sich auf fast 2,8 Billionen US-Dollar belaufen. Das Hilfspaket, der sogenannte Coronavirus Aid, Relief, and Economic Security Act (CARES), trat am 27. März in Kraft. Mit einem Umfang von zwei Billionen US-Dollar war dieses Gesetz bis zu dem Zeitpunkt das größte einzelne Hilfspaket in der Geschichte der USA. Das Konjunkturpaket enthielt ein Kreditprogramm für kleine Unternehmen, eine Ausweitung der Arbeitslosenunterstützung, direkte Zahlungen an Familien, die Unterstützung für Gesundheitsdienstleister, für bundesstaatliche Regierungen und lokale Verwaltungen, aber auch Notkredite für große Unternehmen und Finanzhilfen für große Fluggesellschaften.

			Ist dieses Mal wirklich alles anders?

			Zentralbanken, politische Entscheidungsträger und Anleger sind in einer größeren Wirtschaftskrise oft davon überzeugt, dieses Mal sei alles anders. Die Wirtschaftswissenschaftler Carmen Reinhart und Kenneth Rogoff kamen nach einer Analyse verschiedener Krisen in acht Jahrhunderten zu dem Schluss, dass sich zwar die Zeiten ändern, die Wirtschaftskrisen aber im Lauf der Geschichte häufig mehr Gemeinsamkeiten als Unterschiede aufweisen. Großen historischen Krisen gingen eine Liberalisierung der Finanzmärkte, ein Anstieg der Preise für Vermögenswerte, die Aufhäufung von Schulden und Leistungsbilanzdefizite voraus. Unter diesem Blickwinkel ist die Finanzkrise von 2007/2008 alles andere als eine Ausnahme. Wie bereits festgestellt, gingen ihr eine Deregulierung des Hypothekenmarktes und ein starker Anstieg bei den Immobilienpreisen voraus. Aber gilt diese Schlussfolgerung auch für die COVID-19-Krise? Die Pandemie hat ihren Ursprung eindeutig nicht im Finanzsystem, anders als die Wirtschaftskrisen, die von Reinhart und Rogoff analysiert wurden. Im Januar 2020 war die Finanzsituation der amerikanischen Haushalte relativ stabil, die Banken hatten einen deutlich größeren finanziellen Puffer und die Arbeitslosigkeit befand sich auf einem historischen Tief. Das alles unterscheidet sich deutlich von der wirtschaftlichen Situation vor dem Ausbruch der Finanzkrise. Ein weiterer bedeutender Unterschied ist das Dilemma der Regierung, die vor der Entscheidung stand, ob sie das wirtschaftliche Leben längere Zeit herunterfahren sollte, um das Virus einzudämmen, oder wieder hochfahren sollte, um die Wirtschaft zu retten. Doch obwohl die COVID-19-Krise einen anderen Ursprung hat, könnte sich die daraus resultierende Wirtschaftskrise zu einem gravierenden wirtschaftlichen Abschwung entwickeln. Die Natur der Krise bestimmt auch die Besonderheiten der politischen Reaktion. Während der Finanzkrise setzte die Federal Reserve Maßnahmen zur Rettung des Finanzsystems in Gang. In der COVID-19-Krise übernahm die Fed eine etwas andere Rolle, zudem stehen die Finanzmärkte nicht im Mittelpunkt der Krise. Die Federal Reserve griff daher nicht nur auf Unterstützungsprogramme aus der Zeit der Finanzkrise zurück, sondern ging darüber hinaus und bot großen Unternehmen die Möglichkeit, Kredite direkt bei ihr aufzunehmen, um Unternehmen Zugang zu Krediten zu ermöglichen, damit sie in der Lage sind, in dieser Zeit der durch die Pandemie versursachten Verwerfungen ihren Betrieb weiterzuführen und ihre Kapazitäten aufrechtzuerhalten.

			Während in der Finanzkrise vor allem Banken und in Not geratene In­­­stitutionen Nutznießer der fiskalpolitischen Maßnahmen waren, ­zielten die COVID-19-Pakete darauf ab, das Gesundheitssystem, arbeitslose Arbeitnehmer und in Not geratene Unternehmen zu unterstützen. Für eine endgültige Beurteilung ist es noch zu früh, doch man kann bereits jetzt sagen, dass die COVID-19-Krise die amerikanische Regierung vor ganz andere Herausforderungen stellt als eine normale Finanzkrise und neue Ansätze erforderlich macht, um die wirtschaftlichen Auswirkungen der Pandemie zu mildern.

		


		
			Daniel Mertens

			Der US-Dollar nach der Finanzkrise

			Der US-Dollar als Leitwährung

			Seit Ende des Zweiten Weltkriegs ist der US-Dollar die internationale Leitwährung. Regierungen, Finanzinstitutionen und Unternehmen auf der ganzen Welt verwenden die amerikanische Währung, um Güter und Dienstleistungen grenzüberschreitend zu handeln, um in Vermögenswerte zu investieren und um sich zu verschulden. Damit eröffnen sie den Vereinigten Staaten erhebliche politische Handlungsspielräume. Doch seit der globalen Finanzkrise der Jahre 2007-2009, die in den USA ihren Ausgang nahm,1 steht die Zukunft des ›Dollarstandards‹ einmal mehr ­infrage.2 Debatten darum, ob und wie der Euro oder der chinesische Renminbi die Macht des Dollars zukünftig ausbalancieren könnten, haben vor allem mit der Präsidentschaft Donald Trumps an Fahrt aufgenommen. Der Grund dafür ist, dass die unter Trump verfolgte Politik – Infragestellung der liberalen Weltwirtschaftsordnung, sogenannte Währungs- und Handelskriege, wirtschaftliche Sanktionen – an den Voraussetzungen für die weitere Hegemonie des Dollars rütteln könnte. Bislang ist allerdings nur klar, dass der US-Dollar als zugleich nationale und internationale Währung von vielfältigen Funktionen, Interessenlagen und Machtpositionen innerhalb und außerhalb der Vereinigten Staaten beeinflusst wird. 

			Vor diesem Hintergrund beleuchtet dieser Beitrag die Entwicklung des US-Dollars seit der Finanzkrise, zunächst mit Blick auf die Ambivalenzen und Erfordernisse des Leitwährungsstatus. Dann wendet er sich den innenpolitischen Spannungen zu, die mit der Wirtschaftspolitik Trumps (›Trumponomics‹) und der Geldpolitik der unabhängigen Zentralbank, kurz Fed, einhergehen. Daran knüpfen eine Betrachtung der damit verbundenen geoökonomischen Rivalitäten an, in denen der Dollar unter Trump vermehrt als ›Waffe‹ eingesetzt wurde (weaponization), sowie Überlegungen zur Zukunft des Dollars nach der Covid-19-Pandemie und einem Regierungswechsel 2021.

			Die internationale Rolle des US-Dollars und die Finanzkrise

			Eine Volkswirtschaft, deren nationale Währung auch die internationale Leitwährung ist, genießt eine Reihe von Vorzügen, weshalb der ehemalige französische Staatspräsident Valéry Giscard D’Estaing diese Eigenschaft des US-Dollar einst als ›exorbitantes Privileg‹ bezeichnet hat.3 Zu diesen Vorzügen gehört, dass die internationale Nachfrage nach US-Dollar den USA Handels- und Haushaltsdefizite erleichtert, da sich sowohl die öffentliche Hand als auch private Akteure einfacher und günstiger verschulden können – und zwar immer in der eigenen Währung. Ein besonderes Merkmal der dollarbasierten Finanz- und Währungsordnung ist dabei, dass diese Nachfrage im Fall von weltwirtschaftlichen Krisen eher zu- als abnimmt, weil die USA und ihr Finanzsystem als ›sicherer Hafen‹ für internationale Finanzanlagen gelten. Diese Tatsache geht auf die militärische und ökonomische Stärke der Vereinigten Staaten zurück, vor allem aber auf die damit verbundene finanzielle Globalisierung, in der US-amerikanische Finanzinstitutionen und -märkte zentral sind.4 

			Abb. 1: Das Gewicht des US-Dollars im globalen Währungssystem in Prozent, 2019
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			Ein wichtiger Indikator für diese Dominanz ist der Umfang, in dem der Dollar als Reservewährung von anderen Ländern und deren Zentralbanken gehalten wird, die sich damit unter anderem gegen Wechselkursschwankungen und grenzüberschreitende Kapitalbewegungen wappnen (siehe Abbildung 1). Zwischen 2007 und 2019 machte der US-Dollar etwa 61 bis 65 Prozent der Devisenreserven aus; erst mit weitem Abstand folgen in Euro gehaltene Bestände, danach Yen, Pfund und – jüngst – Renminbi.5 Der Euro hat im Verlauf der Eurokrise an Bedeutung verloren, die Dollarbestände sind im Durchschnitt aber relativ stabil geblieben. Ab 2013 haben sie zwischenzeitlich sogar an Bedeutung zugenommen – als die Fed einen Ausstieg aus der kriseninduzierten lockeren Geldpolitik ankündigte –, nur um seit etwa der Wahl Trumps erneut abzuflachen. Diese Dollarbestände werden oft in Form von Staatsanleihen gehalten, wodurch den USA nicht zuletzt in der Finanzkrise unter Barack Obama schuldenfinanzierte Konjunktur- und Bankenrettungspakete möglich waren, ohne dass das für den Wert der Währung wesentliche Vertrauen der internationalen Anlegerinnen und Anleger merkliche Einbußen erlitten hätte. 

			Allerdings ist das Interesse an einer Vormachtstellung der US-amerikanischen Währung in der internationalen Wirtschaftsordnung überaus zwiespältig.6 Für zahlreiche Länder mit deutlich schwächeren Währungen, insbesondere im Globalen Süden, kann die Dollardominanz eine erhebliche Einschränkung ihres Handlungsspielraums bedeuten, da die für sie wichtigen Kapitalflüsse und Verschuldungskosten nicht von Ihnen selbst, sondern von der Politik der USA und ihrer Zentralbank abhängen. Darüber hinaus enthält der Status der Leitwährung eine starke Machtasymmetrie, weil er den USA bis zu einem bestimmten Grad erlaubt, die Vergabe von Krediten oder den Zugang zu dollarbasierten Finanzinfrastrukturen nach ihren Interessen zu regulieren.

			Umgekehrt gilt jedoch, dass der Leitwährungsstatus auch negative Folgen für den Währungshegemon selbst bereithält. Einerseits zählen dazu die periodisch starken Kapitalzuflüsse in das US-Finanzsystem, die nicht nur zur Finanzkrise beigetragen haben, sondern auch den Aufwertungsdruck erzeugen, der für Unternehmen und Beschäftigte in weltwirtschaftlich exponierten Sektoren (z. B. in der Stahlproduktion) durch die damit verbundene Schwächung preislicher Wettbewerbsfähigkeit nachteilig ist. Andererseits zählen dazu Kosten aus der Verpflichtung, die Stabilität des internationalen Finanz- und Währungssystems aufrechtzuerhalten. So hat sich insbesondere im Zuge der Finanzkrise die globale Abhängigkeit vom US-Dollar als Bürde erwiesen, da weltweit strauchelnde Banken die amerikanische Währung für die Bedienung ihrer Verbindlichkeiten benötigten. Um eine weitere Verschärfung der globalen Finanzkrise zu verhindern, legte die Fed deshalb Programme auf, durch die andere Zentralbanken Zugang zu Krediten in US-Dollar erhielten.7

			Gleichwohl bevorzugte die Fed in diesen Operationen Zentralbanken in jenen Währungsräumen, die für US-amerikanische Banken bedeutend waren, und handelte deshalb nicht zuletzt im Interesse des heimischen Finanzsektors für eine Absicherung der dollarbasierten finanziellen Globalisierung. Aus der Interventionsstärke der Fed – auch im Rahmen ihrer Krisenprogramme zur ›quantitativen Lockerung‹ – entsprangen sodann aber starke Politisierungsprozesse, die im Lauf des Jahrzehnts zahlreiche Gesetzesvorhaben der Republikaner im amerikanischen Kongress hervorbrachten, die Unabhängigkeit der Fed einzuschränken.8 Am Ende der Amtszeit Obamas hatte sich die Fed als Garant des Dollarstandards erwiesen, mit dem sich sowohl Konjunkturprogramme als auch eine spätere restriktive Budgetpolitik verbinden ließen. Sie war deswegen als einzige der großen Notenbanken der Industrieländer in der Lage, eine ›Normalisierung‹ der Geldpolitik anzustreben. Allerdings kündete die Fed auch von einer neuen währungspolitischen Kontroverse, als Donald Trump Ende 2016 zum Präsidenten der Vereinigten Staaten gewählt wurde.

			›Trumponomics‹, der US-Dollar und die Federal Reserve

			Die wirtschaftspolitischen Ankündigungen Trumps zum Beginn seiner Amtszeit weckten zunächst Erinnerungen an die auf Steuersenkungen und Deregulierung fußende Wirtschaftspolitik Ronald Reagans in den 1980er-Jahren, die auch als ›Reagonomics‹ bekannt wurde. Die ›Trumponomics‹ beinhalteten ähnliche angebotsorientierte Reformen wie die Senkung der Unternehmenssteuersätze von 35 auf 21 Prozent mit Beginn des Jahres 2018, zielten darüber hinaus aber auch auf die Erhöhung der inländischen Investitionen sowie auf die Stärkung der Exportquote der US-Wirtschaft und damit auf die Verringerung des anhaltenden Handelsdefizits durch Anwendung protektionistischer Maßnahmen (z. B. Zölle).9 Diese Strategie des ökonomischen Nationalismus – America first – sollte unter anderem für die Wiederbelebung alter Industrien und damit für Beschäftigungs- und Wirtschaftswachstum sorgen. 

			Der US-Dollar nahm in dieser Strategie eine Schlüsselrolle ein, denn ein schwächerer Dollar würde die preisliche Wettbewerbsfähigkeit von amerikanischen Handelsgütern erhöhen und damit einem Teil der von Trump formulierten wirtschaftspolitischen Zielsetzungen entgegenkommen. Gleichwohl hatten Trumps Ankündigungen einer unternehmensfreundlichen Politik und fiskalischer Anreize gemeinsam mit allmäh­lichen Zinserhöhungen der Fed einem Zufluss an ausländischem Kapital und damit einer Aufwertung, das heißt einem starken Dollar, Vorschub geleistet.10 Dieses Spannungsverhältnis um den Dollar verstärkte eine innenpolitische Konfliktdynamik, die sich zwischen Trump und den Republikanern einerseits und der Zentralbank andererseits entfaltete.

			Noch im Präsidentschaftswahlkampf hatte Trump einen starken Dollar als Zielgröße der Wirtschafts- und Währungspolitik definiert und als Zeichen amerikanischer Stärke interpretiert. Sein Vorwurf an die damalige Vorsitzende des Federal Reserve Boards, Janet Yellen, war, die Fed hätte zu lange auf niedrige Zinsen gesetzt und damit den Dollar geschwächt. Entgegen der politischen Konvention verlängerte Trump dann auch nicht die Amtszeit Yellens, sondern ernannte im Jahr 2018 den Republikaner Jerome ›Jay‹ Powell als ihren Nachfolger. Allerdings hatten sich die Parameter der Geld- und Währungspolitik zu diesem Zeitpunkt bereits geändert: Zwischen Ende 2016 und Ende 2019 erhöhte die Fed den wichtigen Leitzins von 0,5 auf 2,5 Prozent und trug damit zu erheblichen globalen Kapitalbewegungen zugunsten des US-Finanzsystems bei, die zur erwähnten Aufwertung des Dollars führten (und damit sowohl die amerikanische Leistungsbilanz als auch die in Dollar verschuldeten Schwellenländer unter Druck setzten).

			Die davon ausgehende Gefahr für die Wirtschaftspolitik der Regierung Trump lag allerdings nicht nur in der Vergrößerung des Leistungsbilanzdefizits, sondern auch in fehlenden geldpolitischen Impulsen für das Wirtschaftswachstum, die ihre als ›Handelskrieg‹ bezeichnete Zollpolitik kompensieren sollten. Sie befürchtete darüber hinaus Wettbewerbsnachteile, weil andere wichtige Zentralbanken – darunter die Europäische Zentralbank – noch nicht in der Lage waren, zu einer ›Normalisierung‹ der Geldpolitik überzugehen. In einem über den Kurznachrichtendienst Twitter verbreiteten Statement stellte Trump deswegen klar: »As your President, one would think that I would be thrilled with our very strong ­dollar. I am not!«11 Trump kritisierte die Fed, als sie die Zinsen erhöhte; und er attackierte sie, als sie Mitte 2019 die Zinsen – aus seiner Sicht unzureichend – senkte. »My only question is, who is our bigger enemy, Jay ­Powell or Chairman Xi?«,12 twitterte er in der Folge. So verwunderlich diese Gegenüberstellung erscheinen mag, sie ist über die Dollarfrage verbunden. Denn die skizzierten Auseinandersetzungen fanden vor dem Hintergrund eines geoökonomischen Konflikts statt, in dem China vonseiten der Regierung Trump vorgeworfen wurde, den Außenwert des Renminbi zu manipulieren, um einen Wettbewerbsvorteil im Welthandel zu erlangen.13 Mit anderen Worten, die innenpolitischen Konfliktlinien waren über den US-Dollar mit den außenpolitischen verwoben.

			Geoökonomische Rivalität und der US-Dollar als ›Waffe‹

			Die Rolle des Dollars in der internationalen Politik ist durch die jüngeren Handels- und Währungskonflikte mit der Volksrepublik China einer breiten Öffentlichkeit bekannt geworden. Tatsächlich hat sie eine lange Geschichte, in der der Dollar immer wieder als ›Instrument der Staatskunst‹ zur Durchsetzung US-amerikanischer Interessen genutzt wurde. Dazu gehört beispielsweise die als »Dollardiplomatie« bezeichnete außenpolitische Strategie zu Beginn des 20. Jahrhunderts, über private Kredite und Investitionen sowohl die außenwirtschaftliche Integration als auch Amerikas Machtposition zu sichern; und dazu gehört die Vereinbarung mit Saudi-Arabien in den 1970er-Jahren, Dollarerträge aus dem Erdölgeschäft in den Erwerb von US-amerikanischen Anleihen fließen zu lassen, das sogenannte Petrodollarrecycling.14

			Das Jahrzehnt seit der Weltfinanzkrise ist allerdings von einer Interventionsform geprägt, die den Dollar beziehungsweise seinen Leitwährungsstatus und die auf ihm beruhende globale Finanzinfrastruktur vor allem als Mittel für Wirtschaftssanktionen einsetzt. Den Zugang zur US-Währung zu gewährleisten, kann im unbedingten Interesse der Vereinigten Staaten und seines Finanzsektors liegen. Umgekehrt können die USA es auch in ihrem Interesse sehen, eben diesen Zugang zu verwehren. Die Rolle des US-Dollars als globale Transaktionswährung sowie die Rolle New Yorks als globaler Finanzplatz schaffen den USA einzigartige Sanktionsmöglichkeiten und den Zugriff auf globale Zahlungssysteme. Die fortschreitende (finanzielle) Globalisierung und Vernetzung haben diese Machtressource substanziell gestärkt.15

			Die jüngeren Sanktionen gegen Iran illustrieren die Reichweite eines dollarbasierten Sanktionsmechanismus. Als im Mai 2018 die USA unter Trump das Nuklearabkommen mit Iran verließen und die wirtschaftlichen Sanktionen gegen das Land wiederaufnahmen, richteten sich die Transaktionsverbote nicht nur direkt gegen iranische Institutionen, sondern gegen alle (Finanz-)Organisationen, die an diesen Transaktionen beteiligt sein würden. Bereits dadurch, dass Banken hohe Strafzahlungen oder der Entzug der amerikanischen Bankenlizenz drohen würden, konnten die Finanzierung und Abwicklung unerwünschter Transaktionen mit iranischer Beteiligung unterbunden werden. Dies galt selbst für die von der Europäischen Union als Alternative erwogene multilaterale Europäische Investitionsbank. Denn für die am Handel mit Iran beteiligten Staaten und Firmen ist der Zugang zu den internationalen, dollarbasierten Kapitalmärkten lebenswichtig.

			Diese offensichtliche Einschränkung der staatlichen Handlungsspielräume und die Gefahr, die weaponization des US-Dollars könnte auch bei weiter eskalierenden Konflikten zwischen den Großmächten zur Anwendung kommen, befeuern sowohl in der Europäischen Union als auch in China und weiteren Schwellenländern Pläne zum Aufbau von alternativen Zahlungssystemen und für eine Neujustierung des internationalen Währungssystems. China hat begonnen, Erdöltransaktionen in Renminbi abzurechnen und mit der ›neuen Seidenstraße‹ infrastrukturelle Grundsteine für eine Internationalisierung zu legen. Allerdings werden damit noch nicht die persistenten Strukturen des globalen Finanz- und Währungssystems aufgebrochen.16 

			Zur Zukunft des Dollars

			Die im Licht der Finanzkrise vorgetragenen und nach den protektionistischen Weichenstellungen Trumps wiederholten Abgesänge auf den US-Dollar als internationale Leitwährung haben sich bislang nicht bestätigt. Im Gegenteil, der Dollar erfüllt weiterhin die Ansprüche an eine Leitwährung besser als jede andere konkurrierende Währung, insbesondere als der von politischen und ökonomischen Krisen geplagte Euro. Die internationalen Währungsbewegungen während der ersten Monate der Covid-19-Pandemie bestätigen die hier dargelegten Muster: Teils dramatische Kapitalflüsse aus dem Globalen Süden in den ›sicheren Hafen‹ des US-Dollar führten zu einer starken Aufwertung der Währung, während die Fed durch globale Liquiditätsprogramme erneut als Weltzentralbank in Erscheinung trat. Dadurch werden die Debatten um eine Neuordnung des globalen Finanz- und Währungssystems eher zu- als abnehmen. Darüber hinaus verzichteten die USA bislang auch darauf, in der ­Pandemiebekämpfung eine global koordinierende Rolle einzunehmen; durch die Schwere der Krise sind sie vor allem nach innen orientiert. Angesichts chinesischer Hilfslieferungen und Maßnahmen zur Entdollarisierung erscheint es also plausibel, dass wir uns bereits in einer jener längeren Übergangsphasen befinden, in denen hegemoniale Strukturen zersetzt werden und sich verschiedene Währungen die Rolle von Ankerwährungen teilen.17 Inwiefern eine Regierung unter der Führung der Demokratischen Partei diesem Prozess zuarbeiten wird, ist zunächst ungewiss. Doch, solange die Dollardominanz besteht, wird sie national wie global Widersprüche, Ungleichheiten und Spannungen produzieren. Die andauernde Politisierung der Geldpolitik – nicht nur in den USA – wird ihren Beitrag dazu leisten.
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			Wirtschaft als Waffe: extraterritoriale Sanktionen

			Wirtschaftssanktionen sind seit der Antike Teil der Außenpolitik von Staaten. Wirksamer als diplomatischer Protest und humaner als Militärinterventionen, sind Wirtschaftssanktionen gerade in heutiger Zeit beliebt. Die zunehmende Vernetzung der Weltwirtschaft bietet neue Möglichkeiten, die Reichweite von Sanktionen deutlich zu erhöhen. Die USA als größte Wirtschafts- und Finanzmacht nutzen gegenseitige Abhängigkeiten besonders wirksam aus. Mit der Präsidentschaft Donald Trumps und der Aufkündigung des als Iran-Deal bezeichneten Abkommens mit der Islamischen Republik verschärfte sich die Situation durch die einseitige Verhängung von Sanktionen. Das Sanktionsregime betrifft nicht nur eigene Unternehmen, sondern instrumentalisiert zunehmend auch Firmen aus anderen Staaten, indem es den US-Dollar und Gesetze mit globaler Reichweite als Waffen in einem Wirtschaftskrieg einsetzt. 

			In den vergangenen Jahren gab es viele Beispiele für diese Sanktionspraxis: Für Deutschland besaßen Sanktionen gegen Unternehmen, die sich am Bau der Nord-Stream-2-Pipeline beteiligen, die größte politische Sprengkraft. Den Unternehmen wurde gedroht, auf amerikanische Sanktionslisten gesetzt zu werden, sodass es US-Unternehmen künftig verboten wäre, mit ihnen Geschäftsbeziehungen zu unterhalten. 

			Für die amerikanisch-chinesischen Beziehungen bot die Verhaftung der chinesischen Huawei-Managerin Meng Wanzhou besonderen Konfliktstoff. Meng wurde in Kanada aufgrund eines US-amerikanischen Haftbefehls verhaftet. Sie wird beschuldigt, gegen amerikanische Sanktions­gesetze verstoßen zu haben – allerdings hat sich die angebliche Straftat nicht in den USA abgespielt. Der Streit fügt sich in den größeren Zusammenhang der Konfrontation der USA mit China ein.  

			Neu sind die als »extraterritorial« bezeichneten Sanktionen keineswegs, neu ist der unbedingte Wille, sie als Mittel zur Durchsetzung eigener Interessen einzusetzen – auch auf Kosten der eigenen Verbündeten. 

			Was sind Sanktionen?

			Sanktionen wurden und werden zum einen zur Bestrafung und Verhinderung von schweren Menschenrechtsverstößen oder Verstößen gegen das Völkerrecht allgemein eingesetzt, aber auch zur Durchsetzung eigener Interessen in der Außen- und Wirtschaftspolitik. Besondere Prominenz erhielten Wirtschaftssanktionen im internationalen Kampf gegen die Apartheid in Südafrika und durch das westliche COCOM-Hochtechnologieembargo gegenüber dem Ostblock zur Zeit des Kalten Krieges.

			Ein unrühmliches Kapitel bildete das Wirtschaftsembargo gegen Saddam Husseins Irak, das eine humanitäre Katastrophe auslöste und zu einem Umdenken hin zu zielgerichteteren Sanktionen führte. Künftig ging es nicht mehr darum, ein ganzes Land von der Weltwirtschaft abzuschneiden, sondern mit sogenannten Smart Sanctions einzelne Akteure zu isolieren und zu bestrafen.

			Im Vergleich zu traditionellen Smart Sanctions, die nur eigenen Unternehmen Geschäfte mit sanktionierten Akteuren verbieten, dehnen extraterritoriale Sanktionen dieses Verbot auch auf ausländische Unternehmen aus. Unter dem Stichwort »extraterritorial« werden Regelungen für Fälle zusammengefasst, die keine oder nur eine untergeordnete Verbindung mit dem Territorium des regelnden Staates aufweisen. 

			Es gibt grundsätzlich zwei verschiedene Arten von Sanktionen, sogenannte Primär- und Sekundärsanktionen. Beide sind kontrovers. Primärsanktionen unterwerfen ausländische Firmen direkt dem amerikanischen Recht und finden Anwendung, wenn bestimmte Verbindungen zwischen den Firmen sowie deren Verhalten und den USA bestehen. Für Gesetzes­brüche werden diese ausländischen Firmen mit Geldbußen oder deren Mitarbeiter mit Gefängnis bestraft.

			Bei Sekundärsanktionen unterwerfen die USA Firmen nicht direkt ihrem Recht, sondern beschränken deren Zugang zur US-Wirtschaft. Bei Verstößen gegen die Gesetze können ausländische Banken etwa vom Dollarhandel ausgeschlossen werden. Aufgrund der enormen wirtschaftlichen Stärke der Vereinigten Staaten und der Bedeutung des US-Dollars als globale Leitwährung entscheiden sich Unternehmen fast immer dazu, die amerikanischen Gesetze zu befolgen. Andernfalls würden sie riskieren, vom amerikanischen Markt und seinem Finanzsystem ausgeschlossen zu werden. Trotz verschiedener Versuche, den US-Dollar als Leitwährung abzulösen, macht dieser immer noch rund 80 Prozent des globalen Devisenhandels aus und stellt ca. 60 Prozent der weltweiten Devisenreserven. 

			Die zentrale Bestrafung für Unternehmen bei Übertretung der Sekundärsanktionsgesetze liegt in dem Verbot, sogenannte correspondent accounts zu führen. Diese Konten dienen der Abwicklung von Dollartransaktionen und werden von ausländischen Banken genutzt, die wiederum als Nervenzentren der globalisierten Wirtschaft ideale Ziele für Sanktionen sind. Ein Verbot der Nutzung dieser Accounts bedeutet den Ausschluss vom Dollar­handel und kommt daher einem wirtschaftlichen Todesurteil gleich. Diese enorme Verwundbarkeit erklärt die vergleichsweise strikte Einhaltung der amerikanischen Sanktionsgesetze. Vereinfachend kann man den Ansatz der USA mit der Formel »Treibe Handel mit ihnen oder mit uns« auf den Punkt bringen. 

			Die Effektivität von Sekundärsanktionen zur Erreichung außenpolitischer Ziele ist umstritten, ihre Nutzung wird jedoch aller Wahrscheinlichkeit nach sehr populär bleiben. Staaten versuchen zwar, ihre Verwundbarkeit und Abhängigkeit vom Dollar zu verringern – etwa durch die Schaffung alternativer Zahlungsmechanismen oder die Abwicklung von Geschäften in anderen Währungen –, doch diese Versuche konnten den US-Dollar bisher nicht von seiner herausragenden Stellung verdrängen. 

			Blick in die Vergangenheit

			Wirtschaftssanktionen sind seit Langem ein Mittel der Außen- und Sicherheitspolitik, angefangen im antiken Griechenland über die napoleonischen Kriege bis in die Zeit des Kalten Krieges. 

			Auch der extraterritoriale Ansatz ist bei Sanktionen kein neues Phänomen. Politisch sind Versuche, andere Staaten zu isolieren, seit Längerem übliche Praxis. Mit der sogenannten Hallstein-Doktrin versuchte die Bundesrepublik die DDR international zu isolieren, indem allen Staaten mit dem Abbruch diplomatischer Beziehungen gedroht wurde, die diplomatische Beziehungen mit der DDR aufnahmen. Der Boykott der Arabischen Liga gegen Israel folgte einem ähnlichen Prinzip. 

			Sowohl unter Präsident Reagan zu Beginn der 1980er-Jahre als auch unter Präsident Clinton Mitte der 1990er-Jahre wurden Sanktionsgesetze erlassen, die ausländische Firmen betrafen, die keine direkte Verbindung mit den USA hatten. Allerdings wurden die in diesen Fällen entstandenen Konflikte auf diplomatischem Weg gelöst. Unter Präsident Obama erreichten extraterritoriale Sanktionen eine weitere Eskalationsstufe und wurden zum ersten Mal großflächig eingeführt. Sie richteten sich in ­erster Linie gegen den Iran, vorwiegend wegen der Verfolgung seines Atomprogramms. Da sie oft von gleichlautenden Sanktionen der Verbündeten begleitet wurden, stießen die Maßnahmen auf keinen Widerstand.

			Dies änderte sich mit dem Amtsantritt Donald Trumps und der Umsetzung eines zentralen Wahlversprechens: dem Rückzug aus dem sogenannten Iran-Deal. Schnell machten die Vereinigten Staaten klar, dass sie alle wirtschaftlichen Mittel nutzen würden, um den Iran von der Herstellung von Atomwaffen abzuhalten. Sanktionen aus der Obama-Ära gegen Unternehmen, die nach festgelegten Stichtagen noch bestimmte Geschäfte mit dem Iran tätigten, wurden wieder in Kraft gesetzt. Die Effekte zeigten sich sofort: Alle großen europäischen Unternehmen zogen sich aus dem Irangeschäft zurück, teilweise auch aus Geschäftsfeldern, die gar nicht sanktioniert wurden. Trotz massiver Proteste der Europäer haben diese es bisher nicht geschafft, eine Antwort auf die Sanktionen zu finden.  

			Der entscheidende Unterschied zu früheren extraterritorialen Sank­tionsregimen war der unbedingte Wille der Trump-Administration, diese auch einseitig durchzusetzen – vor einem die Verbündeten brüskierenden Alleingang wurde nicht länger zurückgeschreckt. Die vorangegangenen Regierungen hatten sich mit den Verbündeten letztlich immer auf ein gemeinsames Vorgehen verständigt.

			Völkerrechtliche Situation 

			Betroffene Drittstaaten, etwa die Länder der EU, brandmarken die amerikanischen extraterritorialen Sanktionen als illegal. Allerdings ist bereits die rechtliche Definition des Begriffes »extraterritorial« schwierig. Grundsätzlich lässt sich festhalten, dass völkerrechtlich nur Regelungen für Sachverhalte erlaubt sind, die bestimmte Verbindungen zum regelnden Staat aufweisen. Uneinigkeit besteht jedoch über den notwendigen Grad und die Intensität der Verbindungen. 

			Das Völkerrecht sagt grundsätzlich, dass Situationen gesetzlich geregelt werden dürfen, die auf dem eigenen Territorium stattfinden. Gerechtfertigt kann eine Regelung außerhalb des eigenen Territoriums zudem dann sein, wenn es um eigene Staatsbürger geht (Nationalitätsprinzip) oder der eigene Staat geschützt werden soll (Schutzprinzip). Zudem soll Gerichtsbarkeit ausgeübt werden können, wenn Effekte auf dem Staatsgebiet des regelnden Staates entstehen.

			Die amerikanische Regierung sieht ihr Vorgehen als rechtmäßig an und stützt sich im Fall der Primärsanktionen auf Verbindungen zum amerikanischen Territorium wie z. B. den Dollarhandel. Im Fall der Sekundärsanktionen argumentieren die USA, sie würden ausländische Unternehmen nicht ihrem Recht unterwerfen, sondern lediglich den Zugang zum US-Markt und den Handel von und mit US-Unternehmen regeln. 

			Die extraterritoriale Anwendung von amerikanischen Sanktionen ist vor dem Hintergrund der amerikanischen Rechtsgeschichte bemerkenswert. Denn traditionell betonte amerikanisches Recht das sogenannte Territorialprinzip, also das Rechtsprinzip, dass Gesetze eines Landes nur Sachverhalte auf dem eigenen Gebiet regeln dürfen. Dem entsprach auch die Supreme-Court-Rechtsprechung, die bestimmte, dass amerikanische Gesetze keine Außenwirkung entfalten sollen, wenn nicht eine solche Wirkung explizit durch den Kongress gewollt ist. 

			Jedoch entfernen sich die Gesetzgebung und Rechtsprechung schon seit Längerem vom Territorialprinzip, wobei die extraterritoriale Sanktionsgesetzgebung nur die jüngste Entwicklung ist. Deutlich älter und etablierter ist die extraterritoriale Gesetzgebung etwa im Bereich des Kartellrechts.

			Die europäische Seite hingegen vertritt die Auffassung, dass die Verbindungen im Fall der Primärsanktionen teils zu schwach seien, um die Unternehmen amerikanischem Recht unterwerfen zu können, und im Fall der Sekundärsanktionen die USA zumindest faktisch Kontrolle über europäische Firmen ausüben würden, ohne dass eine Verbindung im Sinn völkerrechtlicher Regeln bestehe. Hiermit verstießen die USA gegen das völkerrechtliche Verbot der Nichteinmischung in die inneren Angelegen­heiten anderer Staaten. Die betroffenen Drittstaaten betrachten es als Teil ihrer völkerrechtlichen Souveränität, das Verhalten ihrer Unternehmen selbst regeln zu können. Zweifellos beeinflusst der Rückzug europäischer Unternehmen aus dem Iran die außenpolitischen Spielräume der EU-Staaten, was diese ebenfalls als Beeinträchtigung ihrer Souveränität ansehen. 

			Auch wenn verschiedene Seiten bestimmte amerikanische Sanktionsprogramme mit extraterritorialer Wirkung für völkerrechtlich illegal halten, sprechen verschiedene, wenn auch geringfügige Verbindungen zu den USA und sonstige Rechtfertigungen dagegen. Zudem ist es Teil der Souveränität eines Staates, zu entscheiden, mit welchen Firmen und Staaten er Handel treiben will und unter welchen Bedingungen. Faktisch spielt die rechtliche Bewertung nur eine untergeordnete Rolle, da es ohnehin an effektivem Rechtsschutz auf internationaler Ebene fehlt. 

			Unproblematisch sind die Sanktionsgesetze jedoch keinesfalls, sind sie doch Ausdruck eines Paradigmenwechsels in der amerikanischen Außen- und Wirtschaftspolitik oder, grundsätzlicher ausgedrückt, des tiefgreifenden Wandels der Beziehungen der USA mit anderen Staaten und des Umgangs mit ihnen. Dem Völkerrecht als globaler Friedensordnung ist jedoch gerade der Gedanke der Zusammenarbeit und Kooperation eigen, den ein einseitiges, unabgestimmtes Vorgehen einzelner Staaten aushöhlt. 

			Die Vereinigten Staaten sehen sich zwar an das Völkerrecht gebunden, das Selbstverständnis ist jedoch weniger von einer moralischen Führungsrolle geprägt als von dem Willen, die Kontrolle über die Weltwährung US-Dollar für eigene Interessen zu nutzen. 

			Ausblick 

			Die amerikanische Nutzung von Sanktionen mit Außenwirkung ist nur eine Facette eines breiteren Wandels in der Außen- und Wirtschaftspolitik: der Rückzug aus dem Pariser Klimaschutzabkommen, die Aufkündigung von verschiedenen Freihandelsvereinbarungen, die massive Kritik am Internationalen Strafgerichtshof. All diese Aktionen zeigen ein deutliches Bekenntnis des ehemaligen amerikanischen Präsidenten zu America first. 

			Wenn vorherige Präsidenten die amerikanische wirtschaftliche Stärke zu nutzen wussten und extraterritoriale Rechtsvorschriften als Mittel zur Interessendurchsetzung einsetzten, so geschah dies immer im Bewusstsein, moralisch und ideell zu führen. Seit einiger Zeit sehen wir hingegen eine immer stärkere Abwendung vom ursprünglich amerikanischen System des Multilateralismus. Das System des Miteinander ist dem Recht des (wirtschaftlich) Stärkeren gewichen. 

			Ob ein Präsident Biden einen grundsätzlich anderen Umgang mit der Waffe Wirtschaft pflegen wird, bleibt abzuwarten. Die Zielstaaten der Sanktionen mögen sich je nach verfolgter Außenpolitik ändern und neue internationale Konfliktfelder sind für den Einsatz (extraterritorialer) Sanktionen geradezu prädestiniert. Auch der Regierungswechsel wird hieran voraussichtlich wenig ändern, haben doch die Demokraten bereits verschiedene Sanktionslockerungen verhindert und neue Sanktionen ins Spiel gebracht. Denkbar ist, dass der Einsatz von Sanktionen in Zukunft wieder mehr in Abstimmung mit den Verbündeten erfolgen wird. 

			Wie jedes scharfe Schwert tragen jedoch auch amerikanische Sanktionen das Risiko der Abnutzung in sich: Wie der ehemalige amerikanische Finanzminister Jack Lew warnte, birgt eine übermäßige Nutzung solcher Sanktionen das Risiko, dass Staaten Alternativen zum US-Dollar als internationaler Leitwährung schaffen und die USA langfristig einen ihrer wichtigsten Machtfaktoren verlieren.

			Anmerkungen
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			Die strategische Bedeutung fossiler Energieträger

			Dass energiepolitische Interessen eine Rolle in der Außenpolitik der USA spielen, ist für viele Beobachter nicht neu. Auch der Einfluss von Energiekonzernen kam bei geostrategischen Entscheidungen immer wieder zum Vorschein. Besonders sichtbar wurde dies in der Administration von Präsident George W. Bush (2001-2009) durch die hohe Anzahl vormals im Erdölsektor beschäftigter Amtsträger und ihre strategischen Entscheidungen im Irakkrieg und in weiteren internationalen Konflikten.1 Diese Interessen ziehen sich wie ein roter Faden durch die Außen- und Verteidigungspolitik, vor allem in der Region des Nahen und Mittleren Ostens und in Mittel- und Südamerika. Auch die Nähe des ehemaligen Präsidenten Donald Trump beispielsweise zum saudischen Kronprinzen, Mohamad Bin Salman, ließ sich zumindest zum Teil auf Erdölinteressen und die in den Golfmonarchien vorhandenen »Petrodollars« zurückführen.

			Einige technische und geopolitische Entwicklungen haben die Interessenlage der US-Regierung inzwischen stark beeinflusst und ihre Handlungsspielräume verändert. Diese Veränderung resultierte vor allem aus der steigenden Schiefergasproduktion in den USA. Die intensive Nutzung unkonventioneller Fördermethoden hat in den Jahren 2011 bis 2020 zu einer Neujustierung der amerikanischen Energieaußenpolitik geführt. Auch Trump strebte während seiner Präsidentschaft explizit eine »amerikanische Energiedominanz« an. Im Zuge der Coronapandemie kam es jedoch zu einer unerwarteten Wendung auf dem internationalen Energiemarkt: Die Erdölpreise brachen aufgrund der weltweit eingeschränkten Mobilität ein. Diese erholten sich zwar wieder, ließen die Branche aber verunsichert zurück.

			Die Neuerungen des vergangenen Jahrzehnts sind Schwerpunkt des ersten Teils dieses Artikels, der sich im zweiten Teil längerfristigen Trends und Strategien in der US-Energiepolitik widmet. Vor dem Hintergrund der zunehmenden binneneuropäischen Energienachfrage werden abschließend einige Perspektiven der zukünftigen euroamerikanischen Energiebeziehungen skizziert. 

			Der Wandel vom Importeur zum Exporteur

			Mehr als 30 Jahre lang herrschte ein striktes Exportverbot von Rohöl und Energieressourcen aus den USA. Unter dem Eindruck der Ölkrise von 1973 hatte der US-Kongress im Jahr 1975 den Energy Policy and Conservation Act (EPCA) verabschiedet, mit dem die Energieeffizienz und die Unabhängigkeit der USA von Energieimporten sowie die eigene Produktion und das heimische Angebot erhöht werden sollten. Es war zwar möglich, raffinierte Erdölprodukte zu exportieren, doch die Ausfuhr von Rohöl ohne Genehmigung des US-Handelsministeriums war untersagt. Ausnahmen gab es lediglich für manche Partnerländer und so lieferten die USA bis 2015 kleine Mengen Erdöl nach Kanada. 

			Die technologischen Durchbrüche bei der Förderung von Erdöl und Erdgas, die durch die neue Technologie des Hydraulic Fracturing (kurz: ­Fracking) erschlossen wurden, trugen nicht nur zur markanten Verringerung der Abhängigkeit von ausländischen Energiequellen bei. Neben der wachsenden Selbstversorgung gehören die USA mittlerweile zu den weltweit führenden Produzenten – 2013 überholten sie sogar Saudi-Arabien als weltgrößten Produzenten – und beim Erdöl entwickelten sie sich schrittweise zum Nettoexporteur. 

			Voraussetzung für den Export war allerdings eine Gesetzesänderung durch den US-Kongress, die am 18. Dezember 2015 von Präsident Obama in Kraft gesetzt wurde. Mit dem Consolidated Appropriations Act von 2016 war es nun möglich, in größerem Maßstab Rohöl zu exportieren. Der kontinuierliche Anstieg der amerikanischen Erdölproduktion bescheinigt den durchschlagenden Erfolg dieser Umstrukturierung. Zwischen 2015 und 2018 verzeichnete das Land einen deutlichen Zuwachs der Erdöl- und Erdgasexporte. Anfang 2019 übertraf die Ausfuhr von Erdöl zum ersten Mal seit Anfang der 1950er-Jahre wieder die Einfuhrkapazität des Landes (siehe Abbildung 1).2 

			Abb. 1: Erdölproduktion, -importe und -exporte der USA
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			Quelle: BP Statistical Review of World Energy 2020

			Begünstigt wurde diese Entwicklung durch die amerikanische Embargo­politik gegenüber erdölreichen Ländern wie Iran, Libyen und Venezuela. Laut Schätzungen des World Energy Outlook von British Petroleum belaufen sich die Erdölreserven der USA auf 69 Milliarden Barrel.3 Sie befinden sich vor allem in dem Permischen Becken (Texas/New Mexico) und in weiteren Regionen im Zentrum und im Nordosten des Landes (siehe Karte S. 433). Mit diesen beachtlichen Reserven gehören die USA gegenwärtig zu den zehn erdölreichsten Ländern der Welt. Diese große Menge erfordert die Erschließung neuer Märkte und Handelswege, nicht nur für Erdöl. 

			Die Schieferölförderung wurde von der Trump-Administration weitgehend unterstützt. Es bleibt jedoch eine sehr umstrittene Praktik mit gravierenden klimaschädlichen Risiken. Die Anwendung der Frackingtechnik, bei der Wasser mit einem Gemisch aus Sand und Chemikalien unter hohem Druck in tiefe Gesteinsschichten gepresst wird, kann aufgrund der Freisetzung verunreinigter Schadstoffe in tiefen Gesteinsschichten zu dauerhaften Grundwasserveränderungen führen. Durch die Bohrungen erhöht sich außerdem das Erdbebenrisiko.

			Energieressourcen in den USA
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			Durch die Schieferölförderung kann parallel ein deutlicher Zuwachs der US-amerikanischen Erdgasförderung beobachtet werden, sodass die USA seit 2018 zu den weltgrößten Erdgasproduzenten zählen. Der Schiefergasanteil an der amerikanischen Produktion beträgt dabei über 60 Prozent.4 Diese Neuordnung in der amerikanischen Erdgasförderung verspricht zwar langfristigen Erfolg, beschränkender Faktor bleibt jedoch die markttechnische Besonderheit beim Erdgashandel. Während Erdöl vornehmlich in Tankern transportiert und auf globalen Spotmärkten gehandelt wird, erfolgte der Erdgasexport bisher ausschließlich durch Leitungen. Dies führte zu einer starken Regionalisierung der Gasmärkte. Seit einigen Jahren setzt sich aber die Verflüssigung von Erdgas (LNG) durch, was den Handel deutlich flexibler macht. Das LNG-Verfahren reduziert das Volumen des Erdgases durch Abkühlung auf – 160° C. Dabei werden die im Erdgas enthaltenen Kohlenwasserstoffe in einen flüssigen Zustand versetzt, können im Wiedervergasungsprozess jedoch teilweise zurückgewonnen werden. Wegen des erheblichen Kostenaufwands wird zwar an der Kontinuität dieses Trends gezweifelt, die LNG-Ketten bieten allerdings in wirtschaftlicher und transporttechnischer Hinsicht viele Vorteile. 

			Seit diese Technologie entwickelt wurde und verstärkt zum Einsatz kommt, haben die USA eine grundlegende Wandlung ihrer Exportpolitik vorgenommen. Dazu gehört die Strategie der USA, verstärkt verflüssigtes Erdgas nach Europa zu exportieren, wo eine unter anderem durch die Klima­schutzdiskussion bedingte wachsende Nachfrage erwartet wird. So lässt sich nicht übersehen, dass bereits in der ersten Jahreshälfte 2019 rund ein Drittel des amerikanischen LNG-Exportes nach Europa ging.5 

			Sicherung und Kontrolle des internationalen Erdölmarktes als wichtiges strategisches Ziel

			In der amerikanischen Erdölpolitik lassen sich gegenwärtig zwei Leitlinien erkennen. Washington und die US-Energiekonzerne streben erstens eine Diversifizierung der Exporte und die Gewinnung neuer Marktanteile an. Das zweite Ziel ist geopolitischer Art und wird zum Teil militärisch verfolgt. Bereits die Carter-Doktrin von 1980 definierte eine regionale sicherheitspolitische Führungsrolle der USA am Persischen Golf; sie drückte sich unter anderem in den Strategien während der drei Golfkriege (Iran-Irak-Krieg 1980-1988, zweiter Golfkrieg 1990/91 und dritter Golfkrieg 2003) aus. Dieser Führungsanspruch der USA findet auch heute seine Geltung in vielen Strategiepapieren der USA, der EU und der NATO und belegt die Verknüpfung von Erdölfragen mit verteidigungspolitischen Aufgaben. So heißt es beispielsweise in einem Bericht der NATO-Versammlung (»Schutz kritischer Infrastrukturen« 2007): »[…] die Energieinfrastruktur im eigenen Land zu schützen, ist nur ein Teil der Antwort auf die Herausforderung der Energiesicherheit.« Aufgrund ihrer Abhängigkeit von Energielieferungen aus dem Ausland hätten die NATO-Mitglieder daher »ein Interesse daran, den Schutz der Energieinfrastruktur in Produzenten- und Transitländern sowie der Energierouten weltweit zu fördern«.6

			Die amerikanische Selbstversorgungsstrategie und flexible Ölproduktion führten zu einer neuen Wettbewerbssituation auf dem Erdölmarkt, zum Teil mit finanziell bitteren Anpassungsfolgen für die traditionellen Systemteilnehmer.7 Der Angebotsüberschuss verschärfte außerdem die Preisschwankungen. Jede Preiswendung kann hohe Gewinne für die einen und hohe Verluste für die anderen mit sich bringen, je nachdem, ob es sich um Produzenten, Zwischenhändler, Abnehmer oder Finanzmarktakteure handelt, die auf hohe oder niedrige Kurse setzen. Zuletzt erreichte der Ölpreis im Jahr 2014 einen Höchstwert mit 114 US-Dollar pro Barrel und fiel daraufhin wieder, bis er im Jahr 2016 bei etwa 30 US-Dollar lag. Der Preis stieg dann bis Ende 2018 an und stürzte schließlich im März/April 2020 aufgrund der Coronakrise auf ca. 20 US-Dollar pro Barrel ab, also auf etwa ein Sechstel des Preises von 2014, als es noch besonders gut lief für die Schieferölbranche. 

			Noch während des Preissturzes hatte Donald Trump am 12. April 2020 ein Übereinkommen zwischen Saudi-Arabien und Russland im OPEC+-Forum unterstützt, das durch eine sehr starke Drosselung der Produktion die Preise stabilisieren und damit die Schieferölbranche der USA schützen sollte. Dass dieser Versuch und die darin vereinbarte Förderkürzung jedoch keine Zukunft hatten, zeigte sich sehr schnell, denn beide Länder, sogar der US-Verbündete Saudi-Arabien, steigerten ihre Produktion. Der Ölpreis fiel um über 30 Prozent und verzeichnete damit den stärksten Verfall seit dem zweiten Golfkrieg 1990/1991. An der New Yorker Rohstoffbörse wurde das West Texas Intermediate sogar zum Negativpreis von minus 37 US-Dollar gehandelt – eine noch nie da gewesene Situation. Dies war die Folge des Kollapses der weltweiten Nachfrage nach Erdöl, der bereits gefüllten Vorräte vieler Länder und einer großen Unsicherheit bezüglich der zukünftigen wirtschaftlichen Entwicklung im Zuge der Coronapandemie. Diese Faktoren brachten ein jähes Ende für die Shale Revolution. Nach dem 1. Mai wurde die Produktion wieder deutlich gesenkt – sowohl von Saudi-Arabien als auch von Russland – in der Hoffnung, die Preise zu stabilisieren, doch dies gelang nur sehr eingeschränkt. Der Preis hat sich ab Juni 2020 auf knapp 40 US-Dollar pro Barrel mit Tendenz nach oben erholt, blieb allerdings weiterhin für Turbulenzen anfällig.  

			Weltweit halten Zentralbanken Dollarreserven, wodurch die USA sich das (in absoluten Zahlen) mit Abstand größte Defizit aller Länder leisten können. Angesichts des hohen twin deficits (also gleichzeitigem Haushaltsdefizit und Leistungsbilanzdefizit) hätte das Vertrauen in den US-Dollar längst schwinden müssen. Dennoch ist die Nachfrage nach US-Dollar nicht gefallen, auch nach der Finanzkrise von 2008 nicht, und sie ist auch in der Coronakrise bisher ungebrochen. Der Grund liegt in der besonderen Stellung des US-Dollars als Reservewährung, die wiederum nicht unwesentlich durch seine Stellung als bedeutendste Währung im Energiehandel bedingt ist.8 Auf diese Weise haben die USA die einzigartige Möglichkeit, für ihr Handelsdefizit mit neuen Schulden zu zahlen – scheinbar unbegrenzt.9 Dies funktioniert allerdings nur so lange, wie die Nachfrage nach US-Dollar bestehen bleibt. 

			Die Zukunft der euroamerikanischen Energiebeziehungen 

			Während der Präsidentschaft von Trump wurden in der Außenwirtschaftspolitik aggressivere Töne angeschlagen, die von einigen Beobachtern als »Wirtschaftskrieg« bezeichnet wurden. Diese Politik richtete sich besonders deutlich gegen China und Russland, aber auch die Beziehungen zu eigentlich als Partnern verstandenen europäischen Staaten hatten sich zunehmend abgekühlt, auch im Energiebereich. Durch den neuen US-Präsidenten, Joe Biden, werden eine Normalisierung und gemäßigtere Töne erwartet – doch bleiben mit Blick auf Energiepartnerschaften auch weiterhin unterschiedliche Interessenlagen und Strategien wahrscheinlich.

			Die außen- und wirtschaftspolitischen Folgen der amerikanischen Schieferrevolution lassen sich für die europäischen Partner schwer abschätzen. Die Spannungen treten insbesondere im Dreieck USA-Europa-Russland deutlich zutage und erstrecken sich neben der sicherheitspolitischen Dimension verstärkt auf den Erdgashandel zwischen Brüssel und Moskau. Erdgas ist zum Politikum geworden, indem Russland und die USA um die Marktanteile in der europäischen Energieversorgung kämpfen.

			So geriet die EU im Zuge des Schiefergasbooms verstärkt in den Mittelpunkt der US-amerikanischen Energieaußenpolitik. Obwohl seit Mitte der Nullerjahre eine Neuauflage der Ost-West-Konfrontation zu beobachten war, die sich unter anderem an der NATO-Osterweiterung entzündete, hatten sich alle Parteien stets – auch in der Ukraine-Krise – um einen Regelungsrahmen bemüht, möglicherweise auch aus Sorge vor einer Preisexplosion auf dem internationalen Erdölmarkt. Die Schiefer­revolution ermöglichte Washington jedoch einen radikalen Strategiewechsel gegenüber Moskau. Am 2. August 2017 verabschiedete der US-Kongress nahezu einstimmig den Countering American Adversaries through ­Sanctions Act.10 Das Gesetz richtet sich explizit gegen die Regierungen von Russland, Iran und Nordkorea und hat das Ziel, ihrem als aggressiv eingestuften Verhalten entgegenzutreten. Es soll unmittelbar die laufenden Anstrengungen erschweren, das Gaspipelineprojekt Nord Stream 2 abzuschließen, das russisches Gas durch die Ostsee nach Deutschland liefern soll (durch die Gewässer von Russland, Finnland, Schweden, Dänemark und Deutschland).

			Die mit 1230 Kilometern längste Unterwasserpipeline der Welt verläuft in weiten Teilen parallel zur Nord-Stream-1-Pipeline, die seit 2011 in Betrieb ist. Die Kosten des Baus von ca. 9,5 Mrd. Euro trägt Gazprom zur Hälfte, die andere Hälfte der Investitionen stellen fünf westeuropäische Firmen. Die Fertigstellung war für Ende 2019 und die Inbetriebnahme für Anfang 2020 geplant, doch durch das neue Sanktionsgesetz verschiebt sie sich auf unbestimmte Zeit. Die Sanktionen treffen in ­erster Linie die Schiffe zum Verlegen von Pipelines und Firmen des internationalen Investorenkonsortiums, die gezwungen werden, sich zwischen der Fertigstellung der Pipeline und dem Zugang zum bedeutenden US-Markt zu entscheiden. Ab Dezember 2020 wurde durch den Machtwechsel an der US-Spitze und die erwartete Politikänderung eine Wiederaufnahme der Bauarbeiten möglich, doch bereits Mitte Januar 2021 wurden tatsächliche Sanktionen gegen ein Rohrverlegeschiff und seine russische Inhaberfirma verhängt.

			Die USA sehen in der Verdopplung der Erdgasimporte aus Russland durch die neue Pipeline vor allem das Problem, dass sich die Abhängigkeit Deutschlands von Russland noch weiter erhöhen würde. Der Pipeline werden ferner explizit negative Folgen für die Energiesicherheit der Europäischen Union sowie für die Gasmarktentwicklung in Zentral- und Osteuropa und die Energiereformen in der Ukraine zugeschrieben. Die entsprechenden Formulierungen im Gesetzestext machen die Interessenlage der USA bei Nord Stream 2 ungewöhnlich deutlich. Dort heißt es, die US-Regierung solle dem Export von Energieressourcen aus den USA Priorität einräumen, um amerikanische Arbeitsplätze zu schaffen, den Alliierten und Partnern der USA zu helfen und die Außenpolitik der USA zu stärken. Kurz: America first auch in diesem Zusammenhang. 

			Die amerikanische Strategie bekam zunehmend Unterstützung von einzelnen europäischen Akteuren. Am 25. Juli 2018 unterzeichneten Donald Trump und der damalige Präsident der Europäischen Kommission, Jean-Claude Juncker, in Washington das Joint Statement of 25 July: European Union imports of U.S. Liquefied Natural Gas (LNG), das eine verstärkte Abnahme von amerikanischem Flüssigerdgas durch EU-Länder vorsieht. Seitdem wurde der EU-Importanteil von LNG aus den USA mehr als verdreifacht. Um die entsprechende Infrastruktur zu schaffen, wurden von der EU-Kommission zudem Investitionen in Höhe von 656 Millionen Euro bewilligt.11 Im Mai 2021 verkündete allerdings der amtierende Präsident Joe Biden überraschend den Beschluss, die Sanktionen auf Nord Stream 2 aufzuheben. Diese Politikwende ist wohl darin begründet, dass die neue US-Regierung das deutsch-amerikanische Verhältnis, das unter Trump schwierige Krisen bewältigen musste, einem Stresstest nicht aussetzen will. 

			In dieser Diskussion werden die ökologischen und sozialen Folgen oft ausgeblendet – schließlich ist der massive Verbrauch von Erdöl und Erdgas mitverantwortlich für den Klimawandel. Den klimapolitischen Fragen wurde allerdings von der Trump-Administration eine sehr geringe Bedeutung zugeschrieben, die noch in den letzten Wochen vor dem Machtwechsel Bohrrechte für die Förderung von Erdöl in einem Naturschutzgebiet in der Arktis zur Verpachtung ausschrieb.12

			Ein Politikwandel zeichnet sich mit dem Amtsantritt von US-Präsident Biden ab, der eine klare Klimaschutzpolitik angekündigt hat. Er will alternative Energieträger wie Windkraft und Solarenergie mehr als bisher fördern, wahrscheinlich aber auch weiter auf Nuklearenergie setzen. Da die USA weltweit zu den größten Pro-kopf"-Emittenten von CO2 gehören, wird eine drastische Reduktion der Emissionen viel Zeit brauchen. Ein vollständiger Ersatz von Erdöl und -gas ist nicht in Sicht. Angesichts der sich abzeichnenden Dominanz einiger weniger großer Unternehmen im Erdöl- und Gassektor könnte der Preis auf lange Sicht noch einmal deutlich steigen – und sich wiederum auf die Weltwirtschaft und die internationalen Beziehungen auswirken. Einstweilen bleiben Erdöl und -gas für die USA ein Energieträger mit strategischer Bedeutung und die großen amerikanischen Erdölkonzerne werden weiterhin die amerikanische Außenpolitik in erdölreichen Regionen und gewichtigen Abnehmerregionen zu beeinflussen versuchen. Ein Wandel könnte sich mit zunehmender Nutzung elektrischer Motoren für den Individualverkehr abzeichnen und wird auch durch die Dauer bzw. die Reichweite pandemiebedingter Einschränkungen beeinflusst.
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			Innovation und modernes Unternehmertum

			Modernes Unternehmertum (Entrepreneurship) und Innovation sind für das amerikanische wirtschaftliche Denken und Handeln zentral. Die USA haben diese Begriffe wie kein anderes Land geprägt und über die vergangenen Jahrzehnte mit neuen Assoziationen verknüpft. Bis in die zweite Hälfte des 20. Jahrhunderts hinein standen die Automobil- und die Telekommunikationsindustrie für Innovation und Entrepreneurship. Persönlichkeiten wie Henry Ford (Einführung des Achtstundentages und des Fließbandes zur Produktion von Fahrzeugen) und Alexander Graham Bell (Erfinder des Telefons und Gründer von AT&T und den berühmten Bell  Labs) bestimmten maßgeblich die erfinderischen und unternehmerischen Fähigkeiten der USA. Heute sind es Jeff Bezos (Amazon), Arianna ­Huffington (Huffington Post), Sergey Brin und Lary Page (Google/­Alphabet) oder Anne Wojcicki (23andMe), die Erfindungs- und Unternehmungsgeist verkörpern. Es verwundert daher kaum, dass die beiden Begriffe Entrepreneurship und Innovation stark US-amerikanisch geprägt und interpretiert sind. 

			Unter Entrepreneurship versteht man wirtschaftliche Tätigkeiten unter erheblicher Unsicherheit. Innovation ist die wirtschaftlich erfolgreiche Umsetzung von neuen Ideen, Erfindungen bzw. Geschäftsmodellen. Unternehmerinnen und Unternehmer sind in den Worten des Ökonomen Joseph Schumpeter Quelle »kreativer Zerstörung«. Indem neue Produkte, Prozesse oder Geschäftsmodelle durch unternehmerisches Handeln erfolgreich in die Wirtschaft gelangen, werden bestehende Strukturen, Produkte, Prozesse und Geschäftsmodelle ersetzt. Innovative Tätigkeit ist im schumpeterischen Sinn ein Kern von Unternehmertum. 

			Die USA sind seit über 100 Jahren der wichtigste Akteur im Bereich innovativer und unternehmerischer Anstrengungen. Das kulturelle Erbe der USA als Einwanderungsland mit der Vorstellung eines Strebens nach Erfolg (pursuit of happiness) trug zum Bild des selfmade man bei. Dieser Überzeugung nach kann jede Person in den USA – zumindest jeder Mann und Weiße1 – »vom Tellerwäscher zum Millionär« avancieren. Darauf aufbauend, haben die USA im Verlauf der vergangenen fünf Jahrzehnte sowohl beeindruckende institutionelle Rahmenbedingungen im Bereich von Venture Capital (Wagniskapital für Start-ups) als auch im Patentwesen ­geschaffen.

			Voraussetzungen für Innovation und Unternehmertum

			Ökonomischer Wandel hängt von drei wesentlichen Inputfaktoren ab: Kapital (Geld), Arbeit (im Sinn von Arbeitskraft) und technologischem Fortschritt, das heißt Innovation, die die Produktivität der anderen beiden Faktoren erhöhen kann. Die wirtschaftliche Führungsrolle der USA geht nicht zuletzt auf den unternehmerischen Geist der Bevölkerung und die damit verbundene Innovationskraft zurück.

			In diesem Zusammenhang stellt sich die Frage, wie Rahmenbedingungen für die Ausbildung von Arbeitskräften und die Akkumulation von Kapital sowie für die Stärkung von Entrepreneurship und Innovation geschaffen werden können. Rechtliche und regulatorische Rahmenbedingungen sind in den USA seit Jahrzehnten innovationsfördernd gestaltet. Das US-Patent-und-Marken-Amt (USPTO) bietet Zugang zu einem regulierten Patent- und Markenwesen. Die USA führten jahrzehntelang die internationalen Patentstatistiken an; erst seit 2015 werden chinesischen Erfinderinnen und Erfindern mehr Patente erteilt als amerikanischen.2 Ebenso wichtig für die Innovationskraft der USA ist das funktionierende Patentgerichtswesen, das Patentinhaberinnen und -inhabern ermöglicht, ihre Schutzrechte effektiv durchzusetzen. Die USA sind seit Jahren das Land mit dem stärksten institutionellen Schutz für geistiges Eigentum. 

			Ein weiterer wichtiger Faktor für innovative und auch unternehmerische Tätigkeiten sind die informellen institutionellen Rahmenbedingungen: kulturelle, aber auch kognitive Überzeugungen.3 Insbesondere in drei kritischen Bereichen sind die USA Deutschland, aber auch China weit überlegen: erstens beim Finanzierungssystem für Neugründungen – Gründerinnen und Gründer können sich relativ leicht über ein gut ausgebautes Venture Capital System Risikokapital beschaffen –, zweitens bei der Gründungsausbildung an Schulen und Hochschulen. Besonders wichtig ist jedoch drittens der Unterschied im Bereich der gesellschaftlichen Werte und Normen: Die USA verfügen über eine vergleichsweise gründungsfreundliche Kultur. 

			Die kognitiven Überzeugungen der Menschen, die die Gründungskultur ausmachen, sind weniger leicht zu messen als Rahmenbedingungen oder die Anzahl von Patenten. Für Innovation und Entrepreneurship wichtige Aspekte sind Fehlertoleranz bzw. Versagensängste, Umgang mit Unsicherheit und Ambiguitäten (Situationen, die nicht eindeutig sind), Erfindungsgeist und die Überzeugung, für das eigene Glück verantwortlich zu sein. Diese für eine Gründungskultur konstitutiven Werte und Normen werden in der Summe in den USA beständig als besonders günstig eingeschätzt. Als ein wichtiger Indikator gilt die Versagensangst von potenziellen Gründerinnen und Gründern, eine Angst, die sie von unternehmerischen Tätigkeiten abhalten könnte. Der Indikator wird regelmäßig vom Global Entrepreneurship Monitor erhoben. Unter Menschen, die gute Möglichkeiten sehen, ein Unternehmen zu gründen, sind die USA seit Jahren das Land mit den geringsten Ängsten, zu scheitern. Allerdings deuten Daten aus der jüngeren Vergangenheit auf eine Verschlechterung dieses Werts: Über das vergangene Jahrzehnt hat sich dieser Wert in den USA um fast 50 Prozent verschlechtert. Mit anderen Worten werden heute etwa 50 Prozent mehr Menschen in den USA nicht unternehmerisch tätig, weil sie sich vor dem möglichen Scheitern fürchten.4

			Ein weiterer wichtiger Aspekt von Entrepreneurship ist die Motivation einer unternehmerischen Tätigkeit. Es werden Notgründungen (necessity based entrepreneurship) von Chancengründungen (opportunity based entrepreneurship) unterschieden. Typischerweise sind Chancengründungen Notgründungen sowohl in ihrer Innovationskraft als auch in ihrer Wachstums­kraft überlegen. Die Daten zeigen deutlich, dass sich die USA seit der mit der Finanzkrise einhergehenden Wirtschaftskrise im Bereich der Gründungsmotivation erholt haben. Seit der Messung dieses Parameters haben die USA ihre Position von Platz 28 (von 59) im Jahr 2010 auf Platz 3 (von 49) im Jahr 2018 verbessern können. Es gibt keinen vergleichbaren Fall. 

			Innovatives Unternehmertum als Stärke der USA

			Eine direkte Folge der relativ geringen Angst, zu scheitern, und der relativen Häufigkeit von Chancengründungen ist die hohe unternehmerische Innovationsrate. Diese gibt den Anteil von jungen, innovativen Unternehmen an der Gesamtheit der Unternehmen einer Volkswirtschaft an. Hier zeigt sich eine unangefochtene Spitzenposition der USA.

			Dieser Stärke liegt auch die hohe Anpassungsfähigkeit der Unternehmen, der Bevölkerung und somit der gesamten Volkswirtschaft an neue Technologien zugrunde. Die USA gelten in Europa zu Recht als Vorreiterin in den Bereichen Digitalisierung und künstliche Intelligenz. Google, Facebook und Amazon sind einschlägige Beispiele. IBM forscht seit Jahren auf dem Gebiet der künstlichen Intelligenz. Auch im Bereich des automatisierten Fahrens und der Elektromobilität machen die USA der deutschen Automobilindustrie große Konkurrenz – das auf Elektromobilität spezialisierte Unternehmen Tesla schreibt zwar seit seinem Börsengang Verluste, hat aber mit 417,6 Milliarden US-Dollar einen fast zehnmal so hohen Börsenwert wie die Daimler AG (46,5 Milliarden US-Dollar).5 

			Zwei der drei bestplatzierten Patentanmelder im Bereich künstliche Intelligenz sind US-amerikanische Unternehmen.6 Da es sich bei künstlicher Intelligenz um Innovation handelt, die weitere Innovationen in der Zukunft ermöglichen werden (downstream innovations), liegt hier ein strategischer Schlüssel im globalen Wettbewerb, der Operationsfreiheit schafft und erlaubt, andere Unternehmen von der Nutzung der Technologien auszuschließen. Ein Blick in die Anmeldestatistik entsprechender Patente zeigt allerdings, dass sich unter den wissenschaftlichen Forschungseinrichtungen insbesondere China zu einem ernst zu nehmenden Konkurrenten der USA entwickelt.

			Regulationsfreie Räume im Bereich von künstlicher Intelligenz können die Grundrechte insbesondere von Minderheiten empfindlich beschneiden. In den USA, Deutschland und anderen europäischen Ländern protestieren daher Wissenschaft und Zivilgesellschaft eindringlich gegen automatische Gesichtserkennungssoftware. China als totalitär geprägtes System kann diese Technik hingegen stark vorantreiben. Ob China die USA in bestimmten Bereichen durch gezielte Innovationspolitik überholen oder gar abhängen können wird, ist schwer vorherzusagen. China zeigt beachtliches Potenzial im Innovationsbereich, weniger jedoch im Unternehmertum. Da die USA jedoch nicht nur über eine einzigartige Innovationskraft verfügen, sondern diese auch mit idealen Rahmenbedingungen für Unternehmertum verbinden, werden sie auf absehbare Zeit eine führende Macht im Bereich Innovation und Entrepreneurship bleiben.
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			VI Die USA und die Welt

		


		
			Stephan Bierling

			Außen- und Sicherheitspolitik von 9/11 bis Trump

			Wie aus dem Zweiten Weltkrieg waren die USA auch aus dem Kalten Krieg als unumschränkter Sieger hervorgegangen. Wie nach 1945, so durchlebte die internationale Politik auch nach 1990 einen »unipolaren Moment« (Charles Krauthammer).1 Die USA konnten ihre Interessen gegen alle Widerstände durchsetzen, und kein anderer Staat und keine Koalition anderer Staaten vermochten Initiativen gegen sie erfolgreich zu verfolgen. Nach dem Einmarsch des irakischen Diktators Saddam Hussein in Kuwait 1990 demonstrierte die amerikanische Regierung ihre neue Machtfülle. Sie schmiedete eine internationale Koalition aus 34 Staaten unter dem Mandat der Vereinten Nationen, die die irakische Armee in einer nur einhundertstündigen Bodenoffensive im Februar 1991 aus dem besetzten Nachbarland vertrieb.

			Der Sieg im Golfkrieg blieb für die folgende Dekade indes die letzte große weltpolitische Kraftanstrengung der USA. Bei den Präsidentschaftswahlen 1992 schlug der Demokrat Bill Clinton den republikanischen Amtsinhaber George H. W. Bush. Die Bürger wollten nach 50 Jahren permanenter internationaler Mobilisierung weniger globale Verpflichtungen und einen größeren Fokus auf die Innen- und Sozialpolitik. Einmal im Amt, musste sich Clinton zwar wiederholt mit akuten internationalen Krisen beschäftigen wie dem Bürgerkrieg in Jugoslawien, dem Völkermord in Ruanda, den Provokationen Saddams oder den Terroranschlägen gegen amerikanische Ziele; unter dem Slogan des enlargement versuchte er, Mittel- und Osteuropa, Russland und China in die westliche liberale Ordnung zu integrieren. Letztlich jedoch waren die 1990er-Jahre weltpolitisch relativ ruhig ohne direkte Bedrohung der USA und erzwangen somit kein intensives außenpolitisches Engagement. Der Anteil der Verteidigungsausgaben am amerikanischen Bruttoinlandsprodukt (BIP) sank von 5,5 Prozent im Jahr 1990 auf 2,9 Prozent im Jahr 2000. Der Republikaner George W. Bush, der am 20. Januar 2001 ins Weiße Haus einzog, versprach im Wahlkampf, das globale Engagement der USA im Allgemeinen und die Mitwirkung seines Landes an multilateralen Stabilisierungsmissionen wie in Bosnien und im Kosovo im Besonderen weiter zu verringern.

			Krieg gegen den Terror

			Die Terroranschläge auf das World Trade Center in New York und das Pentagon am 11. September 2001 mit knapp 3000 Toten rissen die USA aus der Phase der Fokussierung auf die Innenpolitik und erschütterten ihren Glauben an die eigene Unverwundbarkeit. Die traumatische Wirkung der Bilder der einstürzenden Zwillingstürme und des brennenden Verteidigungsministeriums ist kaum zu überschätzen für die weitere Entwicklung ihrer Außenpolitik.

			Es wurde schnell klar, dass der Führer der sunnitisch-islamistischen Terrororganisation al-Qaida, Osama bin Laden, die Anschläge orchestriert hatte. Da er seit 1996 in Afghanistan lebte und dort terroristische Trainingslager unterhielt, setzten die USA der Taliban-Regierung ein Ultimatum für seine Auslieferung. Als die Taliban dies ablehnten, begannen die USA am 7. Oktober 2001 Operation Enduring Freedom mit dem Ziel, al-Qaida zu zerstören und die Taliban von der Macht zu vertreiben. Aufgrund der Erfahrungen aus dem Kosovokrieg von 1999, in dem sie Angriffsziele mit Verbündeten abstimmen mussten, entschieden sich die USA gegen das Einschalten der NATO. Völkerrechtlich fiel der Angriff unter die UN-Klausel der Selbstverteidigung, die der Weltsicherheitsrat am 12. September 2001 in Resolution 1368 explizit bestätigt hatte. Mit ihrer Luftüberlegenheit und verbündeten Rebellen am Boden erreichten die USA innerhalb weniger Wochen ihre Kriegsziele. Im Dezember 2001 bestimmten die Führer der afghanischen Anti-Taliban-Gruppen Hamid Karsai zum Interimspräsidenten des Landes. 

			Präsident Bush zog aus dem raschen Sieg und dem erfolgreichen Re­­gimewechsel in Afghanistan den Schluss, die Kombination aus militärischer Überlegenheit und politischer Entschlossenheit ermögliche es den USA, den neuen Gefahren offensiv entgegenzutreten. Dabei konzen­trierte er sich mehr und mehr auf die von Massenvernichtungswaffen ausgehende Bedrohung. Der »Krieg gegen den Terror« würde deshalb nicht bei ­islamistischen Gruppen haltmachen, sondern ebenso Staaten ins Auge fassen.

			Am 29. Januar 2002 erklärte Bush in seiner Ansprache zur Lage der Nation die Länder Nordkorea, Iran und Irak zu einer »Achse des Bösen«: »Diese Re­­gime sind eine ernste und ­wachsende Gefahr, da sie den Be­­sitz von Massenvernichtungswaffen anstreben. Sie könnten Terroristen ihre Waffen zur Verfügung stellen und ihnen damit die Mittel geben, ihren Hass zu verwirklichen. […] Auf jeden Fall wäre der Preis der Gleichgültigkeit ka­­tastrophal.«2

			In den folgenden ­Monaten vollzog Bush eine dreifache Re­­volution in der ­amerikanischen Außenpolitik: Erstens verabschiedete er sich vom liberalen Internationalismus, der multilateraler Kooperation und internationalen Organisationen eine wichtige Rolle zuwies. An ihre Stelle trat ein muskulöser Unilateralismus, der die Einsatzbereitschaft der Streitkräfte und außenpolitische Alleingänge betonte, um die Sicherheit Amerikas zu gewährleisten. Zweitens erklärte Bush jeden den USA feindlich gesinnten Staat zum Sicherheitsrisiko, das notfalls präventiv ausgeschaltet werden müsse. In einer Rede an der Militärakademie in West Point sagte der Präsident am 1. Juni 2002: »Eindämmung ist nicht möglich, wenn verrückte Diktatoren mit Massenvernichtungswaffen Raketen als Träger für diese Waffen haben oder sie insgeheim terroristischen Verbündeten zur Verfügung stellen. […] Wir müssen die Schlacht zum Feind ­bringen, seine Pläne durchkreuzen und den schlimmsten Bedrohungen begegnen, bevor sie auftreten. In der Welt, in der wir leben, ist der einzige Weg zur Sicherheit der Weg des Handelns. Und dieses Land wird handeln.«3 Drittens wollten die USA künftig Demokratie und Marktwirtschaft aktiv in jeden Winkel der Erde tragen, wie das eine kleine Gruppe neokonservativer Denker seit Längerem und bis dato ohne großen Widerhall gefordert hatte. Mit der Nationalen Sicherheitsstrategie 2002 schloss die Regierung die konzeptionelle Neuausrichtung ihrer Außenpolitik ab. Militärische Übermacht, Präventivkrieg und Demokratieexport bildeten das Gerüst der Bush-Doktrin, mit der die USA den neuen Gefahren begegnen würden.

			Ab Mitte 2002 rückte der Irak ins Zentrum der Überlegungen der Regierung, weil er seit seiner Kapitulation 1991 die UN-Auflagen systematisch verletzt hatte. Washington wollte ein Exempel statuieren, was mit Regimen geschehen würde, die nach Massenvernichtungswaffen (WMD) strebten und die USA herausforderten. Durch ein entschiedenes Vorgehen gegen Saddam hoffte Bush, Staaten mit ähnlichen Ambitionen von ihrem Vorhaben abzubringen. Es gelang den USA jedoch nicht, den UN-Sicherheitsrat von der Notwendigkeit einer militärischen Intervention zu überzeugen. Die von Washington vorgelegten Belege für ein irakisches WMD-Programm stießen international auf Skepsis. Allein Großbritannien unter Premier Tony Blair stellte sich vorbehaltslos an die Seite der USA. Auch Italien, Spanien und Polen unterstützten das Projekt eines Regimewechsels. Andere Staaten wie Frankreich und Deutschland lehnten einen Waffengang kategorisch ab. Russland schloss sich ihnen an. 

			Ohne weitere UN-Resolution begann Washington am 20. März 2003 die Invasion des Irak. Erklärtes Ziel war es, Saddam zu stürzen, eine neue Regierung einzusetzen, die Interventionstruppen rasch abzuziehen und der Welt die vermuteten Massenvernichtungswaffen zu präsentieren. Nur im ersten Punkt war der Feldzug erfolgreich. Die USA überrannten die irakischen Verbände und verloren dabei lediglich 139 Soldaten. Am 1. Mai 2003 erklärte Bush alle größeren Kampfhandlungen für beendet.

			Nach dem militärischen Sieg entglitt den amerikanischen Truppen jedoch die Kontrolle im Land: Es kam zu Plünderungen und Unruhen, die US-Streitkräfte waren weder konzeptionell noch zahlenmäßig darauf vorbereitet, dem Land Stabilität und Ordnung zu geben. Als Desaster erwies sich die Entscheidung, die irakische Armee aufzulösen. Schon bald fanden sich die USA in einem Guerillakrieg mit Aufständischen und al-Qaida-Verbündeten; die eigenen Verluste stiegen, zudem bekämpften Schiiten und Sunniten einander. Erst 2007 wechselte Washington die Strategie: Es stockte im Rahmen des von General David Petraeus entwickelten surge seine Truppen auf und kooptierte sunnitische Clans, die die durch ihre brutalen Anschläge verhasste al-Qaida zu bekämpfen begannen. Durch diese Maßnahmen stabilisierte sich die Lage im Land so weit, dass Bush im Dezember 2008 mit dem irakischen Premier Nuri al-Maliki den Abzug der US-Truppen für Ende 2011 vereinbaren konnte.

			Die Bilanz des Irakkriegs war katastrophal: 4400 amerikanische Soldaten waren gefallen, Zweifel an der politischen und militärischen Kompetenz Washingtons waren aufgekommen, der Nahe Osten war destabilisiert, der Iran (der traditionelle Feind des Irak) gestärkt, die Beziehungen Amerikas zu alten Bündnispartnern verschlechterten sich. Gleichzeitig ließ der Irakkrieg den Konflikt in Afghanistan aus der Wahrnehmung der US-Regierung verschwinden. Dies erlaubte es den Taliban, sich in Pakistan neu zu formieren. Ab 2003 stiegen ihre Guerillaattacken auf Soldaten der afghanischen Regierung und der USA. Die vom UN-Sicherheitsrat eingesetzte International Security Assistance Force (ISAF) unter dem Kommando der NATO dehnte ihr Einsatzgebiet 2006 deshalb auf ganz Afghanistan aus, konnte aber die Geländegewinne der Taliban nicht stoppen. Präsident Bush sah sich im letzten Amtsjahr 2008 genötigt, die Zahl der US-Truppen im Land auf 30.000 zu erhöhen.

			Spätestens zu diesem Zeitpunkt gegen Ende der Amtszeit Bushs endete der unipolare Moment in der internationalen Politik. In den 1990er-Jahren war China ökonomisch zu schwach und Russland politisch zu sehr mit sich selbst beschäftigt gewesen, um die amerikanische Vormachtstellung herauszufordern. Mit dem wirtschaftlichen und militärischen Erstarken der beiden Rivalen hätte sich die herausragende Stellung der USA auf jeden Fall abgeschwächt. Der Krieg gegen den Terror beschleunigte die Machtverschiebung zuungunsten Washingtons jedoch, weil die Aufstandsbekämpfung im Irak und in Afghanistan hohe Kosten verursachte, die Hegemonie der USA nicht länger als wohlwollend erscheinen ließ und Risse im Allianzsystem provozierte. Vor allem erodierte der innenpolitische Konsens für eine ambitionierte Weltordnungspolitik, der sich durch 9/11 herausgebildet hatte.

			Rückzug aus der Weltpolitik und nation building at home

			Der deutliche Wahlsieg des Demokraten Barack Obama über den Republikaner John McCain im November 2008 war nicht zuletzt der Tatsache zuzuschreiben, dass die Nation nach Jahren verlustreicher und kostspieliger Kriege erschöpft war und die Bürger angesichts der Rezession soziale Probleme plagten. Der neue Präsident trug dem Kräfteverschleiß der USA Rechnung, indem er außen- und sicherheitspolitische Verpflichtungen reduzierte. Zwar war Obama nie ein Pazifist, der Krieg aus ethischen Erwägungen ablehnte, wie viele seiner Unterstützer hofften. Aber er stand unilateralen Militärinterventionen skeptisch gegenüber, wenn sie sich nicht gegen direkte Bedrohungen für die Sicherheit der USA richteten. Dabei hatte Obama insbesondere den Krieg im Irak im Blick, den er seit 2003 scharf kritisiert hatte. Er beschleunigte den Abzug der Streitkräfte. Am 17. Dezember 2011 verließen die letzten amerikanischen Soldaten das Land.

			Auch aus Afghanistan wollte Obama die Truppen zurückholen, allerdings erst, nachdem der Vormarsch der Taliban gestoppt wäre und sich die Lage stabilisiert hätte. Der Präsident betrachtete Afghanistan als den wichtigeren Kriegsschauplatz, den die Bush-Administration wegen ihres Fokus auf den Irak vernachlässigt hatte. In seinem ersten Amtsjahr stockte er deshalb die US-Kampftruppen im Land auf 100.000 auf. Parallel übte Washington Druck auf die verbündeten ISAF-Staaten aus, sich ebenfalls stärker in Afghanistan zu engagieren. Ende 2010 verkündete Obama, es habe deutliche Fortschritte beim Kampf gegen die Taliban und al-Qaida gegeben; die USA würden deshalb Mitte 2011 beginnen, ihre Truppen zurückzuholen und das Land bis Ende 2014 ganz verlassen. Der ­Präsident setzte bei der Terrorbekämpfung stattdessen auf die Ausweitung von Drohnenangriffen. Sie erhöhten zwar die Gefahr ziviler Opfer, schonten aber das Leben der eigenen Soldaten und waren billiger. Tatsächlich fiel der Anteil der Verteidigungsausgaben am BIP unter Obama von 4,6 Prozent im Jahr 2009 auf 3,2 Prozent 2016.

			Mit der Reduzierung der militärischen Rolle in der Welt fand sich Obama im Einklang mit der Bevölkerung. Ende 2013 war die öffentliche Zustimmung zu einer globalen Führungsrolle der USA so niedrig wie zu keinem anderen Zeitpunkt seit Beginn der Umfragen 1964. 52 Prozent der Amerikaner meinten, die USA sollten sich vor allem um sich selbst kümmern. 2002 waren nur 30 Prozent dieser Auffassung gewesen. Bis zu einem gewissen Maß war der Rückzug ohne Alternative, nach der imperialen Überdehnung beim Krieg gegen den Terror und angesichts der wirtschafts- und sozialpolitischen Probleme benötigen die USA eine Phase der Neuordnung ihrer außenpolitischen Prioritäten und der ökonomischen Erholung. Konzeptionell kehrte Obama zum liberalen Internationalismus von Clinton und Bush Sr. zurück, was zunächst in der aktiven Klimapolitik und dem Versuch des Neubeginns der Beziehungen zu Russland, später in den Atomverhandlungen mit dem Iran und der Öffnung gegenüber Kuba seinen Ausdruck fand. Allerdings schränkte er sein weltpolitisches Engagement ein, indem er neue militärische Verwicklungen vermied und den Bündnispartnern größere Verantwortung zu übertragen suchte. Beim Kampf gegen islamistische Rebellen in Mali und in der Zentralafrikanischen Republik überließ Washington Frankreich die Führung. Die amerikanische Zurückhaltung bei Interventionen hatte jedoch auch hohe Kosten: Libyen fiel nach dem Sturz Gaddafis ins Chaos, weil es zu keiner westlichen Stabilisierungsmission wie in Bosnien und im Kosovo kam, in Syrien verschärfte sich der Bürgerkrieg und es starben mehr als eine halbe Million Menschen.

			Als 2011 ein Bürgerkrieg in Syrien begann und Staatschef Baschar al-Assad friedliche Proteste brutal niederschlug, griff Obama nicht ein. Obwohl der Präsident den Einsatz von Chemiewaffen durch Damaskus im August 2012 als »rote Linie«4 bezeichnet hatte, ordnete er keine Luftschläge an, als Assad die Ortschaft Ghout, in die sich oppositionelle Gruppen zurückgezogen hatten, im Sommer 2013 mit Giftgas angriff. Bis heute starben im Syrischen Bürgerkrieg mehr als eine halbe Million Menschen. Das »Führen aus dem Hintergrund«, wie ein Mitarbeiter des Weißen Hauses den neuen außenpolitischen Ansatz bezeichnete, ließen die USA führungsschwach und desinteressiert erscheinen. Russland und der Iran stießen in das Vakuum und bauten ihren Einfluss im Nahen Osten aus.

			Zudem schulterten die Verbündeten nicht wie erhofft einen größeren Teil der amerikanischen Verpflichtungen. Obama beklagte wiederholt die mangelnde Bereitschaft der Europäer, ihre Streitkräfte in einen besseren Zustand zu versetzen und sich in Afghanistan stärker zu engagieren. In seiner Abschiedsansprache in Brüssel am 10. Juni 2011 sagte Verteidigungsminister Robert Gates, es gebe eine Zweiklassengesellschaft in der NATO: Nur fünf der 28 Alliierten erfüllten das von der Allianz verabschiedete Ziel, zwei Prozent des BIP für Verteidigung auszugeben. 

			Gleichzeitig verlagerte Obama seine Aufmerksamkeit weg von Europa und dem Nahen Osten hin auf die ostasiatische Region, wo China dramatisch an Macht gewann und seine Territorialansprüche im Südchinesischen Meer zunehmend aggressiv verfolgte. Außenministerin Hillary Clinton verkündete in einem Artikel in Foreign Policy im Oktober 2011 explizit eine »Wende nach Asien«.5 Angesichts des rapiden Aufstiegs Chinas verlagerten die USA diplomatisches Personal und Truppen in den westpazifischen Raum und stärkten ihre dortigen Allianzen. Wichtiges ökonomisches Instrument, um Peking einzuhegen, sollte das Transpazifische Freihandelsabkommen TPP werden, das Washington mit elf Pazifikanrainern (ohne China) aushandelte und im Februar 2016 unterzeichnete. In diese ­Strategie passte, dass Obama nach der gewaltsamen russischen Annexion der Krim und der Destabilisierung der Ostukraine ab 2014 die Führung des Krisenmanagements der deutschen Bundeskanzlerin Angela Merkel ­überließ. Wie die meisten Beobachter ging er davon aus, dass seine designierte Nachfolgerin, die Demokratin Hillary Clinton, den Kurs des liberalen Interna­tionalismus nach ihrem erwarteten Wahlsieg fortführen würde.

			America first und der Angriff auf die liberale Weltordnung

			Es kam jedoch anders. Donald Trump gewann am 8. November 2016 unerwartet die Präsidentschaftswahl. Sein Sieg spiegelte nicht zuletzt die verbreitete Frustration vieler Wähler über die amerikanische Rolle in der Welt. Mit dem Rückenwind von Interventionsmüdigkeit, Weltfinanzkrise und Aufstieg der Terrororganisation Islamischer Staat (IS) rückte Trump drei Ideen in den Mittelpunkt seiner Außenpolitik: den Isolationismus, den Nationalismus und den Unilateralismus. Alle drei Traditionen hatten den Höhepunkt ihres Einflusses im 19. Jahrhundert, aber sie waren nie völlig verschwunden und erlebten seit dem Ende des Kalten Kriegs eine Renaissance. Trumps Ideen waren nicht originell, vielmehr bediente er sich des gesamten Arsenals an Argumenten aus vergangenen Zeiten: Für seinen Neoisolationismus übernahm er vom Kongress der 1920er-Jahre die rassistische Immigrationspolitik, vom rechtsradikalen Charles Lindbergh den nationalistischen America-first-Slogan der 1930er-Jahre, vom erzkonservativen Republikaner Pat Buchanan das Nichtinterven­tionsdogma und die Ablehnung internationaler Organisationen, vom parteiunabhängigen Präsidentschaftsbewerber Ross Perot die Verdammung des Nordamerikanischen Freihandelsabkommens (NAFTA) und von Linken und Gewerkschaften die Globalisierungskritik. Für seinen Unilateralismus konnte Trump auf Beispiele aus früheren Tagen zurückgreifen, als die USA regelmäßig in Lateinamerika interveniert hatten, um ihre Interessen durchzusetzen und missliebige Regierungen zu stürzen.

			Das Neue am Trumpismus war seine Radikalität. Zum einen sollten Isolationismus, Nationalismus und Unilateralismus nicht Ausnahme und auf bestimmte Sachbereiche oder Regionen begrenzt bleiben, sondern erste Handlungsmaxime der USA werden. Die NATO erklärte er für obsolet, den Brexit für gut, die EU für überholt, Alliierte zu Trittbrettfahrern. Zum anderen verlieh er seinen Forderungen eine überaus aggressive Note. China warf er vor, die USA zu »vergewaltigen«, mexikanischen Immigranten, »Drogen und Verbrechen« in die USA zu bringen. NAFTA sei der schlechteste Handelsvertrag der Geschichte, die Erderwärmung ein »Schwindel«. Dem IS drohte er, seine Raffinerien zu zerstören und ihn mit Bomben zu pulverisieren, dem Irak, seine Ölquellen an sich zu reißen als Entschädigung für die amerikanischen Kriegskosten. Trumps Weltbild kennt keine internationalen Abhängigkeiten, multilateralen Kooperationen und gewachsenen Allianzen, sondern nur den Glauben an die eigene Stärke. Er bewundert autoritäre Führer wie Russlands Wladimir Putin, Chinas Xi Jinping oder Ägyptens Abdel Fattah al-Sisi in der Überzeugung, mit ihnen gute Deals für Amerika aushandeln zu können. Seine erste Auslandsreise führte Trump deshalb nicht nach Kanada oder Mexiko wie seine Vorgänger, sondern nach Saudi-Arabien. Er unterstrich damit seine Absicht, die Wirtschaftsbeziehungen in den Mittelpunkt seiner Außenpolitik zu stellen. Dazu passte, dass er gleich nach seinem Einzug ins Weiße Haus TPP aufkündigte, NAFTA neu verhandelte und Strafzölle gegen Länder mit hohen Handelsbilanzüberschüssen verhängte.

			Sicherheitspolitisch war die frühe Phase der Amtszeit dagegen weniger disruptiv als erwartet. Der Kongress ließ nicht zu, dass Trumps Anbiederungsversuche bei Putin etwa in der Frage der Ukraine-Sanktionen die amerikanischen Interessen kompromittierten. H. R. McMaster als Nationaler Sicherheitsberater und James Mattis als Verteidigungsminister, beides erfahrene Generäle, konnten die isolationistischen Instinkte des Präsidenten in seinen beiden ersten Amtsjahren abmildern. So stimmte Trump angesichts der Geländegewinne der Taliban im August 2017 einer Auf­stockung der US-Truppen in Afghanistan um 3000 auf 14.000 Soldaten zu. Auch erhöhte er die Zahl der von Obama nach Syrien zum Kampf gegen den IS entsandten Truppen. Schließlich befahl der Präsident nach ­erneuten Giftgaseinsätzen des Assad-Regimes im April 2017 und im April 2018 Raketenangriffe auf syrische Stellungen. 

			In vielen außenpolitischen Fragen schien es Trump primär darum zu gehen, das diplomatische Erbe Obamas auszulöschen. Nachdem er bereits im Juni 2017 den Ausstieg der USA aus dem Pariser Klimaprotokoll verkündet hatte, verfügte er im Mai 2018 das Ende des Atomdeals mit dem Iran und verhängte Strafmaßnahmen gegen Länder, die mit Teheran Handel trieben. Damit kam er Forderungen aus Riad und Jerusalem nach, die im Iran die größte Bedrohung sehen. Im israelisch-palästinensischen Konflikt übernahm Trump bedingungslos die harten Positionen der Regierung von Benjamin Netanjahu und ließ die US-Botschaft von Tel Aviv nach Jerusalem verlegen. Die Lockerung der amerikanischen Kubapolitik nahm der Präsident Schritt für Schritt zurück.

			Beim Treffen mit NATO-Staats- und -Regierungschefs in Brüssel im Mai 2017 weigerte sich Trump, die Beistandspflicht explizit zu bestätigen, nach dem G7-Gipfel in Kanada im Juni 2018 erklärte er die gemeinsame Schlusserklärung per Tweet zu Makulatur. All dies belastete die Beziehungen zu den traditionellen Bündnispartnern in Europa, vor allem zu Deutschland, schwer. Allerdings hatte die Entfremdung im transatlantischen Verhältnis bereits in den 1990er-Jahren begonnen. Die mangelnde Bereitschaft Deutschlands, sicherheitspolitische Verantwortung zu übernehmen und das vereinbarte Zweiprozentziel bei den Verteidigungsausgaben umzusetzen, sowie sein Festhalten am Nord-Stream-2-Geschäft mit Moskau trotz großer Bedenken enger Partner hatten schon Trumps Vorgänger kritisiert, wenn auch in diplomatischerem Ton.

			Mit dem Wechsel in den außen- und sicherheitspolitischen Schlüssel­positionen Anfang 2019 setzte eine neue Phase ein, in der ­Konfrontation und Alleingänge dominierten. Trump kündigte den INF-Vertrag (Intermediate-Range Nuclear Forces) mit der Begründung russischer Vertragsverletzungen, drohte Mexiko mit Sonderzöllen, sollte das Land den Flüchtlingsstrom Richtung USA nicht stoppen, und verschärfte die Spannungen mit dem Iran durch die Tötung General Qasem Soleimanis. Obwohl er Nordkoreas Machthaber Kim Jong-un im August 2017 mit »Feuer und Zorn« gedroht hatte, falls Pjöngjang die USA angreife, traf er sich im Juni 2018 sowie im Februar und Juni 2019 überraschend mit ihm, um die Denuklearisierung des Landes zu erreichen – allerdings erfolglos. 

			Wie diese Gipfel wirkte vieles an Trumps Außenpolitik improvisiert und schlecht vorbereitet. Das galt auch für sein Unterfangen, amerikanische Truppen aus Syrien und Afghanistan heimzuholen. Im ersten Fall führte dies im Oktober 2019 dazu, dass die Türkei und Russland in die von den USA aufgegebene Pufferzone in Nordsyrien vorstießen, im zweiten im Februar 2020 zu einem Abkommen mit den Taliban, das diesen de facto enormen Einfluss im Land garantierte.

			Als wichtigstes Thema von Trumps Außenpolitik kristallisiert sich der Konflikt mit China heraus. Wie schon Obama, so sieht auch Trump in diesem Land die größte Bedrohung der amerikanischen Vormachtstellung in der Welt. Zwar liegt China in zentralen Machtkategorien wie militärischen Kapazitäten und technologischer Entwicklung weit hinter den USA, aber es hebt sich seit zehn Jahren mit wachsendem Abstand von den übrigen Großmächten wie Russland oder Indien ab und geht weltpolitisch zunehmend offensiv vor. Der Politikwissenschaftler Richard Betts argumentiert: »Ein Vierteljahrhundert lang genoss Washington den Luxus, sich auf zweit- oder drittrangige Herausforderungen konzentrieren zu können: Schurkenstaaten, mittelgroße Kriege, Terroristen, Peacekeeping-Operationen, humanitäre Missionen. Aber die Zeit ist gekommen, um sich auf erstrangige Gefahren zu konzentrieren: Russland ist zurück und China steigt auf.«6 

			Trump geht es bei seiner Chinapolitik jedoch nicht primär um das strategische Einhegen eines Rivalen, wie von Obama betrieben und vielen Partnern in Ost- und Südostasien gewünscht. Vielmehr konzentriert sich der Präsident auf den chinesischen Handelsbilanzüberschuss, der 2018 420 Milliarden US-Dollar betrug. Er sieht ihn im Gegensatz zu fast allen Ökonomen als Ausdruck unfairer Praktiken und Währungsmanipula­tionen und schädlich für die USA. Obwohl beide Seiten Verhandlungen darüber begannen, verhängte Trump 2018 und 2019 Strafzölle auf chinesische Güter. China antwortete mit Gegenzöllen. Anfang 2020 kam es zu einem Waffenstillstand im Handelskrieg der beiden größten Volkswirtschaften.

			Trump – the new normal in der Weltpolitik

			Die vergangenen 30 Jahre sahen die Entwicklung der USA vom globalen Hegemon, der die liberale internationale Ordnung verteidigte und ausweitete, zu einem Akteur, der angesichts seiner schwindenden Vormachtstellung auf Unilateralismus, Nationalismus und Isolationismus setzt. Nachdem Bush und Obama die vom islamistischen Terror ausgehende Gefahr in den Mittelpunkt ihrer Außenpolitik stellten, ging es unter Trump primär um die wirtschaftliche und politische Rivalität von Großmächten. Damit näherten sich die USA dem außenpolitischen Verständnis und den außenpolitischen Praktiken von Staaten wie China, Russland oder Indien an. Diese Politik gefährdete allerdings den neben der privilegierten geografischen Lage wichtigsten Vorteil Amerikas für seine herausragende globale Stellung: das breite Allianzsystem.

			Während China und Russland kaum über verlässliche und einflussreiche Partner verfügen, haben die USA Verteidigungspakte mit 68 Verbündeten. Angesichts der amerikanischen Rückzugsdebatten verlieren jedoch viele von ihnen das Vertrauen, dass Washington ihnen im Ernstfall zu Hilfe eilen und seine Beistandspflichten einhalten wird. Zugleich ermuntert der amerikanische Rückzug globale und regionale Rivalen der USA, in das entstandene Vakuum vorzustoßen und zu testen, inwieweit sie ihre Interessen durchsetzen können. Dass Obama Ankündigungen oft keine Taten folgen ließ und Fehlverhalten nicht bestrafte wie im Fall des syrischen Giftgaseinsatzes oder der russischen Aggression gegenüber der Ukraine, verstärkte Zweifel an Amerikas Handlungsbereitschaft. Im Nahen Osten begannen Israel, Saudi-Arabien und die Golfscheichtümer an amerikanischen Zusagen zu zweifeln, den Iran notfalls mit Gewalt am Bau von Nuklearwaffen zu hindern. In Ostasien, wo Peking seine Ansprüche auf umstrittene Inseln im Ost- und Südchinesischen Meer immer aggressiver vertritt, wuchsen die Sorgen bei Japan, den Philippinen oder Indonesien, ob die USA dem chinesischen Expansionismus entgegentreten werden. Trump wollte das verloren gegangene Vertrauen durch seinen Schulterschluss mit Riad und Jerusalem und seine Konfrontationspolitik mit dem Iran und China wiederherstellen, aber seine Politik war zu widersprüchlich und sprunghaft, als dass dies dauerhaft gelingen konnte.

			Damit standen nicht nur die Interessen langjähriger Verbündeter und Partner der USA zur Disposition, sondern auch die gesamte interna­tionale Ordnung. Ihr wesentliches Kennzeichen war, dass die USA seit Ende des Zweiten Weltkriegs einer Veränderung des Status quo entgegentraten und damit die Sicherheit ihrer Partner garantierten. Sollten diese Staaten ihren Glauben in die amerikanischen Schutzzusagen verlieren, müssten sie ihre Sicherheitsinteressen zwangsläufig selbstständig wahrnehmen. Der Erwerb von Atomwaffen durch Japan, Saudi-Arabien oder Ägypten wäre ein denkbares Szenario. Damit könnten Eckpfeiler der internationalen Ordnung wie die Nichtverbreitung von Atomwaffen ins Rutschen geraten, neue Rüstungswettläufe beginnen und sich die Sicherheitspolitik renationalisieren. Die Welt würde chaotischer und gefährlicher. Gerade Deutschland und die EU, die auf stabile Absatzmärkte und offene Handelswege angewiesen sind und brutaler Machtpolitik à la Putin, Xi oder Assad wenig entgegenzusetzen haben, wären die Hauptleidtragenden einer solchen Entwicklung.
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			Henning Riecke

			Die USA in internationalen Organisationen: eine zwiespältige Beziehung

			Förderung und Nutzung internationaler Organisationen sind seit Mitte des 20. Jahrhunderts zentrale Elemente der amerikanischen außenpolitischen Strategie als Weltmacht. Washington setzt auf Multilateralismus, behält dabei aber das US-Interesse im Auge. Die Amerikaner ignorieren gelegentlich die Regeln etwa im Kampf gegen Terrorismus, bei Interventionen, Drohnenangriffen oder Sondergefängnissen. 

			Immer wieder haben US-Regierungen multilaterale Institutionen auf den Prüfstand gestellt. Über die Rolle der USA in der Welt sind sich die außenpolitischen Denkschulen nicht einig. Zwar gibt es bei den außen­politischen Eliten und in der öffentlichen Meinung konstant Unterstützung für eine internationale Führungsrolle im Zusammenspiel mit ­anderen sowie für ein globales Engagement der USA – in diese Richtung argumentiert der Internationalismus. Dagegen hatte die Überzeugung, die USA sollten sich aus internationalen Konflikten heraushalten, weniger für den Rest der Welt tun und eher die eigene Wirtschaft schützen, schon vor der Wahl von Donald J. Trump zum Präsidenten an Anhängern gewonnen.1 In einer radikalen Version würde man diese Haltung als Isolationismus bezeichnen. 

			Trump sprach letztere Position an, ohne die amerikanische Führungsrolle infrage zu stellen. Er machte die Kritik an multilateralen Institutionen zum Kernstück seines außenpolitischen Programms, das vornehmlich US-Wirtschafts- und Sicherheitsinteressen dienen und das amerikanische Machtübergewicht als Hebel nutzen wollte.

			Pragmatische Weltmacht

			Die USA traten mit Ende des Zweiten Weltkriegs als Führungsmacht in multilateralen Zusammenhängen auf. Über 150 Jahre hatten die USA es vermieden, begünstigt durch die geografische Lage, sich in internationa­len Allianzen zu verpflichten. Präsident Woodrow Wilson hatte nach dem Ersten Weltkrieg zwar den Impuls für die Gründung des Völkerbundes gegeben, doch traten die USA der Weltorganisation nicht bei. Im US-Senat, der internationalen Verträgen zustimmen muss, überwog die Sorge, in Konflikte in Europa hineingezogen zu werden.2

			Nach dem Zweiten Weltkrieg nahm Amerika angesichts seines deutlich gestiegenen politischen und ökonomischen Gewichts eine Führungsrolle an, auch um mithilfe einer institutionellen Architektur die eigene Position international zu stärken und Ordnungsvorstellungen wie Demokratie und Menschrechte zu verbreiten. Zusammen mit anderen Siegermächten gründeten die USA 1944 die Weltbank, den Internationalen Währungsfonds und vier Jahre später das Allgemeine Zoll- und Handelsabkommen GATT, die den kriegszerstörten Volkswirtschaften durch feste Währungskurse und Außenhandel beim Wiederaufbau helfen sollten. 1945 waren die USA Gründungsmitglied der Vereinten Nationen, die den Frieden sichern und sich für die internationale Gültigkeit der Menschen- und Bürgerrechte starkmachen sollten. Die USA hatten in diesen Prozessen eine herausgehobene Rolle als permanentes Mitglied im UN-Sicherheitsrat, mit der Leitwährung US-Dollar und als Führungsmacht der westlichen Allianz.3 Amerika sah in den neuen Institutionen Elemente einer neuen Friedensordnung; angesichts des aufziehenden Machtkonfliktes mit der Sowjetunion wurden aus ihnen zunehmend auch Instrumente zur Eindämmung expansiver Absichten des Kreml. Ab 1949 wurden bi- und multilaterale Bündnissysteme mit dem Ziel der Zurückdrängung des Kommunismus geschaffen (NATO, SEATO).

			Angesichts des nuklearen Patts mit der Sowjetunion unterstützten die USA ab Mitte der 1960er-Jahre Organisationen, die geeignet waren, einen Beitrag zur Entspannung zwischen den Blöcken zu leisten. Dazu zählten die Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (KSZE) und die konventionelle Rüstungskontrolle in Europa sowie der erste bilaterale nukleare Abrüstungsvertrag zwischen den USA und der UdSSR. Der unter US-Führung ausgehandelte nukleare Nichtverbreitungsvertrag (NPT) von 1970 zielte darauf ab, die Zahl der Nuklearwaffen­staaten zu begrenzen. 

			Nach dem Ende der Blockkonfrontation wurde 1990 eine Neuorientierung multilateraler Institutionen möglich, auch mit Blick auf die weitere Durchsetzung der liberalen Werte – einem Leitmotiv westlicher Außenpolitik. Die USA zielten jetzt auf das politische Zusammenwachsen und neue Formen globaler Steuerung. Die NATO wandelte sich von einer Verteidigungsallianz zu einer Organisation zur Einbindung neuer Partner in Osteuropa und wandte sich Missionen der Friedenserzwingung und ­Stabilisierung zu. Die USA stellten sich hinter die Aufwertung der KSZE zu einer dauerhaften Organisation und des GATT zur Welthandelsorganisation WTO (World Trade Organization). Amerikanisches Beharren war wesentlich für die unbegrenzte Verlängerung des NPT im Jahr 1995 und für den Aufbau internationaler Exportkontrollen im Bereich der Massenvernichtungswaffen.

			Aber die Politik der Präsidenten George H. W. Bush, eines ehemaligen UN-Botschafters, und Bill Clinton war keineswegs widerspruchsfrei. Trotz aller multilateralen Impulse stimmten die USA einer Beschneidung ihrer Fähigkeit zur Machtprojektion nur selten zu. Dies zeigte sich darin, dass die USA etwa dem Nuklearen Teststoppvertrag von 1996 nicht beigetreten sind, ebenso wenig dem Romstatut von 1998 über den Internationalen Strafgerichtshof und der Landminenkonvention von 1999.  Auch dem Kyotoprotokoll zum Klimaschutz von 1997 blieben die USA fern, weil sie sich flexiblere Reduktionsziele für Treibhausgase wünschten.4

			Die Situation nach den Terroranschlägen des 11. September 2001 und die Priorität des »Krieges gegen den Terrorismus« leitete eine Phase unilateraler Machtausübung ein. Die US-Regierung unter George W. Bush unternahm Militäroperationen ohne internationale Legitimierung. Fand der Einmarsch in Afghanistan noch im Rahmen der Selbstverteidigung statt, untergruben Operationen wie die Invasion des Irak 2003 die amerikanische Führungsrolle im Multilateralismus und führten zu Spannungen im westlichen Bündnis. Auch betrieben die USA eine konfrontative Politik gegenüber den UN und hielten ihre Beiträge für den Haushalt der Weltorganisation zurück. Barack Obama sorgte für ein neues US-Engagement bei der Weltorganisation. Er belebte die strategische Rüstungskon­­trolle mit Russland, trat dem Pariser Klimaschutzabkommen bei und setzte sich für neue, allerdings bilaterale Freihandelsverträge ein. Auch akzeptierten die USA Abstimmungsformate, die Schwellenländern mehr Mitsprache gaben, darunter die G20.5

			Donald Trumps America first im Multilateralismus

			Unter der America-first-Politik des ehemaligen Präsidenten Donald J. Trump war eine regelrechte Abwehr gegen multilaterale Bindungen zu erkennen, die den Zusammenbruch der liberalen Ordnung weiter beschleunigte. Für Trump besteht die Welt aus konkurrierenden Nationalstaaten, in der sich die Stärkeren durchsetzen.6 Die Einbettung in multilaterale Institutionen erscheint aus diesem Blickwinkel eher als Bremsklotz der US-Außenpolitik denn als Machtinstrument.7 Trumps Politik war im Kern nicht neu – US-­Regierungen setzen auf multilaterale Prozesse, solange sie Erfolg versprechen, gegebenenfalls werden sie umgangen oder aus­gebremst.8 Trump hatte aber radikaler als seine Vorgänger die Abkehr von multilateralen Organisationen zum außenpolitischen Programmpunkt gemacht. Die US-Regierung konfrontierte dabei auch ihre engsten ­Partner.

			Trumps Außenpolitik lehnte multilaterales Engagement direkt an US-Interessen an, wollte die vermeintliche Ausbeutung der USA durch die eigenen Partner beenden und die amerikanische Macht bilateral wirkungsvoller einsetzen.9 Um die finanziellen Beiträge zu ungeliebten internationalen Organisationen abzubauen, drängte Trump auf Reformen und nutzte die Ausstiegsdrohung als Verhandlungshebel. Beiträge zu multilateralen Institutionen gehen auch durch Budgetkürzungen bei außenpolitisch relevanten Ressorts zurück, die der konservativen Forderung des small government nachkommen sollen. Der Kongress hatte mit seinem Haushaltsrecht jedoch die härtesten Kürzungen verhindert.

			Konkrete Beispiele zeigen aber, dass der amerikanische »Rückzug« oft als Bemühen um eine vorteilhaftere Positionierung der USA innerhalb dieser Strukturen verstanden werden kann. Für die jeweilige Taktik der USA – Vernachlässigung, Budgetkürzung, Reformdruck, ­Neuverhandlung oder Ausstieg – spielt es eine Rolle, wie wichtig die Organisation für die Stellung der USA und die Verfolgung ihrer Interessen ist.

			Stärken: Die USA setzen sich weiter für Bündnisse ein

			Als sich die NATO nach der Ukraine-Krise von 2014 auf eine neue Bedrohungslage für ihre osteuropäischen Mitglieder einstellen musste, setzten sich die USA für die Rückversicherung der Verbündeten und eine stärkere Abschreckungs- und Verteidigungsfähigkeit der NATO ein. Unter Trump setzten die USA dieses Engagement fort, allerdings nannte er die NATO im Wahlkampf von 2016 »obsolet« und stellte immer wieder die europäischen Bündnispartner noch stärker als seine Vorgänger wegen zu geringer Verteidigungsausgaben an den Pranger. Diese Kritik war bereits zwei Jahrzehnte lang eine durchgehende Klage amerikanischer Regierungen: Die Asymmetrie belaste die Einsatzbereitschaft und -fähigkeit der NATO-Staaten und wälze Kosten auf die USA ab. 

			Trump fokussierte sich auf die Zusage der Mitglieder auf dem Gipfel 2014 in Wales, einen Anstieg ihres Verteidigungsbudgets binnen zehn Jahren auf das Niveau von zwei Prozent ihres Bruttoinlandsproduktes anzuheben. Er baute Druck auf, indem er den Rückzug der USA aus der NATO androhte und so zeigte, dass er bereit ist, den Verhandlungstisch zu verlassen, wenn ihm das Ergebnis nicht zusage. Auch wenn andere Mitglieder der US-Regierung und des Kongresses die amerikanische Bündnisgarantie immer wieder unterstrichen, setzte Trump seine Drohungen fort. Dabei half es nicht, dass die NATO-Staaten nun regelmäßig über nationale Anstrengungen zur Erreichung des Zweiprozentziels Bericht ablegen. Trump stellte beim Brüsseler Gipfel im Juli 2018 noch höhere Forderungen und drohte erneut mit dem Ausstieg der USA.

			Während Trump damit die Glaubwürdigkeit der amerikanischen Schutzverpflichtung infrage stellte, konnte die NATO eine Stärkung ihrer Fähigkeiten und größeres amerikanisches Engagement ­verzeichnen: So steigerten die europäischen Verbündeten ihre Ausgaben für die Verteidigung. Von 2016 bis Ende 2020 gaben die Europäer und Kanada laut NATO-Generalsekretär Jens Stoltenberg 130 Milliarden US-Dollar zusätzlich für die Verteidigung aus – bis 2024 wird sich diese Zahl auf 400 Milliarden US-Dollar erhöhen.10 Dieser Trend setzte schon nach der Ukraine-Krise ein, doch hat die amerikanische Rückzugsdrohung zur Dynamik beigetragen. Die USA setzen sich seit 2018 dafür ein, dass die NATO ihre Reaktionsfähigkeit erhöht.

			Die USA selbst haben ihr Engagement für die NATO nicht zurück­gefahren, stellen mehr Streitkräfte und höhere Budgets für die Abschreckung in Osteuropa bereit – mehr noch als die Obama-Regierung. Dies geschah unter Trump aber meist in Form bilateraler Kooperation mit den jeweiligen Partnern.11 Seit Beginn der Präsidentschaft Joe Bidens haben sich die USA den internationalen Institutionen wieder deutlich angenähert.

			Neu verhandeln: Handelsvereinbarungen auf dem Prüfstand

			Die USA nutzen die multilaterale Regulierung des Freihandels mit dem Ziel, günstige Bedingungen für amerikanische Unternehmen zu schaffen. Bei der Gründung der WTO setzten sie sich z. B. für die Ausweitung der Handelsagenda auf Dienstleistungen, Schutz geistigen Eigentums oder Streitschlichtung ein. Daneben bemühten sich die USA oft um bilaterale Handelsabkommen. 

			Dabei zogen die USA Vorteile aus den multilateralen Strukturen: Bei transatlantischen Streitpunkten, zum Beispiel über Subventionen für die Flugzeughersteller Boeing und Airbus, nutzen die USA die WTO-Schiedsgerichte. Auch beim Umgang mit den harten Handelspraktiken Chinas setzen die Amerikaner auf Multilateralisierung: Die Administration Bill Clintons setzte sich für Chinas Aufnahme in die WTO ein, um dort über Fragen des Marktzugangs und des Schutzes geistigen Eigentums zu verhandeln. Bis vor Kurzem waren die USA der Staat mit der höchsten Anzahl von Klagen vor der WTO, meist gegen China, und dabei mehrheitlich erfolgreich.12

			Der Offenheit gegenüber dem Freihandel und seiner multilateralen Ab­­sicherung setzte Trump ein anderes Narrativ entgegen: Er beklagte amerikanische Jobverluste durch Globalisierung und brachte sie mit den Handelsbilanzdefiziten der USA gegenüber China und Europa in Zusammenhang. Darauf baute er die These auf, dass Partner die USA in der Handelspolitik übervorteilt hätten – möglich gemacht durch Einbettung in multilaterale Organisationen. 

			Die Trump-Administration zielte daher bei der Neuausrichtung ihrer Handelsbeziehungen darauf, multilaterale Bindungen durch bilaterale Verträge zu ersetzen oder mithilfe von Zollkriegen bessere Bedingungen für die USA zu erzwingen.

			
					Washington beendete früh die Verhandlungen über TTIP und brach eine mehrstufige Auseinandersetzung über Zölle mit der EU vom Zaun.

					Die Ratifizierung der Transpazifischen Partnerschaft (TPP) wurde ausgesetzt. Ende September 2019 kam ein provisorisches Handelsabkommen mit Japan zustande.

					Die Ankündigung, die nordatlantische Freihandelszone NAFTA mit Mexiko und Kanada zu verlassen, führte zur Aushandlung eines neuen Abkommens mit besseren Bedingungen für bestimmte amerikanische Sektoren und höheren Anteilen von US-Herstellern bei gemeinsam hergestellten Produkten.

					In der WTO kritisieren die Amerikaner unter anderem die Schiedsverfahren und den Status Chinas. Trotz verschiedener Austrittsdrohungen des Präsidenten sind die USA in der Organisation verblieben. Die USA drängen auf eine Reform der WTO, blockieren aber die Besetzung eines Schiedsgerichtes, durch das sie sich ungerecht behandelt sehen. Gleichwohl nutzen die USA die Mechanismen der Organisation, um Streitpunkte mit China und der EU anzugehen.

			

			Es ist ein Widerspruch, dass die USA auf der einen Seite die Auseinandersetzung mit China verschärft haben und dazu auch multilaterale Instrumente wie die WTO nutzen, auf der anderen Seite aber die Freihandelspartnerschaft mit asiatischen Partnern, die sich eindeutig gegen China richten sollte, fallen gelassen haben. Dies war möglicherweise ein Beleg für die grundlegende Abneigung des ehemaligen Präsidenten gegen multilaterale Bindungen.

			Kürzungen: die Vereinten Nationen unter Kosten- und ­Reformdruck

			Trump kritisierte schon im Wahlkampf die UN, beklagte mangelnde Kompetenz, Israelfeindlichkeit, Ineffizienz und Missmanagement und beanstandete, die USA würden mit 22 Prozent einen unverhältnismäßig großen Anteil des UN-Budgets tragen. Viele dieser Positionen sind traditionelle republikanische Kritikpunkte an der Weltorganisation. So gab es auch früher Konflikte zwischen UN-Agenturen und den USA über die Förderung von Programmen, die Abtreibungen möglich machen, oder über die politische Positionierung gegen Israel. Auch Trump kürzte daher amerikanische Beiträge, was z. B. für den UN-Bevölkerungsfonds schmerzhafte Einschnitte bedeutet, ebenso für die Kulturorganisation UNESCO, aus der sich die USA 2017 zurückgezogen hatten.

			Auch der Rückzug der USA aus dem Pariser Klimaabkommen war ›sachpolitisch‹ motiviert, denn Trump hatte den Zweifel am Klimawandel zu einem politischen Thema gemacht. Dies traf den Green Climate Fund, durch den die Klimapolitik in Entwicklungsländern gefördert werden soll. Die USA zogen sich unter Trump auch aus dem UN-Menschenrechtsrat zurück, der neben anderen Staaten regelmäßig Israel und die USA kritisiert und in dem Menschenrechte verletzende Staaten gleiches Stimmrecht haben.

			US-Budgetkürzungen und zurückgehaltene Sonderzahlungen stellen die Handlungsfähigkeit der UN auch in Bereichen infrage, die für die USA aus der Sichtweise nationaler Interessen nachrangig sind. Kürzungen treffen z. B. das Budget für die Peacekeeping-Operationen. Hier drängen die Amerikaner auf die Überprüfung jeder einzelnen Mission, um Effizienzmängel und Einsparpotenziale aufzudecken. Während dies die Fähigkeiten der UN-Friedenserhaltung verbessern kann, untergraben die Budgetkürzungen die Planungssicherheit bei den Missionen.13

			Besonders kontraproduktiv ist der Rückzug der USA aus der Finanzierung der WHO auf dem Höhepunkt der Coronakrise im Frühjahr 2020. Das Weiße Haus begründet diesen Schritt mit der China-Freundlichkeit der Gesundheitsorganisation, deren Direktor den Umgang Chinas mit der Infektion gelobt hatte, obwohl Peking die Gefahren verschleierte. Der Rückzug dürfte auch innenpolitisch motiviert sein, denn er sollte im Wahljahr von Trumps eigenen Fehlern bei der Pandemiebekämpfung ablenken.

			Gleichzeitig erhöhten die USA für die Vereinten Nationen den Reformdruck in Richtung Entbürokratisierung, Umstrukturierung und Transparenz, um in Zukunft Einsparungen in amerikanischen Budgetanteilen durchzusetzen.

			Demgegenüber stand vor allem unter UN-Botschafterin Nikki Haley in den Jahren 2017 und 2018 eine sehr aktive Nutzung des UN-Sicherheitsrates, um Russland wegen seiner Rolle in Syrien und China mit Blick auf die Sanktionen gegen Nordkorea zu kritisieren. Die Möglichkeit, über multilaterale Prozeduren Legitimität herzustellen, nutzte auch die amerikanische Diplomatie unter Donald Trump.

			Trotzdem sind die UN letztlich geschwächt, weil ihr stärkstes Mitglied USA sich aus zentralen Themen, z. B. der Entwicklungspolitik oder der Umweltpolitik, unter der Trump-Administration zurückgezogen hat. Dies gefährdet die Planung neuer Projekte und sogar die Finanzierung des laufenden Betriebs.14 Auch bezieht jetzt China Positionen, die die USA freigegeben haben, durch Engagement im Peacekeeping oder Klimaschutz.

			Verspieltes Vertrauen

			Es ist sinnvoll, auf die Unterschiede im amerikanischen Umgang mit multilateralen Institutionen zu achten: Die NATO, eine politische Machtquelle der USA, wurde durch die US-Maßnahmen gestärkt. In der Handelspolitik zerschlug Trump Institutionen des Freihandels, um daraufhin die Bedingungen neu auszuhandeln, doch nutzen die USA nach wie vor multilaterale Mechanismen. In den UN, bei denen es am wenigsten um die globale Positionierung der USA geht, können diese rücksichtslos ihre Sparpolitik umsetzen.

			Der Multilateralismus verändert sich mit oder ohne Trump. Er muss neue Machtkonstellationen abbilden und neue Probleme lösen. Der ­Verlust an Handlungsfähigkeit und Glaubwürdigkeit aber, den einige Institutionen durch die zerstörerische Außenpolitik unter Trump erlitten haben, lässt sich nur schwer ausgleichen, auch wenn andere westliche Regierungen trotzig für den Multilateralismus und den Erhalt der liberalen Ordnung eintreten. Letzteres bleibt die richtige Strategie, auch um die USA zu einem späteren Zeitpunkt wieder zu neuer Führung einzuladen. Die Regierung Bidens hat bereits damit begonnen, die Führungsrolle der USA in multilateralen Strukturen wiederherzustellen. 

			Allerdings erschwert die Polarisierung in Washington, einen außenpoli­tischen Richtungswechsel im Konsens zu schaffen. Auch für eine internationalistisch orientierte Regierung bedeutet es einen Kraftakt, das gesenkte Niveau von Ausgaben und Personal in der Außenpolitik wiederaufzubauen. Noch mehr Arbeit wird es machen, das verloren gegangene ­Vertrauen in die USA wiederzugewinnen.
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			Günther Maihold

			Der Umgang mit mexikanischen Migranten und der südlichen Grenze

			Die Beziehungen zwischen den USA und Mexiko sind lange Zeit durch ein Wohlstandsgefälle zwischen dem reichen »Koloss des Nordens« und dem schwächeren Nachbarn im Süden gekennzeichnet gewesen. Seit Inkrafttreten des NAFTA-Freihandelsabkommens im Jahr 1994 hat sich daraus allmählich ein Verhältnis auf Augenhöhe entwickelt. Politiker beider Staaten versuchten – nicht zuletzt angesichts der gemeinsamen Herausforderungen wie der Migrationsfrage und des grenzübergreifenden ­Drogenschmuggels – die »geteilte Verantwortung« in den Vordergrund zu stellen.

			Die strukturelle Abhängigkeit Mexikos von den USA besteht jedoch weiter fort. An der gemeinsamen Grenze kristallisieren sich Sicherheitsprobleme, Migrationsfragen, wirtschaftliche Dynamiken und Krisen, Transport- und Logistiknotwendigkeiten, Energie- und Umweltkonflikte sowie Urbanisierungsfolgen. 

			Mit der Wahl von Donald Trump zum US-Präsidenten war die Beziehung der beiden Staaten in eine neue Phase getreten, wobei Mexiko von manchen Beobachtern als erstes Opfer von Trumps America-first-Politik gesehen wurde. Bereits im Wahlkampf 2016 hatte er das Nachbarland als Bedrohung für die USA konstruiert. Bei der Ankündigung seiner Präsidentschaftskandidatur hatte Trump am 16. Juni 2015 erklärt: »Sie [die Mexikaner] sind nicht unsere Freunde, glaubt mir. Sie bringen Drogen mit. Sie bringen Verbrechen mit sich. Das sind Vergewaltiger. Und einige, nehme ich an, sind gute Menschen.« Die Grenze und die Forderung nach einer Grenzmauer wurden zu zentralen Themen des Regierungshandelns. In einem Tweet schrieb Trump am 2. Juni 2019: »Das Problem ist, dass Mexiko die Vereinigten Staaten ›missbraucht‹, es nimmt, aber gibt nie. […] Mexiko muss die Invasion unseres Landes durch Drogenhändler, Kartelle, Menschenhändler, Schleuser und illegale Einwanderer stoppen.« 

			Die Regierung Trump hatte ihren NAFTA-Partner Mexiko, vor allem aus innen- und wahlpolitischen Motiven, zum nationalen Sicherheitsrisiko und Anlass für den nationalen Notstand erklärt. Um Mexikos Kooperationswilligkeit zu erzwingen, nutzte sie die Asymmetrie der Beziehung und verknüpfte handels-, migrations- und sicherheitspolitische Agenden. Damit wurde die vorherige Politik, die auf den Aufbau eines verlässlichen Partners durch Integration setzte, zugunsten einer Politik der Abschottung aufgekündigt. Galt früher die Maxime, es liege im nationalen Interesse, an der Südgrenze einen erfolgreichen und wirtschaftlich prosperierenden Nachbarn zu stützen, so gibt es inzwischen eine Abgrenzungspolitik, die eine Schwächung des Nachbarn bewusst in Kauf nimmt.

			Die Rolle Mexikos in der Nachbarschaftsbeziehung mit den USA

			Mexiko war für die USA früher wegen seines Erdölreichtums von Inte­resse. US-Firmen kontrollierten bis zur Nationalisierung des Ölsektors durch Mexiko 1938 den Zugang und die Nutzung dieser Ressource. Diesen Ölreichtum setzte Mexiko danach lange Zeit in Verhandlungen mit dem nördlichen Nachbarn ein; heute kann es sich angesichts mangelnder Prospektion und sinkender Förderraten damit kaum mehr in eine günstige Position bringen.

			Die Stärke des Landes liegt heute in den niedrigen Lohnkosten, die von US-Unternehmen, etwa im Bereich der Automobilindustrie, genutzt werden. In den Grenzregionen der beiden Länder haben sich komplementäre Arbeitsmärkte herausgebildet, die für unterschiedliche Produktionsabschnitte die jeweils günstigsten Konditionen auf der einen oder anderen Seite der Grenze nutzen. Diese Interdependenz hat viele Arbeitsplätze in den unteren Lohnsegmenten in Mexiko geschaffen, sie birgt aber auch Gefahren: So schnell das Land von einer anspringenden Konjunktur in den USA profitiert, so unmittelbar wird es auch von rezessiven Tendenzen erreicht. Nicht zuletzt im Kontext der Covid-19-Pandemie sind jedoch die Lieferketten zwischen beiden Ländern unterbrochen worden, die wirtschaftliche Dynamik insbesondere in der Grenzregion wurde massiv beeinträchtigt. Der »kleine Grenzverkehr« leidet erheblich unter den Maßnahmen zur Kontrolle der Pandemie. 

			Das komplexe beiderseitige Verhältnis wird jedoch nicht nur von Wirtschaftsbeziehungen geprägt – 85 Prozent des Außenhandels von Mexiko werden mit den USA abgewickelt –; auch historische Faktoren sind wichtig. Die Niederlage im Amerikanisch-Mexikanischen Krieg (1846-48) hatte dazu geführt, dass Mexiko die Hälfte seines Staatsgebietes an die USA verlor, was bis heute viele Mexikaner als Demütigung empfinden. Die Migration von mexikanischen Staatsbürgern wird in den USA zuweilen als »stille Invasion« interpretiert, mit der Mexikaner das verlorene Land »zurückerobern« wollten. 

			Mexiko reagiert auf eine zuweilen erniedrigende Behandlung durch Washington mit einer defensiven Außenpolitik und versucht, Provoka­tionen zu vermeiden. Mexikos Präsident Andrés Manuel López Obrador, seit Dezember 2018 im Amt, bemüht sich, die im eigenen Land lautstark artikulierten nationalistischen Positionen unter Kontrolle zu halten.

			Im Jahr 2019 lebten 11,6 Millionen Bürger mexikanischer Herkunft in den USA. Von ihnen halten sich 5,4 Millionen illegal im Land auf und sind von Deportation bedroht. Mexiko hat ein Netz von 52 Konsulaten eingerichtet, um ihnen rechtlichen Schutz vor Abschiebung zu bieten. 23 Millionen mexikanischstämmige Bürger in den USA gehören der zweiten Migrantengeneration an, das heißt, sie sind in den USA geboren, besitzen also die amerikanische Staatsbürgerschaft. Migrantenfamilien ohne Aufenthaltserlaubnis in den USA sind daher gefährdet, von ihren in den USA geborenen Kindern durch Abschiebung getrennt zu werden. 

			Eine besondere Gruppe mexikanischer Einwanderer stellen die jugendlichen sogenannten Dreamers dar (nach dem Development, Relief, and Education for Alien Minors-Act): Personen, die im Kindesalter (mit ihren Eltern) in die USA eingewandert sind und kaum Beziehungen zum Geburtsland haben. Etwa 1,4 Millionen Jugendliche haben eine als DACA (Deferred Action for Childhood Arrivals) bezeichnete vorübergehende Aufenthaltsberechtigung in den USA, die jedoch von der Trump-Administration immer wieder infrage gestellt wurde.1 

			Die Mauer als symbolische und politische Praxis

			Ein zentraler Punkt der Regierungsagenda von Donald Trump war der Bau einer Mauer als Grenzsicherungsanlage. Während der Trump-Administration wurden auf 650 km der 3144 km langen Grenze neue Sicherheitsanlagen installiert; zudem sind in abgelegenen Gebieten massivere Anlagen errichtet worden, die illegale Grenzübertritte mithilfe von Kraftfahrzeugen verhindern sollen. Die Mauer ist zugleich ein Instrument symbolischer Abgrenzung, das – so das Narrativ – die »Invasion« in die Wohlfahrtssysteme der USA und die Unterwanderung durch organisierte Kriminalität abwendet. Damit schwindet die Vorstellung von »geteilter Verantwortung« im Sinn von Lastenteilung und wird ersetzt durch die Überwälzung von Problemen an den südlichen Nachbarn, insbesondere im Bereich des Asyls. Es gilt die Maxime »Remain in Mexico«. Nach den Migrant Protection Protocols (MPP) vom Januar 2019 sollen Asylbewerber die Bearbeitung ihres Antrages auf mexikanischem Territorium abwarten, um so den Druck auf die US-Behörden bei der Versorgung der Antragsteller zu reduzieren. Seither wurden ca. 60.000 Personen mit unbearbeiteten Asylanträgen nach Mexiko abgeschoben, weitere 27.000 sind durch Zustrom aus dem Süden hinzugekommen, sodass sich die Belastungen der mexikanischen Grenzkommunen durch diese Bevölkerungsgruppe deutlich verstärkt haben. 

			Für die USA hat die Grenzpolitik gegenüber Mexiko von jeher große Bedeutung. Präsident Trump konnte an eine Reihe von Argumentationsmustern anschließen, die in verschiedenen Phasen der bilateralen Beziehungen im Vordergrund standen. US-Präsidenten haben immer wieder das Personal der Border Patrol aufgestockt und Einheiten der Nationalgarde an die Grenze verlegt. Neu war nun die Drohung einer Grenzschließung. Präsident Trump hatte dies in seiner Amtsantrittsrede betont: »Ich werde an unserer Südgrenze eine große, große Mauer bauen und ich werde Mexiko für die Mauer bezahlen lassen.« Er sah die Investitionen in die Grenzanlagen als Vorleistungen, die später beim südlichen Nachbarn durch Abgaben wieder hereingeholt werden sollen. Die Rede war von der Besteuerung der Rücküberweisungen von in den USA wohnenden Mexikanern an ihre Familienangehörigen oder der Einführung einer Grenzsteuer. Doch stehen wirtschaftliche Interessen wie die binationalen Wertschöpfungs­ketten und die komplementären Märkte dem Abgrenzungsinteresse entgegen, sodass auch erhebliche Folgen für den US-Markt bei einer finanziellen Belastung des grenzüberschreitenden Güterverkehrs zu befürchten sind.

			Der erwünschte Abschreckungseffekt des Mauerbaus auf die Migrationen ist verstärkt worden durch die Trennung minderjähriger Kinder von ihren Eltern, eine Praxis, die von internationalen Organisationen wie UNICEF und dem UNHCR nachdrücklich kritisiert wurde. Von über 500 separierten Kindern aus Mexiko und Zentralamerika sind die Eltern nicht mehr auffindbar, sie werden jetzt über die Grenze ins Nachbarland abgeschoben. In der innenpolitischen Auseinandersetzung mit dem Kongress nutzte die Trump-Administration die Kinder, um die Nulltoleranzpolitik zu unterstreichen und Zugeständnisse bei der Finanzierung des Mauerbaus zu erhalten.

			Die migrationspolitische Agenda

			Mit der zunehmenden Abschottung von ihren südlichen Nachbarn Mexiko und Zentralamerika und der anhaltenden Deportation von illegalen Einwanderern versuchen die USA, das Migrationsproblem zu externalisieren, die Herkunftsländer werden zu »sicheren Drittstaaten« erklärt. Ein Instrument dieser Agenda war auch die Drohung, eine zunächst fünfprozentige (und dann monatlich bis auf 25 Prozent steigende) Importsteuer für den Fall zu erheben, dass Mexiko keine aktivere Rolle bei der Begrenzung der Zahl zentralamerikanischer Migranten einnehme. Entsprechenden Druck übte Trump auch auf Guatemala, Honduras und El Salvador als Herkunftsländer der Migrationskarawanen aus – die Länder mussten sich beugen. Tatsächlich überqueren sehr viel weniger Mexikaner die US-Grenze als zentralamerikanische Bürger, die sich eine Verbesserung ihrer wirtschaftlichen Lage in den USA versprechen. 

			Mit der Verknüpfung der handels- und migrationspolitischen Agenden hat Trump den Weg der Politisierung des Migrationsthemas eingeschlagen, der von den vorhergehenden US-Regierungen vermieden wurde. Mit dem Argument der möglichen Ansteckungsgefahr durch den Corona­virus wurden Expressdeportationen angeordnet. Auch die mexikanische Regierung hat die Deportation von Zentralamerikanern aus Mexiko in der Folge deutlich erhöht. Im Jahr 2019 wurden mehr als 130.000 Menschen nach Guatemala, Honduras und El Salvador abgeschoben, was für diese Länder eine erhebliche Belastung für die Integration dieser Bürger bedeutet. Mexiko setzt zur stärkeren Überwachung der Migrationsflüsse 25.000 Nationalgardisten ein.2 

			USMCA und die handelspolitische Agenda

			Für die Regierung Trump war das Handelsbilanzdefizit der USA mit Mexiko neben dem wahlpolitischen Argument der Abwanderung von Arbeitsplätzen in das Nachbarland der zentrale Anstoß, die wirtschaftlichen Beziehungen auf eine neue Grundlage zu stellen. Die Handelsbilanz der USA mit Mexiko weist seit Jahren einen negativen Saldo aus, im Jahr 2018 lag es bei 81,5 Milliarden US-Dollar. Vor diesem Hintergrund geißelte Trump NAFTA als »das schlechteste Handelsabkommen, das je ausgehandelt wurde«. Zentrale Neuregelungen des am 1. Juli 2020 in Kraft getretenen Nachfolgeabkommens »United States Mexiko Canada Agreement« (USMCA)3 beziehen sich auf Arbeits- und Umweltschutz, die Ursprungsregeln im Automobilsektor und einzelne Bestimmungen in den Bereichen des Streitschlichtungsmechanismus sowie des geistigen Eigentums. Zentrales Thema sind die Ursprungsregeln, bei denen es um die Festlegung nationaler Inputs aus den drei Ländern geht. So sind diese Quoten etwa für die Automobilindustrie von 62,5 Prozent auf 75 Prozent angehoben wurden. 70 Prozent des eingesetzten Stahls und Aluminiums müssen demnach aus Nordamerika stammen. Gleichzeitig haben sich Kanada und Mexiko bereit erklärt, ihre Autoexporte in die USA auf 2,6 Millionen Fahrzeuge jährlich zu beschränken. Mit der Einigung auf USMCA wurde die Aufkündigung des NAFTA-Abkommens vermieden, was für die wirtschaftliche Stabilität Mexikos ein erhebliches Risiko, aber auch für US-Unternehmen mit Investitionen im Nachbarland erhebliche Kosten mit sich gebracht hätte. 

			Der amerikanisch-mexikanische Handel spiegelt jedoch nur einen Teil der wirtschaftlichen Integration der beiden Länder. Bei den ­Investitionen ist eine klare Tendenz der US-Unternehmen zu erkennen, sich in Mexiko mit Direktinvestitionen zu engagieren. Im Jahr 2018 lagen sie bei 12,3 Milliarden US-Dollar und nahmen damit einen Spitzenwert im internationalen Vergleich ein. Auch diese Dimension der Wirtschaftsbeziehungen hatte Präsident Trump in den Blick genommen und die US-Unternehmen aufgefordert, von weiteren Investitionen Abstand zu nehmen, um eine mögliche Verlagerung von Arbeitsplätzen abzuwenden.

			Die sicherheitspolitische Agenda

			Die Nachfrage nach Drogen in den USA hat die sicherheitspolitischen Beziehungen zwischen den USA und Mexiko in den vergangenen Jahrzehnten nachhaltig geprägt. Drogenkartelle und ihre Gewaltbereitschaft haben das Verhältnis stark belastet, nicht zuletzt, weil die Probleme auf beiden Seiten der Grenze unterschiedlich wahrgenommen werden. In den USA wird die Drogenproblematik als Frage der öffentlichen Gesundheit diskutiert, in Mexiko wird sie als Thema der Governance dargestellt, da der Staat die innere Sicherheit in weiten Teilen des Landes nicht mehr gewährleisten kann. Auch beklagt die mexikanische Seite, dass das Land einen hohen Blutzoll für den Drogenkonsum im Nachbarland entrichten muss, ohne dass eine angemessene Lastenteilung stattfinde. Drogenanbau, -handel und -konsum versteht Mexiko als globale Probleme, die nicht allein von den Produktionsländern gelöst werden können. Die Überforderung der mexikanischen Sicherheitsorgane und der Justiz im Umgang mit den Gewaltakteuren hat das Land seit mehr als 15 Jahren in eine Lage prekärer Staatlichkeit gebracht, in der die Korruption grassiert und Politik und Justiz sowie die verschiedenen Polizeikräfte von Kartellen unterwandert sind. Besonders dramatisch ist die Lage in der Grenzregion, wo die Kartelle um die Kontrolle der legalen und illegalen Grenzübertritte in die USA kämpfen. Dabei geraten auch Migranten in das Fadenkreuz der Interessen; Menschen- und Drogenschmuggel überlagern sich zunehmend.

			Der von den USA und Mexiko ausgetragene »Krieg gegen die ­Drogen« mit Beteiligung des Militärs auf beiden Seiten hat einen massiven Anstieg der Gewalt zur Folge. Im Jahr 2019 wurde mit über 34.600 Toten ein neuer Spitzenwert erreicht. Die bisherige Kooperation im Sicherheitsbereich zwischen beiden Staaten zur Bekämpfung des Drogenhandels, krimineller Strukturen und der Geldwäsche mit der neuen Regierung Mexikos verläuft eher schleppend, beide Seiten betonen jeweils die Wahrung natio­naler Souveränität.4 Von mexikanischer Seite wird auf die hohe Dichte von Waffengeschäften jenseits der Grenze hingewiesen und beklagt, dass etwa 70 Prozent aller in Mexiko sichergestellten Schusswaffen aus den USA stammen – ein Grund, dies zum Thema der Verhandlungen mit dem nördlichen Nachbarn zu machen.

			Perspektiven des Umgangs der USA mit dem südlichen Nachbarn 

			Für die USA vermischen sich beim Umgang mit Mexiko in ­zunehmendem Maß Außen- und Innenpolitik. Die gewachsene Interdependenz mit den USA in mehreren Bereichen verleihen den Beziehungen zwischen beiden Ländern einerseits eine große Substanz und Stabilität, sie sind andererseits durch die Politisierung bestimmter Themen mit großen Problemen ­behaftet. Die Flüchtlings- und Sicherheitskrise am Río Grande sind mit dem Regierungswechsel in Washington nicht verschwunden, das verlorene gegenseitige Vertrauen muss erneut aufgebaut werden.5 Die früher angestrebte Partnerschaft auf der Grundlage »geteilter Verantwortung«, die zu einer Konvergenz der nationalen Interessen führen sollte, ist Misstrauen und einer Nullsummenlogik gewichen. Auch für die Regierung Biden ist die Problemlast an der Südgrenze der USA unmittelbar spürbar geworden: Der Druck auf die Grenze hat deutlich zugenommen, nicht zuletzt hat die Zahl minderjähriger Migranten aus Zentralamerika die humanitäre Lage erneut sichtbar gemacht. Biden hat Vizepräsidentin Kamala Harris nun mit der Regelung der Migrationskrise und der Gestaltung der Beziehungen zu Mexiko, Guatemala, Honduras und El Salvador beauftragt, eine Aufgabe, die  ihr alle politische Fähigkeiten und vor allem Durchsetzungsvermögen abverlangen wird.
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			Claudia Zilla

			Die Beziehungen zu Brasilien im südamerikanischen Kontext

			Brasilien gehört zu den größten Staaten des amerikanischen Kontinents. Es rangiert im Hinblick auf seine Bevölkerung und sein Bruttoinlands­produkt auf Platz zwei nach den USA und flächenmäßig betrachtet auf Platz drei nach Kanada und den USA. Trotz seines relativen Gewichts befindet sich Brasilien nicht im engeren geopolitischen Umfeld der USA. Dies gilt ebenfalls für seinen unmittelbaren regionalen Kontext: Südamerika. Dieser topografische Umstand trägt zu schwachen Interdependenzen und somit zur vergleichsweise geringen Relevanz bei, die die USA Brasilien beimessen. Die USA blicken auf Lateinamerika durch eine stark sicherheitspolitisch gefärbte Brille und aus dieser Sicht gehen von Brasilien keine unmittelbaren Gefahren aus. Eine Sicherheitsherausforderung für die USA in Südamerika stellt aufgrund des Drogenanbaus und des Gewaltkonflikts traditionell Kolumbien dar, mit dem auch sicherheitspolitische Kooperationen bestehen. Seit der Wahl von Hugo Chávez zum Präsidenten von Venezuela 1998 und insbesondere seit der Regierungsübernahme durch Nicolás Maduro im Jahr 2013 wurde dieses Land zu einem weiteren »Problemfall im Süden«. Dies gilt umso mehr für die Administration von Donald Trump, die mehr oder weniger offen auf einen Regimewechsel in Venezuela hinarbeitete.

			Historisch betrachtet, wechselten sich in den Beziehungen zwischen den USA und Brasilien Annäherungs- und Entfernungsphasen miteinander ab. Brasilien hat von jeher eine Sonderstellung von den USA erwartet, diese jedoch nie erhalten. Nach den Regierungen der Arbeiterpartei (Partido dos Trabalhadores, PT) in Brasilien (2003-2016), die eine Diversifizierung der Außenbeziehungen jenseits der traditionellen Partner vorangetrieben hatten, suchten zunächst Präsident Michel Temer (2016-2018) und dann noch nachdrücklicher Präsident Jair Bolsonaro (ab 2019) eine Hinwendung zu den USA. Inwieweit dieser Anspruch auf eine privilegierte Beziehung in Erfüllung geht, wird in Brasilien stark vergleichend bewertet – in Konkurrenz zu Argentinien. Im Zuge des amerikanisch-chinesischen Weltkonflikts gerät Brasilien zunehmend in das Spanungsfeld zwischen den Großmächten und wird durch die USA unter Druck gesetzt, gegenüber China – seinem Haupthandelspartner – Distanz zu wahren.

			Strukturelle Aspekte der Beziehung

			Die USA haben bilaterale Freihandelsabkommen mit Chile (2004), Peru (2009) und Kolumbien (2012) geschlossen, nicht jedoch mit Brasilien, Argentinien oder dem Mercosur (Mercado Común del Sur). In den Handelsbeziehungen spielen die USA eine gewichtigere Rolle für Brasilien als umgekehrt; die USA verzeichneten einen Handelsüberschuss gegenüber dem südamerikanischen Land in Höhe von rund 21 Milliarden US-Dollar im Jahr 2018. Mit einem Anteil von lediglich 1,7 Prozent am gesamten Außenhandel der USA befindet sich Brasilien auf Rang neun ihrer Handelspartner. Brasilien belegt aber Platz sieben unter den wichtigsten Absatzmärkten für US-Ausfuhren mit einem Anteil von 2,4 Prozent an ihren Gesamtexporten. Die USA sind mit einem Anteil von 13,9 Prozent am gesamten Außenhandel Brasiliens der drittwichtigste Handelspartner und wichtigster Absatzmarkt für brasilianische Industrieprodukte. 

			Zahlreiche bilaterale Formate (Dialoge, Foren, Kommissionen) bilden den Rahmen für den sektoralen Austausch zwischen den USA und Brasilien sowie die Erarbeitung gemeinsamer Initiativen auf Themengebieten wie Verteidigung, Sicherheit, Energie, Wirtschaft und Handel. Wissenschaftliche und technologische Zusammenarbeit findet unter anderem in den Bereichen Geologie, Umweltschutz, Raumfahrt und Meteorologie statt. 

			Der Trump-Regierung fehlte es an einer konzeptionellen Lateinamerika-Strategie. Ihre Lateinamerika-Politik war schwach ausgeprägt und in erster Linie innenpolitisch bedingt. In den USA leben rund 60 Millionen Hispanics, davon ein Drittel Eingewanderte der ersten Generation. Diese »lateinamerikanische« Bevölkerungsgruppe wählt mehrheitlich die Demokratische Partei. Bereits in seinem ersten Wahlkampf pflegte Trump eine unfreundliche bis aggressive Rhetorik gegenüber der Region. Nach seinem America-first-Motto wollte er die nationalen Interessen der USA stärken, die seiner Ansicht nach in den Außenbeziehungen stark benachteiligt werden, auch in den Beziehungen mit Lateinamerika. Trump sah vor allem Bedrohungen, die für die USA von Lateinamerika ausgehen und nicht gemeinsame Anliegen und Herausforderungen oder eine geteilte Verantwortung für regionale und transnationale Probleme. In seinen Reden wurden die Region und ihre Menschen formelhaft negativ konnotiert und mit Problemen wie illegaler Einwanderung, (sexueller) Gewalt und Drogen in Verbindung gebracht. Entsprechend verstand er es als das gute Recht der USA, sich vor diesen Gefahren zu schützen – etwa durch den Bau einer Mauer an der mexikanischen Grenze. Diese Abschottungspolitik wirkte sich auf die gesamte Region aus. Es ist offensichtlich, dass diese abfällige Rhetorik zur negativen Wahrnehmung der USA sowie ihres Präsidenten in Lateinamerika beitrug. Laut Latinobarómetro (2017), das Daten aus 18 lateinamerikanischen Ländern erfasst, erreichte die Zustimmung für den US-Präsidenten 2017 nach einem starken Hoch unter Barack Obama und einem knappen Jahr der Regierung Trump den niedrigsten Wert seit 2000: 2,7 Punkte auf einer Skala zwischen 0 (sehr schlecht) und 10 (sehr gut). Zum Vergleich: Zum selben Zeitpunkt seiner Präsidentschaft erhielt Obama 7 Punkte. In Argentinien (2,2) wird Präsident Trump noch negativer als im regionalen Durchschnitt bewertet, in Brasilien (3,3) positiver. Eine ähnliche Tendenz ermittelte Gallup (2019) auf dem ganzen amerikanischen Kontinent hinsichtlich der US-Führungskompetenz: Der Anteil derer, die diese positiv bewerten, fiel zwischen 2016 und 2017 von 49 auf 24 Prozent und lag im Jahr 2018 bei 31 Prozent. Im selben Zeitraum stieg der Anteil jener, die sie negativ bewerten, von 27 auf 58 Prozent und lag im Jahr 2018 bei 53 Prozent. Im kontinentalen Vergleich wird in Brasilien die Führungskompetenz der USA etwas positiver bewertet: 2018 lag die Zustimmung bei 35 und die Ablehnung bei 49 Prozent.

			Neue Konzepte für Lateinamerika oder seine Subregionen legte die Trump-Administration nicht vor; vielmehr reaktivierte sie die Monroedoktrin von 1823, nach der Lateinamerika und die Karibik als unmittelbare Einflusszone der USA verstanden werden und fremde Mächte sich folglich fernzuhalten haben. Nachdem US-Außenminister John Kerry im Jahr 2013 in einer Rede bei der Organisation Amerikanischer Staaten (OAS) die Ära der Monroedoktrin für überholt erklärt hatte, belebte Außenminister Rex Tillerson sie in seiner Rede vom Februar 2018 wieder. Dabei nahm er vor allem Bezug auf die »imperialen Ambitionen Chinas« – der »fremden Macht« in der Region. Die USA verfolgten mit Sorge die wachsende Kooperation südamerikanischer Staaten mit China und Russland. So heißt es in der Nationalen Sicherheitsstrategie der USA des Jahres 2017: »China versucht, die Region durch staatlich gelenkte Investi­tionen und Kredite in seinen Einflussbereich zu ziehen. [...] Sowohl China als auch Russland unterstützen die Diktatur in Venezuela und versuchen, die militärischen Verbindungen und Waffenverkäufe in der gesamten Region auszuweiten. Die demokratischen Staaten der Hemisphäre haben ein gemeinsames Interesse daran, Bedrohungen ihrer Souveränität entgegenzutreten.« Laut dem damaligen US-Handelsminister Wilbur Ross sind die USA lediglich an zwei Prozent der laufenden Bauprojekte in Lateinamerika beteiligt, China jedoch an sieben Prozent. Das im Dezember 2019 von der US-Regierung aufgelegte Programm Growth in the Americas, das Investitionen in Energie- und Infrastrukturprojekte fördern sollte, war eine Reaktion darauf. In diesem Sinn sind die Beziehungen zwischen den USA und Brasilien, aber auch Argentinien und ganz Südamerika nicht nur aus einer bilateralen Perspektive zu betrachten, sondern im Kontext der Großmachtrivalitäten.

			Einen Bruch mit tradierter Politik stellte hingegen Trumps Nominie­rung von Mauricio Claver-Carone, dem ehemaligen Direktor im ­Natio­nalen Sicherheitsrat, als Präsidentschaftskandidaten für die Interameri­kanische Entwicklungsbank dar. Die Leitung dieser multilateralen Finanzinstitution lag historisch in lateinamerikanischen Händen, also der Kreditnehmerregion. Mit diesem – schließlich erfolgreichen – Vorschlag verschärfte der US-Präsident die Asymmetrie in den interamerikanischen Beziehungen, nicht zuletzt mithilfe Lateinamerikas. Knapp 20 Regierungen der Region wählten Claver-Carone, Brasilien stimmte für, Argentinien aber gegen ihn. 

			Diplomatie

			Die US-Beziehungen zu Lateinamerika basieren auf einem bilateralen Ansatz, in dem Subregionen sowie regionale Organisationen kaum geopolitisches Gewicht besitzen. Als erster US-Präsident verzichtete Trump im April 2018 auf eine Teilnahme am gesamtkontinentalen Amerika-Gipfeltreffen, das alle drei Jahre stattfindet. Er ließ sich von Vizepräsident Mike Pence in Lima vertreten, der bereits im Jahr 2017 eine offizielle Lateinamerikareise (nach Kolumbien, Argentinien, Chile und Panama) unternommen hatte. Dem OAS-Jahrestreffen der Außenminister und Außenministerinnen 2017 in Cancún blieb Tillerson fern. Pompeo, sein Nachfolger an der Spitze des State Department, nahm hingegen im Zuge der sich verschärfenden Venezuela-Krise an den OAS-Treffen 2018 in Washington und 2019 in Medellín teil.

			Im Unterschied zu seinen beiden Vorgängern besuchte Trump während seiner gesamten Amtszeit (neben dem assoziierten Freistaat Puerto Rico) ein einziges lateinamerikanisches Land. Zwei Jahre nach seiner Wahl, im November 2018, war er in Argentinien. Präsident Mauricio Macri (2015-2019), dessen wirtschaftspolitische Konzeption mit US-Positionen korrespondierte, war Gastgeber des G20-Gipfeltreffens in Buenos Aires. Zum Amtsantritt seines Nachfolgers, Alberto Fernández (seit 2019), der den US-Favoriten Macri im ersten Wahlgang besiegte, entsandte Trump eine vierköpfige Delegation, die von einem Mitarbeiter des nationalen Sicherheitsrats angeführt wurde. Dieser verließ Argentinien jedoch vorzeitig und nahm aus Protest gegen die Anwesenheit des venezolanischen Kommunikationsministers Jorge Rodríguez nicht an der Vereidigung des Präsidenten teil. Die Trump-Regierung bewertete zudem die Entscheidung von Präsident Fernández kritisch, das ehemalige Staatsoberhaupt ­Boliviens, Evo Morales, nach seinem Rücktritt inmitten einer Staatskrise und einem kurzen Aufenthalt in Mexiko in Argentinien Asyl zu gewähren.

			Zur Amtseinführung von Präsident Bolsonaro im Januar 2019 reiste US-Außenminister Pompeo nach Brasilia. Zudem besuchte US-Handelsminister Wilbur Ross Brasilien im August 2019. Abweichend von der diplomatischen Tradition, zunächst in das Nachbarland Argentinien zu ­reisen, galt Bolsonaros erster offizieller Auslandsbesuch den USA: Im März 2019 traf er sich mit Trump in Washington. Nach zwei weiteren Begegnungen mit ihm in den USA reiste der brasilianische Präsident mit einigen Kabinettsmitgliedern im März 2020 in den Bundesstaat Florida. Im Rahmen seines Treffens mit dem US-Staatsoberhaupt in seinem Privatanwesen Mar-a-Lago standen – neben außenpolitischen Themen wie dem Umgang mit der Venezuela-Krise – vor allem Fragen der bilateralen Kooperation auf der Agenda. Hier wurden keine konkreten Ergebnisse erzielt.

			Vereinbarungen und Spannungen

			Die Außenministerien beider Länder zählen zu den nennenswerten Er­­gebnissen des Treffens zwischen Trump und Bolsonaro im Jahr 2019 in Washington folgende Vereinbarungen: 

			
					die Visumbefreiung für US-Staatsangehörige für Reisen nach Brasilien; 

					die Unterzeichnung eines Abkommens über technologische Schutzmaßnahmen, das den Schutz sensibler US-Technologien vor unbefugten Nutzungen garantiert und damit den Start von in den USA lizenzierten Satelliten oder Weltraumraketen vom Alcântara Space Center in Brasilien erlaubt; 

					ein Abkommen zwischen der brasilianischen Weltraumorganisation AEB (Agência Espacial Brasileira) und der NASA über die Entwicklung eines Kleinsatelliten für die Klimaüberwachung aus dem All; 

					die Wiederaufnahme oder Einführung verschiedener bilateraler Mechanismen mit dem Ziel, Handelshemmnisse abzubauen und Investitionen zu fördern, sowie den Aufbau einer »Partnerschaft für den Wohlstand«; 

					die US-Unterstützung für den Beitritt Brasiliens als Vollmitglied der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) und 

					die Aufwertung Brasiliens zum bevorzugten Verbündeten außerhalb der NATO, die neue Möglichkeiten für die Zusammenarbeit in Verteidigungsfragen eröffnet.

			

			Im Juni 2019 wertete Trump Brasilien zu einem wichtigen Nicht-NATO-Verbündeten (major non-NATO ally) der USA auf, womit es nach Argentinien zum zweiten lateinamerikanischen Staat mit diesem privilegierten Status wurde. Der Schritt folgte dem Besuch des brasilianischen Verteidigungsministers Fernando Azevedo e Silva in Washington im März und dem dritten Treffen des im Jahr 2016 initiierten bilateralen Dialogs der Verteidigungsindustrie. Im Gegenzug sagte Bolsonaro zu, dass Brasilien als »führender globaler Akteur«, wie von den USA gefordert, auf eine Behandlung als Entwicklungsland bei WTO-Verhandlungen künftig verzichten werde. In einem Brief an den OECD-Generalsekretär Ángel Gurría von Ende August 2019 setzte sich Pompeo – abweichend vom Versprechen des US-Präsidenten – ausdrücklich für die Bewerbungen Argentiniens und Rumäniens um eine Mitgliedschaft bei der OECD ein, während Brasilien unerwähnt blieb. Bereits im Jahr 2018 hatte die Macri-Regierung in Argentinien die entscheidende Rückendeckung der USA zur Bewilligung eines Darlehens von über 50 Milliarden US-Dollar durch den Internationalen Währungsfonds (IWF) erhalten – die größte Kreditvereinbarung in der Geschichte sowohl des Landes als auch des Fonds. Doch der Machtwechsel in Argentinien im Dezember 2019 bewegte schließlich die US-Regierung dazu, im Januar 2020 der OECD-Kandidatur Brasiliens gegenüber der Argentiniens offiziell den Vorzug zu geben.

			Von der US-Handelspolitik werden Argentinien und Brasilien jedoch gleichermaßen in Haftung genommen. Mit dem Hinweis auf eine »massive Abwertung ihrer Währungen« kündigte Präsident Trump im Dezember 2019 an, Zölle auf Stahl und Aluminium aus beiden Ländern wiedereinzuführen, um US-Produzenten zu schützen. Ein Jahr zuvor waren sie noch von Zöllen in Höhe von 25 Prozent auf Stahl und zehn Prozent auf Aluminium befreit worden. Trump forderte zudem die US-Notenbank auf, Maßnahmen zu treffen, damit andere Länder nicht länger vom starken US-Dollar profitierten. Aus brasilianischer Perspektive mangelt es den Beziehungen zu den USA an Reziprozität: Obwohl Bolsonaro Anfang September zugestimmt hatte, das zollfreie Kontingent für Einfuhren von Ethanol nach Brasilien zu erhöhen, entschied die Trump-Administration zwei Monate später, das Einfuhrverbot für brasilianisches Rindfleisch nicht aufzuheben. Im Dezember 2019 drohte die US-Regierung zudem damit, die Vereinbarungen zur technologischen Kooperation und Nutzung des Alcântara Space Center aufzukündigen, wenn Brasilien den chinesischen Telekommunikationsausrüster Huawei von der Ausschreibung für den Aufbau eines schnellen 5G-Mobilfunknetzes nicht ausschließen sollte.

			Der Venezuela-Konflikt

			Anlass für Spannungen zwischen den USA und Brasilien sowie innerhalb von Bolsonaros Kabinett gab auch der Venezuela-Konflikt. Spätestens mit dem Amtsantritt Maduros 2013 entwickelte sich Venezuela von einem traditionellen Partner zum Hauptkontrahenten Washingtons in Südamerika. Die USA, wichtigster Abnehmer venezolanischen Erdöls, verhängten ab 2015 zunehmend härtere Sanktionen gegen Venezuela. Dazu gehören Visabeschränkungen, das Einfrieren von Eigentum und Vermögenswerten sowie das Verbot für US-Staatsangehörige und -Institutionen, Transak­tionen mit Personen durchzuführen, die auf der Specially Designated Nationals And Blocked Persons List verzeichnet sind. Darüber hinaus unterbanden das US-Außen- und das -Finanzministerium im Januar 2019 die Ölimporte der größten Erdölgesellschaft Venezuelas PDVSA. Schließlich übertrugen sie die Kontrolle über deren in Texas ansässige Tochtergesellschaft Citgo und über die venezolanischen Staatskonten im Hoheitsgebiet der USA an Juan Guaidós Interimsregierung. 

			Seit Guaidó im Januar 2019 von der Nationalversammlung zum Interimspräsidenten Venezuelas ernannt wurde, genießt er die offizielle Anerkennung und nachdrückliche Unterstützung der USA. So akkreditierte die Trump-Administration auch seinen Geschäftsträger, Carlos Vecchio, der im Mai 2019 die venezolanische Botschaft in Washington bezog, nachdem Vertreter und Vertreterinnen der Maduro-Regierung sie räumen mussten. Im Januar 2019 ernannte Trump Elliott Abrams zum Venezuela-Beauftragten. Der Republikaner, der bereits unter Ronald Reagan und George W. Bush außenpolitische Positionen bekleidet hatte, ist eine umstrittene Figur in den interamerikanischen Beziehungen. Er steht im Verdacht, für Menschenrechtsverletzungen und die Unterstützung bewaffneter Gruppen in den zentralamerikanischen Konflikten der 1980er-Jahre Verantwortung zu tragen.

			Zusammen mit Kuba und Nicaragua wurde Venezuela von der US-Regierung zur »Troika der Tyrannei« in der Region gezählt. In der Trump-Administration kursierte eine Dominotheorie, nach der längerfristig in den drei Ländern ein Regimewechsel herbeigeführt werden könnte. Die Rhetorik flammte besonders im Januar 2019 auf, als Gauidó mit seiner Initiative scheiterte, Hilfsgüter, größtenteils von USAID, trotz Verbots der Maduro-Regierung in Venezuela einzuführen. In diesem Zusammenhang schloss die Trump-Administration eine Militärintervention nicht aus. Während die meisten lateinamerikanischen Staaten hiervon Abstand nahmen, räumte Präsident Bolsonaro die Möglichkeit ein, den USA bei einer solchen Aktion zu folgen. Daraufhin widersprach ihm Vizepräsident Hamilton Mourão, Brasilien werde unter keinen Umständen zulassen, dass die USA Venezuela von brasilianischem Gebiet aus militärisch angreifen. Brasilien ist das einzige Mitglied der BRICS-Gruppe (Brasilien, Russland, Indien, China, Südafrika), das die Interimsregierung von Guaidó unterstützt.

			Am 26. März 2020 erhöhten die USA den Druck auf die venezolanische Führungselite, indem sie im Rahmen des Narcotics Rewards Program (NRP) Belohnungen für Informationen auslobten, die zur Festnahme und/oder Verurteilung venezolanischer Staatsangehöriger führen, die in den internationalen Drogenhandel verwickelt sind. Auf der Liste erscheinen neben Nicolás Maduro andere führende Repräsentanten des Regimes. Fünf Tage später legte die US-Regierung im Zuge der Covid-19-Pandemie, die zu einer dramatischen Verschlechterung der humanitären Lage und dem Einbruch der Ölpreise führte, einen Plan für die Demokratisierung Venezuelas (Democratic Transition Framework for Venezuela) vor. Dieser stand im Einklang mit Gauidós Vorschlag für einen Regimewechsel und umfasste 13 Forderungen, darunter die Freilassung politischer Gefangener, die Bildung einer parteiübergreifenden Übergangsregierung (Council of State) – unter Ausschluss von Maduro und Guaidó –, die Abhaltung freier und kompetitiver Wahlen, die Einrichtung einer Wahrheits- und Versöhnungskommission sowie die Verabschiedung eines Amnestiegesetzes. Während der Transitionsphase sollten die Spitze des Militärs sowie Amts- und Mandatsträger und -trägerinnen auf regionaler und lokaler Ebene ihre Positionen behalten dürfen. Im Gegenzug erklärten sich die USA bereit, die wirtschaftlichen und personenbezogenen Sanktionen sukzessive aufzuheben. 

			Das »kopf"geld« auf die Führungsriege in Venezuela ist im Kontext des US-Wahlkampfes sowie als ein Versuch zu sehen, die Regimereihen zu spalten und Teile davon zu einer Verhandlungslösung im Sinn des Übergangsplanes zu bewegen. Dass dies gelingt, ist nicht abzusehen, denn der erhöhte US-Druck kann den Zusammenhalt zwischen den regimetragenden Akteuren auch steigern. Immerhin wurde der US-Plan von den lateinamerikanischen Staaten der Lima-Gruppe begrüßt; er erhielt zudem die ausdrückliche Zustimmung des brasilianischen Außenministeriums. 

			Schlussfolgerungen

			Es sind in erster Linie zwei Ziele, die das Engagement und die (bescheidenen) Initiativen der Trump-Administration in Südamerika begründeten: einen Regimewechsel in Venezuela herbeizuführen und den Einfluss Chinas in der Region zu begrenzen. Auch wenn Präsident Bolsonaro eine extrem proamerikanische Haltung pflegt, hindern ihn vor allem zwei Faktoren daran, eine voll auf die USA ausgerichtete Außenpolitik umzusetzen: die engen wirtschaftlichen Beziehungen Brasiliens zu China sowie sein ideologisch heterogenes Kabinett. Es gibt kaum Hinweise dafür, dass Präsident Trump Brasilien wirklich als privilegierten Partner in der Region behandelt hat, noch weniger im Vergleich zu Argentinien. Vielmehr scheint Präsident Bolsonaro auf eine Regierung im Norden gesetzt zu haben, die mit ihrer erratischen und substanzarmen Südamerika-­Politik Brasilien zunehmend in die chinesischen Arme trieb.

		


		
			Frank Schumacher

			Ungleiche Nachbarn: die USA und Kanada

			Die USA und Kanada sind ungleiche Nachbarn. Auf der einen Seite der Grenze befinden sich die Vereinigten Staaten, die sich nach ihrer Unabhängigkeit von Großbritannien im Verlauf der vergangenen zwei Jahrhunderte zu einer global agierenden politischen, wirtschaftlichen und militärischen Supermacht entwickelt haben; auf der anderen Seite das ur­­sprünglich im britischen Weltreich verbliebene Kanada, das sich in der jüngeren Geschichte vor allem im Schatten des oft als übermächtig empfundenen Nachbarn als Sozialstaat westeuropäischer Prägung eingerichtet hat, aber in Bevölkerungsentwicklung, Wirtschaftskraft und politisch-militärischem Einfluss deutlich hinter den USA zurückliegt. Aus dieser historisch begründeten Asymmetrie ergibt sich, dass die Vereinigten Staaten für die kanadische Alltagswirklichkeit von zentraler Bedeutung sind, während Kanada für die USA vor dem globalen Panorama amerikanischer Ambitionen und Möglichkeiten oft lediglich eine Nebenrolle spielt.

			Historische Entwicklungslinien

			Aus US-Sicht waren die bei der Krone verbliebenen britischen ­Kolonien, aus denen später Kanada hervorgehen sollte, Bedrohung und Lockruf zugleich. Als mögliches Aufmarschgebiet eines mächtigen britischen Weltreichs stellten sie ein ständiges Sicherheitsrisiko für die noch schwache neue Republik dar. Gleichzeitig waren die USA aber auch an den Ressourcen dieser Kolonien interessiert und gingen oft wie selbstverständlich davon aus, dass sich das spätere Kanada über kurz oder lang den USA anschließen würde. Der Vorläufer der heutigen US-Verfassung, die Konföderationsartikel, enthielt eine ausdrückliche Einladung an die kanadischen Kolonien, den USA beizutreten.1 

			Die Beziehungen zwischen den USA und Kanada sind lange Zeit keine ausschließlich bilateralen Beziehungen gewesen, da Kanada in der amerikanischen Wahrnehmung bis ins frühe 20. Jahrhundert vor allem als Außenposten des britischen Empires wahrgenommen wurde. Dies änderte sich mit der Aufnahme diplomatischer Beziehungen 1927 und dem Statut von Westminster von 1931, mit dem das kanadische Dominion auch formal die Kontrolle über seine auswärtigen Beziehungen erlangte. Die enge Ausrichtung Kanadas an Großbritannien, die erst nach dem Zweiten Weltkrieg endete, führte dazu, dass sich amerikanisch-britische Konflikte auch in den Beziehungen zu Kanada widerspiegelten. 

			Das herausragendste Beispiel für die kanadische Stellvertreterrolle war der Krieg von 1812-1814 um die wirtschaftliche Selbstbehauptung der USA. In diesem auf amerikanischer Seite als zweiten Unabhängigkeitskrieg verklärten Konflikt eroberten US-Truppen auch kanadisches Staatsgebiet und verwüsteten 1813 York, das heutige Toronto, und die damalige Hauptstadt der kolonialen Provinz Upper Canada, während britische Truppen im Gegenzug Teile der Hauptstadt Washington niederbrannten. 

			Nachdem im Frieden von Gent 1814 der Status quo ante zwischen beiden Parteien wiederhergestellt war, konzentrierten sich die amerikanisch-britisch-kanadischen Beziehungen vor allem auf die Regelung des Grenzverlaufs entlang des 49. Breitengrades, auf die Frage der Fischereirechte an der Atlantikküste und den Zugang der USA zu den natürlichen Ressourcen des nördlichen Nachbarn. Mit dem Sieg der Union im Amerikanischen Bürgerkrieg 1865 legten die USA den Grundstein für den Aufstieg zur nordamerikanischen Führungsmacht, deren territoriale Ambitionen sich auch weiterhin auf Kanada konzentrierten. Der nördliche Nachbar reagierte seinerseits durch den Zusammenschluss der ursprünglichen Provinzen zum Dominion of Canada. 

			Mit dem weltpolitischen Abstieg des britischen Empire, dem Aufstieg der USA zur Führungsmacht und dem gleichzeitigen Gewinn außenpolitischer Souveränität vollzog Kanada dann ab den 1930er-Jahren eine außenpolitische Neuorientierung, die sich stärker an den Bedürfnissen Washingtons orientierte und zugleich die transatlantischen Beziehungen als Gegenpol zur amerikanischen Machtfülle ausbaute. Diese Orientierung ergänzte die bereits seit dem Ersten Weltkrieg entwickelten Mechanismen zur Konfliktentschärfung in den amerikanisch-kanadischen Beziehungen. Wichtige Eckpfeiler bildeten bilaterale Ausschüsse, von denen die International Boundary Commission (1908) und die International Joint Commission (1909) sich auch heute noch mit der Grenzvermessung und dem Schutz der gemeinsamen Frischwasserressourcen beschäftigen. Dieser Ansatz, der die Ausgestaltung der bilateralen Beziehungen an gemeinsame Expertenkommissionen delegiert, ist bis in die Gegenwart Kennzeichen der amerikanisch-kanadischen Beziehungen.

			Trotz dieser Mechanismen und des stetigen Zugewinns an außenpolitischem Handlungsspielraum in Ottawa orientierte sich die Kanadapolitik der USA seit Mitte des 20. Jahrhunderts vor allem an Washingtons globalpolitischen Zielsetzungen, Möglichkeiten und Herausforderungen, der sie die Bedürfnisse einer bilateralen Partnerschaft häufig unterordneten. 

			Dies galt im Zweiten Weltkrieg, als die Gefahr japanischer Angriffe auf Nordamerika zu einer intensiven Sicherheitszusammenarbeit führte, bei der die Regierung in Ottawa allerdings trotz des erheblichen kanadischen Beitrags zur Kriegsführung bei wichtigen politischen und strategischen Weichenstellungen lediglich Zaungast war. Dies galt auch im Kalten Krieg, in dem die sicherheitspolitischen und wirtschaftlichen Beziehungen zu Kanada maßgeblich von der Konfrontation der USA mit der Sowjetunion bestimmt wurden und der nördliche Nachbar zum strategischen Vorfeld ausgebaut wurde. An dieser Grundkonstellation hat sich auch nach Ende des Kalten Krieges wenig geändert; seit 2001 stehen die Beziehungen nun vor allem im Zeichen der von den USA weltweit geführten Auseinandersetzung mit dem internationalen Terrorismus. 

			Sicherheit und Weltpolitik 

			Seit dem Zweiten Weltkrieg haben amerikanische Regierungen Kanada vor allem unter sicherheitspolitischen Aspekten als strategisches Vorfeld verstanden, dessen enge Anbindung an die USA für die nationale Sicherheit des Landes unabdingbar war und ist. Der konkrete Auslöser für die Integration des nördlichen Nachbarn in eine gemeinsame Verteidigungskonzeption lag zunächst in der möglichen Bedrohung Nordamerikas durch die Achsenmächte im Zweiten Weltkrieg. Im Ogdensburg-Abkommen von 1940 einigten sich Kanada und die USA auf die Einrichtung eines gemeinsamen Verteidigungsrates, der auch heute noch beide Regierungen berät. Im April 1941 beschlossen beide Länder dann die Koordination ihrer Rüstungsproduktionen.

			Nach dem Kriegseintritt der USA im Dezember 1941 waren es vor allem die japanischen Anstrengungen, auf dem nordamerikanischen Kontinent Fuß zu fassen, die den amerikanisch-kanadischen Verteidigungsansatz bestimmten. Hierzu wurde eine Reihe von groß angelegten Infra­strukturprojekten auf kanadischem Staatsgebiet durchgeführt wie der Bau des 2.500 Kilometer langen Alaska Highways von ­British Columbia nach Alaska, die Anlage von Flugplätzen, Kommunikationslinien und Versorgungsdepots im nördlichen Kanada und der Bau der Canol-Ölpipeline im Nordwesten (Northwest Territories und Yukon) zwischen 1942 und 1944. Bei den meisten dieser Projekte waren die USA strategisch und finanziell federführend, während die kanadische Seite diese verteidigungspolitische Integration mit Skepsis und gelegentlichen Verweisen auf ihre staatliche Eigenständigkeit verfolgte.

			Der Kalte Krieg verstärkte nicht nur die Notwendigkeit, die Verteidigungskooperation fortzusetzen, sondern auch die Dominanz der USA in den nun der Eindämmung der UdSSR untergeordneten amerikanisch-kanadischen Beziehungen. Hierzu wurde in den späten 1950er-Jahren eine gemeinsame Rüstungsproduktion der beiden NATO-Partner ­vereinbart; Kanada wurde infrastrukturell als Vorwarngebiet für mögliche sowjetische Bomber- und Raketenangriffe durch ein engmaschiges Netz an Radarstationen aufgerüstet. Dieses Frühwarnsystem war die Grundlage für das 1958 eingerichtete Nordamerikanische Luftverteidigungskommando (NORAD). Dieses einzige binationale Militärkommando der USA bildet auch heute noch den Eckpfeiler der amerikanisch-kanadischen Verteidigungsbeziehungen. Seit dem Ende des Kalten Krieges hat das Verteidigungskommando neben der Radarüberwachung des nordamerikanischen Luftraumes auch die Satellitenüberwachung der nordamerikanischen Küsten und Binnengewässer sowie den Schutz der digitalen Infra­struktur übernommen.

			Nach den Terroranschlägen vom 11. September 2001 ­konzentrieren sich die gemeinsamen Sicherheitsanstrengungen vor allem auf die Terrorabwehr und die Absicherung der knapp 9000 Kilometer langen ­gemeinsamen Grenze. Diese lange Zeit als längste unbewachte Grenze der Welt stilisierte Demarkationslinie ist in den vergangenen beiden Jahrzehnten zu einer hochgerüsteten Staatsgrenze avanciert. In diesem Transformationsprozess, der neben der nachrichtendienstlichen Zusammenarbeit auch die Einrichtung digitaler Überwachungseinrichtungen, verschärfter Personen- und Güterkontrollen, den Aus- und Neubau von Grenzanlagen sowie die Ausweitung amerikanischer Grenzkontrollen an kanadischen Flughäfen umfasst, sind die USA die treibende Kraft. Dem häufig wiederholten Vorwurf an die kanadische Seite, Terroristen könnten ungehindert aus dem Norden in die USA »einsickern«, begegnet Ottawa allgemein mit einem hohen Grad an Kooperationsbereitschaft zur weiteren Absicherung der Grenze.2

			Aber diese enge sicherheitspolitische Unterordnung unter die Ziele der USA ist in Kanada umstritten. Sie ist nur der jüngste Ausdruck einer in Abständen das bilaterale Verhältnis belastenden Kritik, bei der sich natio­nalistische Reflexe der öffentlichen Meinung des schwächeren Partners gegen die oft als übermächtig und eigenmächtig wahrgenommene Präsenz der USA Luft machen. In der Vergangenheit richtete sich diese Kritik, der auch kanadische Regierungen durch zu enge Anlehnung an amerikanische Vorgaben zum Opfer fallen können, gegen die Stationierung amerikanischer Nuklearraketen in Kanada, den Vietnamkrieg und den Krieg gegen den Irak 2003, bei dem Ottawa eine Beteiligung verweigerte. Heute stehen vor allem Fragen territorialer Souveränität in der Arktis im Mittelpunkt amerikanisch-kanadischer Dissonanzen.

			Wirtschaft und Handel

			Die Auseinandersetzung um Einfluss in der Arktis unterstreicht die enge Verzahnung von wirtschaftlichen und strategischen Interessen in der Kanadapolitik der USA; andererseits verdeutlicht sie auch, wie sehr Washingtons Politik gegenüber dem nördlichen Nachbarn von der sich verschärfenden globalen Konkurrenz mit Russland und China bestimmt wird. Im Kern geht es um Seegrenzen, Festsockelansprüche und Verkehrsrechte im Nordpolarmeer. Dabei steht vor allem die bislang kaum schiffbare Nordwestpassage im Fokus des Interesses; die globale Erwärmung und der damit einhergehende Rückgang des Packeises (etwa zwölf Prozent pro Jahrzehnt) machen die Passage und den damit potenziell erheblich verkürzten Seetransport zwischen Asien und Europa zu einer in naher Zukunft realistischen Möglichkeit. Dieser Transportweg würde auch den Abbau arktischer Ressourcen ermöglichen, deren Umfang US-Experten auf 13 Prozent der bislang weltweit unentdeckten Öl- und knapp 30 Prozent der Gasvorkommen schätzen. Hinzu kommen angeblich gewaltige Vorkommen an Eisenerzen, Nickel und Seltenen Erden. 

			Während die USA die Passage als internationalen Seeweg einstufen, beharrt Kanada darauf, dass es sich um inländisches kanadisches Territorium handelt. Aufgrund der potenziell enormen wirtschaftlichen und strategischen Bedeutung der Passage hat die Auseinandersetzung in jüngster Zeit an Schärfe zugenommen, die den bislang beiderseitig akzeptierten Status quo infrage stellt.

			Diese Auseinandersetzung verdeutlicht das traditionell ausgeprägte Interesse der USA an natürlichen Ressourcen Kanadas wie Öl, Gas, Holz, Uran, Gold und Eisenerzen, Ressourcen, die für viele Bereiche der amerikanischen Wirtschaft unverzichtbar sind. Im Jahr 2018 bezogen die USA fast 50 Prozent ihrer Rohölimporte aus Kanada – für die kanadische Seite stellen diese Lieferungen 96 Prozent des Gesamtölexports dar. Ähnlich sieht es beim Erdgas aus: Hier belegt Kanada heute mit 97 Prozent den Spitzenplatz der amerikanischen Gasimporte, auch wenn die USA ihre Eigenförderung vorantreiben, um bis 2050 von Importen unabhängig zu sein. 

			Obwohl diese Rohstofftransfers gegenseitige Abhängigkeiten ­aufzeigen, sind diese in der Gesamtbetrachtung für die kanadische Wirtschaft von weitaus größerer Bedeutung. Mit einem Umfang von knapp 720 Mrd. US-Dollar (2018) stellt der Handel zwischen den USA und Kanada gegenwärtig eines der weltweit größten bilateralen Handelsvolumina dar. Dabei gingen 2019 knapp 18 Prozent aller amerikanischen Exporte nach Kanada, während der nördliche Nachbar 73 Prozent seiner Ausfuhren in die USA lieferte. Dies entspricht einem Anteil von etwa 13 Prozent an den amerikanischen Gesamtimporten. Im Unterschied zu Kanada jedoch sind die USA mit ihrem fast zehnmal so großen Inlandsmarkt weniger abhängig vom Außenhandel; der Exportanteil der Ausfuhren am Bruttoinlandsprodukt in den USA liegt bei knapp 30 Prozent; in Kanada lag er 2018 bei über 65 Prozent.

			Diese Asymmetrie beruht auf der ausgeprägten kanadischen Export­abhängigkeit und verschafft den USA ein erfolgreiches politisches Druckmittel zur Ausgestaltung der bilateralen Beziehungen. Seit Mitte des 19. Jahrhunderts musste der nördliche Nachbar in seinem Bemühen um Zugang zum amerikanischen Markt auch immer wieder Konzessionen auf anderen Politikfeldern machen. Gleichzeitig verfolgt die kanadische Seite trotz aller Integrationstendenzen im nordamerikanischen Wirtschaftsraum bis heute protektionistische Strategien in den Bereichen Landwirtschaft, Medien und Kultur. 

			In vielen Industriebereichen haben amerikanische Firmen seit den 1920er-Jahren Zollschranken umgangen, indem sie entweder kanadische Unternehmen aufkauften oder Produktionsstätten nach Kanada verlagerten. Durch diese Investitionspolitik gelang es amerikanischen Unternehmen, ganze Wirtschaftsbereiche des nördlichen Nachbarn (z. B. in der Holzverarbeitung oder Ölförderung) unter ihre Kontrolle zu bringen. Das Ergebnis der seit dem Zweiten Weltkrieg intensiv vorangetriebenen Verschmelzung im Energiesektor oder von industriellen Produktionsbereichen wie in der Fahrzeug- und Ersatzteilherstellung war ein durch Abhängigkeit erkaufter kanadischer Wohlstand, dessen Kapitalertrag sich auch politisch für Washington rentierte. Das Ringen um den Nachfolgevertrag (USMCA) des von den USA einseitig gekündigten NAFTA-Abkommens von 1994 hat diese Schwierigkeiten in jüngster Zeit deutlich zutage treten lassen. 

			Auf der anderen Seite hat die rapide vorangetriebene Integration beider Volkswirtschaften auch zu einem erhöhten Einfluss Kanadas auf die amerikanische Politik geführt. Auch wenn die Exportabhängigkeit der USA ob des größeren Binnenmarktes weniger ausgeprägt ist als von Kanada, zeigen sich auf regionaler Ebene deutliche Interdependenzen. So war Kanada für 32 der 50 US-Bundestaaten 2018 der wichtigste Absatzmarkt. Dies gilt insbesondere für den Bereich Dienstleistungen und den Export landwirtschaftlicher Produkte, für die der nördliche Nachbar der wichtigste Abnehmer ist; dies gilt auch für den Strommarkt, in dem vor allem Quebec und Ontario große Teile des Nordostens der USA mit Elektrizität versorgen. 

			Die Vernetzung der nordamerikanischen Wirtschaften hat so den USA einen erheblichen Einfluss auf die kanadische Wirtschaft beschert und den Aufstieg der USA zur nordamerikanischen Führungsmacht flankiert, zugleich aber auch die Abhängigkeit zentraler Bereiche und Regionen der amerikanischen Wirtschaft von kanadischen Märkten und Rohstoffen verstärkt. Da Kanada in diesem Beziehungsgeflecht der schwächere Partner ist, die amerikanische Wirtschaft aber gleichzeitig auch deutliche Abhängigkeiten vom nördlichen Nachbarn aufweist, lässt sich dieser Zustand vor allem als asymmetrische Interdependenz beschreiben. 

			Einschätzungen und Sichtweisen 

			Diese gegenseitigen, durch die Führungsrolle der USA aber unausgewogenen Abhängigkeiten haben in beiden Ländern im Verlauf des vergangenen Jahrhunderts zu unterschiedlichen Einschätzungen der bilateralen Beziehungen geführt. Dabei schwankt die öffentliche Meinung in Kanada häufig zwischen Ablehnung und Anerkennung des südlichen Nachbarn. Eine nationalistisch gefärbte US-Kritik beklagt die Nähe zu den USA als erdrückende, kolonisierende Umarmung, während US-Befürworter diese Nähe als sicherheitspolitischen und wirtschaftlichen Glücksfall für ihr Land beurteilen und die Beziehungen als partnerschaftliche Kongruenz einer special relationship charakterisieren. 

			Diese Sichtweise spiegelt sich in der amerikanischen Kanadapolitik, die das Verhältnis gerne als verwandtschaftlich-familiär beschreibt. Die intensiven transnationalen Austauschbeziehungen und Verflechtungen und die enge politische, wirtschaftliche und militärische Kooperation werden in der US-Außenpolitik als historisch gewachsene Partnerschaft auf Augenhöhe und als Idealtypus bilateraler Beziehungen gewürdigt. 

			Derart positive Einschätzungen finden sich auch in der öffentlichen Wahrnehmung Kanadas in den USA. Das Land erhält regelmäßig hohe Zustimmungswerte und wurde unlängst sogar in Meinungsumfragen zum beliebtesten Land der Erde gekürt (2018). Nach den genaueren Gründen für diese Sympathiezuschreibungen befragt, gaben zwei Drittel der Befragten vorgebliche Ähnlichkeiten zwischen beiden Ländern an. In dieser selbstgefälligen Argumentation werden Kanada und Kanadier lediglich als eine nördliche Variante der USA und seiner Lebenswelten wahrgenommen. 

			Diese wohlwollende Vernachlässigung kanadischer Identitäten korrespondiert mit weitverbreiteten Vorbehalten in Kanada über das ausschließ­liche amerikanische Interesse an Ressourcen bei gleichzeitigem Desinte­resse an der Welt nördlich des 49. Breitengrads. Kanada werde im imperialen Washington weder wirklich gehört noch wahrgenommen. Während die USA im Mittelpunkt des kanadischen Denkens stünden, sei Kanada für die meisten Amerikaner lediglich ein Nebengedanke. Die kanadische Schriftstellerin Margaret Atwood hat in diesem Zusammenhang die gemeinsame Landesgrenze einmal als längsten Einwegspiegel der Welt bezeichnet, durch den die Kanadier jede Regung auf der sich lediglich selbst bespiegelnden amerikanischen Seite aufmerksam verfolgten. 

			Tatsächlich liegt eine realistische Einschätzung der Beziehungen beider Staaten wohl zwischen den beiden Extrempositionen von ­imperialer Dominanz und wohlwollend freundlicher Selbstbespiegelung auf der einen und familiär-partnerschaftlicher Ebenbürtigkeit auf der anderen Seite. Während Kanada hohe Prestigewerte in amerikanischen Meinungsumfragen erreicht, gilt der nördliche Nachbar in konservativen Kreisen gerne als negativer Referenzrahmen und Gegenentwurf zu den USA, als westeuropäischer Außenposten einer staatlich gelenkten und sozialistisch fehlgeleiteten Entwicklung. Auf der anderen Seite ist es aber gerade diese Offenheit, die Kanada für viele Amerikaner liberaler Prägung in jüngerer Zeit zum attraktiven Gegenentwurf gemacht hat. Die Ankündigung, die USA in Richtung Kanada zu verlassen, wurde schnell zum griffigen Ausdruck politischer Unzufriedenheit.

			In der Endbetrachtung zeigt sich ein komplexes Bild intensiver amerikanisch-kanadischer Verflechtung, die die Länder auf vielen Funktionsebenen im Alltag reibungslos zusammenarbeiten lässt. Die Verzahnung bürokratischer Prozesse hat dabei gerade auch auf der Ebene einzelner Bundesstaaten und kanadischer Provinzen eine Intensität erreicht, wie sie sonst nur bei staatlichen Binnenräumen zu beobachten ist. Allerdings werden die Rahmenbedingungen und Spielregeln dieses amerikanisch-kanadischen ›Binnenraums‹ mit seinen vielfältigen Asymmetrien, Abhängigkeiten und Interessenunterschieden seit fast einem Jahrhundert weitgehend von den USA als Führungsmacht bestimmt.

			Anmerkungen
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			Stefan Fröhlich

			Transatlantische Beziehungen in Zeiten strategischen Wandel

			Die USA als uneigennütziger, »wohlwollender Hegemon« – seit 1989 ist diese Sicht Europas auf die USA ins Wanken geraten. Umgekehrt ist die Haltung der USA zu Europas immer engerem Zusammenschluss und Emanzipation eine gleichsam zwangsläufige Folge der strukturellen Um­­brüche im internationalen System, heute kritischer denn je. 

			Das war nicht immer so, gleichwohl das Verhältnis auch auf dem Höhepunkt transatlantischer Solidarität und Gemeinsamkeit im Kalten Krieg immer auch von Ambivalenzen geprägt war. Tatsächlich waren die USA nach 1945 über die gesamte Phase des Kalten Krieges ein Förderer und »Beschützer« des europäischen Einigungsprojekts. Die Idee des Zusammenschlusses zur Europäischen Gemeinschaft entsprach zutiefst dem eigenen Gründungsmythos der aus den ehemals 13 Einzelstaaten entstandenen Nation. Gleichzeitig aber entsprang er auch den US-Wirtschaftsinteressen beim Wiederaufbau und der Erschließung eines großen Wachstumsmarktes sowie gemeinsamen sicherheitspolitischen Überlegungen zur Abwehr der sowjetischen Herausforderung im Kalten Krieg. Heute will sich Europa aus dieser Konstellation zunehmend lösen und ein Gegengewicht zu den USA bilden. Umgekehrt wollen die USA ein selbstständigeres Europa, das vor allem in der Sicherheits- und Verteidigungspolitik Verantwortung übernehmen und einen globalen Beitrag zur Entlastung der USA leisten kann – ohne dabei jedoch die Freiheit amerikanischen Handelns einzudämmen.

			Unstrittig ist, dass sich das amerikanisch-europäische Verhältnis seit Ende des Ost-West-Konflikts entscheidend verändert hat. Aus dem ehemaligen Wertebündnis, das im Ideologiewettstreit mit der Sowjetunion untrennbar schien, ist eine pragmatische Partnerschaft, für manche Beobachter gar ein reines Zweckbündnis geworden, das zwar durch gemeinsame Interessen geprägt ist, dessen künftiger Erfolg aber insbesondere aufseiten Washingtons an seiner Handlungsfähigkeit und der Lösung der zentralen globalen Herausforderungen gemessen wird. Dabei ist dieser Prozess mitnichten erst seit dem Zerwürfnis über den Irakkrieg 2002/03 zu beobachten. Schon unter der Clinton-Administration beklagte Europa Amerikas Unilateralismus; umgekehrt warf Washington Europa mangelnde Bereitschaft zur Übernahme von Führungsaufgaben vor. Spätestens das Ende der Amtszeit Präsident Barack Obamas zeigte Europäern, dass Spannungen und Differenzen im transatlantischen Verhältnis keinesfalls allein auf die Politik der Administration George W. Bushs zurückzuführen, sondern die logische Konsequenz struktureller Veränderungen im internationalen System seit Ende des Kalten Krieges waren. Auch unter dem mit großen Hoffnungen für Europa und die Welt gestarteten Präsidenten Obama erschienen die USA am Ende wie eine Weltmacht im Niedergang, die politisch, ökonomisch und moralisch ihre globale Führungsrolle zu verspielen drohte. 

			Die von Europäern zunächst geforderte und seit dem Antritt ­Obamas praktizierte größere Zurückhaltung in Bezug auf das globale Engagement der USA war der Erkenntnis Washingtons in die Grenzen der eigenen Macht(projektion) in einer zunehmend von China und der Nuklearmacht Russland mitbestimmten multipolaren Ordnung geschuldet; daran änderte auch die unter Obama vollzogene Hinwendung Richtung Asien (pivot to Asia) nichts. Und mit Blick auf Europa setzte sich am Ende der seit nunmehr fast drei Jahrzehnten währende Trend einer allmählichen Abwendung Amerikas vom europäischen Kontinent fort. Auch unter einem demokratischen US-Präsidenten schien die EU nicht länger sonderlich hoch im Kurs zu stehen, was nicht zuletzt der unter Obama anhaltende Trend zu einem weiteren Truppenabbau in Europa deutlich machte. Sichtbarster Ausdruck für diese Entwicklung war die Reaktion Washingtons auf die Annexion der Krim auf dem Höhepunkt der Ukraine-Krise, als Obama den Europäern die politische Führungsrolle zuwies und Russland als »Regionalmacht« von eher zweitrangiger strategischer Bedeutung für Amerika herabstufte. 

			Unter Präsident Donald Trump sahen sich die Europäer noch weit mehr vor einem doppelten Führungsdilemma: Zum einen standen in den USA unter dem Slogan America first Fragen sozialer Ungleichheit, der Energiesicherheit, der inneren Sicherheit sowie notwendiger Investitionen in die Infrastruktur des Landes weit höher auf der politischen Agenda als außen- und sicherheitspolitische Herausforderungen. Die einzige Ausnahme stellte aus Sicht der Trump-Administration eine abermalige unmittelbare Bedrohung der Gesellschaft durch den internationalen Terrorismus dar. Zum anderen rangen die Europäer selbst mit dem durch die amerikanische Zurückhaltung entstandenen Machtvakuum sowohl in der öst­lichen wie auch südlichen Nachbarschaft. 

			Vom vermeintlichen Ende des internationalen Liberalismus

			Auf den ersten Blick verhießen diese Entwicklungen für das ­transatlantische Verhältnis nichts Gutes. Nicht wenige Beobachter sahen daher einmal mehr – und nunmehr endgültig – das Ende des Westens gekommen. Dazu ist zweierlei anzumerken: Mit Trump stellte erstmals ein amerikanischer Präsident seit Ende des Zweiten Weltkriegs die liberale internationale Ordnung mit den USA als ihrem Garanten infrage, was zumindest im Wahlkampf von über 60 Millionen Bürgerinnen und Bürgern im Land billigend in Kauf genommen wurde. Die Entwicklungen der vergangenen Jahre zeigen darüber hinaus, dass sich auch nach Trump das Rad so schnell nicht zurückdrehen lassen wird. Zu stark ist die amerikanische Gesellschaft nach dem Scheitern des Aufbaus einer stabilen globalen Ordnung über die künftige Rolle Amerikas in dieser Welt gespalten, zu ausgeprägt ist die Dynamik der Veränderungen außerhalb des Landes.1 

			Trump brach vor allem mit zwei im Grundsatz essenziellen Elementen traditioneller amerikanischer Außenpolitik: Weder beanspruchte die Administration bei allem kraftstrotzenden Auftreten nach außen die gleichzeitige Übernahme von globaler Führungsverantwortung (im ­Rahmen internationaler Organisationen, mittels eines einzigartigen globalen Netzwerks von Stützpunkten und durch die Sicherung des globalen Freihandels), noch schätzte sie die Vorzüge des Multilateralismus und vorsichtiger Diplomatie, die sich der politisch-psychologischen (weniger vielleicht der materiellen) Grenzen auch einer Supermacht bewusst ist. Trump stieß sich zudem nicht daran, dass der Universalitätsanspruch liberaler Demokratie, verkörpert durch die USA und Europa, durch Russlands und Chinas Autoritarismus zunehmend infrage gestellt wird. Unter ihm hatte sich Washington zumindest vorübergehend von der Idee der »Erzwingung« westlicher Ordnungsmodelle verabschiedet. Damit erfuhr ein seit Ende des Kalten Krieges beobachtbarer parteiübergreifender Trend seinen Höhepunkt, wonach alle US-Administrationen sukzessive von einer multilateralen Einbettung ihrer Entscheidungen zugunsten unilateraler Entscheidungen abrückten. Unter Trump wurde dieses instrumentelle Verständnis von Multilateralismus und die sprichwörtliche amerikanische Ambivalenz gegenüber internationalen Organisationen erstmals durch eine offene Ablehnung selbiger abgelöst – mit erheblichen Konsequenzen für die liberale Ordnung.2 

			Was die Trump-Jahre für die Europäer bedeuten, liegt auf der Hand: Selbst wenn es unter Biden eine Rückkehr zum Konsens über grundlegende Fragen der Weltordnung gibt, so wird die Forderung nach einer faireren Lastenteilung in Sicherheit und Handel bleiben und, damit verbunden, auch eine größere amerikanische Zurückhaltung in der Übernahme globaler Verantwortung im Dienst einer liberalen Ordnung. Das Zeitalter des amerikanischen Interventionismus ist jedenfalls vorbei und dies wird auch Auswirkungen auf das Engagement der USA in Europa haben. 

			Andererseits aber bedeutete weniger Führungsverantwortung auch aus Sicht der Trump-Administration nicht automatisch die Aufgabe des globalen Führungsanspruchs Amerikas. Vielmehr bedeutete America first eben auch, dass das Land unter Trump weiterhin alles daransetzen würde, dass keine Macht dieser Erde seinen Einfluss und Gestaltungsraum zulasten dieser Führungsrolle ausbaut. So waren die Ziele Demokratisierung und regime change zwar in weit Ferne gerückt (erforderten sie doch für einen an schnellen Erfolgen interessierten Präsidenten einen viel zu langen Atem, sprich eine Vor-Ort-Präsenz), bei Bedrohung der eigenen Sicherheit war die Administration aber jederzeit zu einem robusten Engagement bereit. Untermauert wurde dieser Anspruch nicht zuletzt durch die signifikante Erhöhung des Militärhaushalts.

			Die außen- und sicherheitspolitischen Herausforderungen 

			Trumps außen- und sicherheitspolitische Agenda hat den Druck auf Europa verstärkt, die sicherheitspolitischen Herausforderungen anzugehen, die eine entscheidende Ursache für die Zentrifugalkräfte in der EU sind. Während Trump vor allem von Globalisierungsgegnern und einer antielitären Welle ins Weiße Haus gespült wurde, beruht der Populismus in Europa stärker auf Abschottung und Xenophobie einerseits und dem Gefühl des Verlusts der inneren und äußeren Sicherheit und politischen Desintegration andererseits. Ohne den Schutz der europäischen Außengrenzen, die wirksame Kontrolle der Migration und eine Stabilisierung der Lage im Nahen und Mittleren Osten werden sich die populistischen Kräfte in Europa nicht einhegen lassen. Dazu bedarf es keiner Versicherung aus den USA, die sich bereits unter Obama in der ­Krisenregion Naher und Mittlerer Osten auf dem Rückzug befanden. Europa unter maßgeblicher Führung der deutsch-französischen Achse und, wenn möglich, in strategischer Kooperation mit Großbritannien muss in der Lage sein, seine südliche Peripherie durch Aufbau wirksamer eigener Streitkräfte zu sichern und militärische Operationen auf der Ebene der Intervention in Libyen 2011 auch ohne amerikanischen Beistand durchzuführen.3 Diese Erwartung steckte bereits hinter Obamas Doktrin von »der Führung aus dem Hintergrund« (leading from behind), wie sie eben im NATO-Einsatz in Libyen unter der britisch-amerikanischen militärischen Führung zum Ausdruck kam, und dies wird künftig auch die Forderung der Biden-Administration sein.

			Eine solche Stärkung ist auch im Hinblick auf die sicherheitspolitische Herausforderung durch Russland unabdingbar. Europäer einschließlich der Bundesrepublik hatten durch das grundsätzliche Bekenntnis zur Aufstockung ihrer Verteidigungsetats und der Beteiligung an aktuellen Truppenverlegungen der NATO nach Osten schon vor Trumps Amtsantritt signalisiert, dass sie die Funktionsfähigkeit und die Glaubwürdigkeit der NATO-Beistandsklausel stützen.4 Es ist unbestritten, dass man dabei auch künftig unverändert auf die Rückversicherung der USA angewiesen ist. Es ist aber auch unwahrscheinlich – nicht zuletzt aufgrund der ökonomischen Schwäche –, dass Moskaus Ziel die Provokation von Artikel-5-Szenarien ist. Die neue Form hybrider Interventionen, wie sie auf der Krim und im Osten der Ukraine zu beobachten ist, dient(e) in erster Linie der Verhinderung der Erweiterung von NATO und EU und damit der Schaffung von russischen Einflusssphären.5 Beides ist aus Sicht Moskaus Voraussetzung, den USA als Großmacht auf Augenhöhe zu begegnen. Trumps Pläne eines fait accompli mit Moskau trugen insofern also unweigerlich zu einer solchen Entwicklung bei und erhöhten den Druck auf Europa, die neuen geopolitischen Realitäten auf dem Kontinent anzuerkennen.  

			Die Trump-Administration hat somit den Druck in Richtung einer so verstandenen Lastenteilung nur zusätzlich verstärkt, ohne dass dies gleich den von vielen befürchteten endgültigen Rückzug Amerikas aus der globalen Verantwortung bedeutete.6 Unter ihm setzte sich das schrittweise Abrücken der USA von Europa fort und rief Europa die eigene strategische Verwundbarkeit und die Dauerfrage nach Amerikas Verlässlichkeit in Erinnerung. Gleichzeitig bestätigte die größere amerikanische Zurückhaltung beim globalen Konflikt- und Krisenmanagement Europa in seiner Einschätzung, dass die an die Peripherie gewanderten Kriege im 21. Jahrhundert nicht mit den herkömmlichen Mitteln zu lösen sind, sondern in Form von langwierigen, zumeist eingefrorenen Konflikten einen langen Atem erfordern. Der Preis dafür wiederum ist auch das Eingeständnis der Europäer, dass der Anspruch eines wohlmeinenden humanitären Interventionismus jenseits des Einsatzes militärischer Macht an der politischen Realität und dem eigenen (Nicht-)Handeln zerschellt. Man kann nicht für sich in Anspruch nehmen, eine am moralisch Richtigen und am Recht orientierte Politik zu betreiben – selbst wenn man sie für nachhaltiger hält und von deren langfristigen Erfolg überzeugt ist –, gleichzeitig aber diejenigen an den Pranger stellen, die von außen in solche Konflikte auch mit militärischen Mitteln eingreifen. 

			Der Anstieg der Verteidigungsbudgets nahezu aller europäischen NATO-Mitglieder in den vergangenen Jahren wies vor diesem Hintergrund in die richtige Richtung. Dies gilt auch für die jüngsten Initiativen Deutschlands und Frankreichs: die Schaffung dauerhafter autonomer Strukturen auf EU-Ebene zur Durchführung gemeinsamer ­militärischer Operationen; die Umsetzung der auf dem Papier längst existierenden Eingreiftruppe (nunmehr »Interventionsarmee«); das gemeinsame deutsch-französische Projekt für den Ankauf von Transportflugzeugen und schließlich die zentrale Rolle der Bundeswehr bei der neuen NATO-Abschreckungsstrategie gegenüber Russland, im Rahmen derer Berlin Verpflichtungen zugesagt hat, die in jedem Fall eine Vergrößerung der Truppe nach Zahl und Ausrüstung und damit eine Erhöhung der finanziellen Mittel verlangen.

			All das mag am Ende nicht ausreichen, um der Dauerkritik aus Washington nach einer faireren Lastenteilung zu begegnen, es zeigt aber, dass in Europa durchaus ein Paradigmenwechsel stattfindet. Dies trifft selbst auf die Entwicklungen in der Bundesrepublik zu, wo oftmals angemahnte größere militärische Beiträge bzw. die Probleme der Bundeswehr nicht einzig eine Frage des Geldes sind, sondern auch des Missmanagements bei ­Rüstungsbeschaffung, multinationalen Großrüstungsprojekten und Personalstruktur. Auch wenn man über Sinn und Unsinn des Zweiprozentfetischs der USA (am Bruttoinlandsprodukt bemessener Beitrag aller NATO-Mitglieder zum Verteidigungshaushalt) in Europa streiten kann7 und auch wenn Deutschland unabhängig davon jeweils zweitgrößter Truppensteller und Beitragszahler sowie wichtigste Drehscheibe des amerikanischen globalen Engagements ist: An einer Erhöhung des europäischen Beitrags zur transatlantischen – oder besser: europäischen – Sicherheit (zumindest) in Richtung zwei Prozent führt auch unter der Biden-Administration kein Weg vorbei. Dies ist kein europäisches Zugeständnis an die USA, sondern liegt im wohlverstandenen eigenen Interesse. 

			Umgekehrt aber gilt, dass es nach wie vor im strategischen Interesse der USA als Supermacht ist, ihre Präsenz in Europa aufrechtzuerhalten. Immerhin hat Washington seine Truppenstärke auf dem Kontinent unter Trump ja sogar wieder erhöht. Der Ruf nach einer bewussten Abkopplung von Amerika (im Sinn einer falsch verstandenen »strategischen Autonomie« Europas) ist daher für die liberale internationale Ordnung, von der sich Trump zwar verabschiedet zu haben schien, weit gefährlicher als der Versuch, alle Möglichkeiten für eine kritische Zusammenarbeit aus­zuloten. 

			Perspektiven für das transatlantische Verhältnis

			Die aktuelle Lage birgt für Europa Chancen und Risiken und in jedem Fall erfordern die jüngsten Entwicklungen eine Neuvermessung europäischer Außenpolitik.8 Auch wenn die USA unter Biden eine Rückkehr zum globalen Führungsanspruch und zur Einbindung der Supermacht in geltendes Recht und Verträge erfahren werden, so ist doch klar, dass sich Europa und die Welt in einem radikalen Umbruchprozess befinden. In diesem wird sich Europa unter deutsch-französischer Führung nicht nur gegenüber Russland und China behaupten, sondern auch Differenzen und Konflikte mit den USA aushalten sowie Washingtons Bedenken bezüglich der transatlantischen Lastenteilung stärker Rechnung tragen müssen.9 

			Zweifellos ist in den USA von 2017 bis 2021 ein Präsident an der Macht gewesen, dessen unverändert global ausgerichtete Politik (im Gegensatz zur nach wie vor überwiegend regional ausgerichteten europäischen Außenpolitik mit Präferenz für multilaterales Vorgehen und politisch-ökonomische Mittel) nicht einmal mehr ein instrumentelles Verständnis von Multilateralismus besaß, sondern der vor allem in den Kategorien von Großmachtkonkurrenz und maximaler sicherheitspolitischer Handlungsfreiheit für das eigene Land dachte. Dennoch zeigte die Sicherheitsstrategie Trumps, wen die America-first-Politik ungeachtet aller Schmährufe auf Europa nach wie vor als Hauptrivalen im globalen Machtkampf betrachtete – Russland und China. 

			Auch unter Präsident Joe Biden kann die Antwort Europas nur lauten, dass internationale Kooperation nicht automatisch aus Rivalen Partner macht. Daraus muss aber nicht folgen, dass auch Partner nicht mehr Partner sind. In den USA scheint sich diese Einschätzung zumindest partiell zu bestätigen; dort ist der Blick auf Europa mehrheitlich nach wie vor positiver als umgekehrt der Europas auf die USA. Europa hat es in der Hand, durch seinen eigenen Beitrag im Rahmen der NATO, an seiner Peripherie und auch im asiatisch-pazifischen Raum dafür zu sorgen, dass dies auch künftig so bleibt. Umgekehrt nämlich gilt, dass auch die USA weiterhin auf die Unterstützung der Europäer angewiesen sind – sie ist bei allen Defiziten die einzig verlässliche und ohne Alternative. Insofern bedeutet die Hinwendung zum pazifischen Raum auch nicht die Abkehr von Europa, wie nicht nur der transatlantische Schulterschluss in der Ukraine-Krise unter Obama, sondern auch Trumps Beitrag zur Stärkung der US-Präsenz in Europa zeigte – ungeachtet aller Drohungen einer Aufkündigung der Bündnissolidarität in Richtung der europäischen NATO-Mitglieder. 

			Zweifellos hat sich mit Trump der Vertrauensverlust verstärkt, der bereits im Zuge des NSA-Spionageskandals spürbar wurde – der Europa gerade in dem Moment einholte, als die Verhandlungen zum transatlantischen Freihandelsabkommen (TTIP) begannen. Die neue Administration in Washington wird es daher schwer haben, auch unter Bündnispartnern verloren gegangenes Vertrauen in die USA zurückzugewinnen und das Bild des Landes zu verbessern. Andererseits setzt die von Biden vorgeschlagene Koalition mit Europäern und gleich gesinnten Demokratien zur Einhegung Chinas wie Russlands insbesondere Europa unter Druck, im Großmächtekonflikt deutlicher als bisher Position zu beziehen. Eine solche funktional ausgerichtete Koalition soll sich nach Vorstellung Washingtons mit Fragen der multilateralen Kooperation in den Bereichen Digitalisierung (5G-Mobilfunksicherheitsstandards), Cyberspionage und künstliche Intelligenz, Klimaschutz, Exportkontrolle und Lieferketten befassen, sprich den globalen geoökonomischen und »weichen« Politikfeldern, die vor allem den Europäern am Herzen liegen. 

			Die Chancen auf eine Verständigung über solche Themen sind groß. Auch in den USA wächst der Widerstand insbesondere in der jüngeren Generation gegen die Überwachungsprogramme der NSA oder die Macht der digitalen Riesen wie Google, Facebook oder Amazon, erheben sich Forderungen nach mehr Regulierung im digitalen Netz, mehr Klimaschutz und Energiesicherheit sowie einer Neubewertung des Spannungsverhältnisses zwischen Sicherheit und Freiheit und – seit Neuestem – des amerikanischen Kapitalismusmodells der vergangenen Jahrzehnte. Die Politik hat sich im transatlantischen Verhältnis stark entfremdet, die Befindlichkeiten in den Gesellschaften aber ähneln sich und zeigen, dass es neben Trennendem nach wie vor Gemeinsamkeiten gibt.
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			Philipp Dienstbier und Thomas Kunze

			Die USA und Russland – die Konfrontation geht weiter

			Das gegenwärtige Verhältnis zwischen den Vereinigten Staaten und Russland muss vor dem Hintergrund der fast 50-jährigen Konfrontationsperiode gesehen werden, die als Kalter Krieg bezeichnet wird. Aus russischer Sicht begann dieser Konflikt unmittelbar nach der amerikanisch-­britischen Intervention in den Russischen Bürgerkrieg 1918, für die USA nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs, als die UdSSR sich unter Stalin anschickte, ihr totalitäres politisches Regime den Staaten Osteuropas aufzuzwingen. Der Fall der Berliner Mauer 1989 und der Zusammenbruch der UdSSR um die Jahreswende 1991/92 erschienen vorübergehend als Beginn einer neuen Phase der Kooperation zwischen dem Westen und Russland als Nachfolgestaat der UdSSR. 30 Jahre später sind die Beziehungen der USA zur Russischen Föderation jedoch erneut zerrüttet. Beidseitiger Vertrauensverlust, kollidierende strategische Interessen in verschiedensten Welt­regionen und militärische Spannungen kennzeichnen die amerikanisch-russischen Beziehungen. 

			Hohe Ziele und rasche Enttäuschung

			Die USA waren in die 1990er-Jahre mit der hehren Ambition gestartet, ein partnerschaftliches Verhältnis zur neuen Russischen Föderation zu etablieren. Sie beruhte jedoch von Beginn an auf dem amerikanischen Selbstverständnis, dass die USA und die westliche Demokratie aus dem Kalten Krieg als Sieger über die Sowjetunion sowie den kommunistischen Totalitarismus hervorgegangen und damit als einzige Supermacht verblieben seien. Russland, von wirtschaftlichen und politischen Umbrüchen gelähmt, betrachtete man dagegen als schwache, untergegangene Weltmacht.

			Aus dieser Anschauung heraus sollte Russland als Partner in die euroatlantische Gemeinschaft integriert werden, jedoch unter der Prämisse, dass sich das Land in eine amerikanisch geführte liberale Weltordnung einfügen müsse. Dies verdeutlichte die Unterstützung der USA für Russlands Beitritt zur Weltbank und zum IWF 1992, die Integration in die Partnership-for-Peace-Initiative der NATO 1994 sowie zur G8 1997. ­Gleichzeitig sollte es zu einem grundlegenden Demokratisierungsprozess in Russland und anderen ehemaligen Sowjetrepubliken kommen, der eine auf gemeinsamen Werten gebaute Partnerschaft untermauern würde. Washington unterstützte daher ein westliches Entwicklungsmodell aus Marktöffnung und Wirtschaftsreformen. Es stärkte damit der vermeintlich liberalen, reformistischen Regierung von Präsident Boris Jelzin den Rücken, nicht zuletzt mit Wirtschaftshilfen.

			Der Geist dieser neuen Partnerschaft zerschellte jedoch bald an der harschen Realität der tiefgreifenden Umbrüche, die Russland nach dem Zerfall der Sowjetunion in Bann hielten. Erste Ernüchterung aus Sicht der USA setzte mit dem harten Durchgreifen der russischen Regierung im Tschetschenienkrieg 1999 ein. Später kamen massive außenpolitische Irritationspunkte hinzu.1

			Die transatlantische Allianz hatte unter amerikanischer Führung die neuen Handlungsspielräume genutzt, die ihnen der »unipolare Moment« nach dem Kalten Krieg gewährte. Die Überzeugung, das internationale System sei mit dem Ende des Kalten Krieges von einer bipolaren Weltordnung mit zwei konkurrierenden Supermächten zu einer unipolaren Ordnung übergegangen, in der die USA als einzige Weltmacht sämtliche andere Staaten dominieren könnten, prägte vor allem die (neo)konservative Denkschule der 1990er- und frühen Nullerjahre.2

			Deutlich drückte sich dies in der NATO-Osterweiterung aus, mit der sich in den USA die Stimmen durchsetzten, die die Gelegenheit gekommen sahen, die amerikanische Machtfülle zu nutzen und das Bündnis auch gegen russische Vorbehalte nach Osten zu erweitern. So wurden zehn ehemalige Mitglieder des Warschauer Paktes und Exsowjetrepubliken, die zunächst mit Russland gleichberechtigt Teil der Partnership for Peace gewesen waren, 1999 und 2004 Teil der Allianz.

			Die rückblickend oft hervorgehobene Warnung Präsident Wladimir Putins in seiner Rede auf der Münchner Sicherheitskonferenz 2007, dass Russland die NATO-Ausdehnung als Bedrohung wahrnehme, wurde dabei schlicht nicht ernst genommen.3 Die Vereinigten Staaten betrachteten Russland einerseits als zu schwach, andererseits eine wachsende NATO als Dreh- und Angelpunkt amerikanischer Sicherheitsinteressen; NATO-Erweiterung war als festes Ziel in der damaligen Nationalen Sicherheitsstrategie der USA festgeschrieben worden.4 Auf dem NATO-Gipfel in Budapest 2008 lud die Allianz somit auch Albanien und Kroatien ein, Mitglieder zu werden. Der amerikanische Wunsch, sogar Georgien und die Ukraine in einen formellen Beitrittsprozess aufzunehmen, wurde lediglich zurückgestellt, weil europäische Partner Bedenken äußerten. Erst mit dem Einmarsch Russlands in Georgien 2008 wurde die Ernsthaftigkeit der im Jahr zuvor in München vorgetragenen russischen Position deutlich.

			Obama, der Reset und die Krise

			Als Präsident Obama 2009 sein Amt antrat, übernahm er von seinem Vorgänger George W. Bush ein schwieriges amerikanisch-russisches Verhältnis. Nicht nur die NATO-Erweiterung, auch die amerikanische Raketenabwehr in Europa und die Intervention im Irak 2003 hatten die Beziehungen schwer belastet. Von der neuen Administration wurde die vorherige Russlandpolitik als ein weiteres Opfer neokonservativer Außenpolitik gesehen, die einen Neustart erfahren sollte.

			Dennoch stellte sich bald Ernüchterung ein. Die Obama-Regierung weckte mit ihrer Unterstützung für die demokratischen Reformbewegungen des Arabischen Frühlings sowie jene in Russland und der Ukraine russische Urängste vor Demokratieexport und Regimewechsel im eigenen Land und in verbündeten Staaten. Der Sturz von Muammar al-Gaddafi nach dem NATO-Einsatz in Libyen, die amerikanische Kritik an den russischen Präsidentschaftswahlen 2012 und die Unterstützung der darauf folgenden Protestbewegung sowie das Eintreten für die Maidan-Bewegung und den Regierungswechsel in der Ukraine waren neuralgische Punkte im bilateralen Verhältnis. Russland wiederum versuchte, dieser Politik mit der Annexion der Krim und der Unterstützung der Separatisten in der Ost­ukraine eine rote Linie entgegenzusetzen.

			Auch wenn Obama sich in seiner Politik von seinem Vorgänger abzugrenzen versuchte, blieb es doch beim amerikanischen Selbstverständnis, international für Demokratie und liberale Werte einzustehen. Dieses kollidierte mit Putins Überzeugung, die USA würden sich in die inneren Angelegenheiten von Staaten einmischen, keine Rücksicht auf russische Interessen nehmen und damit letztlich seine Macht gefährden.5 Exemplarisch steht dafür die Äußerung Obamas, bei Russland handele es sich um nicht mehr als eine Regionalmacht, die aus seiner Sicht keine Bedrohung ersten Ranges für die USA darstelle – was in Moskau Empörung auslöste.6

			So konnte Obama trotz der proklamierten Verbesserung der Beziehungen zu Russland die generelle Abwärtsspirale im bilateralen Verhältnis ebenfalls nicht aufhalten. Am Ende seiner Amtszeit übergab er das amerikanisch-russische Verhältnis im schlechtesten Zustand seit Ende des Kalten Krieges an seinen Nachfolger.7

			Neue Russlandpolitik unter Trump?

			Präsident Trump war – neben weiteren populistischen Manövern – mit einer konzilianten Herangehensweise gegenüber Russland in den Wahlkampf gestartet, die er wie andere seiner politischen Schwerpunkte als bewussten Gegensatz zur Politik seines Vorgängers Obama verstand. Zwar regte er eine umfassende Kooperation mit Russland an, doch blieben die Konturen seiner Russlandpolitik diffus. Im Wahlkampf war er stärker durch seine persönliche Bewunderung für Präsident Putin und dessen »Führungskompetenz« aufgefallen. Intensivere Zusammenarbeit schwebte Trump bei der Terrorismusbekämpfung vor; so verkündete der spätere Präsident 2016: »Wenn wir Russland dazu bringen könnten, uns zu helfen, ISIS loszuwerden – wäre das nicht eine gute Sache?«8 Eine detaillierte Strategie zur amerikanisch-russischen Kooperation formulierte er jedoch nie.

			Trumps angestrebte Entspannungspolitik gegenüber Russland sticht jedoch insofern hervor, als dass sie von früh aufgetauchten Vorwürfen eines russischen Eingreifens in die amerikanischen ­Präsidentschaftswahlen 2016 sowie einer unterstellten Kollaboration zwischen Trumps Wahlkampfteam und Vertretern der russischen Regierung überschattet wurden. Die im Mai 2017 begonnenen Ermittlungen unter Führung des ehemaligen FBI-Direktors Robert Mueller dazu hingen während der ersten Amtshälfte wie ein Damoklesschwert über Trump, einigen seiner engsten Vertrauten und seinen Familienmitgliedern. 

			Bereits im Januar 2017 war in einem Bericht der US-Geheimdienste festgestellt worden, dass mit hoher Wahrscheinlichkeit eine von ­Präsident Putin befohlene Intervention in die amerikanischen Wahlen Präsidentschaftskandidatin Hillary Clinton diskreditieren und Trump zur Wahl verhelfen sollte. Infolgedessen kam es zur Anklage von Angehörigen des russischen Militärgeheimdienstes GRU sowie der russischen Internet Research Agency in den USA.9 Während die Sonderermittlungen auch zu Anklagen gegen eine Reihe von Mitarbeitern aus Trumps Wahlkampfteam sowie gegen den ehemaligen nationalen Sicherheitsberater Michael Flynn führten, stellte der im März 2019 in Teilen geschwärzt veröffentlichte Abschlussbericht Muellers jedoch keine hinreichenden Beweise über geheime Absprachen zwischen Trump, dessen Vertrauten und russischen Vertreterinnen und Vertretern fest.10 

			Umso stärker bekräftige Trump während seiner Präsidentschaft immer wieder seine konziliante Haltung gegenüber Putin und Russland. Besonders eklatant wurde dieses Verhalten beim Gipfeltreffen der beiden Präsidenten in Helsinki im Juli 2018. Im Gegensatz zu den Feststellungen seiner Geheimdienste weigerte sich Trump während der gemeinsamen Pressekonferenz mit Putin, eine russische Intervention in den Wahlkampf anzuerkennen, sondern beteuerte eine beidseitige Verantwortung für die verschlechterten Beziehungen.11 In den USA wurde diese Haltung Trumps gegenüber Russland von Vertretern beider Parteien und der Öffentlichkeit als unzureichend kritisch bemängelt. Senator John McCain verurteilte das Treffen gar als »einen der schändlichsten Auftritte eines amerikanischen Präsidenten«.12 Mit seiner Rhetorik hebt sich Trump somit von seinen Vorgängern ab, die – selbst bei Bemühungen um bessere amerikanisch-russische Beziehungen – immer eine kritische Distanz zu Putin wahrten.

			Kontinuität in der amerikanischen Sicht auf Russland

			Die veränderte Rhetorik von Präsident Trump schlug sich jedoch kaum in konkreter Politik nieder, denn die USA verfolgten im Gegensatz zur lautstark vorgetragenen Marschroute des Präsidenten de facto eine zweite, gegenläufige Russlandpolitik. Diese wurde maßgeblich von einer Mehrheit der Abgeordneten im Kongress und einflussreichen Kabinettsmitgliedern, darunter der Außen- und Verteidigungsminister, sowie den wechselnden Sicherheitsberatern vorangetrieben. 

			Diese amerikanischen Entscheidungsträger waren überzeugt, die USA befänden sich in einem ideologischen und strategischen Konflikt mit Russland und setzten daher stärker auf Abschreckung und Einhegung, wenngleich sie Möglichkeiten einer begrenzten Zusammenarbeit bei gemeinsamen Interessen nicht ausschlossen.13 Führende Köpfe dieser konfrontativen Russlandpolitik waren die ehemaligen Minister Rex Tillerson und James Mattis sowie der ehemalige Sicherheitsberater John Bolton. Das State Department unter Tillerson war beispielsweise treibende Kraft hinter dem Verkauf von Waffen an die Ukraine; Bolton war Architekt des Austritts aus dem INF-Vertrag mit Russland und eine überparteiliche Gruppe von Kongressabgeordneten waren die Initiatoren verschärfter Sanktionen gegenüber Russland. Auch Verteidigungsminister Mark Esper und Sicherheitsberater Robert O’Brien vertraten eine russlandkritische Linie. O’Brien konterkarierte etwa Trumps Dank an Russland im Zuge der Tötung von Abu Bakr al-Baghdadi öffentlich, indem er bekräftigte, »Russland ist kein Alliierter der Vereinigten Staaten«.14

			Diese von Trump unabhängige Russlandpolitik reflektieren auch die wichtigsten amerikanischen Strategiedokumente wie die aktuelle Bedrohungsbewertung der US-Geheimdienste und die nationalen Sicherheits- sowie Verteidigungsstrategien. Letztere benennt »das Wiederaufkommen eines langfristigen, strategischen Wettbewerbs von […] revisionistischen Mächten« beispielsweise als zentrale Herausforderung für die Vereinigten Staaten. Als revisionistische Macht identifiziert das Dokument neben China auch Russland,15 das die Vorherrschaft der USA gezielt schwächen wolle.

			So trägt aus Sicht der meisten amerikanischen Entscheidungsträger Moskau bis heute die Hauptschuld an der Erosion des bilateralen Verhältnisses. Moskaus destruktive internationale Politik habe dafür gesorgt, dass das Land nie Teil einer transatlantischen Sicherheits- und Wirtschaftsstruktur wurde. Militärinterventionen wie in Georgien und der Ukraine unter­minierten zudem die internationale regelbasierte Ordnung, insbesondere die europäische Friedensarchitektur, zu der sich Russland in der Charta von Paris, dem Budapester Memorandum und anderen internationalen Verträgen verpflichtet hatte. Außerdem destabilisierten die von Moskau gesteuerte Einmischung und Propaganda demokratische Länder in Europa und – wohl am schwerwiegendsten – auch das politische ­System der USA. 

			Gegensätzliche Weltbilder in Moskau und Washington

			Die russische Seite teilt die negative Sichtweise auf das bilaterale ­Verhältnis grundsätzlich. So verkündete die russische Botschaft in Washington 2018, die Beziehungen beider Länder würden auf einen unumkehrbaren Zusammenbruch zusteuern.16 Die Gründe dafür sehen Präsident Putin und die politische Elite in Moskau freilich anders als ihre US-amerikanischen Pendants. Dabei offenbart sich ein russisches Weltbild, das dem ­amerikanischen Selbstverständnis grundlegend widerspricht.

			Entgegen der amerikanischen Sichtweise weigert sich die russische Führung, das Primat der USA zu akzeptieren. Statt einer unipolaren Welt hat aus russischer Sicht eine komplexe Machtdiffusion weg von den Vereinigten Staaten eingesetzt, die ein multipolares internationales System geschaffen hat. In diesem Zug pocht Russland ob seiner wirtschaftlichen Erholung und militärischen Modernisierung wieder auf eine Behandlung auf Augenhöhe mit den Vereinigten Staaten – und anderen Akteuren wie China. Die liberale, regelbasierte Weltordnung wird als amerikanisches Machtinstrument betrachtet und es wird behauptet, deren Normen und Prinzipien würden von den USA willkürlich interpretiert.17

			Aufgrund historischer Faktoren wird in der sicherheitspolitischen De­­batte von russischen Entscheidungsträgern auch geopolitischen Einflusssphären große Bedeutung beigemessen. Russland fordert deshalb eine Rücksichtnahme auf privilegierte Interessen in seiner Nachbarschaft, dem »nahen Ausland«. Zudem wird spätestens seit dem Amtsantritt Putins eine liberale, demokratische Transformation des Landes nach westlichem Vorbild als für Russland unangemessen abgelehnt. Vielmehr wird ein solcher Wandel mit dem Chaos der Jelzin-Jahre assoziiert samt politischer Krisen und wirtschaftlichem Niedergang. 

			Dieses russische Verständnis kollidierte grundlegend mit der amerikanischen Weltpolitik nach dem Kalten Krieg, sodass ambitionierte Vorstellungen einer Partnerschaft schnell an den Widersprüchen der Weltbilder in Washington und Moskau scheiterten. Wie beschrieben, stellt nach russischer Weltsicht die NATO-Erweiterung eine Bedrohung russischer Sicherheitsinteressen dar. Die Demokratieförderung in Osteuropa wird mithin als Risiko für die politische Stabilität Russlands betrachtet. Daher verfolgt die russische Führung  Stabilisierung und Machtkonsolidierung im Inneren und eine restaurative Außenpolitik, die das von Russland beanspruchte Prestige und Vetorecht in weltpolitischen Angelegenheiten verteidigen, die unterstellte Einkreisung der USA konterkarieren und den eigenen Gestaltungsanspruch in der russischen Nachbarschaft und darüber hinaus durchsetzen soll.18

			Mit Präsident Trump schien aus russischer Sicht zum ersten Mal ein amerikanischer Präsident den divergierenden Interessen und Zielen russischer Außenpolitik – wenngleich wohl unbewusst – Rechnung zu tragen. Sein neoisolationistischer Politikansatz bot dem russischen Gestaltungsanspruch Räume, die Russland beispielsweise im Nahen Osten zu nutzen wusste. Trumps America-first-Verständnis von internationaler Politik schien zudem einer transaktionistischen Logik zu folgen, die eher auf einen konkreten Vorteil für die USA abzielt und weniger an der Erhaltung ideologischer Bündnisse interessiert ist. Dies versprach, Demokratieförderung im postsowjetischen Raum und der Verteidigung einer liberalen, regelbasierten Ordnung geringeren Stellenwert einzuräumen. Damit wären zwei zentrale Störfaktoren des bilateralen Verhältnisses aus russischer Sicht ausgeräumt. Nachdem in Russland anfänglich somit eine gewisse Trump-Euphorie herrschte, blieben die russischen Hoffnungen auf eine Wende in den russisch-amerikanischen Beziehungen jedoch aus.

			Bruchlinien der russisch-amerikanischen Beziehungen

			Das angespannte Verhältnis der beiden Länder zieht sich heute wie ein roter Faden durch eine Reihe von internationalen Politikfeldern, von Demokratie und Menschenrechten über Handelspolitik bis hin zu Rüstungskon­trolle und internationaler Sicherheit. In Fragen von Menschenrechtsverletzungen und demokratischen Umbrüchen kollidieren amerikanische und russische Herangehensweisen in unterschiedlichen Weltregionen. Im UN-Sicherheitsrat blockiert Russland – oft gemeinsam mit China – amerikanische Resolutionen oder sorgt für deren Abschwächung. Von den USA für politische Unterdrückung und Verfolgung kritisierte Staatschefs wie Nicholas Maduro in Venezuela, Baschar al-Assad in Syrien oder Kim Jong-un in Nordkorea stützt Russland hingegen.19

			Der bilaterale Warenaustausch und gegenseitige Investitionen werden stark von der Sanktionspolitik und politischer Unsicherheit geprägt. Mit ihrer Politik versuchen die Vereinigten Staaten, insbesondere das russische Vorgehen in der Ukraine, Cyberangriffe wie die Einmischung in die US-Wahlen, den versuchten Giftmord des Ex-KGB-Agenten Sergei Skripal, oder Waffenproliferation zu sanktionieren.20 Russland hat entsprechende Gegenmaßnahmen eingeführt und beispielsweise US-Staatsanleihen im großen Stil abgestoßen. Wirtschaftliche Beziehungen spielen damit heute für beide Länder eine untergeordnete Rolle, sind aber für Russland etwas wichtiger als für die USA, insbesondere aufgrund der russischen Technologieabhängigkeit in einigen Sektoren.

			Die angespannten Beziehungen schlagen sich auch in verteidigungspolitischen Maßnahmen nieder. Der US-Kongress, das Verteidigungsministerium und andere Institutionen setzen ungeachtet der russlandfreundlichen Töne des Präsidenten auf eine Politik der Abschreckung durch militärische Präsenz und forcieren die Einhegung Russlands durch die Stärkung von NATO-Bündnispartnern und anderen Verbündeten. Dazu sind die Vereinigten Staaten im Rahmen der NATO Enhanced Forward Presence Führungsnation in Polen, amerikanische Truppen nehmen außerdem nach wie vor an sämtlichen NATO-Militärübungen in Osteuropa und russischen Nachbarstaaten sowie an Marinemanövern im Schwarzen Meer teil.21 Außerdem stellt Washington der Ukraine jährlich beachtliche Militärhilfen zur Verfügung. Am Beitritt von Montenegro zur Allianz und der Einladung an Nordmazedonien zu Beitrittsverhandlungen zeigt sich ebenso, dass die US-Regierung die NATO-Erweiterung trotz russischer Verhinderungsversuche fortsetzen will. 

			Mit dem amerikanischen Austritt aus dem INF-Vertrag über landgestützte Mittelstreckenraketen vom Januar 2019 und aus dem Vertrag über die Offenen Himmel im Mai 2020 zeigt sich auch, dass der Konflikt zwischen Russland und den USA sukzessive das bisher bestehende Rüstungskontrollregime aushöhlt. Der einseitige Austritt der USA aus dem INF-Vertrag, begründet mit einer russischen Vertragsverletzung durch die Entwicklung der Mittelstreckenrakete SSC-8, aber auch der fehlenden Einbindung Chinas in das Abkommen, drohte lange Zeit durch das Auslaufen des New-START-Vertrages über strategische Nuklearwaffen ergänzt zu werden. Zwar verlängerte Präsident Joe Biden den Vertrag kurz vor dessen Ende um fünf Jahre. Die Aussichten, die nukleare Rüstungskontrolle zwischen beiden Ländern – Garant für Transparenz und Versicherung gegen Eskalationsspiralen – wiederauszubauen, stehen aber weiterhin schlecht.22

			Ausblick

			Illusionen über eine mögliche amerikanisch-russische Partnerschaft sind heute in beiden Ländern gänzlich ausgeräumt. Stattdessen ist man sich einig, dass das bilaterale Verhältnis einen Tiefpunkt erreicht hat. Gleichzeitig wird in sicherheitspolitischen Kreisen in den USA die engere chinesisch-russische Zusammenarbeit immer stärker mit Sorge gesehen und teilweise auch als ungewollte Folge der Konfrontation zwischen dem Westen und Russland verstanden. Dass sich beide Systemkonkurrenten nach dem Motto »der Feind meines Feindes ist mein Freund« annähern, wird als ernst zu nehmendes Risiko für US-Interessen gewertet.23 China und Russland vertiefen heute bereits ihren Rohstoff- und Technologietransfer und führen einen gegenseitigen Austausch von Rüstungsgütern durch mit daraus folgenden Möglichkeiten zur wirtschaftlichen Stabilisierung und Modernisierung beider Streitkräfte.24 Eine sinorussische Achse zu unterbinden, wird daher in US-Strategiedokumenten vermehrt als außenpolitische Priorität benannt.

			Die Möglichkeiten, auf Russlands Wendung nach Osten zu reagieren und weniger konfrontative Beziehungen anzustreben, sind ­allerdings durch einen engen politischen Handlungsspielraum in Washington begrenzt. Die politische Unterstützung für eine Annäherung mit Russland bleibt in beiden politischen Lagern sehr gering. Auch der neue US-Präsident Joe Biden gilt als scharfer Kritiker der Politik Moskaus. In Abgrenzung zu seinen Vorgängern kündigte er an, keinen Reset mit Russland versuchen zu wollen. Das amerikanisch-russische Verhältnis wird voraussichtlich angespannt bleiben.
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			Gerlinde Groitl

			Die Beziehungen zu China: zwischen Interdependenz und Konflikt

			Der Volksrepublik China entwickelte sich aus amerikanischer Sicht seit dem Ende des Kalten Kriegs zu einem ernsthaften Rivalen. Während die Sowjetunion dereinst wirtschaftlich nicht konkurrenzfähig gewesen war, ist China ökonomisch erfolgreich und bei Zukunftsthemen wie Cyber- oder künstlicher Intelligenz besonders stark. Anders als zu Zeiten des Ost-West-Konflikts gibt es heute auch keine zwei getrennten Blöcke, sondern die USA und China sind eng miteinander und mit der Welt vernetzt.

			Der Blick in die Vergangenheit bietet also nur begrenzt Anhaltspunkte dafür, wie sich das chinesisch-amerikanische Verhältnis künftig gestalten könnte. Einst hatte man gehofft, dass die wirtschaftliche Verflechtung dauerhaft die Kooperation zwischen China und den USA sichern würde. Doch mittlerweile scheint kaum mehr als ein kalter Friede möglich, sogar eine militärische Eskalation ist nicht ausgeschlossen. 

			Tatsächlich hat sich das Verhältnis zwischen Washington und Peking zuletzt massiv verschlechtert. Die Konfrontation in der ­Handelspolitik und der Streit um Chinas territoriale Expansion im Südchinesischen Meer sind nur zwei Beispiele. Dazu kam im Jahr 2020 die Coronapandemie, in deren Verlauf sich der Ton dramatisch verschärft hat. US-Präsident Donald Trump befeuerte die Spannungen rhetorisch, war aber nicht ursächlich dafür. Stattdessen sind längerfristige Machtverschiebungen und Interessenunterschiede verantwortlich für die chinesisch-amerikanischen Dispute. Trumps Unfähigkeit, strategiegeleitet zu handeln und Partner zu mobilisieren, unterminierte indes die amerikanische Machtposition ebenso, wie Chinas realer Machtzuwachs und Revisionismus dies taten. Auch für seinen Nachfolger Joe Biden dürfte der Umgang mit China die außenpolitische Priorität bleiben.

			Chinas Abstieg, Amerikas Aufstieg und das strategische Dreieck des Kalten Kriegs

			Die chinesische Erfahrungswelt der vergangenen 200 Jahre unterscheidet sich fundamental von der amerikanischen. Nachdem das chinesische Kaiserreich lange als Hegemonialmacht Asien dominiert hatte, zerfielen im 19. Jahrhundert Chinas alte politische Ordnung und seine regionale Vormachtstellung. Mit dem ersten Opiumkrieg begann 1839 eine Periode der Schwäche, das sogenannte Jahrhundert der Demütigung, weil China technisch zurückgefallen war, ökonomisch an Gewicht verlor, sich politisch als reformunfähig erwies und das europäische und japanische Streben nach Marktzugang, Einflusszonen und kolonialen Besitzungen nicht abwehren konnte. Mit dem Ende der Kaiserherrschaft und der Gründung der Republik China 1911/12 waren Hoffnungen auf eine Modernisierung verbunden, die jedoch durch innenpolitische Kämpfe und die japanische Invasion ab 1937 konterkariert wurden. Nach der Kapitulation Japans am Ende des Zweiten Weltkriegs zehrte der Bürgerkrieg zwischen Kommunisten und der nationalchinesischen Kuomintang-Regierung das Land weiter aus.

			Während die vormalige asiatische Hegemonialmacht ihren Niedergang durchlebte, stiegen die USA zur globalen Supermacht auf. Das Potenzial dazu hätten sie schon im frühen 20. Jahrhundert besessen. Doch erst nach dem Zweiten Weltkrieg, der für die USA 1941 mit dem japanischen Angriff auf den Stützpunkt Pearl Harbor im Pazifik begann, übernahmen sie die Rolle einer Ordnungsmacht. Ihre politische, ökonomische und militärische Potenz nach dem Sieg über Nazideutschland und das japanische Kaiserreich sowie der Wille, der Sowjetunion im Kalten Krieg mit einer Politik der Eindämmung und des liberalen Internationalismus ent­gegenzutreten, begründeten das amerikanische Zeitalter. So wurden die Vereinigten Staaten nicht nur in Westeuropa, sondern auch in Asien zur zentralen Macht.

			Die Hoffnung auf eine gute Beziehung zu China zerschlug sich, als der Bürgerkrieg 1949 mit der Ausrufung der kommunistischen Volksrepublik China durch Mao Tse-tung und der Flucht der nationalchinesischen Kuomintang auf die Insel Taiwan endete. Washington erkannte die Regierung in Taipeh als die Vertretung Chinas an. In den nächsten 20 Jahren prägten die Spannungen des Kalten Kriegs, die sich unter anderem in Korea und Vietnam entluden, das Verhältnis zu Peking. Die revolutionäre Volks­republik war eine Herausforderung für die USA, doch auch für sich selbst: Maos »Großer Sprung nach vorn« zur Industrialisierung ab 1958 und die Kulturrevolution ab 1966 hatten verheerende Konsequenzen. 

			Pekings Konflikte mit Moskau sowie die Schwierigkeiten der USA in Vietnam eröffneten in den 1970er-Jahren den Raum für eine Zäsur: US-Präsident Richard Nixon und sein Sicherheitsberater Henry ­Kissinger suchten die Annäherung an die Volksrepublik zur Spaltung der kommunistischen Welt, während sich die chinesische Staatsführung aus dem Doppelkonflikt mit den USA und der Sowjetunion befreien wollte. 1972 trafen Nixon und Mao in Peking zusammen. Ab 1979 erkannte Washington die Volksrepublik als die alleinige Vertretung Chinas an (Einchina­politik) und brach die diplomatischen Beziehungen zu Taiwan ab, das schon 1971 seinen ständigen Sitz im UN-Sicherheitsrat an Peking verloren hatte. Amerikanische Unterstützung erhielt Taiwan aber weiterhin. Die Volksrepublik begann 1978 unter Deng Xiaoping wiederum eine Reform-und-Öffnungs-Politik, die den Grundstein legte für den wirtschaftlichen Aufschwung.

			Ökonomische Kooperation trotz Interessengegensätzen nach dem Kalten Krieg

			Mit dem Ende des Kalten Kriegs änderten sich die Rahmenbedingungen für das chinesisch-amerikanische Verhältnis. Während die kommunistische Führung in Peking keinesfalls das Schicksal der Sowjetunion erleiden wollte, verlor China aus westlicher Sicht an strategischer Bedeutung. Die brutale Niederschlagung der Demokratiebewegung auf dem Platz des Himmlischen Friedens in Peking 1989 (Tiananmen-Massaker) quittierten die USA mit Empörung und Sanktionen. Als China in der Taiwankrise 1995-96 seinen Alleinvertretungsanspruch mit militärischen Drohgebärden untermauerte, zogen die USA Marinekräfte zur Abschreckung zusammen. Auch die Menschenrechtslage blieb ein Streitpunkt.

			Dennoch rückten in den 1990er-Jahren die Chancen der ökonomischen Zusammenarbeit in den Vordergrund. Die Verhandlungen zu Chinas Aufnahme in die Welthandelsorganisation (WTO) waren die entscheidende Wegmarke. Kritiker sahen im Ausbau der Handelsbeziehungen eine wertfreie, von Wirtschaftsinteressen getriebene Chinapolitik. Doch die ­Administration von US-Präsident Bill Clinton setzte darauf, dass die ökonomische Einbindung Chinas eine innenpolitische Liberalisierung anstoßen würde. Ansonsten würde die machtpolitische Überlegenheit der USA weiter für Stabilität sorgen. 

			George W. Bush übernahm 2001 die Präsidentschaft mit der Überzeugung, dass die damalige »strategische Pause«, also die Phase ohne einen ebenbürtigen Gegner in der Weltpolitik, ein Verfallsdatum haben würde. Dabei rückte immer wieder die Volksrepublik in den Fokus. Einen ersten Konflikt gab es im April 2001, als China die Besatzung eines US-Aufklärungsflugzeuges nach dem Zusammenstoß mit einer chinesischen Maschine in Gewahrsam nahm. Die Terroranschläge vom 11. September 2001 verschoben jedoch die außenpolitische Kompassnadel. Das Augenmerk richtete sich nun auf den Kampf gegen den Terrorismus und die Kriege in Afghanistan ab 2001 und im Irak ab 2003. Im Umgang mit China verband die Bush-Administration derweil Einbindung (engagement) mit Eindämmung (containment). Währenddessen katapultierte Chinas WTO-Mitgliedschaft seit 2001 seine globale ökonomische Teilhabe und Wirtschaftskraft in neue Höhen. 2006 forderte der US-Diplomat Robert Zoellick die Volksrepublik auf, sich zur verantwortungsbewussten Stütze (responsible stakeholder) der internationalen Ordnung zu entwickeln, von der sie offenkundig profitierte.1 China müsse sich, so lautete die Erwartung, an westliche Normen anpassen und sich in etablierte Regelwerke ­einfügen.

			Chinas Aufstieg und die US-Schwerpunktverlagerung nach Asien ab 2011

			Im Rückblick ist die prägende Geschichte der Weltpolitik seit dem Ende des Kalten Kriegs nicht der Siegeszug des westlichen Liberalismus, sondern Chinas Aufstieg zur autoritär regierten Großmacht. Die chinesische Wirtschaftsleistung stieg von rund 361 Milliarden US-Dollar 1990 auf etwa 1,2 Billionen Dollar im Jahr 2000, auf sechs Billionen Dollar 2010 und auf über 14 Billionen US-Dollar 2019. China wuchs damit rapide zur zweitgrößten Volkswirtschaft der Welt hinter den USA heran.2 Ab 2011 traten chinesische (Staats-)Unternehmen verstärkt als Investoren in westlichen Industriestaaten in Erscheinung. Das hatte auch mit dem Ziel zu tun, das chinesische Wirtschaftssystem von der einfachen Produktion auf Innovation umzustellen. Mit der 2015 ins Leben gerufenen »Made in China 2025«-Initiative will die Volksrepublik Weltmarktführer in zehn Schlüsselindustrien werden, z. B. in IT und Kommunikationstechnologie, Robotik und im Schienenverkehr. Ein politischer Systemwechsel rückte hingegen in weite Ferne. Mit der Wirtschaftsmacht wuchsen Chinas militärische Stärke und seine Ambitionen. Die Militärausgaben stiegen von rund 21 Milliarden US-Dollar 1990 auf 43 Milliarden US-Dollar im Jahr 2000, 2010 waren es bereits etwa 143 Milliarden US-Dollar und 2019 sogar 266 Milliarden US-Dollar. Freilich gaben die USA 2019 mit etwa 718 Milliarden US-Dollar viel mehr aus als China – wie auch in den Jahren zuvor.3 

			Doch die chinesischen Zuwächse verändern die regionale Machtbalance in einem rasanten Tempo. Chinas Nachbarn rüsten aus Angst auf, können aber nicht aufschließen. Dies hebelt das Prinzip der Abschreckung aus. Peking investiert derweil auch jenseits des militärischen Bereichs gezielt in Fähigkeiten zur regionalen und globalen Machtprojektion. Zur Interessendurchsetzung nutzt China wirtschaftliche Anreize und Strafaktionen, investiert in politische Diskursmacht und verstärkt seine Präsenz in den Vereinten Nationen. 

			Obwohl China betonte, dass sein Aufstieg friedlicher Natur sei, stellt es unter anderem im Südchinesischen Meer den Status quo kompromisslos infrage. China beansprucht beinahe das gesamte Gebiet für sich, und zwar ohne völkerrechtliche Grundlage und gegen den Willen der anderen Anrainer. Das ist nicht neu, doch seit rund zehn Jahren vertritt es seine Interessen kompromisslos und mitunter gewaltsam. China verletzt die Souveränität seiner Nachbarn, beansprucht die Kontrolle über internationale Gewässer und internationalen Luftraum, baut und militarisiert künstliche Inseln und droht selbst der US-Marine. Ein Urteil aus Den Haag von 2016, das gegen China ausfiel, ignoriert die Volksrepublik. 

			Aus amerikanischer Sicht ergaben sich drei zentrale Interessengegensätze. Erstens hatte sich China weder zur Demokratie noch zur Marktwirtschaft, sondern zu einem autoritär regierten, staatskapitalistischen System entwickelt, das nicht fair spielte. So gab es gravierende Defizite beim Schutz geistigen Eigentums, Klagen über erzwungene Technologietransfers sowie wettbewerbsverzerrende Subventionen. Je stärker China mit seiner so gewonnenen Stärke Partner und Interessen der USA bedrohte, desto weniger erschienen die Wirtschaftsbeziehungen als stabilisierendes Element. Zweitens ersehnt China etwas, was die USA nicht zu geben bereit waren: die Vorherrschaft im asiatisch-pazifischen Raum. Aus Chinas Sicht verzerrt die US-Präsenz die natürliche Rangordnung in Asien. Peking wünscht sich, dass die Staaten Asiens ihre Angelegenheiten ohne Einmischung von außen regeln. China würde damit zur dominanten Macht, was seine Nachbarn fürchten und die USA nicht zulassen wollen. Schließlich gehört es zu ihrem Kerninteresse, strategisch vitale Regionen – wie das ökonomisch bedeutsame Asien – nicht unter die Kontrolle einer anderen, potenziell antagonistischen Macht geraten zu lassen. Drittens gefährdet die autoritäre, illiberale, staatskapitalistische Großmacht womöglich die gesamte Weltordnung amerikanischer Prägung, wenn sie politisch, ökonomisch, militärisch und gesellschaftlich zum Regelmacher in Asien und darüber hinaus avancieren würde.

			Die Administration von Barack Obama unternahm ab 2011 eine Schwerpunktverlagerung nach Asien (pivot to Asia/rebalancing). Obama selbst betrieb eine rege Gipfeldiplomatie in asiatischen Regionalforen. Das Abkommen über die Transpazifische Partnerschaft (TPP), das die USA mit elf ­anderen Staaten bis 2015 aushandelten, sollte die Regeln des liberalen Welthandels zementieren. Zudem sollten die US-Marine und die US-Luftwaffe ab 2020 60 Prozent ihrer Kapazitäten im asiatisch-pazifischen Raum vorhalten. Neben Ausbildungs-, Ertüchtigungs-, Rückversicherungsmaßnahmen und gemeinsamen Manövern mit asiatischen Staaten unternahmen die USA regelmäßig Marinemissionen zur Sicherung der freien Seewege. 

			Den erhofften Erfolg brachten die Initiativen nicht. Erstens wurde die Hinwendung nach Asien von anderen Krisen (zum Beispiel Russlands Annexion der Krim) und dem innenpolitischen Streit in Washington ausgebremst. Zweitens gelang es nur bedingt, Partner zu mobilisieren. Während die TPP in den USA unter Beschuss geriet, stockte die ab 2013 verhandelte Transatlantische Handels- und Investitionspartnerschaft TTIP wegen europäischer Vorbehalte. Chinas alternative Schaffung von Institutionen, etwa die 2015 gegründete Asian Infrastructure Investment Bank (AIIB), wurde wiederum trotz amerikanischer Boykottaufrufe selbst von engen Verbündeten unterstützt. Mit seinen Investitionszusagen und den Plänen für eine »neue Seidenstraße« gewann China weiter Einfluss. ­Drittens zeigte sich Peking unbeeindruckt von amerikanischen Forderungen. Präsident Xi Jinping versicherte Obama 2015, dass China keine staatliche Industriespionage betreiben und die künstlichen Inseln im Südchinesischen Meer nicht militarisieren würde. Es waren leere Versprechungen. 

			Konflikteskalation und Donald Trumps America-First-­Politik ab 2017

			Die Wahl von Donald Trump zum Präsidenten 2016 bot keinen klaren Kompass für die Chinapolitik. Einerseits stand eine Eskalation der bilateralen Konflikte im Raum. Immerhin hatte Trump mit chinakritischen Parolen Wahlkampf betrieben. Andererseits stellte seine America-first-Agenda den amerikanischen Führungs- und Ordnungsanspruch, Allianzen, Handelspartnerschaften, Institutionen und multilaterale Prozesse in­­frage. Ein solcher Rückzug wäre ein Geschenk an die chinesische Staatsführung. Tatsächlich war die Chinapolitik der Trump-­Administration widersprüchlich: Während der außen- und sicherheitspolitische Apparat sowie der Kongress die Bestrafung und Einhegung Chinas priorisierten, konterkarierte der Präsident mit seinem impulsgetriebenen Politikstil eine klare Strategie.

			In Washington diagnostiziert man heute einen Systemkonflikt mit China und stellt sich auf eine langfristige, umfassende Rivalität ein. Diese Einschätzung hat sich in den Nationalen Sicherheitsstrategien der vergangenen Jahre schrittweise entwickelt. Die Sicherheitsstrategie von 2010 sprach davon, »weiter eine positive, konstruktive und umfassende Beziehung zu China verfolgen« zu wollen und das aufsteigende China »zu ermutigen, Entscheidungen zu treffen, die zu Frieden, Sicherheit und Wohlstand beitragen«.4 Diese Anreizrhetorik wich bald einer Forderung. Die Sicherheitsstrategie von 2015 stellte fest, dass »die USA den Aufstieg eines stabilen, friedlichen und wohlhabenden China begrüßen«, doch aus einer Position der Stärke heraus »darauf bestehen [würden], dass China die internationalen Regeln und Normen einhält bei Themen, die von maritimer Sicherheit über Handel bis zu Menschenrechten reichen«.5 Das von der Trump-Administration 2017 vorgelegte Strategiedokument diagnostizierte das Scheitern der »Engagement«-Politik und einen »­geopolitischen Wettstreit zwischen freien und repressiven Weltordnungsvisionen« in ­Asien.6 China sei eine revisionistische Macht: »China und Russland wollen eine Welt gestalten, die unvereinbar ist mit US-Werten und Interessen. China will die USA aus der Region des Indopazifik verdrängen, den Geltungsbereich seines staatsgetriebenen ökonomischen Modells ausweiten und die Region zu seinen Gunsten neu ordnen.«7 Ökonomie und Sicherheit müssten fortan zusammen gedacht werden.

			Tatsächlich hat sich weniger die Analyse verändert, in welchen Punkten die Interessen kollidieren, als die Schlussfolgerung, wie darauf zu reagieren sei. Besonders deutlich zeigt sich das im wirtschaftlichen Bereich. Dass sich China Vorteile auf Kosten freier Marktwirtschaften sichert, frustriert den Westen schon lange. Zuvor hatten die USA versucht, dem durch Dialog, Anreize und multilaterale Initiativen beizukommen. Die Trump-Administration schwenkte auf Strafzölle und unilaterales Vorgehen um. Chinas ökonomische Praktiken bezeichnete der US-Handelsbeauftragte Robert Lighthizer 2018 als »existenzielle Bedrohung« für die weitere Wettbewerbsfähigkeit der US-Wirtschaft.8 Seine Fortschritte im Hochtechnologiebereich verschärften die Sorgen. Allerdings gefährdete das konkrete Vorgehen der USA das regelbasierte Handelssystem der WTO und isolierte sie international. 

			Auch Chinas Einflusssphärenpolitik wollen die USA nicht dulden. Die Trump-Administration formulierte dazu die Formel des »freien und offenen Indopazifik«. Keine Macht sollte den maritimen Raum von Indien bis zur US-Westküste als exklusive Einflusssphäre betrachten oder kontrollieren. Die Sicherheitsstrategie von 2017 verweist hier auf die Notwendigkeit internationaler Zusammenarbeit. Dass die USA verlässlich an der Seite ihrer Partner stünden, betonte insbesondere der 2018 ausgeschiedene Verteidigungsminister James Mattis unermüdlich. Von einem multinationalen Marinemanöver im Pazifik luden die USA 2018 China wegen dessen Verhalten im Südchinesischen Meer aus. Die Militärplanung des Pentagon orientiert sich seit 2018 an möglichen Konflikten mit starken Staaten wie China. Diplomatisch rücken die USA wiederum im sogenannten Quad-Format mit den Demokratien Indian, Japan und Australien enger zusammen.

			Trotz dieser vermeintlich systematischen Einhegungspolitik ist die Bilanz der Trump-Administration widersprüchlich. In der Handelspolitik besaß Trump eine populistische Vorliebe für Strafzölle, Protektionismus und Symbolpolitik. Gleich nach Amtsantritt kündigte er die TPP auf und erwies damit ausgerechnet China – nicht heimischen Industriearbeitern – einen Dienst. Unter seiner Ägide wurden ab 2018 sukzessive Strafzölle auf chinesische Importe verhängt, die die amerikanischen Landwirte und Verbraucher belasten. Dass ein Handelskrieg leicht zu gewinnen sei, keine Kosten verursache und Jobs kreiere, war schlicht falsch. Problematisch war auch Trumps Überzeugung, dass die Verringerung des bilateralen Güterhandelsdefizits der wichtigste Punkt sei. Der tatsächlichen Herausforderung durch Chinas staatskapitalistisches System wird das nicht gerecht. Da Trump auch Verbündete wie die EU als ökonomische Widersacher behandelte und die multilaterale, regelbasierte Handelsordnung attackierte, verspielte er Einfluss, während China mit gemeinsamen Gewinnen warb.

			Für sicherheitspolitische Dynamiken besaß Trump ohnehin wenig Verständnis. Er schien zu glauben, dass die USA durch Bündnisse geschwächt würden. Außerdem folgte Trump einer kurzfristigen Handlungslogik und zeigte regelmäßig seine Sympathien für autokratische Führer wie Xi Jinping oder Nordkoreas Diktator Kim Jong-un. Für einen »Wettstreit zwischen freien und repressiven Weltordnungsvisionen«, wie es die Nationale Sicherheitsstrategie von 2017 formulierte, war ein Präsident, der die Demokratie beschädigte, die freie Presse als »Volksfeind« verunglimpfte, (demokratische) Partner geringschätzte und rein transaktional agierte, ohnehin nicht geeignet.9

			Die Volksrepublik inszenierte sich dagegen in den vergangenen Jahren als vermeintlich verantwortungsbewusste Großmacht. China präsentierte sich der Welt rhetorisch als Stütze des freien Welthandels, als Verfechter des Multilateralismus und der internationalen Kooperation. Tatsächlich ­zeigen sich unter Xi Jinping der Machtanspruch der Kommunistischen Partei und der chinesische Großmachtanspruch unverhohlener als je zuvor. Bis zum hundertjährigen Bestehen der Volksrepublik China 2049 möchte das Land »den chinesischen Traum« wahrmachen und zu dem historisch abgeleiteten Status der dominanten Macht zurückkehren (national rejuvenation). Dazu müssen die Regeln der internationalen Ordnung an die Bedürfnisse des chinesischen politischen Systems angepasst werden. Die USA wollen das nicht zulassen, doch ihre innenpolitische Zerrissenheit und ihr Rückzug aus internationalen Institutionen unter Trump boten China Chancen zum Machtausbau.10

			Großmachtkonflikt im Brennglas: Corona, Wolfskrieger­diplomatie und US-Wahlen 2020

			Im Zuge der Coronapandemie zeigten sich 2020 die bekannten Bruchlinien und politischen Dynamiken wie unter einem Brennglas. Die USA gehörten zu den am stärksten betroffenen Ländern weltweit, wobei die politische Spaltung des Landes die Pandemiebekämpfung erschwerte. Nachdem Trump das Virus zunächst kleingeredet hatte, machte er später China für die Notlage verantwortlich (»Chinavirus«). Der Weltgesundheitsorganisation (WHO) warfen die USA vor, sich von China einspannen zu lassen. Die WHO hatte zunächst auf Angaben der chinesischen Regierung vertraut und deren Transparenz gelobt, obwohl es Vertuschungsversuche gegeben hatte. In der Folge erklärten die USA ihren Austritt aus der WHO. Anders als bei früheren Gesundheitskrisen übernahmen sie international keine Führungsrolle und boten damit ausgerechnet China Raum.

			China wiederum nutzt die Pandemie für eigene Muskelspiele. Peking propagiert die vermeintliche Überlegenheit des eigenen Systems und die vorgebliche Unfähigkeit westlicher Demokratien, insbesondere der Vereinigten Staaten. Kritik am eigenen Verhalten wehrt die Staatsführung vehement ab, während sie internationale Anerkennung einfordert. Dabei praktiziert sie eine brachiale (in Anlehnung an einen populären Actionfilm so bezeichnete) »Wolfskriegerdiplomatie«. So wurde Australien für die Forderung nach einer unabhängigen Untersuchung über den Ausbruch der Pandemie mit Handelssanktionen überzogen, die mitnichten altruistische Lieferung von in China produzierter Schutzausrüstung ins Ausland medial ausgeschlachtet. Obendrein verbreiteten chinesische Offizielle haltlose Gerüchte, das US-Militär sei für den Coronaausbruch verantwortlich. Auch die Impfstoffexportpolitik wies von Anfang an geopolitische Züge auf und würde womöglich (wie die Infrastrukturfinanzierung) instrumentalisierbare Abhängigkeiten schaffen. International erregte Pekings aggressive Propaganda Unmut.11

			Der amerikanisch-chinesische Großkonflikt sah derweil im Jahresverlauf eine Eskalation auf mehreren Ebenen. Die USA ordneten wegen Spionagevorwürfen die Schließung des chinesischen Konsulats in Houston an, China reagierte mit der Schließung eines US-Konsulats. China verschärfte seine militärischen Drohungen und seine Isolationspolitik gegenüber Taiwan, die USA rückten noch enger an den Inselstaat und entsandten mit Gesundheitsminister Alex Azar erstmals seit 1979 ein Kabinettsmitglied nach Taipeh. Während die USA den Druck auf die Europäer erhöhten, beim Ausbau des 5G-Mobilfunknetzes den chinesischen Hersteller Huawei aus Sicherheitsgründen auszuschließen, drohte China in dem Fall mit Konsequenzen. Da Peking trotz internationaler Kritik die Masseninternierung von Uiguren in der Provinz Xinjiang fortsetzt und Hongkongs vertraglich zugesicherte Freiheiten abbaut, verhängten die USA Sanktionen. Außenminister Mike Pompeo erklärte im Sommer 2020 die unter Nixon begonnene Öffnungs- und Annäherungspolitik endgültig für gescheitert und rief die freie Welt auf, sich der chinesischen Parteiendiktatur entgegenzustellen.12

			Mit einer Entspannung im chinesisch-amerikanischen Verhältnis ist auch nach der Wahl Joe Bidens zum 46. Präsidenten der USA nicht zu rechnen. Dass Pekings Regelbrüchen und revisionistischen Ambitionen Einhalt geboten werden muss, ist ein parteiübergreifender Konsens in Washington. Auch die Bevölkerung sieht laut Umfragen China zunehmend negativ. Tatsächlich hat auch in Europa ein Umdenken eingesetzt. Die EU betrachtet das Land mittlerweile ebenfalls als »systemischen Rivalen« und sein Wirtschaftssystem als Problem für die freie ­Marktwirtschaft. Die Biden-Präsidentschaft könnte hier neue Kooperationspotenziale er­­schließen. Dennoch dürfte der außenpolitische Handlungsspielraum der USA angesichts innenpolitischer, ökonomischer und gesellschaftlicher Krisen begrenzt sein, auch wenn sie, wie Biden es formulierte, hart mit China ins Gericht gehen müssten: »The United States does need to get tough with China.«13

			China und die USA: von der Machtverschiebung zum ­Machtübergang?

			Die großen Mächte jeder Epoche prägen die Spielregeln der internationalen Politik und schaffen eine Ordnung nach ihren Präferenzen. Kein Staat ist jedoch auf ewig in der Lage, mehr Macht und Einfluss als andere geltend zu machen. Die Weltpolitik ist damit nach realistischer Interpretation geprägt vom Aufstieg und Fall der (Groß-)Mächte. Einen solchen macht- und ordnungspolitischen Wettkampf erlebt die Welt heute zwischen den Vereinigten Staaten und der Volksrepublik China. Die treibenden Kräfte dafür sind die sich ändernden Kräfteverhältnisse und die konkurrierenden Interessen.

			Es ist nicht ausgemacht, ob die Rivalität eskaliert oder friedlich gemanagt werden kann. Ebenso wenig ist absehbar, ob auf das amerikanische Zeitalter der Weltpolitik tatsächlich ein chinesisches folgen wird, wie dieses aussehen würde und wie der Übergang verliefe. Schließlich besitzt das US-Ordnungsmodell von Demokratie, Marktwirtschaft, individueller Freiheit, Konstitutionalismus und Rechtsstaatlichkeit noch immer eine enorme Anziehungskraft. Auch der vermeintliche Niedergang der amerikanischen Supermacht ist schon oft beschworen worden, aber nie eingetreten.

			Für den weiteren Wettbewerb mit China wird es entscheidend sein, ob die USA ihre innenpolitische Spaltung überwinden, außenpolitisch konzentriert handeln und eine anschlussfähige Zukunftsvision formulieren, die sie auch künftig als Ordnungsmacht prädestiniert. Donald Trumps Credo America first war dafür nicht geeignet. Wie Joe Biden als ­Präsident die Weichen in der Chinapolitik stellt, dürfte die außenpolitisch wichtigste Frage seiner Amtszeit werden.
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			Mike Lukasch

			Die Beziehungen zu Israel

			Die Entscheidungen der Trump-Administration, die israelische Annexion der Golanhöhen anzuerkennen und den Siedlungsbau im Westjordanland nicht mehr grundsätzlich als Bruch internationalen Rechts einzustufen, machten die engen Beziehungen zwischen der amerikanischen und israelischen Regierung deutlich. Für Israel unter Ministerpräsident Benjamin Netanjahu bedeutete es, dass sich der wichtigste Verbündete vorbehaltlos hinter die Sicherheitspolitik des Landes gestellt hat. Präsident Trump nahm für sich in Anspruch, sich auch angesichts internationaler Kritik an der Politik Israels als der verlässlichste Freund des jüdischen Staates erwiesen zu haben. Netanjahu dankte es ihm mit der Benennung eines neuen ­Siedlungsprojekts auf den annektierten Golanhöhen nach dem US-Präsidenten.1

			Die Israel-Politik im Kalten Krieg

			Die amerikanisch-israelischen Beziehungen haben in der Vergangenheit auf mehreren Elementen beruht. In den Jahren des Kalten Krieges waren die Sicherung der nahöstlichen Öl- und Gasvorkommen sowie die Eindämmung des Einflusses der Sowjetunion ebenso wie die Unterstützung Israels als einer westlich orientierten Demokratie, die durch die zum Teil von Moskau unterstützten arabischen Staaten bedroht war, zentrale Positionen der amerikanischen Nahostpolitik.2 

			Neben möglichen Parallelen zur eigenen Siedlungsgeschichte und religiösen Argumenten für ein Interesse an Israel trug auch die Erinnerung an den Holocaust mit dem Ende des Zweiten Weltkrieges zur öffentlichen Unterstützung einer israelischen Staatsgründung 1948 bei. Auch wenn die Vereinigten Staaten bereits wenige Minuten nach der israelischen Unabhängigkeitserklärung diesen Staat anerkannten, war dieser Schritt innerhalb der Truman-Administration umstritten. Aus Sorge um die Beziehungen zu den arabischen Staaten belegten die USA auf Drängen des Außenministeriums alle Parteien im ersten Arabisch-Israelischen Krieg 1948/49 mit einem Waffenembargo. Neben Waffenlieferungen aus der Sowjetunion wurde in dieser Phase vor allem Frankreich zum wichtigsten militärischen Partner Israels. Diese enge Verbindung führte im Sueskrieg 1956 auch zum gemeinsamen Waffengang mit Großbritannien gegen Ägypten: Präsident Gamal Abdel Nasser hatte die Verstaatlichung des Sueskanals angeordnet und damit die bisherige Kontrolle Frankreichs und Großbritanniens beendet und den Kanalzugang von und nach Israel gesperrt. Die USA und die Sowjetunion stellten sich gegen diese militärische Eskalation und erzwangen die Einstellung der Kampfhandlungen. Im Ergebnis führte dies zu einem Verlust an Einfluss der ehemaligen Kolonialmächte Großbritannien und Frankreich in der Region sowie einer engeren Bindung Ägyptens an die Sowjetunion. Vor dem Hintergrund der Eisenhower-Doktrin, nach der die USA Staaten, die sich von kommunistischen Kräften bedroht sahen, militärische Beihilfe zu leisten bereit waren, sowie nach amerikanischen Interventionen zugunsten der antikommunistischen Regierungen in Jordanien und im Libanon 1958 gewann Israel als Partner an Bedeutung. 

			Wie im Vorfeld der Sueskrise 1956 sperrte Ägypten auch elf Jahre später die Meerenge von Tiran und damit die Nutzung dieses Seeweges für Schiffe von und nach Israel. Die zusätzliche militärische und rhetorische Eskalation von Ägypten, Syrien und Jordanien veranlasste Israel im Juni 1967 zu einem Angriff auf seine Nachbarstaaten. Das Ergebnis des umfänglichen militärischen Sieges und der damit einhergehenden Eroberung der Golanhöhen, des Sinai, des Gazastreifens und des Westjordanlandes veränderte die Stellung Israels in der Region und die geopolitischen Rahmenbedingungen nachhaltig. Dass Israel sich zudem gegen die von der Sowjetunion unterstützten Staaten durchsetzte, trug letztlich auch zu der bis heute bestehenden »besonderen Beziehung« (special relationship) zwischen den USA und Israel bei. Die militärische Dimension dieser Beziehung wurde spätestens nach dem ägyptisch-syrischen Angriff auf Israel im Oktober 1973 unter Beweis gestellt, als erst die kriegsentscheidenden massiven Waffenlieferungen der USA an Israel im Verlauf des Krieges eine Niederlage verhindern konnten und die USA auch in der arabischen Welt als enger Verbündeter Israels wahrgenommen wurden.

			Von Beginn seiner Amtszeit 1977 an versuchte Jimmy Carter sich diese Verbindung zunutze zu machen, um eine Regelung des israelisch-arabischen Konfliktes herbeizuführen. In den von ihm geführten Verhandlungen in Camp David kam auch zum ersten Mal die Frage nach den 1967 besetzten Gebieten, dem Gazastreifen und dem Westjordanland auf die Tagesordnung. Zwar spielten die Palästinenser im Rahmen des 1979 ausgehandelten Friedensvertrages zwischen Ägypten und Israel keine besondere Rolle, Carter warf die Thematik einer Regelung der palästinensischen Frage jedoch zum ersten Mal aktiv auf. Während die meisten arabischen Staaten diesen von den USA vermittelten ägyptisch-israelischen Friedensvertrag verurteilten, wurde dennoch klar, dass auch künftige Verhandlungen nur mithilfe Washingtons zu realisieren wären. Damit hatten sich die USA in eine exklusive Position gebracht und trotz regionaler Kritik und politischer Rückschläge zum wichtigsten extraregionalen Akteur entwickelt. 

			Schließlich setzte sich nach dem ägyptisch-israelischen Friedensvertrag zunehmend die Erkenntnis durch, dass der Kern des arabisch-israelischen Konfliktes in der Palästinafrage zu suchen sei. Auch aufgrund externer Einflüsse ergaben sich dadurch Veränderungen in den Verhandlungspositionen, die die Option der Gründung eines palästinensischen Staates in den umstrittenen Gebieten des Westjordanlandes und des Gazastreifens (Zweistaatenlösung) sowie die Anerkennung der Palästinensischen Befreiungsorganisation (PLO) als legitime Vertreterin der Palästinenser umfassten. Die amerikanischen Bemühungen zielten dementsprechend auch zunehmend auf eine Regelung dieses Kernkonfliktes ab.

			Alle US-Administrationen bekannten sich zu den drei Grundpfeilern der amerikanischen Nahostpolitik. Dies ließ jedoch Interpretationsspielraum, sodass es immer wieder zu unterschiedlichen Gewichtungen kam. Die Gründe dafür liegen in der Wesensart außenpolitischer Entscheidungen, die auch innerhalb der jeweiligen Administrationen durchaus umstritten waren. Das Außenministerium nimmt dabei bis heute meistens eine eher kritische Haltung gegenüber der »besonderen Beziehung« ein, während die meisten Entscheidungen des US-Kongresses eher pro­israelisch ausfallen. Der jeweilige US-Präsident musste also unabhängig von seinen eigenen Präferenzen innerhalb dieser unterschiedlichen Positionen und Interessen eine Nahostpolitik herausbilden, die den Ansprüchen der Akteure vor Ort entsprach und auch Rücksicht auf die eigene Wählerschaft nahm – zumal die Berichterstattung über den Nahen Osten und Israel häufig umfangreicher ausfällt als über andere Krisenregionen.

			Der Nahostkonflikt spielte zwar in den Präsidentschaftswahlkämpfen in den USA eine untergeordnete Rolle. Um jedoch zu vermeiden, dass dieses sensible Thema zu einer Belastung im eigenen Wahlkampf würde, haben sich alle Kandidaten stets zu Israel bekannt. Dies hatte wohl auch den Hintergrund, der Sowjetunion zu verdeutlichen, dass die Vereinigten Staaten unabhängig von ihrer Regierung zu Israel stehen und dass eine aggressive sowjetische Politik gegenüber Israel immer eine amerikanische Reaktion zur Folge hätte.

			In diesem Zusammenhang erfährt die sogenannte Israel-Lobby, die sich in der öffentlichen Diskussion um die amerikanische Nahostpolitik dem Vorwurf ausgesetzt sieht, eine schwer einzuschätzende Macht in Washington zu sein, besondere Aufmerksamkeit. Die Beschäftigung mit diesem Thema führt häufig zu verhärteten Debatten, die von wissenschaftlicher Analyse bis zu einem diffusen, manchmal von Antisemitismus, manchmal aber auch von anderen Interessen geleiteten populistischen Bild ­schwanken.

			Zwar vermögen es Gruppen wie die 1953 gegründete und bekannteste Lobbygruppe »Amerikanisch-israelischer Ausschuss für öffentliche Angelegenheiten« (AIPAC) durchaus, Druck auf Kongressabgeordnete oder sogar den US-Präsidenten selbst auszuüben. Jedoch gehören Aussagen, dass diese Gruppen die Richtlinien amerikanischer Nahostpolitik bestimmen, eher in den Bereich der Verschwörungstheorien, da sie die Einflussmöglichkeiten anderer Lobbygruppen wie z. B. der Rüstungslobby in der Regel außer Acht lassen.

			Die Israel-Politik von George H. W. Bush bis Barack Obama

			Mit dem Ende des Kalten Krieges, dem Sieg im Golfkrieg 1991 und der daraus entstandenen hegemonialen Stellung in der Weltpolitik sah sich Washington nunmehr in der Lage, einen neuen Anlauf zur Regelung des arabisch-israelischen Konfliktes zu unternehmen. Dabei gelang es der amerikanischen Regierung unter George H. W. Bush zwar, die entscheidenden Konfliktparteien inklusive der Sowjetunion an den Verhandlungstisch der Madrider Friedenskonferenz im Oktober 1991 zu bringen. Aber erst in den Geheimverhandlungen – ohne direkte Beteiligung der USA – wurde eine Einigung, die »Prinzipienerklärung über eine vorübergehende Selbstverwaltung«, zwischen den israelischen und palästinensischen Unterhändlern erzielt.

			Die Tatsache, dass das sogenannte Oslo-Abkommen am 13. September 1993 in Washington unter der Schirmherrschaft des neuen Präsidenten Bill Clinton feierlich unterzeichnet wurde, verdeutlichte die neue amerikanische Rolle innerhalb des nun begonnen Oslo-Prozesses. Beide Parteien waren zur Unterzeichnung nur bereit, wenn sich die Clinton-Adminis­tration einbinden lassen und den weiteren Prozess als Vermittler begleiten würde. Die Palästinenser erhofften sich dabei eine größere Unterstützung in den anstehenden Verhandlungen gegenüber dem in militärischen, wirtschaftlichen und politischen Aspekten überlegenen Israel, während Israel vor allem an den amerikanischen Sicherheitsgarantien interessiert war. Der Prozess, der auf der Grundlage des Prinzips »Land für Frieden« basierte und zunächst erfolgreich zu sein schien, geriet jedoch durch den massiven Widerstand radikaler Kräfte auf beiden Seiten ins Stocken. Die Ermordung des israelischen Ministerpräsidenten Rabin durch einen jüdischen Siedler, der fortgeführte israelische Siedlungsbau, die Zunahme von palästinensischen Terroranschlägen und entsprechenden militärischen Reaktionen Israels sowie die hohe Komplexität des Übergangsprozesses führten dazu, dass auch Clinton, der sich wie kein anderer Präsident vor ihm um eine Regelung des israelisch-palästinensischen Konfliktes bemühte, keinen Durchbruch erzielen konnte. Die sogenannten Clinton-Parameter, mit denen er am Ende seiner Amtszeit im Dezember 2000 die Parteien zu einem Vertragsschluss bringen wollte, brachten aber alle strittigen Themen auf den Verhandlungstisch: die Entwicklung realistischer Regelungen zu den Fragen des Status von Jerusalem und der Flüchtlingsrückführung sowie zur Lösung der territorialen und sicherheitsrelevanten Probleme.3 Dies bildete bis zur Präsidentschaft Trumps die Grundlage weiterer Initiativen.

			Mit den Terroranschlägen vom 11. September 2001 rückte der Nahe Osten ins Zentrum der Außenpolitik der Bush-Administration. Der israelisch-palästinensische Konflikt wurde dabei als zentral angesehen, trat aber erst 2003 nach den Waffengängen gegen Afghanistan und Irak mit der Präsentation eines »Friedensfahrplans« in den Fokus. Dieser Fahrplan sollte ein Ende der Gewaltspirale zwischen Israel und den Palästinensern ermöglichen und beide Seiten wieder an den Verhandlungstisch zurückbringen. Dies gelang jedoch angesichts der innenpolitischen Probleme vor Ort und vor allem der schwierigen militärischen Lage der USA in den weiterhin schwelenden Konflikten nicht.

			Zwar war die Bush-Administration während ihrer zweiten Amtszeit weiter um den Friedensprozess bemüht, konnte aber keine Fortschritte erzielen. Im Oktober 2007 reiste die amerikanische Außenministerin Condoleezza Rice zum achten Mal während ihrer Amtszeit in die Region und versuchte, für eine Nahostkonferenz zur Belebung des Friedensprozesses zu werben. Diese fand zwar im Dezember 2007 im amerikanischen Annapolis statt, brachte letztlich aber nicht das erwünschte Startsignal.

			Wie er in seinem Wahlkampf stets betonte, wollte Barack Obama in den Beziehungen zur muslimischen Welt nach den Terroranschlägen vom 11. September und den folgenden Kriegen in Afghanistan und dem Irak ein neues Kapitel aufschlagen. Dabei spielte der israelisch-palästinensische Konflikt aus Sicht von Obama eine zentrale Rolle. In seiner Kairo-Rede erwähnte er 2009 ausdrücklich die »legitime palästinensische Bestrebung«4 nach einem eigenen Staat und ging dabei auf Distanz zu Israel, was sich vor allem in der Kritik am israelischen Siedlungsbau im Westjordanland manifestierte.5

			Dass die USA dennoch im Februar 2011 ihr Veto gegen eine von den Palästinensern bei den Vereinten Nationen eingebrachte Resolution zur Verurteilung des Siedlungsbaus einlegten, erklärt sich sicherlich durch die »besondere Beziehung« zu Israel, verhärtete aber die Fronten innerhalb der Administration und auch das Verhältnis von Obama zum israelischen Ministerpräsidenten Benjamin Netanjahu. Vor dem Hintergrund der israelischen Sicherheitsinteressen interpretierte Netanjahu das Ausbleiben einer angedrohten militärischen Intervention der Vereinigten Staaten im Syrischen Bürgerkrieg als Zeichen fehlender Zuverlässigkeit und lehnte die Politik gegenüber Iran, mit dem die USA Verhandlungen über ein Atomabkommen ab November 2013 führten, ab. Dies schwächte die Einflussmöglichkeiten der Obama-Administration auf Israel derart, dass auch die erneuten Friedensbemühungen 2014 scheiterten. 

			Trotz dieses Scheiterns stärkte die Obama-Regierung 2016 die sicherheitspolitische Kooperation mit Israel durch die Zusage einer jährlichen Militärunterstützung in Höhe von 3,8 Mrd. US-Dollar für die nächsten zehn Jahre und einer Milliarde US-Dollar für den Ausbau des Verteidigungssystems »Iron Dome«. Dadurch bestand zu keiner Zeit ein Zweifel an den Sicherheitsgarantien für Israel, wohl aber bezüglich der Frage der Regelung des Konfliktes. Vor diesem Hintergrund ist das am Ende seiner Amtszeit ausbleibende amerikanische Veto gegen die UN-Resolution 2334 zu verstehen. Gemäß dieser Resolution besäße die Errichtung von Siedlungen in dem seit 1967 besetzten palästinensischen Gebiet einschließlich Ostjerusalems durch Israel keine rechtliche Gültigkeit und Israel habe alle Siedlungstätigkeiten in diesem Gebiet sofort vollständig einzustellen. Dieses Abstimmungsverhalten markierte aus israelischer Sicht den Tiefpunkt der Beziehungen und der neu gewählte Präsident Trump verkündete umgehend, dass diese Resolution für ihn keine Bedeutung habe.

			Die Israel-Politik unter Donald Trump

			Bereits im israelischen Wahlkampf 2015 hatte Trump Benjamin Netanjahu seine Sympathie bekundet und auch die Ernennung seines Schwiegersohnes Jared Kushner zum Sonderbeauftragten für den Nahen Osten wurde aufgrund dessen langjähriger Bekanntschaft mit Netanjahu als Zeichen einer engeren Bindung an Israel gewertet. Im eigenen Wahlkampf hatte Trump davon gesprochen, dass er einen »ultimativen Deal« präsentieren werde, der den israelisch-palästinensischen Konflikt beenden werde. Noch vor der Präsentation dieses Plans traf die Trump-Administration jedoch weitreichende Entscheidungen, die nicht nur den Positionen der internationalen Gemeinschaft, sondern auch denen der bisherigen Regierungen widersprachen. Die Verlegung der amerikanischen Botschaft nach Jerusalem, die Anerkennung der eigentlich syrischen Golanhöhen als israelisches Territorium und schließlich die – im Widerspruch zur UN-Resolution 2334 stehende – Erklärung, dass die israelischen Siedlungen in der Westbank nicht »per se« gegen internationales Recht verstießen, markierten eine deutliche Verschiebung der US-amerikanischen Politik zugunsten Israels. Zwar gab es an der vage gehaltenen Formulierung der Resolution 242 von 1967 bezüglich eines israelischen Rückzuges immer wieder auch zwischen dem State Department und dem US-Präsidenten unterschiedliche Interpretationen, diese Deutlichkeit war jedoch neu.

			Der im Januar 2020 von Trump präsentierte Nahostplan stieß international auf Kritik. Die in den Vordergrund gestellten wirtschaftlichen Anreize für die Palästinenser sollten diese von einem weitgehenden Verzicht auf die Umsetzung grundlegender Forderungen nach einem Rückkehrrecht für Flüchtlinge, auf den Anspruch auf Ostjerusalem als Hauptstadt eines Staates Palästina und auf ein zusammenhängendes Staatsgebiet überzeugen. Damit bricht der Plan auch mit den von Bill Clinton aufgestellten und von George W. Bush weiterentwickelten Parametern und lässt die beabsichtigte Wiederaufnahme der seit 2014 ersten direkten Friedensverhandlungen in weite Ferne rücken. Zum einen ist dies ein Bruch mit den bisherigen Parametern, die eine Zweistaatenlösung unrealistisch erscheinen lassen.6 Zum anderen tragen die Konfliktparteien selbst dazu bei: Die Spaltung der palästinensischen Führung, die zwischen der PLO und der Hamas verläuft, der hohe Grad an Korruption innerhalb der palästinensischen Gebiete und zugleich die in Israel zunehmende gesellschaft­liche Polarisierung, die nicht zuletzt durch stärker werdende nationalistische Tendenzen Regierungsbildungen in den vergangenen Jahren erschwerten, beeinflussen den Handlungsspielraum der US-Politik.

			Auch künftig dürfte Washington zu den Sicherheitsgarantien gegenüber Israel stehen und es ist kaum zu erwarten, dass zum Beispiel die Verlegung der US-Botschaft nach Jerusalem rückgängig gemacht werden wird. Die Meinungsverschiedenheiten vor allem zwischen Abgeordneten der Demokraten sowie liberalen amerikanischen Juden mit den rechtsnationalistischen Kräften innerhalb der israelischen Regierung nehmen jedoch merklich zu.7 Hinzu kommt, dass sich der Fokus amerikanischer Außenpolitik zunehmend auf China verlagert und parteiübergreifend der Wunsch besteht, das Engagement in dieser Region zurückzufahren.

			Die auf Grundlage des »Jahrhundertdeals« vorangetriebene Annexion der umstrittenen Gebiete im Westjordanland hat Israel vorerst gestoppt, um die überraschend aufgenommenen diplomatischen Beziehungen zu den Vereinigten Arabischen Emiraten und Bahrain nicht zu gefährden. Die durch amerikanische Unterstützung zustande gekommenen Abkommen haben dabei eine weit größere Bedeutung als der »Jahrhundertdeal«, da sie ­Ausdruck einer neuen regionalen Dynamik in Bezug auf Iran zu sein scheinen.

			So erklärt sich die mittlerweile erfolgte Freigabe von Waffenlieferungen an die Vereinigten Arabischen Emirate, die im Rahmen dieses Abkommens vereinbart, vom neuen US-Präsidenten Joe Biden aber zunächst zurückgehalten wurden. In der Zielsetzung knüpft der neue US-Präsident in vielen Punkten an die Obama-Administration an, was sich in Personal­entscheidungen ebenso wie an zentralen Positionen im israelisch-palästinensischen Konflikt widerspiegelt: an der angekündigten Wiederaufnahme der Zahlungen an die UNWRA zur Unterstützung der palästinensischen Bevölkerung in den kontrollierten Gebieten sowie der Wiederbelebung der Kontakte zur palästinensischen Autonomiebehörde, die nach dem Umzug der US-Botschaft nach Jerusalem abgebrochen wurden, und insbesondere an dem erneuerten Bekenntnis zur Zweistaatenlösung.

			Dennoch ist auch unter Biden ein Aufweichen der ­Sicherheitsgarantien gegenüber Israel nicht zu erwarten, sodass sich der amerikanische Einfluss auf Israel weiterhin über die Wirtschafts- und vor allem Militärhilfen ergeben wird. Ohne die Bereitschaft der Konfliktparteien vor Ort wird eine Regelung des israelisch-palästinensischen Konfliktes aufgrund der demografischen Entwicklungen sowie der weitgehend ausgeklammerten Frage nach der Verteilung der Wasserressourcen jedoch zunehmend unwahrscheinlich.
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			Iran als langjähriges Feindbild

			Kein Land ist von US-Administrationen so durchgängig und konsequent kritisiert und mit Sanktionen belegt worden wie der Iran. Damit setzt sich im Mittleren Osten ein Konflikt bis heute fort, der auf dem Höhepunkt des Kalten Krieges begonnen hat. Der ölreiche Iran war in den Jahren des Ost-West-Konflikts für die amerikanische und die sowjetische Seite von Interesse. Als das iranische Parlament 1951 Mohammad Mossadegh zum Premierminister wählte, sahen die USA und Großbritannien in ­Mossadeghs nationalistischer Politik – vor allem in der Verstaatlichung der Erdölproduktion – eine Bedrohung für ihre wirtschaftlichen und geostrategischen Interessen und initiierten nach zwei Jahren mithilfe ihrer Nachrichtendienste einen Putsch gegen Mossadegh. Der Schah verfolgte eine dem Westen genehme Politik, entfernte sich jedoch immer weiter von den politischen Vorstellungen der Bevölkerung. Im Zuge der Islamischen Revolution von 1979 musste der Schah ins Exil. Um seine Auslieferung in den Iran zu erzwingen, besetzten Studenten die US-Botschaft und nahmen 52 Diplomaten als Geiseln; dies trug entscheidend zu den fortdauernd schlechten Beziehungen zwischen den beiden Staaten bei. Erst zu Beginn der Ronald-Reagan-Administration wurden die Geiseln nach 444 Tagen freigelassen. In den ersten Jahren des Iranisch-Irakischen Krieges von 1980 bis 1988 unterstützten die USA beide Seiten. Der Irak wurde offen unterstützt, der Iran verdeckt, was erst durch die sogenannte Contraaffäre bekannt wurde.

			Obwohl es keinen Hinweis gab, dass der Iran an den Anschlägen vom 11. September 2001 beteiligt war, erklärte die Administration von George W. Bush im Januar 2002 drei Staaten – Iran, Irak und Nordkorea – zu einer »Achse des Bösen«. Als im März 2003 der Krieg gegen den Irak begann, erschien es, dass die USA diese »bösen« Regime der Reihe nach beseitigen wollten. Doch der Golfkrieg verlief nicht so reibungslos, als dass sich die USA sofort dem zweiten Land zuwenden konnten. Mehr noch, mit dem Angriff auf den Irak schalteten die USA mit Saddam Hussein das Regime aus, in dem der Iran eine Bedrohung gesehen hatte, nachdem bereits die Taliban im benachbarten Afghanistan 2001 von der Macht verdrängt worden waren. Ohne direkten Gegenspieler im Mittleren Osten konnte der Iran nach 2003 ungehinderter als jemals zuvor außenpolitisch aktiv werden.

			Zum Konfliktpunkt mit den Vereinigten Staaten entwickelte sich seit der Iranischen Revolution das Atomprogramm des Landes. Der Iran beharrte auf seinem Recht auf Urananreicherung und bestand darauf, ein ausschließlich ziviles Atomprogramm zu verfolgen. Die USA verdächtigten die Regierung in Teheran hingegen, ein geheimes Nuklearwaffenprogramm zu betreiben. Noch im Jahr 2007 stellten amerikanische Nachrichtendienste fest, dass der Iran kein militärisches Nuklearprogramm verfolge. Dies wurde zuletzt von der Internationalen Atomenergiebehörde (IAEO) im Jahr 2015 bestätigt. Präsident Barack Obama verschärfte dennoch im Jahr 2009 die Sanktionen gegen den Iran; die Republikaner im US-Kongress drängten sogar auf eine Militärintervention. Zwei Resolutionen des Repräsentantenhauses forderten 2012, die »vitalen Interessen der USA« im Iran auch mit Gewalt zu schützen. Im Senat fand eine ähnliche Resolution jedoch keine Mehrheit. Die USA und die EU verhängten dennoch zusätzliche Sanktionen; der Iran drohte seinerseits, die Straße von Hormus zu blockieren. Die USA erhöhten daraufhin ihre Militärpräsenz im Persischen Golf. Weitere Ereignisse verschärften die Situation. Iranische Nuklearwissenschaftler wurden ermordet und ein von den USA und Israel in die Nuklearanlagen des Iran eingeschleuster Computerschadstoffprogramm (»Stuxnet«) legte Teile der Nuklearanlagen des Iran lahm. Der israelische Premier Benjamin Netanjahu drängte bei seinem Besuch in Washington 2012 auf eine Militärintervention und sprach von einer 50-prozentigen Wahrscheinlichkeit, dass Israel den Iran angreifen würde.

			Im Unterschied zu den USA hat die Europäische Union den Dialog mit dem Iran nie vollständig abgebrochen, auch nachdem die USA den Prozess verlassen hatten. 2012 wurden Gespräche der EU-3+3 (Frankreich, Großbritannien, Deutschland und China, Russland, mit den USA als Beobachter) mit dem Iran wieder aufgenommen, die drei Jahre später zu einem Abkommen (jedoch keinem völkerrechtlichen Vertrag) führten, dem Joint Comprehensive Plan of Action (JCPOA), dem gemeinsamen umfassenden Aktionsplan. Der Plan sah vor, dass der Iran seine Vorräte an angereichertem Uran und die Zahl an Zentrifugen zur Urananreicherung drastisch reduziert und für den Zeitraum von 15 Jahren Uran nur bis zu 3,6 Prozent anreichern darf. Zudem würde der Iran Zugang zu seinen Atomanlagen für regelmäßige internationale Inspektionen gewähren. Die breakout time, also die Zeit zwischen einer Kündigung aller Abkommen durch den Iran und der Herstellung einer Atomwaffe, verlängerte sich auf über ein Jahr. Die Welt hätte damit genug Zeit, auf die Bedrohung Teherans diplomatisch, wirtschaftlich und militärisch zu reagieren. Der Iran würde zudem im Atomwaffensperrvertrag verbleiben, der zeitlich unbegrenzte Verifikationsmaßnahmen einschließt.

			Im Gegenzug erklärten die anderen Vertragsparteien, dass sie Sanktionen gegen den Iran lockern würden. Der Joint Comprehensive Plan of Action ist mit seinen 164 Seiten das wohl am besten ausgehandelte Rüstungskontrollabkommen in der Geschichte. Im Gegensatz zu Medienberichten hat das Abkommen kein Ablaufdatum, denn der Iran verpflichtet sich, niemals Nuklearwaffen zu erwerben oder herzustellen. Zudem ist das Abkommen völkerrechtlich verpflichtend, da es auf der Resolution 2231 des UN-Sicherheitsrates aus dem Jahr 2015 beruht. Die umfassenden Inspektionsvorkehrungen sind ebenfalls permanent. Einige technische Beschränkungen laufen nach zehn bis 30 Jahren aus, wie es bei jedem Rüstungs­kontrollabkommen der Fall ist. Der Iran hat sich bis ein Jahr, nachdem die USA das Abkommen verließen, peinlich genau an das Abkommen gehalten, was wiederholt von der Internationalen Atomenergiebehörde (IAEO) in Wien bestätigt wurde. Dann begann der Iran in kleinen Schritten die Beschränkungen des Abkommens zu überschreiten, was seiner Ansicht nach dem Abkommen nicht widersprechen würde, da andere Parteien das Abkommen bereits verletzt hatten. Der Iran hoffte, mit diesen Maßnahmen Druck auf die EU ausüben zu können, sich nicht an die Sanktionen der USA zu halten. Obwohl damit der Iran im Rahmen des Abkommens blieb, verlor er damit jedoch an Glaubwürdigkeit.

			Den Europäern wurde vonseiten der USA mit Sekundärsanktionen gedroht, falls sie das Abkommen (JCPOA) einhalten wollten, obwohl sie das Abkommen selbst mitverhandelt hatten und lange als Musterbeispiel für einen »effektiven Multilateralismus« betrachteten. Die europäischen Mitglieder des UN-Sicherheitsrates stimmten aber nicht für die Verlängerung der Frist des Waffenembargos, die im JCPOA vorgesehen war. Zudem unterstützten sie nicht die Wiedereinführung von UN-Sank­tionen (snap back sanctions), die das JCPOA dann ermöglicht, falls der Iran den Vertrag verletzt, doch da diese Klausel die US-Sanktionen betrafen, hatten sie darauf keinen Einfluss. Höchst widersprüchlich ist, dass Präsident Trump und Israels Premier Netanyahu dem Iran die Verletzung des JCPOA-Abkommens vorwarfen, nachdem sie es als »das schlechteste aller Zeiten« bezeichnet und die USA sich daraus zurückgezogen hatten.

			Die Kündigung des Nuklearabkommens (JCPOA)

			Am 8. Mai 2018 kündigte Trump an, dass die USA das Nuklearabkommen verlassen würden, weil es vermeintlich die iranische Aufrüstung befördere. Zu diesem Zeitpunkt hatte John Bolton das Amt des Nationalen Sicherheitsberaters inne. Bolton hatte drei Jahre zuvor in einem Artikel für die New York Times einen militärischen Angriff auf den Iran befürwortet, weil das Regime seiner Auffassung nach das Nuklearprogramm auf dem Verhandlungsweg nie aufgeben werde.1

			US-Außenminister Mike Pompeo stellte dem Iran im Mai 2018 zwölf Bedingungen für Verhandlungen über ein neues Abkommen. Unter anderem sollte Teheran die Urananreicherung völlig einstellen und alle Militäranlagen, nicht nur die nuklearen, für Inspektionen öffnen. Das Regime müsse sein »Verhalten« in der Region insgesamt ändern und jede Unterstützung der libanesischen Hisbollah, die in Syrien an der Seite Baschar al-Assads gegen Aufständische und den IS kämpfte, der Huthis im Jemen, die gegen die von Saudi-Arabien unterstützte Zentralregierung Krieg führen, und anderer Milizen sowie sein Nuklearprogramm völlig einstellen. Pompeos Bedingungen offenbaren letztlich das Ziel eines Regimewechsels. 

			Kriegsgefahr

			Die Regierung Trump verhängte eine Reihe von Sanktionen über den Iran, obwohl dieser das Abkommen im Gegensatz zu den USA nicht verletzt hat. Schrittweise verschärften die USA unter Trump ihre Haltung gegenüber dem Iran. Mit seiner Dämonisierung Teherans hat Trump ein Fundament gelegt, auf dem ein neuer Krieg entstehen könnte. Vor dem Hintergrund wiederholter Warnungen an den Iran ist Trump von Hardlinern wie seinem Sicherheitsberater John Bolton dafür kritisiert worden, dass sich die USA so passiv verhalten hätten. Nachdem westliche Handelsschiffe in der Straße von Hormus von vermutlich iranfreundlichen Milizen angegriffen worden waren, sprach Trump in einem Interview mit dem Nachrichtenmagazin Time von einem »kleineren« Angriff. Bolton fragte sich daraufhin, warum er überhaupt noch jeden Morgen zur Arbeit komme, wenn der Präsident seine Vorschläge für eine robustere Politik ignoriere,2 kurz darauf kam es zu seiner Entlassung.

			Diese Differenzen zwischen dem US-Präsidenten und John Bolton spitzten sich insbesondere zu, als Bolton Trump drängte, einen Krieg mit dem Iran zu beginnen und Trump immer wieder zögerte. Die beste Gelegenheit für Trump dafür wäre der Abschuss einer US-Aufklärungsdrohne durch den Iran gewesen. Bolton war schnell, den Präsidenten darüber zu informieren, dass der Abschuss über internationalem Luftraum erfolgt sei, obwohl das keinesfalls eindeutig festgestellt wurde. Bolton war schon enttäuscht, als nur drei Ziele an der Küste für eine militärische Reaktion ausgewählt wurden. Die Entscheidung des Präsidenten, den Militärschlag im letzten Moment ganz zurückzuziehen, bezeichnete Bolton dann als »bizarr« und »irrational« und Trumps Verhalten als »erratisch«. Trump begründet seine Entscheidung damit, dass es im Verhältnis zum Abschuss einer Drohne mit 150 geschätzten iranischen Opfern zu viele Tote gegeben hätte. Bolten versuchte, Trump noch umzustimmen, indem er diese Zahl als rein fiktiv darstellte. Tatsächlich dürfte Trump aber die Befürchtung gehegt haben, dass ihm ein Krieg vielleicht die Wahl kosten könnte. Boltons Besessenheit mit dem Iran macht deutlich, dass es ihm und auch Trump längst nicht mehr um das JCPOA, sondern um den Iran selbst ging.

			Die Tötung des Kommandeurs der Quds-Brigaden, General Qasem ­Soleimani im Januar 2020, des de facto Verteidigungsministers des Iran, durch eine US-Drohne im Irak auf Befehl von Präsident Trump hat das Kriegsrisiko weiter erhöht. Der Journalist Bob Woodward hat deutlich gemacht, dass Trumps Entscheidung zur Tötung von Soleimani in der politischen Führung der USA umstritten war.3 Der Iran reagierte mit einem Gegenschlag auf die US-Militäranlage im Irak, von der die Drohne gestartet war. Dank Vorwarnungen gab es keine Opfer. Amerikanische Opfer hätten für die USA vermutlich eine rote Linie verletzt, die sie zu einer militärischen Antwort auf iranischem Territorium veranlasst hätten.4 Die tragische Folge war der Abschuss eines zivilen Flugzeugs durch das iranische Raketenabwehrsystem mit 176 Toten.

			Zweifellos ist es Trump und seinen Vorgängern gelungen, mit Sanktionen die Wirtschaft des Iran empfindlich zu treffen. Trumps Politik des »maximalen Drucks« auf den Iran hat aber nicht zu dem erwünschten Erfolg geführt, dass er einem neuen Abkommen zustimmen würde. Mit der von Trump unterstützten Bündnispolitik Israels mit einigen arabischen Staaten sollte aber der Iran in der Region weiter isoliert werden.

			Ausblick auf die US-Präsidentschaft Joseph Bidens

			Präsident Joseph Biden hatte als Präsidentschaftskandidat der Demokraten angekündigt, zum JCPOA zurückzukehren, wenn sich auch der Iran wieder daran hielte. Die Verhandlungen wurden ohne weitere Bedingungen in Wien im April 2021 aufgenommen. In drei Körben wurden die Aufhebung von Sanktionen, die Rückkehr des Iran zu seinen Verpflichtungen unter dem JCPOA und die praktische Implementierung der Ergebnisse verhandelt.

			Das Thema des iranischen Raketenprogramms wird auch von der Biden-Präsidentschaft wieder aufgegriffen werden. Der Iran begründet sein Raketenprogramm mit der Befürchtung, dass er nochmals schutzlos von seinen Nachbarn angegriffen werden könnte wie während des Krieges mit dem Irak. Der Iran könnte sich aber zu regionalen Rüstungskontrollverhandlungen bereit erklären. Diese würden Anzahl und Reichweite der Raketen der Staaten der Region einbeziehen. Das betrifft auch die Raketen Saudi-Arabiens, die bereits eine größere Reichweite haben als diejenigen des Iran. Davon bliebe das JCPOA unberührt; es müsste nicht mit Zusätzen versehen werden. Im Iran gibt es aber bereits Zweifel, ob man mit den USA überhaupt verhandeln solle, da man sich nicht auf dessen Vertragstreue verlassen könne. In einer ersten Reaktion sprach der iranische Präsident Hassan Rouhani die Erwartung aus, dass der neu gewählte Präsident die Fehler der Trump-Regierung korrigieren und zu Völkerrecht und Verträgen zurückkehren würde.5

			Präsident Biden könnte aber einen großen Wurf wagen, der über das Nuklearabkommen hinausgeht.6 Er könnte diplomatische Beziehungen mit dem Iran aufnehmen, um das JCPOA zu sichern und langfristig neue Handelsbeziehungen zu knüpfen. Mit einem derartigen Schritt könnte Biden die Falle umgehen, die Trump unter anderem mit der Ermordung von General Soleimani errichtet hatte und Diplomatie unmöglich machte. Ebenso sollte mit den sogenannten Abraham Accords eine arabische Allianz mit Israel gegen den Iran aufgebaut werden. Um eine Isolation zu vermeiden, könnte der Iran selbst im Gegenzug Kooperation auf regionaler Ebene, aufbauend auf dem Arabischen Friedensplan von 2002, anbieten, der Israel in den Grenzen von 1967 anerkennt. Damit wäre eine Zwei­staatenlösung mit den Palästinensern im Gegensatz zu Trumps Friedensplan weiterhin möglich. 

			Schlussfolgerungen

			Nach der Iranischen Revolution von 1979 verschärften sich die Spannungen zwischen dem Iran und den USA. Die USA unterstützen den Irak im achtjährigen Krieg gegen den Iran. Präsident Obamas Engagement brachte in seiner zweiten Amtszeit Entspannung mit dem Abschluss des JCPOA 2015. Präsident Trump kündigte das Abkommen, was erneut zu erheblichen Spannungen führte. Präsident Trump hatte bezüglich des Iran keinen Erfolg vorzuweisen. Im Gegenteil erhöhte seine Konfrontationspolitik auf allen Ebenen die Spannungen in der Region zwischen Israel und dem Iran sowie Saudi-Arabien und dem Iran. Präsident Joseph Biden hat angekündigt, zum JCPOA zurückzukehren. Regionale Rüstungskontrollgespräche, die alle regionalen Mächte – und nicht nur den Iran – einbeziehen, wären eine Möglichkeit. Der Iran selbst drückte die Erwartung aus, dass der gewählte Präsident die Fehler der Trump-Regierung korrigieren und zu Völkerrecht und Verträgen zurückkehren würde.
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			Derrick Boykin

			Die Trump-Administration und Subsahara-Afrika

			Die Politik der Trump-Administration gegenüber Subsahara-Afrika (im Folgenden »Afrika«) ist geprägt von einer Schwerpunktverlagerung hin zu einem geschäftsfreundlichen Modell des US-Engagements auf dem Kontinent.

			Der neue Ansatz der Trump-Administration gegenüber Afrika beteuert, gegenseitig vorteilhafte Wirtschafts- und Handelsbeziehungen zwischen den Vereinigten Staaten und afrikanischen Nationen schaffen zu wollen. Es versteht sich, dass in diesem Konzept die Verfolgung von US-Interessen weiterhin Vorrang genießt. Eine solche Politik scheint den USA die einzigartige Chance zu bieten, in die Entwicklung Afrikas zu investieren und von ihr zu profitieren. Dies erscheint auf den ersten Blick als eine kluge Strategie, vor allem in Anbetracht der zu erwartenden hohen wirtschaftlichen Wachstumsraten in etlichen afrikanischen Ländern – namentlich Äthiopien, Benin, Dschibuti, Elfenbeinküste, Ghana, Ruanda und Senegal.

			Der seinerzeitige US-Sicherheitsberater John Bolton formulierte die Politik der Trump-Administration in einer Rede, die er im Dezember 2018 vor der konservativen Heritage Foundation in Washington hielt. Dabei nannte er drei Leitlinien, an denen sich das US-Engagement auf dem afrikanischen Kontinent orientiert: Die Förderung der wirtschafts-, sicherheits- und entwicklungspolitischen Ziele soll im Einklang mit den nationalen Interessen der USA stehen, radikaler Islamismus soll in Afrika bekämpft und es soll sichergestellt werden, dass US-Finanzmittel effektiv eingesetzt werden.

			Stellt Boltons Erklärung einen politischen Kurswechsel der Trump-Administration dar? Und wie passt diese Zielsetzung zur außenpolitischen Devise des America first, die Donald Trump ausgegeben hat, als er im Juni 2015 seine Präsidentschaftskandidatur verkündete?

			Vor dem Hintergrund dieser Fragen wird hier argumentiert, dass die Business-first-Politik gegenüber Afrika ungeachtet ihrer einnehmenden diplomatischen Rhetorik im Kontext der nationalistisch grundierten geopolitischen Hegemonialstrategie gesehen werden muss. Die Afrikapolitik der Trump-Administration ist ein nicht gerade subtiles Rebranding des Ziels, die wirtschaftliche und politische Einflusssphäre der US-Regierung auf dem afrikanischen Kontinent auszuweiten. Es geht darum, globale Rivalen – insbesondere China – zurückzudrängen und Terrorzellen wie den »Islamischen Staat« zu vernichten.

			Eine kurze Geschichte der US-Afrikapolitik

			Die Geschichte der amerikanischen Afrikapolitik ist getrübt durch das Erbe der Sklaverei, die Nutzung afrikanischer Nationen als bloße Erfüllungsgehilfen einer globalen Supermachtpolitik und eine manchmal erschreckende Indifferenz gegenüber offenkundigen Menschenrechtsverletzungen auf dem gesamten Kontinent. Die Ära des Kalten Krieges liefert eine Fülle historischer Beispiele, die belegen, dass die politischen und wirtschaftlichen Interessen der USA im Kampf gegen den Kommunismus im Zweifel immer vor humanitären Belangen rangierten. Eines dieser Beispiele ist die entschiedene Unterstützung der Vereinigten Staaten für das Apartheidregime in Südafrika. »Die Regierung in Pretoria«, so Alex Thomson, »präsentierte sich als Bollwerk gegen die Ausbreitung des Kommunismus. Südafrika lag an der wichtigen Handelsroute um das Kap der Guten Hoffnung, besaß seltene Bodenschätze und war Gastgeber zahlreicher transnationaler US-Unternehmen, für die sich der südafrikanische Markt als profitabel erwiesen hatte.«1 Wie erwähnt führten die wirtschaftlichen und geopolitischen Interessen der Vereinigten Staaten dazu, dass die vom südafrikanischen Regime begangenen Gräueltaten ignoriert wurden. Tatsächlich blieb ein solcher Politikansatz bis zum Zusammenbruch des Kommunismus die Norm. Mit der Clinton-Administration zeichnete sich dann jedoch eine eher unterstützende Strategie gegenüber Afrika ab. Ihre wichtigste Initiative war der Africa Growth and Opportunity Act (AGOA), der darauf abzielte, den US-Markt für afrikanische Produkte zu öffnen.

			Die beiden vorigen Administrationen unter George W. Bush bzw. Barack Obama orientierten ihre Afrikastrategie in erster Linie an einer entwicklungspolitischen Logik – was aber nicht heißt, dass solche Soft-Power-Strategien von der Verfolgung nationaler Interessen der USA losgelöst gewesen wären. Auch sie sollten letztlich den Status der USA als globaler Hegemon festigen. Präsident Bush erklärte im März 2002, seine Administration werde einen »neuen globalen Entwicklungspakt [ins Leben rufen], der durch Rechenschaftsplicht sowohl für reiche als auch für arme Nationen definiert ist«.2 Der Millennium Challenge Account (MCA) ist das legislative Instrument, mit dem dieses politische Ziel erreicht werden sollte. Bis heute hat die Millennium Challenge Corporation (MCC) Entwicklungsländern Zuschüsse von über 13 Milliarden US-Dollar zur Verfügung gestellt. Empfängerländer müssen eine gute Regierungsführung nachweisen, indem sie Maßnahmen zur Beseitigung von Korruption und zum Schutz der Menschenrechte ergreifen, nachhaltige Gesundheits- und Bildungssysteme aufbauen, in ihre Bürger investieren und ­wirtschaftliche Freiheit fördern, indem sie wiederum unternehmerische Initiativen und andere wirtschaftspolitische Maßnahmen unterstützen, die zur Reduzierung von Armut führen. Auch der President’s Emergency Plan for AIDS Relief (PEPFAR) ist ein bedeutendes Projekt der Bush-Administration, mit dem in Afrika direkte positive Wirkungen erzielt wurden. Seit 2003 sind im Rahmen von PEPFAR-Programmen mehrere Milliarden US-Dollar geflossen, mit denen wichtige antiretrovirale Therapien für Aidspatienten finanziert wurden. Darüber hinaus werden Präventionsprogramme gefördert, die die weltweit grassierende HIV-/Aidspandemie aufhalten sollen.

			In der Folge zeigte auch Präsident Obama Unterstützung für Entwicklungshilfeprojekte einschließlich PEPFAR und MCC. Allerdings sah der von Obama 2013 erneut autorisierte PEPFAR beim Programmhaushalt deutliche Kürzungen vor. Vor allem die MCC hat Präsident Obama unbestreitbar unterstützt; im Haushaltsentwurf für das Jahr 2017 forderte seine Administration eine deutliche Erhöhung der Mittel für diese Behörde. Darüber hinaus initiierte Präsident Obama eine Reihe eigener politischer Initiativen im Hinblick auf Afrika: Power Africa ist ein Programm mit dem erklärten Ziel, in Subsahara-Afrika den Anteil der Bevölkerung mit Zugang zu Elektrizität zu verdoppeln. Feed the Future ist ein weiteres wichtiges Projekt, das von der Obama-Administration begonnen wurde; sein wichtigstes Ziel besteht darin, die weltweite Agrarproduktion vor allem in Entwicklungsländern so zu steigern, dass die Nahrungsmittelversorgung sichergestellt ist. Schließlich ist die Young African Leadership Initiative (YALI) ein Programm, das Präsident Obama zur Inspiration und Unterstützung junger Führungskräfte auf dem afrikanischen Kontinent ins Leben gerufen hat.

			Ein Aspekt, in dem sich die Afrikapolitik Obamas von derjenigen Bushs unterscheidet, ist der erkennbare rhetorische Schwenk von Entwicklungshilfe hin zur Verbesserung der Handelsbeziehungen. Tatsächlich war die Handelspolitik ein wichtiger Ausgangspunkt für die Formulierung wesentlicher Aspekte der Afrikapolitik der Obama-Administration. Präsident Obama argumentierte: »Menschen sind nicht daran interessiert, bloße Förderer zu sein oder gefördert zu werden und Hilfe zu bekommen – sie sind daran interessiert, Kompetenzen aufzubauen.«3 

			Mit dem Ziel, durch Verbesserungen der Handelsbeziehungen wirtschaftliches Wachstum zum beiderseitigen Nutzen der USA und Afrikas zu fördern, verlängerte Obama im Juni 2015 den African Growth and Opportunity Act (AGOA). Dieses Gesetz gilt nach wie vor als »Katalysator für die sich vertiefende Partnerschaft zwischen Afrika und den Vereinigten Staaten, die Subsahara-Afrika und den Vereinigten Staaten konkrete wirtschaftliche Vorteile und wichtige wirtschaftliche Chancen bringt, indem sie regionale Integration und eine Optimierung der Lieferketten ermöglicht, afrikanischen Unternehmen hilft, ihre Wettbewerbsfähigkeit zu verbessern, und ein attraktives Umfeld für Investitionen des privaten Sektors fördert«.4

			Vor allem im Hinblick auf die Sicherheit in Afrika rief Präsident Bush im Jahr 2007 das US Africa Command (AFRICOM) ins Leben; diese räumlich ausgerichtete Kampfeinheit »ist verantwortlich für sämtliche Operationen, Militärübungen und Sicherheitskooperationen des Pentagon auf dem afrikanischen Kontinent, den vorgelagerten Inselstaaten und den Küstengewässern«.5 Unter dem Eindruck der Terroranschläge vom 11. September 2001 und dem folgenden weltweiten Kampf gegen den Terrorismus hat die Bush-Administration ein erhöhtes strategisches Interesse an Afrika erkennen lassen. Die Obama-Administration knüpfte daran an.

			Die drei wichtigsten Ziele der Afrikapolitik unter Trump

			Die Politik der Trump-Administration gegenüber Afrika hat in mancher Hinsicht einen ähnlichen Kurs eingeschlagen wie ihre Vorgänger. Diese Kontinuität ist zum Teil darauf zurückzuführen, dass Trump erst spät einen Unterabteilungsleiter als Chef des Bureau of African Affairs berief; erst am 23. Juli 2018 übernahm Tibor P. Nagy jr., ehemaliger US-Botschafter in Äthiopien und Guinea, die Leitung der Behörde. 

			Die 19-monatige Vakanz an der Spitze führte dazu, dass ein Großteil der unter der Obama-Administration betriebenen Afrikapolitik fortgesetzt wurde. Die Verzögerung bei der Besetzung des Postens hat unter anderem zu der Kritik geführt hat, Präsident Trump habe so gut wie kein Interesse an Afrika. Kritiker machen auch geltend, dass im Vergleich zu Vorgängerregierungen die Anzahl der Staatsbesuche von Außenminister Michael Pompeo oder seinem Vorgänger Rex Tillerson in afrikanischen Nationen eindeutig zurückgegangen ist.

			Darüber hinaus scheinen Präsident Trumps angebliche Äußerungen zum Thema Einwanderung, die von Abgeordneten nach einer vertraulichen Sitzung im Weißen Haus öffentlich gemacht wurden – danach hatte er Haiti und die afrikanischen Länder als »Drecklochländer« bezeichnet6 –, seine ausgeprägte Ignoranz gegenüber Afrika zu unterstreichen. Doch diese Faktoren – die zögerliche Berufung eines Unterabteilungsleiters, die geringe Zahl von Staatsbesuchen hochrangiger Diplomaten in afrikanischen Ländern und eine von Vorurteilen geprägte Grundhaltung des Präsidenten – sollten nicht als mangelndes Interesse der Trump-Administration an Afrika ausgelegt werden. Tatsächlich weisen diese Punkte auf die Art des Denkens gegenüber Afrika hin. Anders als die von der Obama- und Bush-Administration verfolgte Politik, die einen gewissen mitfühlenden Humanitarismus erkennen ließ, erscheint der neue Politikansatz der Trump-Administration als eine kalkulierte Hinwendung zu einem utilitaristischen Modell, das Afrika ausschließlich als Mittel zum Zweck betrachtet – als ein Werkzeug, das zur Förderung amerikanischer Geschäftsinteressen genutzt werden kann, während es gleichzeitig die globale Hegemonie der USA festigt. Öffentliche Erklärungen führender Beamter im Weißen Haus, von Präsident Trump selbst unterzeichnete Gesetze und die daraufhin von der Administration eingeleiteten Initiativen stützen diese Auffassung.

			Vor diesem Hintergrund umriss der damalige Nationale Sicherheitsberater John Bolton am 13. Dezember 2018 die neue Afrikastrategie der Trump-Administration. Um das erste Ziel zu erreichen, startete die Trump-Administration Prosper Africa als eine neue Initiative zur Steigerung von Handel und Investitionen zwischen den Vereinigten Staaten und Afrika, um nicht zuletzt Chinas Belt-and-Road-Initiative einzudämmen. Diese Initiative ist insofern innovativ, als sie eine koordinierte Anstrengung anführt, an der 15 wichtige Regierungsbehörden, darunter traditionelle Hilfsagenturen, beteiligt sind, um »amerikanischen und afrikanischen Unternehmen neue Kunden, Lieferanten und Investitionschancen zu vermitteln«.7

			Das zweite zentrale afrikapolitische Ziel der Trump-Administration ist die »Abwehr der Bedrohung durch radikalen islamischen Terrorismus und gewaltsame Konflikte«. Die Sahelzone und Ostafrika sind Brutstätten für gewalttätige islamistische Extremisten. Darüber hinaus ist die Sicherheit der Gewässer vor Afrikas Küsten bedroht; es gibt dort zahlreiche kriminelle Aktivitäten, etwa Angriffe auf Handelsschiffe durch Piraten. Zu erwarten ist, dass der beantragte Verteidigungshaushalt der Trump-Administration für 2021 in Höhe von 740 Milliarden US-Dollar die US-Terrorismusbekämpfung und andere strategische Sicherheitsmaßnahmen in Afrika weiter verstärken wird. Insbesondere in Bezug auf die Sahelzone hat Präsident Trump entschieden, die G5 Sahel Joint Force zu unterstützen – ein Militärbündnis von Burkina Faso, Tschad, Mali, Mauretanien und Niger, das von Frankreich, Deutschland und der Europäischen Union unterstützt wird – und sich damit gegen UN-Friedenstruppen zu stellen. Die Administration preist die G5-Allianz für die Sahelzone als ein robustes Sicherheitsmodell, das »zur Bekämpfung von Terrorismus, grenzüberschreitender organisierter Kriminalität und Menschenhandel in der Sahelzone« von entscheidender Bedeutung sei.8 Unterdessen änderte die Trump-Administration die Richtlinien für die Genehmigung von Drohnenschlägen gegen mutmaßliche Terrorverdächtige; bestimmte Einschränkungen, die von der Obama-Regierung eingeführt worden waren, wurden gelockert. Die Einwanderungspolitik Präsident Trumps in Form strenger Einreisebeschränkungen für Staatsangehörige des Tschad, Eritreas, Nigerias, Somalias, des Sudan und Tansanias wird von der Administration als Vorbeugemaßnahme dargestellt, die zur Abwehr terroristischer Aktivitäten unerlässlich sei.

			Die dritte wichtige afrikapolitische Kursänderung unter der Trump-Administration ist das Gebot eines effizienten und effektiven Einsatzes internationaler Hilfe, die die Interessen der USA fördert. Ohne Umschweife beschrieb Bolton die entscheidende Voraussetzung für potenzielle Empfänger: »Die gesamte US-Hilfe auf dem Kontinent wird US-Interessen dienen und den afrikanischen Nationen helfen, auf dem Weg zur Eigenständigkeit voranzukommen.«9 Die US-Hilfe wird hier nicht als vorrangig humanitär ausgewiesen, sondern ausdrücklich zugleich mit der Verfolgung von US-Interessen verknüpft. Humanitäre Ziele und US-Interessen, die Voraussetzungen für Entwicklungshilfe sind, sind sicherlich nicht gleichrangig; es liegt auf der Hand, dass aus Boltons Sicht die Förderung von US-Interessen eine höhere Priorität hat, als afrikanischen Nationen auf der Grundlage ihrer spezifischen Bedürfnisse zu helfen.

			Auch wenn der effiziente und effektive Einsatz von Hilfe die dreigleisige Afrikapolitik der Trump-Administration ergänzt, zeigt sich doch eine klare Schwerpunktverlagerung des Mitteleinsatzes zugunsten einer unternehmensorientierten Entwicklung. Dies wird in den massiven Kürzungen des Entwicklungshilfebudgets deutlich, die der Präsident dem Kongress zur Genehmigung vorgelegt hat. In einem vom National Public Radio veröffentlichten Artikel, in dem die Kürzungen im Haushaltsentwurf für das Finanzjahr 2021 beschrieben werden, heißt es, dass der Vorschlag des Präsidenten »unter anderem eine massive Kürzung der Entwicklungshilfe um 21 Prozent vorsieht. Haushaltschef Russell Vought sagte, das Weiße Haus wolle den Etat der US International Development Finance Corporation erhöhen und zugleich die Mittel für andere Arten von Entwicklungshilfe kürzen.«10 Gleichzeitig sollen die US-Mittel für multilaterale Institutionen innerhalb des Außenbudgets – zum Beispiel für die Weltgesundheitsorganisation, UNICEF und UN-Friedenssicherungsmissionen – erheblich gekürzt werden. Tatsächlich würden durch diese Abkehr von multilateraler Kooperation wichtige Ressourcen wieder auf bilaterale Programme konzentriert werden. Die Trump-Administration würde dadurch größeren Einfluss auf Empfängerländer gewinnen und sicherstellen, dass US-Interessen beachtet werden. Schließlich würden die von der Trump-Administration vorgeschlagenen Haushaltskürzungen, namentlich bei Global Health, die Mittel für das Office of the US Global AIDS Coordinator and Health Diplomacy (OGAC), das die PEPFAR-Aktivitäten koordiniert, reduzieren.

			Fazit

			Die Afrikapolitik der Trump-Administration zeigt eine entschiedene Abkehr von einem Entwicklungshilfemodell hin zu einem geschäftsfreundlichen Modell des US-Engagements auf dem Kontinent. Diese Abkehr ist jedoch fest in Präsident Trumps außenpolitischer Strategie ­America first verwurzelt. Bei Prosper Africa, der wohl wichtigsten afrika­politischen Initiative der Trump-Administration, geht es eher um Eindämmung Chinas und Stärkung der US-Hegemonie als um Förderung der Prosperität in Afrika. Das von früheren US-Regierungen gezeichnete Bild eines US-Engagements, das sich teilweise auf einen mitfühlenden Humanitarismus berief, ist von dieser Administration zerstört worden.
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			VII Die USA und Deutschland

		


		
			Jackson Janes

			Die USA und Deutschland

			Die Entwicklung der deutsch-amerikanischen Beziehungen ist eine der großen Erfolgsgeschichten in der internationalen Politik. 2019 markierten zwei Meilensteine diesen Prozess: der 70. Jahrestag der Gründung der Bundesrepublik Deutschland und der 30. Jahrestag des Falls der Berliner Mauer. Zu beiden Ereignissen leisteten die USA einen entscheidenden Beitrag. Die politische, militärische und wirtschaftliche Unterstützung der USA für das demokratische Experiment der Bundesrepublik führte zur Entstehung des freiesten Staates in der deutschen Geschichte. Und es ist allgemein bekannt, dass Präsident George H. W. Bush 1989/90 weit mehr Vertrauen in ein wiedervereinigtes Deutschland setzte als die politische Führung Frankreichs und Englands.

			Besonders bemerkenswert ist an dieser Entwicklung, dass die Gründung der Bundesrepublik und die deutsche Wiedervereinigung im Gefolge einer 30-jährigen Periode in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts stattfanden, in der Deutschland und die Vereinigten Staaten zweimal gegeneinander Krieg geführt hatten und in der Deutschland aufgrund der NS-Terrorherrschaft und -Diktatur verwüstet worden war. Dennoch sah die US-Politik ihre Aufgabe im Wiederaufbau Westdeutschlands, wie sich am Marshallplan, an der Gründung der NATO und der frühen Unterstützung des europäischen Integrationsprozesses zeigt. 

			Allerdings gab es auch in diesen Jahrzehnten der Kooperation Situationen, in denen die deutsch-amerikanische Partnerschaft auf die Probe gestellt und belastet wurde. Die ursprüngliche Reaktion der Regierung Kennedy auf den Bau der Berliner Mauer 1961 enttäuschte die Regierung in Bonn. Und in den 1980er-Jahren kam es aufgrund des deutschen Handels und der wirtschaftlichen Beziehungen mit der Sowjetunion zu Differenzen zwischen der Bundesrepublik und den USA.

			Nach der Wiedervereinigung 1990 ging man weiterhin von einem engen deutsch-amerikanischen Verhältnis aus. Doch im Verlauf der Einigung veränderte sich Deutschlands Rolle in den Augen vieler in Washington. In Anbetracht der Herausforderungen, die weit über ein vereintes Deutschland hinausgingen, etwa des Irakkriegs oder der Gewalt auf dem Balkan und des globalen Kriegs gegen den Terrorismus nach dem 11. September 2001, wuchs in den USA die Erwartung, dass Deutschland als nun großes und reiches Land mehr Verantwortung in der Welt übernehmen und seine Ressourcen entsprechend einsetzen würde. Und so waren die bilateralen Beziehungen zwischen Deutschland und den USA in der Zeit nach 1990 überwiegend von Konflikten geprägt. Diese Konflikte werfen Fragen nach den Annahmen auf, die den deutsch-amerikanischen Beziehungen zugrunde liegen, und nach dem größeren Rahmen der transatlantischen Beziehungen auf globaler Ebene. Die Globalisierung wirtschaftlicher Interessen und Verflechtungen, Massenmigration, wachsende wirtschaftliche Ungleichheit innerhalb der Gesellschaften als auch auf globaler Ebene, der Klimawandel, die Auswirkungen der Technologie und die allgemeine Bedrohung durch Terrorismus, all das sorgte in vielen Ländern dafür, dass die internationale wechselseitige Abhängigkeit zunahm, gleichzeitig aber auch die Anziehungskraft nationalistischer Ideen. Die Maßnahmen zur Eindämmung der COVID-19-Pandemie haben diesen Trend noch ­verstärkt.

			Nach der Wahl von Donald Trump entstanden neue Spannungen zwischen Berlin und Washington. Während die amerikanischen ­Präsidenten vergangener Jahrzehnte die vielen gemeinsamen Ziele mit Deutschland betonten, stellte die Regierung Trump die Annahme infrage, die USA seien wichtigster Garant für die Sicherheit und Zukunft Deutschlands und auch der NATO. Trump lehnte die Vorstellung einer geteilten Souveränität ebenso ab wie die vorrangige Bedeutung internationaler Institu­tionen und betrachtet das Rahmenwerk des globalen Handels als ungerecht für die USA. Das Weiße Haus unter Trump stellte die nationalen Interessen der USA in den Mittelpunkt der Außenpolitik. Seit seiner Amtseinführung im Januar 2017 ließ sich Trumps Botschaft mit dem Slogan America first zusammenfassen. Damit lag die Priorität eindeutig bei der nationalen Souveränität, interessengeleiteten Handelsbeziehungen und einer stärkeren Lastenteilung bei der Verteidigung. Auch die Vorteile von Allianzen wurden infrage gestellt; multilateralen Vereinbarungen begegnete man mit Misstrauen, während bilaterale Kooperationen stärker betont wurden. Trumps Aufkündigung multilateraler Verträge wie das Pariser Klimaabkommen, das Atomabkommen mit dem Iran und die Rüstungskontrollabkommen mit Russland, sein Ausstieg aus den Verhandlungen über die Transpazifische Partnerschaft (TPP) sowie seine Skepsis gegenüber der Weltbank und den Vereinten Nationen und anderen internationalen Organisationen machten deutlich, dass sich seine Administration darauf konzentrierte, all das zu beseitigen, was sie als Einschränkungen der amerikanischen Souveränität in verschiedenen Bereichen betrachtete.

			Trump präsentierte sich unter dem Jubel seiner Anhänger als Nationalist, was in Berlin mit entsetztem Erstaunen registriert wurde. Auch vorher hatten Präsidenten die nationalen Prioritäten der USA betont und verfolgt, doch Stil und Substanz von Trumps Präsidentschaft waren verworren und umstritten. Die Tatsache zu verstehen, dass Trump mit diesen Haltungen gewählt werden konnte, ist eine wichtige Grundlage für die Auseinandersetzung mit Fragen zur Zukunft der deutsch-amerikanischen Beziehungen.

			Die Deutschen gehen bei dieser Beziehung davon aus, dass die USA und Deutschland gemeinsame Werte und Ziele teilen, zu denen unter anderem auch die Abhängigkeit von einem amerikanischen Verteidigungsschild gehört, der in Form der NATO institutionalisiert ist. Die USA brauchten Deutschland als Dreh- und Angelpunkt ihrer Verteidigungspolitik in Europa, aber auch als Fürsprecher in der Europäischen Union, um die Partnerschaft zwischen EU und USA zu erhalten. Doch nun werden die Parameter dieser Arrangements und die Erwartungen an sie auf beiden Seiten des Atlantiks neu diskutiert.

			Trumps Präsidentschaft ist ein Symptom für die aktuelle Auseinandersetzung der Amerikaner darüber, wofür die USA stehen, welche Art der globalen Verantwortung erforderlich ist und was die USA von anderen Ländern benötigen, um dieser Verantwortung gerecht zu werden. Diese Auseinandersetzung setzt sich auch in der Präsidentschaft Joe Bidens fort. Inzwischen wird in Deutschland die eigene Rolle in einem sich ständig erweiternden globalen Rahmen diskutiert. Die beiden Länder nähern sich diesen Fragen von unterschiedlichen Ausgangspunkten an. Seit 1990 mussten sich die Annahmen und Erwartungen an den jeweils anderen sowohl den innenpolitischen als auch den globalen Veränderungen anpassen, die die politischen Agenden in Washington wie in Berlin bestimmen.

			Die Erfolgsgeschichte der deutsch-amerikanischen Beziehungen, bei der die gemeinsamen Errungenschaften gegenüber den gemeinsamen Fehlschlägen überwiegen, hat viel mit der Fähigkeit der Amerikaner und Deutschen zu tun, die wichtigsten Fragen ihrer Partnerschaft immer wieder klar und konkret zu beantworten: wie, wo, wann und warum man kooperieren soll.

			Die politische Ebene

			Im Mai 1989, sechs Monate vor dem Fall der Berliner Mauer, hielt Präsident George H. W. Bush eine Rede in Mainz, bei der er eine ­Formulierung verwendete, die weithin bekannt ist, in den USA und Deutschland jedoch unterschiedlich interpretiert wird: »Die USA und die Bundesrepublik waren immer enge Freunde und Verbündete, doch heute übernehmen wir noch eine zusätzliche gemeinsame Aufgabe: als Partner in einer Führungsrolle […] Natürlich ist diese Führungsrolle fest mit einem weiteren Element verbunden: Verantwortung.« Für die Amerikaner war die Vorstellung von einer Führungsrolle Deutschlands im Rahmen einer binationalen Partnerschaft mit den USA offensichtlich, für die Deutschen war sie jedoch nicht ganz so offenkundig. Aufgrund ihrer besonderen Stellung als Supermacht fiel den USA ein bilaterales Denken leichter als den Deutschen, die deutlich stärker in das multinationale Umfeld Europas und die Weltwirtschaft eingebunden und auch stärker davon abhängig waren. Die Entwicklung der Bundesrepublik nach dem Zweiten Weltkrieg führte über Europa, das sich im Verlauf von 40 Jahren zur Europäischen Union entwickelt hatte. Für die Bonner und später die Berliner Regierung sprach viel dafür, dieses Umfeld mit allen Mitteln zu stützen. Da man sich in der Bundesrepublik des Schattens der NS-Zeit stets bewusst war, unterstützte die Bonner Regierung von Anfang an den europäischen Integrationsprozess.

			Die Pflege der Beziehungen zu den westeuropäischen Nachbarn und auch zu den angrenzenden osteuropäischen Staaten entsprang – vor allem nach der Wiedervereinigung – einem tief empfundenen Bedürfnis, eine Isolierung innerhalb Europas zu vermeiden. Das war auch ein Grund, nicht allzu offensichtlich eine besondere Beziehung zu den USA anzustreben, obwohl das Verhältnis zu Amerika stets von großer Abhängigkeit geprägt war. Daran änderte sich auch nach der Wiedervereinigung nichts. Tatsächlich wurde die Einbindung Deutschlands angesichts der neuen Größe und Macht der Berliner Republik sogar noch wichtiger. Das zeigt sich etwa in der Initiative, die Deutschland zur Einführung des Euro ergriff. Das Engagement für die gemeinsame Währung sollte verdeutlichen, dass nicht nur ein vereintes Deutschland, sondern auch ein vereintes Europa große Priorität hatte, daher verzichtete Deutschland auf seine D-Mark, um nicht die europäische Finanzpolitik zu dominieren.

			Schon bald nach der Wiedervereinigung wurde die Idee der »Partner in einer Führungsrolle« auf die Probe gestellt. Während Deutschland die Wiedervereinigung feierte, bereiteten die USA nach dem Angriff Saddam Husseins auf Kuwait den Irakkrieg vor. Washington erwartete, dass Deutschland diesen Krieg unterstützte, wenn nicht mit Truppen, dann in einer anderen Form. Doch die Reaktion in Deutschland war zögerlich und ambivalent. Das hatte unter anderem mit der Zurückhaltung der deutschen Politiker gegenüber einem Engagement außerhalb des NATO-Gebiets zu tun, aber auch damit, dass man dem Einsatz militärischer Gewalt skeptisch gegenüberstand. Die deutsche Haltung stieß in Washington auf gemischte Reaktionen. Einige Politiker waren der Ansicht, nachdem die USA Deutschland bei der Wiedervereinigung unterstützt hatten, seien die Deutschen verpflichtet, sich den USA anzuschließen und sie im Krieg gegen den Irak zu unterstützen – ein erster Fall, in dem die Erwartungen und Reaktionen von Washington und Berlin nicht übereinstimmten.

			Weitere derartige Konflikte sollten folgen. Beim zweiten Krieg gegen den Irak kam es 2003 nach der Entscheidung Washingtons, im Irak einzumarschieren, und der Reaktion Berlins (und anderer europäischer Regierungen wie etwa der französischen), diese Entscheidung nicht mitzutragen, zur Konfrontation. Das Weiße Haus unter Präsident G. W. Bush warf Deutschland mangelnde Dankbarkeit in Anbetracht der amerikanischen Unterstützung bei der Wiedervereinigung vor. Doch Berlin stellte sich auf die Seite Frankreichs und Russlands und wandte sich gegen die Invasion. Dadurch verschlechterte sich das Verhältnis zwischen Washington und Berlin weiter, zudem griff die Missstimmung auch auf einen Teil der Kongressabgeordneten und der amerikanischen Öffentlichkeit über. Weitere Konflikte gab es ein Jahrzehnt später bei der Frage der Cybersicherheit in Zusammenhang mit den Enthüllungen Edward Snowdens und der amerikanischen Überwachung Deutschlands einschließlich des Telefons der Kanzlerin. Einen zusätzlichen Konfliktanlass gab die Militärintervention in Libyen, als Deutschland sich bei der Resolution des UN-Sicherheitsrates enthielt und es daraufhin zu einer demonstrativen Abkühlung zwischen den Bündnispartnern kam. In jüngerer Zeit kam es zu Differenzen über die Energiepolitik, namentlich über die Nord-Stream-Pipeline zwischen Deutschland und Russland. 

			Während Deutschland allmählich mit seiner internationalen Rolle und Verantwortung zurechtkam, stellten die USA das Ausmaß ihrer eigenen globalen Verpflichtungen infrage und verlangten eine stärkere Beteiligung ihrer Verbündeten. Der zunehmende Wohlstand und Einfluss Deutschlands in Europa wurden von den USA als Verpflichtung betrachtet, sich stärker zu engagieren, mehr Verantwortung und eine größere Führungsrolle zu übernehmen. Da diese Forderungen jedoch als Beweis für Deutschlands Loyalität gegenüber den USA formuliert wurden, entstand eine deutsch-amerikanische Debatte darüber, ob Deutschland den amerikanischen Forderungen nachkommen oder seine eigenen Interessen verfolgen solle. Die Ursachen für diese Debatte sind hauptsächlich in der Innenpolitik der beiden Länder zu suchen.

			Eine der Schwierigkeiten, die es schon länger in den deutsch-amerikanischen Beziehungen gibt, besteht darin, dass die Amerikaner Mühe haben, die Koalitionspolitik in Berlin zu verstehen, während es den Deutschen schwerfällt, die Dynamik der Entscheidungsfindung und der Politikgestaltung zwischen Weißem Haus und Kongress nachzuvollziehen. Doch es gibt auch gravierende Unterschiede in der öffentlichen Meinung, wenn es um den Einsatz und die Notwendigkeit militärischer Operationen geht. Sie beruhen auf unterschiedlichen Erfahrungen im 20. Jahrhundert.

			Inmitten dieser Herausforderungen sollten die gemeinsamen Interessen Deutschlands und der USA nicht nur von den Regierungen bestimmt, sondern auch der amerikanischen und deutschen Öffentlichkeit vermittelt werden: Das Wie, Wann, Wo und Warum ist ein entscheidender Maßstab für die Stabilität der Beziehungen. Eine nachhaltige Außenpolitik benötigt die Unterstützung der Bevölkerung und die Unterstützung für die deutsch-amerikanischen Beziehungen sollte auf keiner Seite des Atlantiks für selbstverständlich gehalten werden.

			Die Parameter des deutsch-amerikanischen Verhältnisses sind heute tatsächlich umfangreicher als in früheren Jahrzehnten, weil beide Länder viel stärker in ein globales Netzwerk der Interessen, Bedrohungen und Möglichkeiten eingebunden sind. Das Management der Prioritäten wird dadurch zwar schwieriger, aber es wächst auch die Notwendigkeit, Gemeinsamkeiten zu finden. Die Bedeutung der beiden Länder füreinander ist nicht geringer geworden, aber die Art und Weise, wie sie wahrgenommen und operationalisiert wird, verändert sich in Reaktion auf die Entwicklungen im globalen Umfeld sowie innerhalb des innenpolitischen Diskurses in beiden Ländern. Die politischen Führungen wie die Bürger in Deutschland und in den USA stehen vor großen Herausforderungen. Während die Erwartungen der USA dahin gehen, alle Maßnahmen auf globaler Ebene zu koordinieren, ist Deutschland es gewohnt, seine Möglichkeiten durch ein europäisches Prisma zu betrachten, sei es im Verteidigungs- oder Handelsbereich oder innerhalb eines Netzwerks internationaler Foren. Die Gefahr für die deutsch-amerikanischen Beziehungen besteht darin, dass eine wachsende Kluft darüber entsteht, in welcher Rolle sich die beiden Länder in der nahen Zukunft sehen.

			Die wirtschaftliche Ebene

			Deutschland und die USA verbindet ein breites und tiefreichendes Spek­trum wirtschaftlicher Interessen, das Potenzial für Kooperation, aber auch für Konflikte birgt. Während die USA, gemessen am nominalen Bruttoinlandsprodukt (BIP), nach wie vor die größte Volkswirtschaft der Welt sind, gewinnt China rasch an Boden und hat die USA vielleicht schon überholt. Deutschland steht beim BIP hinter Japan an vierter Stelle. Diese Position wurde im Lauf der vergangenen sieben Jahrzehnte mit Unterstützung der USA nach der Katastrophe des Zweiten Weltkriegs erreicht. Die Erholung der westdeutschen Wirtschaft basierte auf der harten Arbeit der Deutschen und einer klugen Wirtschaftspolitik. Die Produktivität der deutschen Wirtschaft wurde von Programmen wie dem Marshallplan entfacht und wuchs in den folgenden Jahrzehnten exponentiell. Die Produktivität stieg ebenso wie die zunehmend starke Exportkapazität, die über 40 Prozent der deutschen Wirtschaftskraft ausmacht. Mit der wachsenden Wirtschaftskraft wurde die Bundesrepublik in internationale Organisationen wie die Weltbank und den Internationalen Währungsfonds unter Führung der USA eingebunden mit dem Ziel, die Grundlagen einer internationalen liberalen Ordnung zur Aufrechterhaltung eines freien und offenen Welthandelssystems zu gewährleisten. Sowohl Deutschland als auch die USA haben ein gemeinsames Interesse an diesem System.

			Dabei kollidierten gelegentlich die wirtschaftspolitischen Interessen Deutschlands mit denen der USA, etwa wenn es um Währungspolitik und Devisenkurse, Handelsabkommen oder protektionistische Maßnahmen ging. Der Wohlstand Deutschlands und sein Wirtschaftswachstum sind stark von Exporten und ausländischen Märkten abhängig, sie machen fast die Hälfte des deutschen BIP aus, weit mehr als in den USA. Viele Jahre lang waren die USA Deutschlands wichtigster Handelspartner, doch seit einigen Jahren hat China die USA überholt. Und auch die USA sind heute in ihren Handelsbeziehungen stark auf China angewiesen.

			Die USA sind noch der größte Absatzmarkt für deutsche Produkte. Die vielschichtigen Verbindungen zwischen Deutschland und den USA zeigen sich auch darin, dass deutsche und amerikanische Unternehmen in die Wirtschaft des jeweils anderen Landes investiert haben. Doch die globalen wirtschaftlichen Verflechtungen haben sich seit 1990 erheblich verändert; sowohl Deutschland als auch die USA engagieren sich stark im asiatisch-pazifischen Raum, vor allem in China, aber auch zunehmend in Indien. 

			Das Umfeld der wirtschaftlichen Beziehungen zwischen Deutschland und den USA ist derzeit durchaus turbulent. Die Regierung Trump sah die transatlantischen Handelsbeziehungen äußerst kritisch und warf der EU und insbesondere Deutschland unter Verweis auf einen asymmetrischen Handel eine einseitige Handelspolitik vor. Die USA haben deshalb Zölle auf Stahl und Aluminium verhängt, die vor allem die deutsche Automobilindustrie als Schlüsselindustrie der deutschen Wirtschaft treffen. Präsident Trump hatte die europäischen Verbündeten im Zusammenhang mit diesen Spannungen auch schon als »Feinde« bezeichnet und konzentriert sich mit seinen Äußerungen vor allem auf die deutschen Exportüberschüsse. Während der Präsidentschaft Donald Trumps verschärfte sich der Handelskrieg mit China. In beiden Fällen basiert die Kritik auf den von Washington wahrgenommenen Ungleichheiten. Die Konflikte wurden jedoch nicht von Trump erfunden. Auch frühere US-Regierungen beschwerten sich über die wachsenden Handelsüberschüsse von Deutschland und China. Als Trump 2016 zum Präsidenten gewählt wurde, hatte vor allem die amerikanische Mittelschicht die Auswirkungen der weltweiten Rezession 2008/2009 schmerzlich zu spüren bekommen. Dies war auch ein Grund für die populistische Gegenreaktion, durch die Trump ins Weiße Haus kam. Entsprechend aggressiv trat Washington in Hinblick auf den Handel mit Europa und Asien auf. Die vorhandenen Probleme zu lösen, ist ein wichtiger Punkt auf der Agenda der Biden-Administration und wird die deutsch-amerikanischen Beziehungen weiter herausfordern.

			Deutschland und die USA haben ein großes Interesse an der Bewahrung eines offenen globalen Wirtschaftssystems, das Handelskriege verhindern soll. Doch die heutigen Wirtschaftsinteressen unterscheiden sich von einer Zeit, in der die US-Wirtschaft die dominierende Kraft war. Streitigkeiten über die Rolle und den Einfluss von US-Unternehmen in Deutschland und innerhalb der EU, sei es in Bezug auf Finanzen, soziale Medien oder im digitalen Bereich, spiegeln die sich verändernde Wahrnehmung nationaler Interessen und der Möglichkeiten zur Regulierung der Rahmenbedingungen wider, unter denen diese Unternehmen operieren. Die Auseinandersetzungen um den Einfluss digitaler Unternehmen wie Google oder Facebook sind dafür ein Beispiel. Gleichzeitig muss die Zukunft des Handels, des Internets und des globalen Raumes durch gemeinsame Regeln gestaltet werden und diese Regelung kann nur erreicht werden, wenn man auf beiden Seiten des Atlantiks an einem Strang zieht. Das gilt vor allem für den Umgang mit den Herausforderungen, die China für die Gestaltung des internationalen Wirtschaftsgefüges darstellt, wenn es seinen globalen Einfluss durch die »neue Seidenstraße« erweitert.

			Die effektivste Methode zur Bewältigung dieser Herausforderungen könnte in einer genauen Analyse des wirtschaftlichen Geflechts bestehen, das beide Seiten des Atlantiks verbindet, und in dem Versuch, es noch enger zu knüpfen, etwa mit einem neuen Anlauf beim Transatlantischen Freihandelsabkommen. Auch wenn die Versuche zunächst gescheitert sind, steht nach wie vor viel auf dem Spiel. Der Austausch von Waren und Dienstleistungen zwischen Europa und den USA ist der größte bilaterale Handelsstrom der Welt. Es ist durchaus einen weiteren Versuch wert, diese Beziehung in Hinblick auf die Asymmetrien im Bereich Agrar­wirtschaft, Cybersicherheit oder Verbraucherschutz für alle zufriedenstellend zu gestalten, auch wenn die Herausforderungen groß sind. Allerdings muss der politische Wille dafür vorhanden sein. Die Biden-Administration hat ihre Gespräche mit Deutschland und der EU weniger konfrontativ begonnen, doch die Herausforderungen, einen Konsens zu finden, bleiben bestehen. Deutschland kommt wie immer eine zentrale Rolle innerhalb der EU zu. Inwieweit die Wege Washingtons und Berlins auseinandergehen oder sich decken, wird nicht nur den Dialog über die transatlantischen Wirtschaftsbeziehungen bestimmen, sondern auch – wie stets – den globalen Rahmen der internationalen Beziehungen.

			Die militärische Ebene

			In den vergangenen 70 Jahren bildete der atomare Schutzschild der USA einen der Eckpfeiler der transatlantischen Beziehungen. Gleichzeitig ist er das Rückgrat der deutschen Verteidigungsstrategie. Als fester Bestandteil des Nordatlantikpaktes unterstreicht er die Verpflichtung der USA gegenüber allen Mitgliedsstaaten, für deren Sicherheit zu sorgen. Ursprünglich als Reaktion auf die Bedrohung durch die Sowjetunion gegründet, fungiert die NATO heute als Bollwerk gegen eine potenzielle russische Aggression sowie gegen Bedrohungen von anderer Seite wie etwa im Ge­­folge der Anschläge vom 11. September. Unter den NATO-Mitgliedern gibt es schon lange Diskussionen über die Lastenteilung, tatsächlich wird diese Debatte praktisch seit der Gründung geführt. 30 Jahre nach dem Fall der Berliner Mauer halten die Diskussionen an, denn die Anforderungen an die Verteidigung verändern sich und neue Gefahren benötigen neue Instrumente und Kapazitäten.

			Der deutsch-amerikanische Dialog hat in Fragen der Verteidigung eine besondere Dimension. Das liegt unter anderem daran, dass die Front im Kalten Krieg mitten durch das geteilte Deutschland verlief, weshalb die militärische und diplomatische Präsenz der USA in der Bundesrepublik besonders stark und anhaltend war. Deutschland fungierte mit seiner im Lauf der Jahrzehnte aufgebauten militärischen Infrastruktur zudem als Operationsbasis für das militärische Engagement der USA in anderen Ländern und Regionen weltweit. Diese strategische und taktische Bedeutung bleibt bestehen und wird von der Biden-Administration verstärkt ­fortgesetzt.

			Der westdeutschen Öffentlichkeit war bewusst, dass sie auf die militärische Präsenz der USA angewiesen war, die ihre Sicherheit im Kalten Krieg garantierte und die eigenen Truppen bei der Verteidigung des Landes unterstützte. Dies verhinderte nicht, dass es zu Konflikten über die strategische und taktische Ausrichtung zwischen Bonn und Washington kam, und es verhinderte auch nicht, dass es in der Bundesrepublik zu innenpolitischen Auseinandersetzungen kam, insbesondere über die US-Verteidigungspolitik, wenn es um nukleare Kapazitäten ging. Besonders deutlich wurde dieser Konflikt bei der Debatte um die Stationierung von Nuklearwaffen Anfang der 1980er Jahre, als Deutschland noch geteilt war.

			Während die USA traditionell den Löwenanteil der Verteidigungsausgaben in der Allianz tragen, hat sich die Debatte über eine stärkere Beteiligung der NATO-Mitglieder und die Festlegung auf einen bestimmten Anteil in jüngster Zeit zugespitzt. Zwar haben in den vergangenen Jahrzehnten viele US-Regierungen ihre Verbündeten immer wieder ermahnt, einen größeren Anteil der Lasten zu tragen, doch die Trump-Administration war hier aggressiver und hatte unter anderem diese Forderungen mit der Drohung verbunden, den eigenen Beitrag zur Allianz zu reduzieren. Tatsächlich hat Präsident Trump bekannt gegeben, die USA würden mehrere Tausend Soldaten aus Deutschland abziehen, weil die Belastungen zu ungleich verteilt seien. Präsident Biden hat diese Entscheidung zurückgezogen, doch es ist wahrscheinlich, dass die Auseinandersetzung um die Lastenteilung noch fortgesetzt wird.

			Die derzeitigen Anstrengungen Deutschlands und anderer europäischer Länder beim Ausbau der Verteidigungskapazitäten sind dringend erforderlich, nicht nur aufgrund der Forderungen aus Washington, sondern auch aus eigenem Interesse. Während sich die Sicherheitsinteressen der USA auf die ganze Welt erstrecken, benötigen die Europäer eine gemeinsame Verteidigungsstrategie, um mit alten und neuen Sicherheitsfragen in Europa umzugehen, darüber hinaus aber auch in Regionen jenseits des Kontinents, von denen Bedrohungen ausgehen. Diese Herausforderungen wurden mit den Jugoslawienkriegen in den 1990er-Jahren sichtbar, als an der Schwelle zur Europäischen Union Krieg, Völkermord und Flüchtlingswellen auftraten. Auch nach den Anschlägen vom 11. September in den USA wurde die Problematik deutlich, als man weltweit auf die Bedrohung durch den Terrorismus aufmerksam wurde, der in den beiden folgenden Jahrzehnten auch nach Europa kam. Weitere Herausforderungen entstanden durch den Zustrom von Flüchtlingen im Gefolge der Gewalt in Syrien. Derartige Migrationsströme können in diesem Jahrhundert nicht nur aufgrund von Terror und Bürgerkriegen, sondern auch aufgrund des Klimawandels weiter ansteigen.

			Der Weckruf, der nach der russischen Annexion der Krim und dem anhaltenden Konflikt in der Ukraine durch Europa ging, unterstreicht die Notwendigkeit einer besseren Koordination der europäischen Außen- und Verteidigungspolitik, um sich im Fall einer militärischen Bedrohung zu schützen, aber auch zur Abschreckung und zur Förderung der Stabilität jenseits der EU-Grenzen. Die Koordination dieser Bemühungen innerhalb Europas wird jedoch schwierig werden angesichts des Syrienkonflikts, in den das NATO-Mitglied Türkei nach dem Abzug der US-Truppen aus der türkisch-syrischen Grenzregion interveniert hat. Weitere Herausforderungen ergeben sich im Bereich der Cybersicherheit, an der alle Staaten ein Interesse haben, weil sie gleichermaßen verwundbar sind. Bislang sind ihre Maßnahmen jedoch nicht abgestimmt.

			Da die USA ihre Verteidigungskapazitäten in den vergangenen Jahren massiv ausgebaut haben, ist die zurückhaltende Reaktion der Deutschen umso mehr in die Kritik geraten. Die Vorwürfe aus Washington, Deutschland komme seinen finanziellen Verpflichtungen in Bezug auf den von allen NATO-Mitgliedern vereinbarten Anteil der Verteidigungsausgaben nicht nach und sei daher nicht in der Lage, die infrastrukturellen Kapazitäten zur Stärkung der Verteidigungsbereitschaft zur Verfügung zu stellen, haben zu einem Anstieg der deutschen Verteidigungsausgaben sowie zur Unterstützung verbesserter europäischer Kapazitäten geführt.

			Die Europäer haben zusätzliche gemeinsame Verteidigungsprojekte initiiert, um unter dem Dach der Ständigen Strukturierten Zusammenarbeit (SSZ) die Integration militärischer Fähigkeiten voranzutreiben. Dazu gehören eine Erhöhung des deutschen Verteidigungshaushalts sowie Initiativen wie die Stationierung deutscher Truppen in Litauen. Allerdings hängt die nachhaltige Umsetzung solcher Maßnahmen vom politischen Willen der Regierungen und ihrer Fähigkeit ab, ihre jeweilige Öffentlichkeit zu überzeugen. Das ist ein Bereich, in dem die Wie-wo-wann-warum-Fragen zur deutsch-amerikanischen Zusammenarbeit immer wieder neu formuliert und beantwortet werden müssen.

			Die gesellschaftliche Ebene

			Viele Amerikaner haben deutsche Vorfahren – auch der ehemalige Präsident Trump. Die Erinnerung an die Unterstützung der USA für die notleidende deutsche Bevölkerung nach dem Krieg ist mittlerweile vielleicht verblasst, doch ihr Vermächtnis findet sich in vielen Netzwerken, die verschiedene Bereiche der deutschen und der amerikanischen Gesellschaft miteinander verbinden. Neben den Kontakten auf staatlicher Ebene gibt es Hunderte Partnerschaften zwischen Städten oder zwischen den US-Bundesstaaten und den 16 deutschen Bundesländern mit zahlreichen Kontakten und einem regen Austausch. Eine spezielle Ausprägung dieser Kontakte entstand durch die Millionen amerikanischer Soldaten, die in den fünf Jahrzehnten nach dem Zweiten Weltkrieg in Deutschland stationiert waren.

			Auch deutsches Militärpersonal war in großem Umfang in den USA statio­niert. Einrichtungen wie die Amerikahäuser und Deutsch-Amerikanischen Institute trugen ebenfalls zur Kontaktpflege mit den USA bei wie die Goethe-Institute in den USA. Die enorme Anzahl von Schülern, Studenten und Wissenschaftlern, die über die Austauschprogramme deutscher und amerikanischer Organisationen in das jeweils andere Land reisen konnten, ist ein wichtiger Baustein, ebenso wie die Verbindungen zwischen Wirtschaftsorganisationen, gemeinnützigen Gruppen, die an gemeinsamen Herausforderungen arbeiten, und eine starke Präsenz in den Medien des anderen Landes.

			Während die amerikanischen Vorstellungen von den Deutschen als Verbündete im Allgemeinen positiv sind, werden die deutschen Vorstellungen von den USA oft von deren Präsidenten geprägt, der eine stärkere Medienpräsenz in Deutschland hat als die deutsche Kanzlerin in den USA. Von Präsident Kennedys berühmter Rede in Berlin nach dem Mauerbau bis zu Präsident Obamas Auftritten in Berlin ist das Bild des Präsidenten stets dominant. 

			Die Wahrnehmung spielt auch in der politischen Debatte in Deutschland über die Regierungspolitik eine Rolle. Wenn Präsidenten in der deutschen Öffentlichkeit extrem unpopulär sind, wirkt sich das auf die Ansichten zur Politik der USA und die Außenpolitik aus.

			Deutlich sichtbar wurde dieser Effekt zur Zeit der Wiedervereinigung und erneut nach den Anschlägen vom 11. September. Er zeigte sich auch in der negativen Haltung gegenüber der Entscheidung von Präsident George W. Bush, im Irak einzumarschieren. Und er war angesichts der extremen Unbeliebtheit von Donald Trump spürbar. Während der Wechsel zur Biden-Administration anfangs sehr begrüßt wurde, gibt es neben diesen Sichtweisen andere gesellschaftliche und wirtschaftliche Verbindungen in einem weitgefächerten Netzwerk.

			Die politische Polarisierung wird weiter die Innenpolitik in den USA wie in Deutschland und ganz Europa beeinflussen. Dadurch wird es deutlich schwieriger, einen Konsens im eigenen Land zu erreichen, der die Bemühungen um eine strategische Partnerschaft zwischen den beiden führenden Nationen stützt.

			Darüber hinaus gibt es weitere Probleme, die Deutschland und die USA vor große Herausforderungen stellen, etwa Migration und Flüchtlingsströme, Terrorismus, der Klimawandel und die digitale Revolution, die das Gefüge unserer Gesellschaften verändert. Die politischen Umbrüche, die auf beiden Seiten des Atlantiks zu beobachten sind, sind die Folgen einer Gegenreaktion auf die immer schneller voranschreitende Globalisierung und die damit verbundenen Zukunftsängste. Um ihnen zu begegnen, müssen Institutionen überdacht und reformiert werden. Deutschland und die USA haben mit den gleichen Problemen zu kämpfen und bekommen die Konsequenzen von Erfolg und Misserfolg gleichermaßen zu spüren. Daher sind die transatlantischen Beziehungen heute wichtiger als je zuvor seit dem Ende des Kalten Krieges.

			Schlussfolgerungen

			Deutschland und die USA teilen zentrale Werte, Institutionen und Ziele, aber die Art und Weise, wie die beiden Länder sie verfolgen und umsetzen, spiegelt ihre unterschiedliche Geschichte und ihr Selbstverständnis wider. Inmitten ihrer wechselseitigen Abhängigkeit, ihres Einsatzes für den anderen und der gegenseitigen Verpflichtungen verändert sich die Bedeutung der beiden Länder füreinander. Das kann zu einem für beide Seiten gewinnbringenden Austausch führen, aber auch zu Konflikten. Das ausgedehnte Beziehungsgeflecht auf verschiedenen Ebenen kann nicht verhindern, dass beim Dialog zwischen Berlin und Washington in einem Moment schwerer politischer Missstimmung auch wütende Töne zu hören sind. Andererseits können diese Verbindungen die Zusammenarbeit auf anderen Ebenen und zwischen anderen Akteuren erleichtern.

			Die deutsch-amerikanischen Beziehungen bilden eine vielschichtige Gemengelage nationaler Interessen, historischer Erinnerungen, innenpolitischer Debatten, institutioneller Parameter und gemeinsamer Anliegen, die so kompliziert sind wie die Gesellschaften der beiden Länder. Trotz intensiver Kontakte bleibt es eine Herausforderung, die Unterschiede in den Wahrnehmungen, in der Politik und bei den Zielen zu erfassen. Wie Amerikaner und Deutsche ihre politische Führung wählen, untereinander debattieren oder ihre Prioritäten setzen, ist trotz der offensichtlichen Ähnlichkeiten mitunter schwer nachzuvollziehen.

			Für Deutsche bringt der irritierende Kontrast zwischen den beiden sehr unterschiedlichen aufeinanderfolgenden Präsidenten, Barack Obama und Donald Trump, das Dilemma möglicherweise auf den Punkt, dass das Vertrauen in die transatlantischen Beziehungen schwankt. Die Amerikaner haben Mühe, das komplizierte Narrativ zu verstehen, das die Deutschen aus ihrer eigenen Geschichte ableiten, ebenso die Rolle, die sie sich heute auf der Weltbühne zuschreiben und die sich stark von der amerikanischen Sichtweise unterscheidet. Hier innerhalb dieser Veränderungen einen gemeinsamen Nenner zu finden, bleibt eine Herausforderung.

			Ebenso sind die Deutschen gefordert, die Besonderheiten des amerikanischen Wahlsystems zu verstehen, die sich zuletzt bei der Wahl von Präsident Joe Biden gezeigt haben. Die Verwirrung nach dem Wahltag am 3. November – einschließlich der Turbulenzen im Zusammenhang mit Betrugsvorwürfen vom Wahlkampfteam Trumps – legte die vielen institutionellen Schwachstellen eines Wahlsystems offen, das vor über zwei Jahrhunderten entwickelt wurde und nun in einem Land mit 330 Millionen Bürgern eindeutig Reformen bedarf. Vertrauen in die politische Führung und Institutionen im eigenen Land wiederherzustellen, wird ebenso wichtig sein wie die Wiederherstellung des Vertrauens in die amerikanische Führung auf der globalen Bühne. Doch, ob dies gelingt und ob die gemeinsame Basis wieder gestärkt werden kann, wird gleichermaßen davon abhängen, welche Prioritäten sich Deutschland setzt und wie sehr es sich einem stärkeren deutsch-amerikanischen Verhältnis verpflichtet fühlt.

			Die Parameter der deutsch-amerikanischen Interdependenz sind heute in der Tat umfangreicher als in früheren Jahrzehnten, weil beide Länder weitaus stärker in ein globales Netzwerk von Interessen, Bedrohungen und Möglichkeiten eingebunden sind. In den vergangenen sieben Jahrzehnten war das deutsch-amerikanische Verhältnis eine Geschichte der Erinnerung und Erneuerung – der Erinnerung, gepaart mit der Fähigkeit, die Vergangenheit zu überwinden, und der Erneuerung, gepaart mit der Verpflichtung zu einer besseren Zukunft. Es besteht durchaus die Chance, diesen Weg fortzusetzen, wenn beide Partner weiterhin Antworten darauf finden, wie, wann, wo und warum sie einander brauchen.
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